
		
			[image: Cover Länderbericht Groß-Brittannien]
		


		
			[image: Karte]
		


	
			[image: Karte]
		


		
			Schriftenreihe Band 10438

			Roland Sturm (Hrsg.)

			Länderbericht Großbritannien

		

	
				 [image: Logo Bundeszentrale für politische Bildung]


		
			Inhalt

			Vorwort

			Einführung

			Stefanie Bolzen

			Leben in Großbritannien

			I  Geschichte

			Andreas Fahrmeir

			Die Geschichte des Vereinigten Königreichs

			Jürgen Osterhammel

			Vom Empire zum Commonwealth

			Jana Gohrisch

			Postkolonialismus in der britischen Kultur

			II  Politik

			Roland Sturm

			Die Westminster-Demokratie

			Anette Pankratz

			Parlamentarische Zeremonie und politische Symbole

			Roland Sturm

			Die Autonomie von Schottland, Wales und Nordirland (devolution)

			Roland Sturm

			Der Nordirlandkonflikt – historisch und gegenwärtig?

			Marcus Theurer

			Steuerparadiese: Überseegebiete und Kronbesitzungen als Offshore-Finanzzentren

			Thomas Saalfeld, Wolfgang Goldbach 

			Parteien und Wahlen

			III  Gesellschaft

			Christa Jesse

			Die Royals

			Klaus Zehner

			London als Hauptstadt und internationale Metropole

			Sebastian Berg

			Migrationsbewegungen und Migrationspolitik

			Ingrid von Rosenberg

			Diversity – die vielfältige britische Gesellschaft

			Fiona Devine

			Die ungleiche Gesellschaft

			Michael Krause 

			Die überwachte Gesellschaft

			Emma Wisby

			Schulpolitik in England

			Cyprian Piskurek

			Sportnation(en) UK

			Marcus Theurer

			Wetten als Volkssport 

			IV  Kultur

			Christa Jansohn

			Shakespeare heute 

			Anna Auguscik

			Kulturereignisse und Kulturpreise

			Stephen Cushion

			Die britische Medienlandschaft

			Jana Gohrisch 

			Populär- und Jugendkulturen

			Richard Stinshoff

			Die Musealisierung des industriellen Erbes

			Bernd-Peter Lange

			Der englische Garten, britische Gärten

			V  Wirtschaft

			Stephen Wilks

			Britische Wirtschaft und Wirtschaftspolitik 

			Marcus Theurer

			Großbritannien setzt auf Atomkraft 

			Elisabeth Wesser

			Die Londoner City in der britischen Wirtschaft und in der Weltwirtschaft

			Gerald Wood

			Der Nordosten Englands

			Irene Dingeldey

			Sozialpolitik im Vereinigten Königreich

			Scott L. Greer

			Das englische Gesundheitssystem

			Gerald Wood

			Wohnen im Vereinigten Königreich

			VI  Großbritannien in der Welt

			Hans-Dieter Gelfert 

			Typisch britisch, typisch deutsch: Ein vergleichender Blick

			Richard Stinshoff 

			Das Vereinigte Königreich und Europa 

			Kai Oppermann

			Der Falklandkonflikt

			Kai Oppermann

			Großbritannien in der Weltpolitik

			Anhang

			Autorinnen und Autoren

			Impressum

		


		
			

			Vorwort

			Dieser Länderbericht entstand in turbulenten Zeiten. Die britische Politik, Gesellschaft und Wirtschaft sind spätestens seit dem Referendum vom 23.Juni 2016 von einem Thema geprägt: dem »Brexit«, dem angekündigten Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union. Der Länderbericht Großbritannien ist dennoch kein »Brexit-Bericht« geworden, sondern spiegelt auf vielfältige Weise die britische Geschichte, Politik, Gesellschaft, Kultur und Wirtschaft sowie die Rolle des Vereinigten Königreichs in der Welt wider. Für viele Menschen in Deutschland bleibt das Land ein Sehnsuchtsort, nicht nur wegen der königlichen Familiengeschichten oder den fußballerischen Glanzleistungen englischer Spitzenteams. In Deutschland steht das Vereinigte Königreich noch immer für überzeugende Werte, die eine Gesellschaft auch ohne geschriebene Verfassung zusammenhalten, wie Common Sense und Fair Play. Lord Ralf Dahrendorf, Deutscher und Brite, fasste diesen Befund 1986 in die Worte:

			»Gewiss funktioniert manches besser in Deutschland. Auch bin ich in Großbritannien selber zu lange im Reformgeschäft, um den Institutionen unkritisch gegenüberzustehen […] Wenn indes all das gesagt ist, müsste die ehrliche Antwort doch lauten: nein, die deutsche Lage wäre mir nicht lieber. Gebt mir die politische Kultur des Westminster Game mit all ihrer Entfremdung, ihrer Ineffizienz, ihrer Polarisierung, ihrem für manche absurden Ritual– denn wenn es einmal hart auf hart gehen sollte […] dann weiß ich, dass Englands politische Kultur die elementare Freiheit schützt, die ich zum Atmen brauche.«1

			Im Land selbst sind heute– auch als Folge der politischen Auseinandersetzungen um den Brexit– allerdings die Sorgen um die Demokratie gewachsen. Der Hang zur Polarisierung und zur Verachtung des Kompromisses, den die scheidende Premierministerin Theresa May in ihrer Abschiedsrede bedauerte, fordert eine offenbar tief gespaltene Gesellschaft heraus, die wie auch zu früheren Zeiten weitreichender Umbrüche nach einem neuen Selbstverständnis sucht. Längst ist klar, dass es neben der englischen Sichtweise auch unübersehbare schottische, walisische und nordirische Perspektiven gibt. Das Vereinigte Königreich lebt die nationale Vielfalt ebenso wie den Multikulturalismus. London ist ein Mikrokosmos der ganzen Welt, aber auch Symbolort vergangener Größe, des Empires und der Monarchie. Der Länderbericht will Anregungen geben, ein europäisches Land besser zu verstehen und sich mit offenem Geist den britischen Realitäten zu nähern.

			Ein solcher Länderbericht steht immer auf vielen Beinen. Die Bundeszentrale für politische Bildung hat sich große Verdienste erworben mit dieser Publikationsart, die Länder der Welt vorstellt. Der Herausgeber bedankt sich für die hervorragende Zusammenarbeit bei Dr. Hans-Georg Golz und Marie Schreier mit ihrem Redaktionsteam Katrin Müller, Karen Klaffke und Timo Jäckel im Fachbereich Print. Ehrendes Gedenken gebührt der während der Arbeit an diesem Band allzu früh verstorbenen Hildegard Bremer, die im Fachbereich Print für die Länderberichte verantwortlich war und wesentliche Anregungen für den Länderbericht Großbritannien gegeben hat. Außerordentlich profitiert hat der Länderbericht von der kundigen und effizienten Arbeit des Lektors Eik Welker und der klugen Bildauswahl der Bildredakteurin Beate Weingartner. Großen Dank auch an unsere 29Autorinnen und Autoren für ihre Geduld, ihre Bereitschaft zu Überarbeitungen und ihr Engagement. Der Länderbericht gibt allen Großbritannieninteressierten Grundlagen, die über den Tag hinausweisen. Der auf diesen Grundlagen aufbauende Blick über den Ärmelkanal wird sich auch in Zukunft lohnen– vielleicht mehr denn je.

			Roland Sturm, Erlangen im September 2019

			Anmerkungen

			
				
					1	Ralf Dahrendorf, Das »Westminster Game« und die englische Freiheit, in: Merkur 40 (1986) 8, S.746.

				

			

		



			Einführung




		
			Stefanie Bolzen


			Leben in Großbritannien

			David Lammy kämpfte mit den Tränen. »Das hier ist die Geschichte von zwei Städten. Charles Dickens schrieb vor fast zwei Jahrhunderten darüber. Aber es ist immer noch so im Jahr 2017.« Zwei Tage waren seit dem Brand im Hochhaus »Grenfell Tower« in London vergangen, bei dem der Labour-Abgeordnete Lammy eine gute Freundin verloren hatte. Insgesamt 72 Menschen waren in dem Inferno umgekommen. Den Vorwurf der Vernachlässigung des Brandschutzes durch Vertreter des verantwortlichen Stadtrats und der Betreibergesellschaft prüft derzeit eine Untersuchungskommission. Strafrechtliche Konsequenzen gab es bisher keine. 

			Vielen Bürgerinnen und Bürgern Großbritanniens erschien der Brand des Grenfell Tower seinerzeit als tragischer Höhepunkt einer andauernden Krise. Ein Jahr zuvor, am 23. Juni 2016, hatte eine knappe Mehrheit von 52 Prozent für den Austritt aus der Europäischen Union gestimmt. Eine Phase der politischen Instabilität setzte ein, die bis heute anhält.

			Das Ganze wurde damals von vier Terroranschlägen in London und Manchester in der ersten Jahreshälfte 2017 zusätzlich überschattet, bei denen mehr als 30Menschen starben; und von einer wachsenden Unsicherheit der britischen Wirtschaft bezüglich der Frage, welche Folgen der Brexit für sie und damit für das Königreich haben würde.

			So sinkt allgemein das Vertrauen der Briten in ihre Zukunft mit jedem Tag der anhaltenden Unsicherheit. Verstärkt wird das Krisengefühl durch ein Narrativ, das sich in der von Politiker Lammy beklagten »Geschichte von zwei Städten« widerspiegelt und sich auf zahlreiche Alltagsbereiche Großbritanniens übertragen lässt. Es ist nicht nur der große sozioökonomische Unterschied, den die mehr als acht Millionen Einwohner von London jeden Tag erleben, oftmals im eigenen Stadtviertel. Es ist der Unterschied zwischen Stadt und Land, ganz besonders zwischen London einschließlich des gesamten Südostens des Königreichs– und dem Rest des Landes. Es ist der Unterschied bei der Einkommensverteilung, den Bildungschancen, der sozialen Mobilität, dem Zugang zu Eigentum und Altersabsicherung; ebenso bei den Einstellungen zu Menschen anderer Kulturen und Religionen, zu Sexualität und Forschung.

			»Oxbridge«– Ziel aller Träume

			Die Geschichte verschiedener Welten fängt ganz klein an: mit der Schule. »Das Thema Schule ist bei uns eine Obsession. Wir können gar nicht aufhören darüber zu reden«, gestand einmal eine Londoner Freundin der Autorin freimütig ein. Dabei sind bestimmte Zyklen dieser Obsession zu beobachten, die besonders zu Jahresbeginn intensiv werden. Dann veranstalten die Privatschulen sowie begehrte staatliche Schulen ihre Aufnahmeprüfungen, auf die ehrgeizige Eltern ihr Kind monatelang selber oder oftmals mit einem Nachhilfelehrer vorbereiten. 

			Die Folge sind vor allem gestresste Mütter, die fünf Tage die Woche nach Schulschluss und am Wochenende mit ihrem Kind büffeln und es schließlich zwischen verschiedenen Schulen hin- und herkutschieren. Dafür haben sie vorher obendrein gut und gern umgerechnet 500Euro bezahlt, denn die Schulen verlangen dreistellige Gebühren für die Teilnahme an den Aufnahmetests. Auf die unschuldige Frage, ob denn nach dieser Hürde die Finanzierung der Schullaufbahn abgeschlossen sei, gab es ein lautes Lachen. »Oh, nein, dann geht es erst richtig los mit rund 20 000Euro– pro Jahr.«

			Das macht für sieben Jahre Sekundarschule den Wert einer schönen deutschen Eigentumswohnung. So viel geben Zehntausende Familien für die Schulen ihrer Kinder aus, vor allem in London. Bei Weitem nicht alle können diese Beträge aus ihrem Einkommen bezahlen, weshalb Schulgebühren oftmals einen üppigen Teil der privaten Verschuldung ausmachen. In vielen Fällen finanzieren Großeltern die Gebühren mit, oder die Eltern bitten um eine vorzeitige Auszahlung des Erbes.

			Dieses Phänomen ist vor allem in London verbreitet. In ländlichen Gebieten ist der Zugang zu Schulen grundsätzlich einfacher. Und auch in der Hauptstadt selber wächst der Anteil der staatlichen Schulen, die in der Bewertung der unabhängigen Kontrollagentur Ofsted gut abschneiden. Nach wie vor aber sind die Anmeldelisten jener Schulen, die bei Ofsted mit »ausgezeichnet« abschneiden, völlig überfüllt, weil es zu wenige gibt.

			Zumal für die allermeisten Familien in London das Thema Privatschule jenseits des Machbaren liegt: 90Prozent der Hauptstädter verfügten 2016 über ein Jahreseinkommen von unter umgerechnet 67 000Euro. Trotzdem stecken viele Familien alle Reserven in die Ausbildung der nächsten Generation. Denn die Statistik beweist, dass die Absolventen einer guten Schule einfacher den Weg in eine gute Universität machen und damit irgendwann in einer gut bezahlten Anstellung landen: Absolventen von Privatschulen, so eine Studie des unabhängigen Institute for Fiscal Studies, verdienen im Durchschnitt sieben Prozent mehr als jene von Staatsschulen. 

			Auch in den Topberufen spiegelt sich dieser Zusammenhang wider. Obwohl nur sieben Prozent der in Großbritannien lebenden Schülerinnen und Schüler derzeit eine gebührenpflichtige Schule besuchen, stammen beispielsweise drei Viertel der Toprichter im Land von Privatschulen. Ebenso wie 61Prozent der bestbezahlten Mediziner, besagt eine Studie des Sutton Trust, eine unabhängige Organisation zur Förderung sozialer Mobilität. Derselben Studie zufolge sind 75Prozent der Spitzenjuristen im Land »Oxbridge«-Absolventen, die ihr Zertifikat aus Oxford oder Cambridge haben. 

			Ähnlich hoch ist die Quote bei namhaften Medienleuten, von denen knapp über die Hälfte Privatschüler waren. Als der öffentliche Sender BBC Mitte 2017 die Gehälter seiner Topverdiener offenlegen musste, erhitzte nicht nur die unfaire Verteilung zwischen Männern und Frauen die Gemüter. Mindestens genauso stark war der Sturm der Entrüstung darüber, dass 45Prozent der bekanntesten und damit bestbezahlten BBC-Journalisten nicht auf staatlichen Schulen ausgebildet worden waren. »Die Frage: ›Auf welche Schule gehen deine Kinder?‹ ist mittlerweile eine Glaubensfrage geworden. In anderen Ländern fragt man, welcher Partei die Familie nahesteht. In Großbritannien verläuft der Graben zwischen Privatschülern und dem Rest«, erklärte die Londoner Bekannte. 

			My home is my castle 

			Mögen solche Fragen eher Gesellschaftskreise debattieren, die ohnehin zu den privilegierten gehören, so ist die ungleiche Verteilung der Bildungs- und Aufstiegschancen ein Thema, das sowohl die konservative Tory-Partei als auch– und das viel vehementer– die linke Labour-Partei beschäftigt. Das Parteiprogramm der Sozialdemokraten wurde durch den überraschenden Aufstieg des Erzsozialisten Jeremy Corbyn zu einem der radikalsten in ganz Europa.

			Doch sein politischer Erfolg gründete sich weniger auf seinen Gegenentwurf zum angelsächsischen Kapitalismus, sondern auf eine wachsende Zahl vor allem junger Leute, die sich von der etablierten Politik, »dem System«, vergessen fühlen. »Angesichts dessen, was in unserem Land passiert, mussten wir politisiert werden. Das ist jetzt unser Kampf– und die aufregendste Zeit meines Lebens!«, erklärt zum Beispiel Lotte Boumelha, eine Studentin. Wie andere ist sie über »Momentum« zur Partei gekommen, eine Bewegung, die rasend schnell und hoch professionell mithilfe sozialer Medien wie Facebook oder Twitter zu wachsen verstanden hat. 

			Einer der Gründe, warum sich junge Leute in Großbritannien politisch stärker engagieren, ist die soziale Ungerechtigkeit, die sie im Alltag erleben. Angefangen bei den Studiengebühren: Rund 10 000Euro kostet das Jahr. Auf durchschnittlich mehr als 52000Euro Schulden sitzen sie, wenn sie die Universität abgeschlossen haben, und müssen diese, einmal im Job, jahrelang abbezahlen.

			Das hat weitreichende Folgen. Denn die Zeit nach dem Studium ist just jene, in der sie eigentlich gern etwas Geld zur Seite legen würden, um sich die erste eigene Wohnung zu kaufen. »My home is my castle« ist nach wie vor ein eherner Grundsatz der Briten, egal ob alt oder jung. Vor rund 15Jahren besaßen noch 71Prozent von ihnen Eigentum. Ein eigenes Heim zu besitzen, betrachtete schon der Schriftsteller George Orwell als »eine Freiheit des Individuums«, die einen Teil der britischen DNA ausmacht– so wie das Pub, der Fußballplatz, ein kleiner Garten und eine schöne Tasse Tee am heimischen Kamin. 

			Weniger philosophisch ist der Drang zur eigenen Immobilie auch dadurch erklärt, dass sowohl die staatliche als auch die betriebliche Altersvorsorge im Vergleich zu Ländern wie Deutschland umso geringer ausfällt, je jünger die jetzt noch viele Jahre Berufstätigen sind. Der »Wealth and Assets Survey« des staatlichen Statistikamtes ONS stellte fest, dass junge Jobeinsteiger durchschnittlich nur ein Prozent ihres Lohns in die Altersabsicherung investieren. Da der Arbeitgeber diesen Betrag nur um dieselbe Summe aufstockt, entsteht eine dramatische Versorgungslücke vieler Briten für das Alter, die sie in früheren Zeiten durch die eigene Immobilie wettmachen konnten. Unter den über 65-Jährigen liegt die Quote der Hauseigentümer immer noch bei 75Prozent. Doch mit jeder Generation schrumpft sie weiter. 2017 besaßen nur noch 35Prozent der 24- bis 35-Jährigen ein Eigenheim. Gleichzeitig verdoppelte sich in dieser Altersklasse die Zahl der Mieter. 

			Kein Wunder: In London kostet ein Haus mittlerweile durchschnittlich rund 500000Euro– während Berufseinsteiger in der Hauptstadt durchschnittlich 33000Euro Jahresgehalt bekommen. Nicht viel weniger kostspielig ist Eigentum in großen Städten wie Manchester oder Birmingham. Der Durchschnittspreis in England liegt bei rund 250000Euro.

			Die Wohlfahrtsorganisation Shelter errechnete 2015, dass ein Single in London angesichts der hohen Kaufpreise und gleichzeitig teurer Lebenskosten durchschnittlich 29Jahre lang sparen muss, bis er einen Grundstock von 20Prozent für den Erwerb einer Wohnung zusammen hat. Für ein Viertel aller Erstkäufer ist deshalb die »Mama-Papa-Bank«, also die finanzielle Unterstützung der eigenen Eltern, der einzige Ausweg, ermittelte 2016 ein Report des Finanzdienstleisters Legal & General. 

			Oder aber die Wohngemeinschaft bleibt das Modell bis ins höhere Alter. In einer solchen lebt beispielsweise Charlotte Alldritt, Oxford-Absolventin, die für ein renommiertes Institut in London zum Thema öffentliche Dienste und Kommunen forscht. Seit Jahren schon will sie eine Wohnung kaufen. »Aber mir blieb am Ende des Monats nicht genug zum Sparen über«, sagt die 32-Jährige. Also lebt sie mit ihren Mitbewohnern, die 40 und 45Jahre alt sind, weiter in der WG. 

			Besserung ist nicht wirklich in Sicht. Zwar sind die Hauspreise seit dem Brexit-Referendum nicht weiter gestiegen. Aber sie verharren auf einem, vor allem für die Generation der heutigen Berufseinsteiger, in den meisten Fällen unerschwinglichen Niveau. 

			Besserung ist auch deshalb nicht in Sicht, weil durch die Brexit-bedingte Inflation die Reallöhne sinken. Ein Jahr nach dem Referendum war das Haushaltseinkommen im Vergleich zum Quartal vor der Abstimmung zwei Prozent geringer, teilte das Statistikamt ONS mit. Zugleich war die Sparquote auf den niedrigsten Stand seit mehr als 50Jahren gesunken. Eine Entwicklung, die allerdings nicht wirklich neu war. »Seit der weltweiten Finanzkrise haben die Reallöhne von Arbeitern und ihren Familien und der damit einhergehende Lebensstandard einen in der modernen Geschichte bisher nicht gekannten Absturz erlebt«, analysiert der Ökonomieprofessor Stephen Machin. Er hat errechnet, dass die Reallöhne in beinahe allen Branchen seit 2008, also nach Beginn der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise, um zehn Prozent gefallen sind. Diese Entwicklung war auf eine fast 20-jährige Periode gefolgt, in der die Einkommen der Briten zwar moderat, aber stetig gewachsen waren. Gleichzeitig ist die »Lohn-Ungerechtigkeit« (wage inequality), der Abstand zwischen besonders gut und besonders gering Verdienenden, immer größer geworden.

			Noch zu Hause im eigenen Land?

			Trotz der immensen Lebenskosten zieht die Hauptstadt vor allem junge Leute weiter an. Nicht zuletzt dank ihrer enormen Vielfalt, die London eine einzigartige Energie spendet. Mehr als 300Sprachen werden in der Metropole gesprochen, keine Ethnie, Kultur oder Religion fehlt. Mittlerweile sind deutlich weniger als die Hälfte der Bewohner Londons »weiße Briten«, wie die Statistiker ethnisch kategorisieren. 

			Polnisch ist mittlerweile die am häufigsten gesprochene Sprache nach Englisch, fast eine Million Polen ließen sich seit der EU-Osterweiterung und der damit einhergehenden Öffnung des britischen Arbeitsmarkts im Königreich nieder. Auch die muslimische Bevölkerung wächst. In Städten wie Birmingham bekennt sich mittlerweile jeder fünfte Bürger zum Islam, in Blackburn im Nordwesten ist es fast jeder dritte, im Londoner Stadtteil Tower Hamlets bald jeder zweite. 

			Großbritanniens enorme, in den vergangenen Jahren nur noch zunehmende kulturelle, religiöse und ethnische Vielfalt war indessen auch ein Hauptargument, aufgrund dessen sich eine knappe Mehrheit der Briten 2016 beim EU-Referendum für den Brexit entschied. »Take back control«– die Kontrolle wiedergewinnen, hieß der letztlich erfolgreiche Slogan der »Leave«-Kampagne. Der damalige Chef der United Kingdom Independence Party (UKIP) und brennende Euroskeptiker Nigel Farage hatte sich bei einer öffentlichen Veranstaltung über ein Erlebnis in einem Londoner Nahverkehrszug entrüstet: »Erst an der vierten Station hörte ich erstmals ein Wort Englisch. Fühle ich mich in dieser Situation unwohl? Ja, das tue ich.« So groß der Protest nach diesem Kommentar auch war– viele Briten empfinden die mangelnde Steuerung der Einwanderung in ihr Land als problematisch. 

			Die allermeisten Londoner, an die Buntheit der Kulturen gewöhnt, würden Farage allerdings kategorisch widersprechen. Als der aus schwerreichem Elternhaus stammende Tory Zac Goldsmith 2016 für das Bürgermeisteramt kandidierte, setzte sein Wahlkampfmanager auf krasse Mittel. Er ließ Goldsmith in einem Interview unverblümt erklären, sein Rivale Sadiq Khan stehe islamischen Fanatikern nahe, man könne einem Muslim nicht die Sicherheit der Hauptstadt überlassen. Den Wahlsieg von Labour-Mann Khan feierte das tolerante, junge London schließlich auch als Sieg über Salon-Rassisten wie Goldsmith.

			Aber auch in London selber bekommt man als Ausländer mitunter zu spüren, wie groß die Frustration über die vielen einströmenden Kulturen ist. Der Lebenspartner einer Bekannten, ein zumeist arbeitsloser Anstreicher, sah dem EU-Referendum schon Wochen zuvor mit Freude entgegen: Er werde auf jeden Fall für den Brexit stimmen. »Seit diese ganzen Osteuropäer gekommen sind, finde ich keine Jobs mehr. Und wenn, dann sind sie mies bezahlt.«

			Außerhalb Londons ist die Offenheit gegenüber Zuwanderinnen und Zuwanderern noch weniger ausgeprägt– ob gegenüber den vielen Arbeitsmigranten vom europäischen Festland oder den Millionen Einwanderern aus ehemaligen Kolonialstaaten wie Pakistan, Indien oder Bangladesh. In Städten wie Blackburn im Nordwesten Englands mit mittlerweile 52Moscheen fühlen sich nun die »weißen Briten« zunehmend isoliert. »In ein und derselben Stadt gibt es eine ähnlich wie die muslimische Gemeinde gettoisierte Gruppe– die weiße Arbeiterschicht«, schreibt der in Blackburn aufgewachsene Drehbuchautor Abaes Mohammad. »Obwohl sie isoliert voneinander leben, erleben sie dasselbe. Sie sind ausgeschlossen.«

			Und Isolierung treibt manche Menschen in die Extreme, auf allen Seiten. Die Terroranschläge in London und Manchester im Jahr 2017 wurden von völlig fanatisierten Muslimen begangen, aber auch– wie jener am 19.Juni nahe einer Londoner Moschee– aus islamfeindliche Motiven von einem arbeitslosen Autohändler aus Wales. 

			Die Herausforderungen, vor denen Großbritannien steht, sind immens: der Brexit, die Terrorgefahr, der überforderte Gesundheitsdienst NHS, die überlasteten Schulen, Wohnungsnot, mangelnde Integration der Muslime, eine in vielen Bereichen marode Infrastruktur, die Reform des Ausbildungssystems.

			Die Herausforderungen sind so groß, dass der Ton im Land seit geraumer Zeit immer schriller wird, vor allem der der rechten Presse. Politiker, die gegen den Brexit sind, werden als »Saboteure« beschimpft. Richter, die einer Klage gegen den Ausschluss des Parlaments bei der Auslösung des formalen EU-Ausstiegsprozesses recht geben, als »Volksverräter«. Und die– inzwischen zurückgetretene– Premierministerin diskreditiert Menschen, die sich in der globalen Welt zu Hause fühlen, öffentlich als »Bürger aus Nirgendwo«.

			Doch der Pragmatismus der Briten und ihre Abneigung gegen die Extreme zeigen sich immer wieder. So etwa musste die Premierministerin Theresa May im Juni 2017 bei der Wahl zum Unterhaus, mit der sie sich selber Macht verschaffen wollte, genau diese ein Stück weit abgeben. 

			So lieblich das Land ist– von den weißen Klippen von Dover über die grünen Hügel der Cotswolds bis zu den grünen Weiten Schottlands–, so liebenswürdig sind auch die Briten. George Orwell beschrieb voll Zärtlichkeit »ihre altmodischen Ansichten, ihre extreme Liebenswürdigkeit, ihre zutiefst moralische Haltung zum Leben« als unverrückbare Charakteristika seiner Nation. Eine Nation, die schon sehr viele Krisen hat kommen und gehen sehen. Was niemals Grund genug sein könnte, »die schöne Tasse Tee« kalt werden zu lassen.

		


		
			I  Geschichte

		


		
			Andreas Fahrmeir


			Die Geschichte des Vereinigten Königreichs

			1	Vom prä- zum poströmischen Britannien

			Es ist schwierig, zu entscheiden, wann eine Nationalgeschichte anfängt. Der Beginn der Erzählung kann leicht als Aussage über das Wesen einer Nation missverstanden werden. Es ist aber weder sinnvoll, nach einem »Volk« zu suchen, das besonders eng mit einem späteren Staat verbunden ist, noch erklären Ursprünge spätere Eigenarten einer Gesellschaft. Das gilt auch für die britische Geschichte, auch wenn das Verhältnis zwischen Einheimischen und (potenziellen) Invasoren immer wieder benutzt wurde, um spezifisch Britisches hervorzuheben.

			Lässt man die Geschichte mit der Antike beginnen, so ist auf den Britischen Inseln zunächst eine keltische Kultur greifbar. Neben »Fürstengräbern« und befestigten Plätzen hat sie aufwendig errichtete Kultstätten wie Stonehenge hinterlassen. Archäologische Funde dokumentieren bereits für die Jahrhunderte vor Christus den Austausch von Luxusgegenständen vom Norden Europas bis in die mediterrane Welt.

			Infolge der kurzlebigen Invasion durch Julius Cäsar (55/54 v. Chr.) und der dauerhaften Eroberung durch Claudius (ab 43 n. Chr.) wurden die heutigen Gebiete von England, Wales und Schottland bis zum Hadrianswall (122) bzw. Antoniuswall (ab142) zur römischen Provinz. Auch nördlich dieser Linien sowie in Irland zirkulierten römische Münzen und Ideen: Latein als Sprache der Gebildeten, die lateinische Schrift sowie neue religiöse Angebote, zunächst vor allem die römischen Kulte, später das Christentum, das vor allem in Irland auf große Resonanz stieß.

			Innerhalb der Provinz Britannien bildeten planmäßig angelegte und befestigte Städte wie Londinium (London) oder Eboracum (York) den Kern römischer Einflüsse; dazu kamen Badeorte wie Aquæ Sulis (Bath) und ländliche Gutshöfe (villae). Daneben überdauerten aber in kleinen Siedlungen traditionale Herrschaftsstrukturen, von denen Rebellionen gegen die prekäre römische Herrschaft ausgingen, so im Süden unter der britannischen Königin und Heerführerin Boudicca (60/61), die in künstlerischen Darstellungen vielfach als nackte Reiterin abgebildet ist, sowie fast durchgängig an der nördlichen Grenze.

			Im 4. und 5.Jahrhundert brach die auf Rom zentrierte Herrschaftsordnung zusammen. Die Verhältnisse im poströmischen Britannien näherten sich nun wieder denen an, die jenseits der Provinzgrenze überdauert hatten: Oberhalb einer auf einflussreiche Familien konzentrierten lokalen Herrschaftsstruktur konkurrierten Persönlichkeiten, die man als Stammeshäuptlinge, Klanchefs oder Warlords bezeichnen kann, um größere Einflussbereiche. In dieser Zeit fand auch ein Wandel statt, der früher als Masseneinwanderung von »Angelsachsen« gedeutet wurde, vor denen die keltische Bevölkerung nach Norden und Westen zurückgewichen sei. Diese Deutung ist aber wenig plausibel, weil der Transport so vieler Menschen vom Kontinent über den Kanal allein durch den Bau der dafür notwendigen Schiffe größere Spuren hinterlassen hätte. Heute geht man stattdessen von einer Verschiebung kultureller Vorlieben aus, die sich an Ortsnamen, dem Wechsel der Umgangssprache sowie Veränderungen in Verwaltung und Recht ablesen lässt. Diese hing sicher mit verstärkten Kontakten in den Nordseeraum zusammen, aber nicht mit großen Bevölkerungsverschiebungen.

			In der »angelsächsischen« Zeit erfolgten bis ins 8.Jahrhundert die von Irland ausgehende umfassende Christianisierung Englands und Schottlands und der Aufbau von Bistümern. Ab dem 10.Jahrhundert lässt sich auch die Gliederung des Landes in shires (später counties) nachweisen, die im Kern bis heute bestehen bleiben sollte: In vielen county towns befindet sich die moderne Verwaltung unmittelbar neben einem auf die angelsächsische Zeit zurückgehenden Burghügel.

			Oberhalb der shires bestanden prekäre Gleichgewichte zwischen Herrschaftsansprüchen über »Königreiche« wie Wessex, Mercia, Northumbria und andere, die durch militärische Siege oder Niederlagen, glücklose oder glückliche Heiraten oder Eingriffe von außen verändert werden konnten. Beutezüge aus Skandinavien mündeten ab dem 8.Jahrhundert in Versuchen, eine dauerhafte territoriale Herrschaft über jene Region zu etablieren, die 959–75 unter Edgar (the Peaceful, dem Friedfertigen) erstmals von einem einzigen König der Engländer (rex anglorum) beherrscht wurde. 1017 erreichten diese Versuche mit der Herrschaft des dänischen Königs Knut über große Teile Englands ihren Höhepunkt. Mit seinem Tod 1035 löste sich die Personalunion von englischem und dänischem König auf; England wurde zum Herrschaftsbereich von Knuts Stiefsohn Eduard (the Confessor, der Bekenner), nach dessen Tod 1066 sein Vetter Wilhelm (the Conqueror, der Eroberer), Herzog der Normandie, die Gelegenheit nutzte, England seinem Herrschaftsbereich hinzuzufügen. Aus dem Wunsch, diese neue Besitzung genau zu inspizieren, ging 1086 das Domesday Book hervor, ein genauer Katalog aller Orte unter Angabe ihrer Herrschaftsverhältnisse, Haushalte, Steuerleistung, Pachtzahlungen und Viehbestände für die Zeit der Eroberung und die Gegenwart. Dass ein solches Werk in nur einem Jahr zusammengetragen werden konnte, belegt indirekt, dass bereits die angelsächsische Verwaltung im europäischen Vergleich überdurchschnittlich effektiv war.
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			2	Mittelalterliche Reiche

			Durch die normannische Eroberung blieb England Teil einer Herrschaftsordnung, deren Zentrum jenseits des Kanals lag. Dass es auf auswärtige Ressourcen zurückgreifen konnte, stärkte das Land in der regionalen Konkurrenz gegenüber dem seit dem 10.Jahrhundert konsolidierten Königreich Schottland und der Föderation von Herrschaftsgebieten unter einem nominellen Großkönig in Irland. Während die englischen Könige von den schottischen nur Gesten der Unterwerfung verlangten– die diese mal vollzogen, mal verweigerten–, begannen sie in Irland ab dem 12.Jahrhundert mit der systematischen Eroberung; ab 1155 führten sie den Titel dominus hibernie (»Herr von Irland«).

			Am wichtigsten war den englischen Königen aber die Konkurrenz mit der französischen Königsdynastie. Die Tatsache, dass zahlreiche englische Könige des 11. und 12.Jahrhunderts in Frankreich begraben sind, spiegelt dies ebenso wider wie die Einführung des Französischen als Gerichtssprache in England im 13.Jahrhundert bis zur gesetzlichen Rückkehr zum Englischen 1362. Durch Eheschließungen und militärische Auseinandersetzungen verschob sich der Schwerpunkt der kontinentalen Besitzungen der englischen Monarchie im Lauf der Zeit allerdings von der Normandie im Norden nach Aquitanien im Südwesten Frankreichs. Eine als Friedensangebot gedachte Eheschließung zwischen der englischen und der französischen Dynastie 1308 legte ironischerweise den Grundstein für den »Hundertjährigen Krieg« (1337–1453) um die Kontrolle der französischen Krone. Nach dem Tod König Karls IV., der keine direkten Nachkommen hinterlassen hatte, ging die französische Seite davon aus, dass nur Männer den Thron Frankreichs erben konnten, weshalb sein Cousin Philipp seinen Anspruch erhob. Die englische Seite wiederum argumentierte, dass Frauen zwar nicht erben, aber ein Erbrecht weitergeben könnten, sodass der englische König EduardIII., dessen Mutter in direkter Linie der französischen Dynastie entstammte und besagte Ehe 1308 geschlossen hatte, sich als legitimen Thronfolger betrachtete. 

			Anfangs profitierten die englischen Könige von der Überlegenheit englischer Langbogenschützen in den großen Schlachten. Am Ende des Krieges mobilisierte die französische Seite aber ihre Ressourcen effektiver, sodass sie den Sieg davontrug– dies auch dank der »Jungfrau von Orléans« Jeanne d’Arc, eines jungen Mädchens, das vor allem durch ihre Überzeugungskraft die französischen Truppen motivierte. Die kontinentalen Besitzungen der englischen Könige bestanden nun nur noch aus der Stadt Calais. Auf die Niederlage im Hundertjährigen Krieg folgte zwischen 1455 und 1485 mit den »Rosenkriegen« zwischen den Häusern Lancaster (rote Rose) und York (weiße Rose) ein Konflikt um den Besitz der englischen Krone. Dessen Windungen und zentralen Wendepunkte bis hin zur Niederlage des buckligen Königs Richard III. (reg. 1452–85) bei Bosworth sind das zentrale Thema von Shakespeares Historiendramen, freilich aus der Perspektive der Sieger: der Tudor-Dynastie, die mit HeinrichVII. (reg. 1485–1509) den Thron bestieg.

			Die englische Königsherrschaft des Mittelalters beruhte auf Kooperation: mit der lokal verwurzelten Aristokratie bei der Erhebung von Steuern und der Aushebung von Soldaten, mit dem Klerus in Armenpflege und Bildungswesen (mit den im 11. bzw. 13.Jahrhundert nachgewiesenen Universitäten Oxford und Cambridge sowie den höheren Kathedralschulen) sowie mit den Städten (vor allem London) bei der Förderung und Besteuerung des Handels. Im Gegenzug beanspruchten Aristokratie, Klerus und Städte ein Mitspracherecht bei politischen und rechtlichen Entscheidungen. Die häufige Abwesenheit der Monarchen aufgrund der kontinentalen Besitzungen und Kriege vergrößerte die Autonomie der auf London konzentrierten Justiz und Zentralverwaltung; besonderer militärischer Finanzbedarf der Krone und persönlich schwache Könige stärkten die Position der Barone und Bischöfe sowie der Vertreter der shires und Städte, die sich zum englischen Parlament entwickelten. 1215 zwangen die Barone König Johann (Lackland, Ohneland, reg. 1199–1216) zu weitreichenden Zugeständnissen in der Magna Carta Libertatum, die unter anderem ein neutrales Gerichtswesen, eine Standardisierung von Maßen und Gewichten, grenzüberschreitende Reisefreiheit für Kaufleute sowie die Privilegien der englischen Kirche und der Stadt London garantierte. Drei der 68Klauseln (zum Gerichtswesen, zu London und zur englischen Kirche) gelten weiterhin. Die Magna Carta beschränkte allerdings auch die Rechte von Juden, die 1290 unter EduardI. (reg. 1272–1307) gänzlich des Landes verwiesen wurden. Unter EduardIII. (reg. 1327–77) setzte das Parlament den Anspruch durch, allen Gesetzen und Steuern zustimmen zu müssen. Im frühen 15.Jahrhundert wurde für Grafschaften ein einheitliches Wahlrecht eingeführt, das bis ins 19.Jahrhundert galt. Auch das aus der angelsächsischen Zeit übernommene Rechtssystem des Common Law mit seiner Betonung von Präzedenzfällen sowie der Beteiligung von Geschworenen begrenzte die Macht der englischen Krone.

			Im Gegensatz zum kontinentalen »Feudalsystem«, das Herrschafts- und Eigentumsrechte verflocht, Landbesitz eng an die Standeszugehörigkeit band und extreme Abhängigkeiten bis hin zur Leibeigenschaft hervorbrachte, wurden in England Arbeits- und Abhängigkeitsverhältnisse früh vertraglich geregelt und zeitlich befristet. Adel und Klerus genossen im Lauf der Zeit immer weniger Vorteile vor Gericht. Benefit of clergy– das Privileg, vor einem geistlichen Gericht zu geringeren Strafen verurteilt zu werden– konnte im 14.Jahrhundert jeder in Anspruch nehmen, der miserere mei (Erbarme dich meiner) sagen konnte. Im 16.Jahrhundert wurde das ehemalige Klerikerprivileg dann allen Ersttätern gewährt.

			Auch im Umgang mit Landbesitz trat die mit Land verbundene Herrschaft früh hinter dessen kommerziellen Wert zurück. Der vergleichsweise einfache Kauf und Verkauf von Grundbesitz erleichterte die Mobilisierung von Kapital durch Hypotheken und förderte die effiziente Nutzung von Land, aber auch die Entstehung großer Landgüter. Besonders produktiv war die Woll- und Tuchproduktion. Darauf verweist immer noch der Wollsack, auf dem der Vorsitzende (speaker) des parlamentarischen Oberhauses sitzt. Die Eröffnung eines Hanse-Kontors im Londoner Stalhof (steelyard) im 14.Jahrhundert dokumentierte die wachsende wirtschaftliche Bedeutung Englands für den Nordseeraum.

			3	Reformation und Personalunion mit Schottland

			Die neue Herrscherfamilie der Tudors bemühte sich um die Stärkung der Macht der Krone und die Vertiefung dynastischer Beziehungen. HeinrichVII. verheiratete seinen ältesten Sohn Arthur (1486–1502) 1501 mit der spanischen Königstochter Katharina (1485–1536). Als dieser starb, sollte die junge Braut trotzdem in der Familie bleiben. Eine Ehe mit dem Bruder Arthurs, Heinrich VIII. (reg. 1509–47), war durch das kanonische Recht ausgeschlossen, wurde aber vom Papst erlaubt– mit der angesichts des Gesundheitszustands des vorigen Bräutigams plausiblen Begründung, die erste Ehe sei nie vollzogen worden. Für die neue Dynastie war aber nicht die Verbindung mit der mächtigen spanischen Krone, sondern die Kontinuität der Erbfolge von entscheidender Bedeutung: Da aus Heinrichs Ehe mit Katharina nur eine Tochter hervorging, deren Erbanspruch unklar war, versuchte er den Papst dazu zu bewegen, die Auflösung von Katharinas erster Ehe zurückzunehmen und seine Verbindung mit ihr somit für ungültig zu erklären. Als Heinrich ohne die Zustimmung des Papstes 1533 seine Ehe in England annullieren ließ, um die Hofdame Anne Boleyn (1501–36) zu heiraten– die zweite von insgesamt sechs Ehen, aus denen nur drei überlebende Kinder hervorgingen–, führte dies 1534 zum Bruch mit der römischen Kurie und zur Exkommunikation des Königs. In dem so entstandenen religiösen Freiraum plädierten einige Adelige, Kleriker und einfache Gläubige für eine förmliche Konversion des Landes zum Protestantismus lutherischer, calvinistischer, zwinglianischer oder ganz individueller Prägung. Andere wollten Angehörige der katholischen Kirche bleiben. Wieder andere lehnten Veränderungen der kirchlichen Riten und ihrer theologischen Grundsätze ab, akzeptierten aber die Lossagung vom Papst. Zwar bemühte die Krone gelegentlich auch protestantische Positionen, etwa um 1538 die Enteignung des Klosterbesitzes zu rechtfertigen; wichtiger als theologische Fragen war ihr aber die Anerkennung der Autorität des Monarchen über die Kirche.

			Einerseits stärkten Heinrichs innenpolitische Reformen die Stellung der Krone, die vom Parlament– aus Überzeugung oder Furcht– unterstützt wurde. Andererseits isolierte der Bruch mit Rom England gegenüber dem bis 1560 katholischen Schottland. Er führte auch zu Rückschlägen bei dem Versuch, mithilfe des irischen Parlaments auf der Nachbarinsel eine ähnlich zentralistische Herrschaft durchzusetzen wie in England. Kriege Heinrichs VIII. gegen Frankreich und Schottland sorgten dafür, dass sich die beiden unmittelbaren Nachbarn gegen ihn verbündeten.

						Immerhin war die Erbfolge durch die Geburt Eduards VI. (reg. 1547–53) gesichert, der als Neunjähriger den Thron bestieg. Nach dessen frühem Tod wurde Heinrichs älteste Tochter MariaI. (reg. 1553–58) mit Anerkennung des Parlaments erste Königin des Landes; die weibliche Erbfolge war somit offiziell etabliert. Marias Versuch, die Rückkehr zur katholischen Religion mit Gewalt zu erzwingen, trug zur Verhärtung religiöser Konflikte bei; außenpolitisch verlor sie Calais an Frankreich. Auf Maria folgte Anne Boleyns Tochter Elisabeth I. (reg. 1558–1603). Sie bemühte sich, einenmoderaten Protestantismus mit katholischen Elementen zur Staatsreligion zu machen. Wachsende soziale Probleme sollten durch die Einrichtung einer steuerfinanzierten kommunalen Armenfürsorge gelindert werden. Der Invasionsversuch durch die »Armada« von Marias Witwer PhilippII. von Spanien konnte 1588 abgewehrt werden; auch die Dominanz Englands über die Britischen Inseln festigte sich. Gegenüber Irland setzte die englische Krone auf die systematische Ansiedlung englischer Pächter in plantations, die zum Vorbild überseeischer Siedlungskolonien wurden. Zwar spitzte sich der Konflikt zwischen Schottland und England zunächst zu, da die schottische Königin Maria Stuart (1542–87) Ansprüche auf den englischen Thron erhob, die sie auch nach ihrer erzwungenen Abdankung 1567 und ihrer Gefangenschaft in England durchzusetzen versuchte; als 1587 eine weitere Verschwörung aufgedeckt wurde, ließ Elisabeth sie hinrichten. Trotzdem entspannte sich die Lage, als absehbar wurde, dass Maria Stuarts Sohn JakobVI. (reg. in Schottland 1567–1625) als der engste Verwandte der kinderlosen Elisabeth ihr als JakobI. auf den englischen Thron folgen würde. 

			4	Englische Revolutionen

			Auch in der Personalunion zwischen England, Schottland und Irland (das 1542 unter Heinrich VIII. zum Königtum erhoben worden war) gab es weiterhin Auseinandersetzungen über das Ausmaß religiöser Toleranz und die Kirchenorganisation, das Verhältnis zwischen Krone und Parlamenten sowie der drei Königreiche zueinander. In religiösen Fragen versuchte Jakob I. durch eine autorisierte Bibelübersetzung (King James Version, 1604–11) individuelle Interpretationsspielräume einzuhegen. Sein Nachfolger Karl I. (reg. 1625–49) ging weiter, indem er durch die Förderung eines quasikatholischen Gottesdienstes den Widerstand strikter Protestanten (sogenannter Puritaner) hervorrief. Darüber hinaus versuchte er, ohne Parlament zu regieren, und behauptete, bestimmte Abgaben auch ohne dessen Zustimmung erheben zu dürfen. 1642 eskalierte die Konfrontation zwischen Krone und Parlament, Anhängern der Staatskirche und Puritanern sowie schottischen, englischen und irischen Interessen zum offenen Bürgerkrieg, der in England 1649 mit dem militärischen Sieg der Parlamentspartei unter Oliver Cromwell (1599–1658), der Verurteilung KarlsI. als Verräter und seiner anschließenden Hinrichtung endete. Royalistischer Widerstand in Irland wurde von Cromwell brutal unterdrückt.
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			Der Versuch von Karls Sohn Karl II. (1630–85), seinem Vater wenigstens in Schottland auf den Thron zu folgen, scheiterte 1651. England, Schottland und Irland wurden eine Republik (Commonwealth of England), in der die Armee eine Schlüsselstellung einnahm. Die Erwartung einer demokratischeren Ordnung sah sich aber bald mit dem Anspruch Cromwells auf eine quasimonarchische Stellung als »Lord Protector« (ab 1653 des Commonwealth of England, Scotland and Ireland) konfrontiert. Dazu passte, dass er seinen Sohn, den wenig begabten Richard Cromwell (reg. 1658–59), zum Nachfolger machte.

			Das Ergebnis des englischen Bürgerkriegs verhinderte auf den Britischen Inseln die Einrichtung eines Regierungssystems, in dem der Monarch ohne Zustimmung herrschen konnte. In seinem Verlauf, in dem für kurze Zeit jede Meinung im Druck vertreten werden konnte, wurden alle politischen und religiösen Ordnungen diskutiert. Daran beteiligten sich auch Personen, die normalerweise von politischen Belangen ausgeschlossen wurden. So debattierten 1647 einfache Soldaten in einer Kirche in Putney bei London über eine ideale Verfassung und entwickelten dabei Vorstellungen eines allgemeinen und gleichen Männerwahlrechts. 1651 argumentierte Thomas Hobbes in seinem berühmten Werk Leviathan zwar für eine Monarchie, leitete sie aber– anders als Karl I.– nicht aus dem Gottesgnadentum, sondern aus einem Vertrag zwischen Herrschern und Beherrschten ab. Das Bekenntnis des Commonwealth zu weitgehender religiöser Toleranz war die Grundlage der Wiederzulassung von Juden in England. Außenpolitisch orientierten sich Republik und Protektorat vor allem an englischen Handelsinteressen, was zu Kriegen gegen das katholische Spanien und die protestantischen Niederlande führte.

			Als mit dem Tod Oliver Cromwells die strukturelle Schwäche des neuen Regierungssystems sichtbar wurde, erging vonseiten des englischen Parlaments 1660 die Einladung an KarlII., nun doch als legitimer Monarch aus dem Exil zurückzukehren. Nach der restoration bemühte sich die Monarchie um eine moderate Religionspolitik und eine stabile Kooperation mit dem gestärkten Parlament; als Hindernis erwies sich aber das ab 1676 offensichtliche Bekenntnis des Königsbruders und Thronfolgers, JakobII., zum Katholizismus. Die religiöse Toleranz, die Jakob (reg. 1685–88) protestantischen Nonkonformisten und Katholiken zusicherte, stieß auf Wiederstand der anglikanischen Staatskirche. Als 1688 dem König ein Sohn geboren wurde und eine katholische Thronfolge drohte, ergriff Jakobs Schwiegersohn Wilhelm von Oranien, Generalstatthalter der Niederlande, die Initiative zu einer Invasion, vor der Jakob II. nach Irland floh.

			Im Zuge der Debatten über den Umgang mit Jakob II. entstanden zwei politische Netzwerke, die unterschiedliche Haltungen zum monarchischen Gottesgnadentum und politischen Freiheitsrechten einnahmen. Whigs betonten die Autorität des Parlaments als Vertreter der einen Seite des Herrschaftsvertrags zwischen Volk und Krone, Tories die Notwendigkeit einer Erbmonarchie, die politische Stabilität garantierte. Als Kompromiss übertrug das »Convention Parliament«, das nicht von der Krone einberufen worden war, sondern sich aus eigenem Antrieb versammelt hatte, 1688/89 die Krone sowohl auf Maria II. (reg. 1689–94) als legitime Tochter Jakobs II., der durch seine Flucht den Thron aufgegeben habe, als auch auf deren Mann Wilhelm III. (von Oranien, reg. 1689–1702) als Enkel Karls I. und Retter englischer Freiheiten. Zugleich setzte es die Anerkennung einer Bill of Rights (1689) durch, welche die Beteiligung des Parlaments an der Gesetzgebung und Steuererhebung festschrieb, den Abgeordneten für Aussagen im Parlament Immunität gewährte sowie die Unabhängigkeit der Justiz und die parlamentarische Kontrolle über das Militär sicherte. Zudem wurde die maximale Dauer einer Wahlperiode 1694 auf drei, 1712 dann auf sieben Jahre begrenzt.

			Die in England weitgehend friedliche, in Irland bis 1691 militärisch umkämpfte »Glorious Revolution« schrieb die Souveränität des Königs (nur) im Parlament fest und dokumentierte, dass das Parlament die Regeln der Erbfolge verändern konnte. 1701 schloss das englische Parlament katholische Erben von der Thronfolge aus und erklärte Sophia, Kurfürstin von Braunschweig-Lüneburg bzw. Hannover (1630–1714) als Enkelin JakobsI. zur Thronerbin– mit der Einschränkung, dass (anders als unter WilhelmIII.) Ausländer keine politischen Positionen mehr erhalten durften. Die Weigerung des schottischen Parlaments, die Entscheidung bedingungslos mitzutragen, trug zur Vereinigung der Königreiche Schottland und England zu Großbritannien im Jahr 1707 bei: So entstand ein Land mit einem Parlament, aber unterschiedlichen Verwaltungsstrukturen, Rechtssystemen und Kirchenordnungen, denn in Schottland gab es kein Monopol einer Staatskirche.

			5	Das 18. Jahrhundert und der Aufstieg zur Hegemonialmacht

			Die Stellung der Monarchen aus dem Haus Hannover war strukturell schwach, was durch ihre persönlichen Eigenarten noch verstärkt wurde: GeorgI. (reg. 1714–27) hatte seine Frau zu Hause inhaftiert und reiste mit seiner Mätresse nach England; GeorgII. (reg. 1727–60) bevorzugte die übersichtlicheren Verhältnisse in Hannover, wo er sich so oft wie möglich aufhielt; GeorgIII. (reg. 1760–1820) war ab 1788 sichtbar geisteskrank. GeorgIV. (reg. 1820–30) schließlich zeichnete sich durch amouröse Beziehungen und enorme Schulden aus, und seine prunkvolle Krönung war durch einen öffentlichen Disput mit seiner Frau überlagert, von der er sich wegen des Widerstands des Parlaments nicht scheiden lassen konnte. WilhelmIV. (reg. 1830–37) war vor allem für seine rüden Manieren bekannt, und auch die ersten Jahre der Herrschaft Viktorias (reg. 1837–1901), die nur das Vereinigte Königreich, nicht aber Hannover erbte, waren von Hofskandalen überschattet. Oberhaus und Unterhaus wurden durch die führenden aristokratischen Familien und ihre Klienten dominiert, während ein »Premierminister« (ein Amt, das sich unter GeorgI. herausbildete) die Regierungspolitik gestaltete. Er musste nach der Verfassungspraxis das Vertrauen der Krone und der parlamentarischen Mehrheiten besitzen, wurde also von der Krone ernannt, war aber dem Parlament gegenüber verantwortlich.

			Die Rolle politischer Parteien im 18.Jahrhundert ist in der Forschung umstritten. Whigs und Tories zerfielen in zahlreiche Fraktionen, die durch regionale Bindungen und persönliche Loyalitäten ebenso geprägt waren wie durch ideologische Differenzen; ein erheblicher Teil der Parlamentarier war von beiden Netzwerken unabhängig. Daneben bestand die Fundamentalopposition der Jakobiten, die eine Rückkehr des Sohns bzw. Enkels Jakobs II. auf den Thron anstrebten. Das Ausmaß dieser Opposition wurde in zwei auf Schottland zentrierten Aufstandsversuchen 1715 und 1745 sichtbar, die in England aber kaum Unterstützung fanden.

			Die Abschaffung der Vorzensur 1695 erleichterte politische, religiöse, wirtschaftspolitische und kulturelle Debatten, obgleich radikale oppositionelle Äußerungen weiterhin als Verleumdung hart bestraft werden konnten. Ab den 1770er-Jahren durfte in der Presse auch über den Inhalt der bis dahin theoretisch vertraulichen Parlamentsdebatten berichtet werden. Beides trug zu dem Ruf besonderer politischer Freiheit bei, der zu einem Kern britischer Selbstwahrnehmung wurde: »Britains never, never, never shall be slaves«, wie das Lied Rule Britannia 1740 verkündete.

			Die Freigabe öffentlicher Debatten wurde durch die Entschärfung religiöser Kontroversen erleichtert. Zwar war die Mitgliedschaft in der anglikanischen Staatskirche in England und Irland weiterhin Voraussetzung für die Übernahme öffentlicher Ämter oder die Zulassung zum Studium, aber in der Praxis wurde nur der jährliche Besuch einer anglikanischen Messe überprüft– an den anderen 51 Sonntagen konnten auch andere Kirchen besucht werden. In anderen Zusammenhängen wurden protestantische Nonkonformisten kaum behelligt, egal ob es sich um Gruppen wie die Society of Friends (Quäker) handelte, die im 17.Jahrhundert entstanden waren, oder um neue Bewegungen wie die im 18.Jahrhundert aus der anglikanischen Kirche hervorgegangenen Methodisten. Antikatholizismus konnte dagegen weiterhin Massenbewegungen mobilisieren, etwa 1780, als in den mehrtägigen »Gordon Riots« weite Teile Londons niederbrannten.

			Im 18.Jahrhundert erlebte Großbritannien einen starken wirtschaftlichen Aufschwung. Die Gründung der Bank of England als Aktiengesellschaft mit dem Recht zur Ausgabe von Banknoten nach niederländischem Vorbild 1694 sowie der Bank of Scotland 1695, die Entwicklung eines Markts für Schiffsversicherungen in Lloyds Kaffeehaus ab 1688, der Ausbau des Netzes ländlicher Hypothekenbanken und die Transformation von Goldschmieden zu Handelsbanken waren Teil einer »Finanzrevolution«, die den auf England zentrierten Handel erleichterte und London zum wichtigsten europäischen Finanzplatz werden ließ. 1801 kam mit der Stock Exchange (Börse) ein zentraler Markt für Staatsanleihen und Aktien hinzu. Das trug wiederum dazu bei, dass London Paris als bevölkerungsreichste Stadt Europas ablöste. Selbst heftige Krisen wie die Spekulationsblase um die Südseekompanie 1720 konnten diesen Prozess allenfalls bremsen, obgleich sie zu einer verbreiteten Skepsis gegenüber der Verlässlichkeit der Finanzwelt beitrugen.

			In der Landwirtschaft führte die systematische Verbesserung von Anbautechniken und die konsequente Entflechtung von Eigentums-, Besitz- und Verfügungsrechten in Verbindung mit der Nachfrage aus den wachsenden Städten zu Produktionssteigerungen, die die Versorgung im Vergleich zum Kontinent deutlich verbesserten (auch wenn ausländische Besucher durchgängig über hohe Preise klagten). 

			Obgleich Konzept und Datierung einer »Industriellen Revolution« inzwischen umstritten sind, steht fest, dass im britischen 18.Jahrhundert der Übergang zu einem dynamischen Wirtschaftswachstum erfolgte, das alle ökonomischen Sektoren betraf und mittelfristig Produktion und Konsum dramatisch verändern sollte. Ein Grund für den »englischen Sonderweg« war die geografische Lage. Lange Küstenlinien, Flüsse und die Investition in Kanäle reduzierten Transportkosten und begünstigten die Integration des Binnenmarktes. Die Seeverbindung zwischen den Kohlevorkommen im Norden und der Stadt London (wo die durch den Brand von 1666 erforderlich gewordenen Neubauten mit Steinkohle geheizt werden konnten) förderte den Ausbau des Kohlebergbaus. Dass Kohle leicht verfügbar war, verhinderte wiederum eine Energiekrise, die andernorts durch die Verknappung von Holz oder Torf Produktionssteigerungen und Bevölkerungswachstum begrenzte. Hohe Löhne und geringe Energiekosten legten Investitionen in arbeitssparende Maschinen nahe, sodass die Arbeitsschritte der Textilproduktion gegen Ende des 18.Jahrhunderts weitgehend mechanisiert waren. 

			Die Kommerzialisierung erreichte auch die Kultur: In großen Städten wie London oder spezialisierteren Zentren wie Bath wurde ein breites Spektrum an Vergnügungen (etwa Konzerte und Feuerwerke im Londoner Vergnügungspark Vauxhall Gardens) und Kunstwerken (wie die Ölgemälde und Kupferstiche von William Hogarth) angeboten, deren Gestalt vor allem durch die Regeln von Angebot und Nachfrage bestimmt wurde.

			
				
					[image: ]
				

			

			Außenpolitisch markierte der Übergang der englischen Krone an WilhelmIII. den Beginn eines Konflikts mit Frankreich, der bis 1815 die Grundstruktur europäischer Mächtebeziehungen bildete. In diesem Konflikt erwiesen sich die englischen politischen Institutionen als überlegen. Die Tatsache, dass die Rückzahlung der englischen Staatsschulden durch das Parlament (und nicht, wie in Frankreich, nur durch die Person des Monarchen) garantiert war und der robuste »fiskal-militärische Staat« (John Brewer) ermöglichten die besonders effiziente Mobilisierung von Geld, das dazu eingesetzt werden konnte, eine schlagkräftige Marine zu unterhalten und kontinentaleuropäische Verbündete zu finanzieren. Durch seine Dauer verstärkte der Konflikt mit Frankreich die Ausbildung eines antifranzösischen Nationalbewusstseins und damit die Bereitschaft der Bevölkerung, Kosten langer Kriege zu tragen, die nicht unmittelbar zu militärischen Erfolgen oder neuen Märkten führten. Der endgültige Sieg 1815 über das napoleonische Frankreich (das seit 1793 immer größere Teile des europäischen Kontinents kontrolliert hatte) folgte letztlich aus der Stärke der Marine, die den dauerhaften britischen Zugang zu den lukrativen globalen Handelsbeziehungen sicherstellte, der größeren Stabilität des britischen Regierungssystems und der größeren Leistungsfähigkeit des britischen Steuerstaates.

			In Irland waren die Entwicklungen weniger positiv. Seit dem 16.Jahrhundert war die Krone dort stärker durch Repression als durch Konsens präsent gewesen, ein Eindruck, der durch den Ausschluss der katholischen Bevölkerungsmehrheit von der Partizipation am parlamentarischen Prozess noch verstärkt wurde. Der Aufschwung der Landwirtschaft im 18.Jahrhundert, als Irland zu einer der produktivsten Agrarregionen Europas wurde, kam vor allem den Großgrundbesitzern, die oft in England wohnten, kaum den Pächtern kleiner Parzellen zugute. Von der Finanzrevolution blieb Irland weitgehend unberührt (eine Bank of Ireland wurde erst 1783 gegründet), und es profitierte auch kaum von der beginnenden Industrialisierung.

			Religiöse Spannungen, vergleichsweise autoritäre politische Strukturen und ökonomische Konflikte auf der Insel verliehen daher französischen Planspielen einer Allianz mit Irland eine gewisse Plausibilität. Diese Dynamik verstärkte sich, als die Auseinandersetzung zwischen Großbritannien und Frankreich ab 1789 mit der Französischen Revolution eine weitere ideologische Dimension erhielt: Aus der Sicht der britischen Regierung stand ein moderates Regierungssystem gegen radikalrevolutionären Terror bzw. napoleonische Großmachtfantasien; aus der Perspektive der radikalen Opposition die Herrschaft einer Oligarchie, die vom Elend breiter Bevölkerungsschichten profitierte, gegen eine demokratische Republik. Während sich die britische parlamentarische Opposition zunehmend von den Entwicklungen in Frankreich distanzierte, kam es in Irland Mitte der 1790er-Jahre zur Allianz zwischen der Reformbewegung United Irishmen und Frankreich. Allerdings scheiterten sowohl ein französischer Invasionsversuch 1796 als auch ein irischer Aufstandsversuch 1798. Der Zusammenschluss Großbritanniens und Irlands zum »Vereinigten Königreich« 1801 sollte solche Spannungen in der Zukunft vermindern. Da das Versprechen, gleichzeitig die politische Diskriminierung von Katholiken zu beenden, durch die britische Regierung gebrochen wurde, erreichte er das Ziel allenfalls teilweise.

			6	Hegemonialmacht und Werkstatt der Welt

			Mit dem Sieg über Frankreich 1815 etablierte sich das Vereinigte Königreich als globale Hegemonialmacht des 19.Jahrhunderts. Obgleich auch die britische Wirtschaft insgesamt bis in die 1880er-Jahre überwiegend kleingewerblich organisiert war, blieb der Produktivitäts- und Wohlstandsabstand zum Kontinent deutlich; Mitte des Jahrhunderts lebte bereits mehr als die Hälfte der englischen Bevölkerung in Städten, während der europäische Kontinent noch überwiegend ländlich war. Die sozialen und hygienischen Probleme der Industriestädte waren zwar erheblich, wurden aber im Lauf der Zeit durch den Ausbau der Kanalisation, die Verbesserung der Wasserversorgung und erste Ansätze eines sozialen Wohnungsbaus verringert. Der frühe Aufbau eines dichten Eisenbahnnetzes (ab 1825) senkte Transportkosten und beschleunigte Reisen. Telegrafie (ab 1838) sowie ein günstiges Postwesen (Penny Post ab 1840) trieb die Integration von Märkten voran und erleichterte die Kommunikation im Land. Wachsender Wohlstand trug auch zum Ausbau des Bildungssystems bei. Bereits vor der Einrichtung eines allgemeinen Elementarschulwesens ab 1870 wurde das Netz privater, kirchlicher und karitativer Bildungsangebote immer dichter. In London, Manchester und anderen Städten wurden neue Universitäten gegründet, die– wie seit jeher die schottischen Universitäten– auch Nonkonformisten und Katholiken offenstanden, die vom Studium in Oxford und Cambridge bis in die 1870er-Jahre theoretisch ausgeschlossen waren. Das zahlungskräftige, alphabetisierte Publikum begünstigte die Entstehung einer großen Zahl populärer Zeitungen und Zeitschriften, die ein gemischtes Programm aus Nachrichten und Sensationsberichten, Fortsetzungsromanen und Werbung präsentierten.

			Politisch setzte sich die Praxis durch, Spannungen durch Reformen zu lösen, um das Entstehen revolutionärer Situationen zu verhindern. So wurden 1828/29 politische Beschränkungen für Angehörige aller christlichen Konfessionen aufgehoben (für Juden blieben Einschränkungen bis 1858 bestehen). 1832, 1867 und 1884 wurde das Wahlrecht immer größeren Gruppen von Männern verliehen und die Größe von Wahlkreisen allmählich vereinheitlicht. Davon profitierten vor allem die wachsenden Industriestädte, während London statistisch unterrepräsentiert blieb. Dazu kamen Reformen der Lokalverwaltung, des Armenrechts, der Zoll- und Handelsgesetzgebung, des öffentlichen Dienstes, des Militärs, des Gerichtswesens sowie der alten Universitäten.

			Durch die Veränderung politischer Praktiken verschoben sich auch die institutionellen Gewichte: Die politische Bedeutung der Monarchen nahm kontinuierlich ab, während ihre Bedeutung als Identifikationsfigur eherzunahm. Stattdessen wurde der parlamentarisch legitimierte Premierminister eigentlicher Inhaber der vormaligen königlichen Prärogativen, die vom Monarchen nur auf seinen Rat hin ausgeübt wurden. Innerhalb des Parlaments verschoben sich die Gewichte vom Oberhaus, das noch zu Beginn des Jahrhunderts die erheblich wichtigere Kammer war, zum Unterhaus, dessen Primat in Finanzfragen 1911 gesetzlich festgeschrieben wurde. Im Parteiensystem spaltete die Auseinandersetzung über den Freihandel (konkret: die Abschaffung der Kornzölle, um die Lebenshaltungskosten zu senken) die Tories: Deren Freihandelsflügel bildete in den 1840er-Jahren mit den Whigs die »Liberale« Partei, der fortan die »Konservativen« gegenüberstanden; bis in die 1880er-Jahre blieben die Liberalen die führende Kraft.

			In England und Schottland zeichnete sich die Viktorianische Ära somit durch die graduelle Ausweitung politischer Partizipationsrechte und wachsenden Wohlstand unter dem Dach einer nur durch kurze Konflikte unterbrochenen Pax Britannica aus. In Irland ist die Erinnerung an das 19.Jahrhundert dagegen durch die große Hungersnot der 1840er-Jahre bestimmt, die zu einem steilen Anstieg der Todesfälle und massenhafter Auswanderung führte. Danach sank die Bevölkerung der Insel bis in die 1960er-Jahre kontinuierlich weiter ab– eine in Europa einzigartige Negativentwicklung. Die britische Regierung intervenierte kaum, unter anderem, weil die irischen Abgeordneten im gemeinsamen Parlament problemlos überstimmt werden konnten. Fortan gingen irische Reformforderungen über die Gleichbehandlung der Religionen und eine aktivere Sozialpolitik (Forderungen, die von der radikaleren englischen Opposition weitgehend mitgetragen wurden) hinaus und zielten auf Home Rule, also die Rücknahme der Vereinigung mit Großbritannien. Diesen Schritt lehnten britische Konservative und Teile der Liberalen ab. In ihrer Haltung wurden sie durch einen britischen Nationalismus unterstützt, der die Erweiterung des Herrschaftsgebietes für einen wichtigen Teil einer globalen britischen Mission hielt.

			Gegen Ende des Jahrhunderts schien sich der Abstand zwischen den Britischen Inseln und aufstrebenden Industriemächten wie dem Deutschen Reich und den Vereinigten Staaten zu vermindern. Diskussionen über die ungleiche Vermögensverteilung, soziale Missstände oder das Frauenwahlrecht führten zu großen, teilweise gewalttätigen Demonstrationen. Mit der Labour Party organisierte sich eine neue politische Bewegung. Das Parlament reagierte mit der Einführung neuer Systeme sozialer Sicherung wie Altersrenten (1908) und Versicherungen gegen Krankheit und Arbeitslosigkeit (National Insurance, 1911). Selbst in der irischen Frage schien es eine gewisse Bewegung zu geben, als der Beginn des Ersten Weltkriegs 1914 diese Entwicklungen vorerst abbrach.

			7	Siege und relativer Niedergang

			Das Vereinigte Königreich war eine der Siegermächte des Weltkriegs, doch die enormen Opferzahlen zogen breite Debatten über die Kompetenz der politischen und militärischen Eliten nach sich. Einige strittige Themen wurden in den bewährten parlamentarischen Verfahren gelöst: 1918 erhielten fast alle Männer über 21 und Frauen über 30 das Wahlrecht; ab 1928 durften auch Frauen mit 21Jahren wählen. Höhere Steuern, vor allem auf Erbschaften, verminderten Vermögensunterschiede etwas. 1921 schied der größere Teil Irlands nach längeren gewaltsamen Protesten durch den Anglo-Irischen Vertrag als Irischer Freistaat aus dem Vereinigten Königreich aus, in dem Nordirland weiterhin verblieb. Die Labour Party löste die Liberalen als führende linke Partei ab; radikale Alternativen zur parlamentarischen Ordnung, wie sie die Kommunistische Partei ab 1920 oder die faschistische Bewegung Oswald Mosleys (1896–1980) ab1932 darstellten, gewannen wenig Unterstützung.

			Diese politische Stabilität war insofern bemerkenswert, als die Rückkehr zum Goldstandard, der mit Kriegsbeginn aufgegeben worden war, im Jahr 1924 vor allem Bergbau und Schwerindustrie erheblich belastete. Der Süden Englands entwickelte sich durch Konsum- und Freizeitindustrie, Finanzsektor, Infrastrukturprojekte und Wohnungsbau dynamischer als der Rest des Landes. Doch selbst die Weltwirtschaftskrise und die wachsende außenpolitische Herausforderung durch das »Dritte Reich« führten zwischen 1931 und 1945 nicht zu verschärfter Konkurrenz zwischen den politischen Lagern, sondern zu »nationalen« Regierungen, die von breiten Koalitionen von rechts bis links getragen wurden. Die Bemühungen, durch eine Politik des Interessenausgleichs zwischen den vormaligen Kriegsgegnern Stabilität in Kontinentaleuropa herzustellen– seit 1935 konnten diese auch als »Beschwichtigung« (appeasement) des NS-Regimes gesehen werden–, waren 1939 erkennbar gescheitert. Infolge des deutschen Angriffs auf Polen erklärte das Vereinigte Königreich mit seinen Kolonien und im Bündnis mit den Dominions (außer dem Irischen Freistaat) dem »Dritten Reich« den Krieg. Dieser wurde von Winston Churchill (1874–1965), der im Ersten Weltkrieg als Kabinettsmitglied wenig glücklich agiert hatte, nun als Premierminister mit großem Geschick und tiefer Überzeugung geführt.

			Nach der deutschen Besetzung Dänemarks und Norwegens und der Niederlage Belgiens, der Niederlande und Frankreichs stand das Vereinigte Königreich vom Sommer 1940 bis zum deutschen Angriff auf die Sowjetunion ein Jahr lang allein einem von Gegnern kontrollierten Kontinent gegenüber. Damit dokumentierte es die Belastbarkeit seiner politischen Institutionen und seine Fähigkeit, Ressourcen gegen einen scheinbar übermächtigen Gegner zu mobilisieren; für den Sieg 1945 waren freilich die Unterstützung der USA und die Partnerschaft mit der Sowjetunion notwendig.

			Nach dem Krieg erlebte das Vereinigte Königreich unter der Labour Party einen sozialpolitischen Aufbruch, der eine umfassende Grundsicherung gegen Krankheit, Alter und Arbeitslosigkeit sowie ein umfangreiches Wohnungsbauprogramm einschloss. Die Nationalisierung von Kohlebergbau (1946), Eisen- und Stahlproduktion (1951 und 1967) sowie der Eisenbahn (1948) entsprachen der Vision einer durch professionelle Planung im Interesse aller Bürgerinnen und Bürger gesteuerten Wirtschaft. Diese erlebte zunächst ein starkes Wachstum und die Steigerung von Einkommen, was wiederum die Zuwanderung von Arbeitskräften aus dem Commonwealth of Nations (eine 1921 eingeführte Bezeichnung für das Britische Empire bzw. seine Nachfolgestaaten) förderte; die Zuwanderung von Muslimen, Hindus und Sikhs führte periodisch zu Debatten über das Ausmaß des religiösen Pluralismus, die in der Summe zugunsten der Toleranz ausgingen. Das Vereinigte Königreich blieb in der Nachkriegszeit eine der bedeutendsten Militärmächte, eine der größten Volkswirtschaften und ein wichtiger außenpolitischer Akteur, der die Struktur Kontinentaleuropas prägte und in vielen internationalen Konflikten eine wichtige Rolle spielte, auch wenn es seine globale Vormachstellung an die USAabtrat.

			Trotz des Beitritts zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 1973 fiel die wirtschaftliche Produktivität im Lauf der 1970er-Jahre jedoch immer weiter hinter die der westdeutschen und amerikanischen Konkurrenz zurück, während die Inflation mit bis zu 25 Prozent ein besorgniserregendes Niveau erreichte. Wachsende Zweifel an den Folgen der bisherigen Wirtschaftspolitik trugen 1979 zur Wahl Margaret Thatchers (1925–2013) zur Premierministerin bei. Sie verfolgte ein Programm wirtschaftlicher Deregulierung, der Entmachtung von Gewerkschaften, der Einhegung des Sozialstaats, der Privatisierung öffentlicher Unternehmen sowie der Stärkung von Polizei und Militär. Symbolische Härte und praktische Mäßigung (die Sozialausgaben stiegen weiterhin stärker an als das Bruttoinlandsprodukt) trugen dazu bei, dass die Konservative Partei bis 1997 an der Macht blieb. Abgelöst wurde sie durch »New Labour« unter Tony Blair (geb. 1953), dessen Programm sich deutlich von den bisherigen sozialistischen Tendenzen der Partei distanzierte.

			Ab 1990 wurde es der britischen Regierung unmöglich, den Wert des britischen Pfunds in der 1979 im Europäischen Währungssystem vereinbarten Bandbreite zu halten, und musste der Spekulation auf eine Abwertung an den Börsen nachgeben. Während das ein weiterer Beweis des relativen wirtschaftlichen Niedergangs war, profitierte die Regierung Blair von einem– allerdings stark auf den Südwesten des Landes zentrierten– Aufschwung im Finanzsektor, in den Dienstleistungen und der Kulturindustrie (für die sich in dieser Zeit das Schlagwort Cool Britannia etablierte). In der Finanzkrise 2008 erlebte das Vereinigte Königreich (ebenso wie Irland) einen besonders harten konjunkturellen Einbruch. Außenpolitisch und in der Benennung von Institutionen (Supreme Court statt Law Lords seit 2005) orientierte sich das Land stark an den USA, während die Kritik an den Folgen der europäischen Integration über Parteigrenzen hinweg anschwoll. Innenpolitisch wurden die Beziehungen der Landesteile neu geordnet. 1998 gelang eine provisorische Lösung des Konflikts zwischen Anhängern und Gegnern eines Anschlusses Nordirlands an die irische Republik, der seit den 1970er-Jahren in den sogenannten Troubles eskaliert war; 1998/99 erhielten neben Nordirland auch Schottland, Wales und London regionale Parlamente. Das bot potenziellen Unabhängigkeitsbewegungen einen institutionellen Kern und warf die bislang ungelöste Frage auf, in welchem Gremium fortan regionale Belange Englands verhandelt werden sollten.

			Ebenso schwierig wie die Suche nach Anfängen ist das Ziehen von Lehren aus der Geschichte. Ein Zwischenstand: Im Rückblick zeichnet sich die Geschichte des Vereinigten Königreichs durch erhebliche territoriale Fluktuationen, eine starke Marktorientierung, scharfe Konflikte zwischen Vorstellungen religiöser Homogenität und Pluralität, eine Kultur intensiver politischer Debatten sowie seit dem 18.Jahrhundert durch große institutionelle Stabilität aus.
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			Jürgen Osterhammel


			Vom Empire zum Commonwealth

			Als beim Referendum am 23.Juni 2016 eine knappe Mehrheit der Abstimmenden für den Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union votierte, schien damit das Signal in die Welt hinauszugehen, man wolle zu den Zeiten bindungsloser Größe zurückkehren. Damals, mindestens bis zum Zweiten Weltkrieg, hatte London ein Imperium regiert, das Kolonien auf sämtlichen Kontinenten umfasste. Das British Empire, dessen lange Lebenskurve ungefähr vom 3.Quartal des 16. bis zum 3.Quartal des 20.Jahrhunderts reichte, war das bevölkerungsreichste und territorial größte Weltreich, das es in der Geschichte je gegeben hat (siehe die Karte zum Britischen Empire).

			Aber glaubt man in England tatsächlich an das politische Ziel, zum angeblichen Glanz des Empires zurückkehren zu können? Das ist in der britischen Öffentlichkeit nie deutlich ausdiskutiert worden. Die 52Prozent »Brexiteers« des Jahres 2016 wollten gewiss nicht Ägypten, Pakistan, Jamaika oder Nigeria als Kolonien zurückerobern. Sie träumten weniger davon, erneut über Fremde in Übersee zu herrschen, als vor Fremden auf ihrer eigenen Insel verschont zu werden. Die Mehrheitsstimmung erwies sich in erster Linie als defensiv und kleinenglisch, erst sekundär als offensiv und imperial. Die Ausländer, die man abwehren will, stammen aus Polen, Rumänien oder Deutschland, nicht primär aus den früheren Kolonien. Von Empire-Nostalgie oder zumindest einer Auseinandersetzung mit dem Erbe des Empires ist nur in einem wolkigen Sinne die Rede. Mancher in England träumt erneut von einem »Greater Britain« der englischsprachigen Ökumene, ohne zu fragen, ob Kanadier, Australier oder Neuseeländer noch– oder wieder– daran interessiert sein könnten, sich englischer Führung unterzuordnen: Sie sind es nicht.

			In einer besonderen Weise allerdings machen sich Empire-Reminiszenzen– gewiss in indirekter Form, denn man muss beinahe so alt sein wie die Queen (geboren 1926), um sich noch an ein »funktionierendes« Weltreich erinnern zu können– in der Politik des Jahres 2018 bemerkbar: Nur mit dem Empire im Hintergrund war Großbritannien jemals eine Weltmacht gewesen. Allein die Einbindung in Europa hatte den Verlust des Empires teilweise kompensieren können. Wird ein zugleich postimperiales und vom europäischen Kontinent abgewandtes Vereinigtes Königreich die ersehnte Rolle als »auf Augenhöhe« anerkannter Partner der USA spielen können? Wird es in der strukturell unvermeidlichen Asymmetrie der britisch-amerikanischen special relationship die ersehnte Handlungsfreiheit finden, zumal angesichts einer Politik unter dem Motto »America first«, die vor dem alten kolonialen Mutterland keinen sentimentalen Respekt hat? 

			Auch wenn sich die heutigen Briten real und mental genauso weit von ihrem Empire entfernt haben wie die Bewohner Frankreichs, der Niederlande oder Portugals von ihren ebenfalls zwischen 1945 und 1975 verschwundenen Kolonialreichen, so bleibt die neuzeitliche Geschichte der Britischen Inseln doch ohne Berücksichtigung der imperialen Dimension unverständlich. Zugleich hat das British Empire eine welthistorische Bedeutung, die weit über Großbritannien hinausgeht. In der Geschichte zahlreicher Regionen Nordamerikas, der Karibik, Asiens, Afrikas und des pazifischen Raumes gibt es ein britisch eingefärbtes Kapitel. Und vor allem: Das Empire war immer schon mehr als ein simples Kolonialreich. 

			1	Das »erste« britische Reich, ca. 1570–1780

			England nutzte als relativ kleines und bevölkerungsschwaches Land Vorteile, die es zu Beginn der Frühen Neuzeit im Vergleich zu den Staaten des europäischen Kontinents besaß: eine günstige Lage am Ostrand des Atlantischen Ozeans; viel Erfahrung mit Küstenschifffahrt und Schiffbau; eine Wirtschaft, die exportfähige Überschüsse produzierte; eine Kaufmannschaft in den Hafenstädten, die früh mit neuartigen Formen der Partnerschaft und der Finanzierung des Fernhandels experimentierte; eine Staatsmacht, die zeitig die Bedeutung der Marine für die Landesverteidigung und des Überseehandels für die Prosperität des Gemeinwesens erkannte. Hinzu kamen nach der Reformation ein protestantisches Sendungsbewusstsein, das gegenüber katholischen Iren und heidnischen »Wilden« an der eigenen Überlegenheit keinen Zweifel erlaubte, sowie der Emigrationswille kleiner Gruppen religiöser Dissidenten, von denen die »Pilgerväter« des Jahres 1620 die bekanntesten sind.

			Wann aus solchen Anfängen ein englisches »Imperium« entstand, ist schwer zu sagen und letzten Endes auch nicht besonders wichtig. Der Begriff »empire« wurde im 16. und 17.Jahrhundert noch nicht in der Bedeutung verwendet, die er um 1800 erhielt: ein zentral und zumeist autoritär regiertes multiethnisches Gemeinwesen, das überwiegend durch militärische Eroberung zustande gekommen war und in dem eine Asymmetrie zwischen Mutterland (»Metropole«) und abhängigen Peripherien (meist »Kolonien«) auch nach langer Zeit nicht verschwand. Diese Definition lässt sich bereits auf das Imperium Romanum anwenden, und es ist kein Zufall, dass sich die Herrschaftselite des British Empire im 19.Jahrhundert stark mit dem alten Rom identifizierte. 

			Für die Zeit davor wird man manche Elemente dieser Art von Imperium in der geschichtlichen Wirklichkeit schwer wiederfinden. Das frühe Empire war im Vergleich zu den Überseereichen Spaniens und Frankreichs trotz zuweilen energischer politischer Führung im Kern eine Privatangelegenheit von Kaufleuten und Siedlern. Die Kontrolle über größere Territorien war noch kein Selbstzweck. Um Handel– auch jenen mit afrikanischen Sklaven– abzusichern, genügten in der Regel Stützpunkte an strategisch günstigen Küstenorten, zum Beispiel Boston am Atlantik, Kalkutta in Bengalen oder Bunce Island im heutigen Sierra Leone. Die vorwiegend landwirtschaftlich tätigen Siedler wiederum– es gab sie in nennenswerter Anzahl allein in Nordamerika– verstanden sich eher als Vorkämpfer von Christentum und europäischer Zivilisation denn als Pioniere eines englischen oder britischen Reichs. Sorgsam waren sie auf eine möglichst große Unabhängigkeit von London bedacht. Die Kolonisten erwarteten vom Mutterland Schutz gegenüber dritten Kolonialmächten (vor allem Spanien und Frankreich), die Garantie einer Rechtsordnung englischen Typs sowie Zugang zu den Märkten auf den Britischen Inseln– mehr nicht. Wenn man abermals die bei den Zeitgenossen so beliebten Analogien zur Antike bemühen will: Das Empire vor dem letzten Drittel des 18.Jahrhunderts war eher ein »griechisches« als ein »römisches« Gebilde. Es war ein locker gestricktes empire of the seas auf beiden Seiten des Atlantischen Ozeans. Die neben den Siedlungsgebieten an der nordamerikanischen Ostküste wichtigste, weil wirtschaftlich wertvollste britische Kolonie war die Insel Jamaika in der Karibik, Mitte des 18.Jahrhunderts einer der größten Zuckerproduzenten der Welt.

			
				
					[image: ]
				

			

			Man kann dieses »erste« British Empire am besten als ein britisch dominiertes System des Nordatlantikhandels beschreiben. Der Austausch in diesem System verlief nicht allein bilateral zwischen der Metropole auf der einen und ihren verschiedenen Kolonien auf der anderen Seite. Vielmehr wurde das System in Gang gehalten durch die Produktion und den Export teils von handwerklichen Gütern, teils von landwirtschaftlichen Produkten in Großbritannien, den Nordenglandkolonien, der Karibik und Afrika. (West-)Afrika, in dem es vor 1800 keine britischen Kolonien gab, »produzierte« und exportierte eine besondere Ware: menschliche Arbeitskraft, also die Sklaven, die durch einen international organisierten Sklavenhandel in die Neue Welt verschleppt wurden. Zwischen etwa 1760 und 1780 erreichte die jährliche Einfuhr von Sklaven in die britischen Kolonien ihren Höhepunkt. 

			2	Das Empire im Zeitalter von Seemacht und (früher) Industrialisierung, ca. 1780–1900

			Das »erste« British Empire verschwand nicht von heute auf morgen und wurde nicht plötzlich durch ein ganz anders geartetes »zweites« ersetzt. Man sollte eher von einem etappenweisen »Umbau« sprechen, der nach einer Übergangszeit– ca. 1780 bis 1830– einen neuen und komplizierteren Typ von Imperium, nunmehr ein wahres Weltreich, entstehen ließ. Dieser Umbau vollzog sich nicht nach einem großen Plan. Obwohl Einzelne in der politischen Elite Großbritanniens schon seit der Mitte des 18.Jahrhunderts in globalen Kategorien dachten, gab es doch keine große Strategie eines Griffs nach der Weltmacht. Man muss es pragmatischer sehen: Großbritannien besaß besonders günstige Voraussetzungen für eine fortgesetzte überseeische Expansion, und es nutzte Chancen und Zufälle, die sich boten, besonders geschickt aus. So erklärt sich, dass das British Empire schließlich wie ein buntes Mosaik mit verschiedenartigsten Elementen aussah.

			Das alte nordatlantische Handelsimperium geriet im letzten Quartal des 18.Jahrhunderts in eine tiefe Krise, wobei es weniger wirtschaftlich aus dem Gleichgewicht geworfen als politisch-ideologisch auf den Prüfstand gestellt wurde. Zwei Herausforderungen waren dabei für die bestehenden Zustände besonders bedrohlich: Zum einen dachten die Kolonisten in den Nordenglandstaaten einige Grundideen über politische Ordnung weiter, die seit dem englischen Philosophen John Locke (1632–1704) in der Diskussion waren, radikalisierten sie und kamen zu dem logischen Schluss, dass es praktisch vorteilhaft und theoretisch gut begründbar sei, sich von der Vormundschaft der englischen Krone und ihrer Vertreter in Amerika zu befreien. Das war der Kern der Amerikanischen Revolution. Sie führte nach einem Unabhängigkeitskrieg der Kolonisten (die aus Frankreich kriegsentscheidende Militärhilfe erhielten) gegen Großbritannien 1783 zur Anerkennung der neuen Vereinigten Staaten von Amerika durch London. 

			Zum anderen gerieten Sklavenhandel und Sklaverei, ohne die das nordatlantische Handelsimperium undenkbar war, in die Kritik. Diese wurde in Großbritannien selbst durch eine Allianz von Christen, aufgeklärten Humanitaristen und kühl kalkulierenden Ökonomen sehr wirkungsvoll vorgetragen. Dieser sogenannte Abolitionismus, der zunächst nirgendwo sonst in Europa einen ähnlichen Einfluss gewann, erreichte, dass das britische Parlament mit Wirkung von 1808 den Sklavenhandel– noch nicht die Sklaverei selbst– im British Empire verbot; 1834 wurden dann die in der Karibik verbliebenen Sklaven befreit. Diese Entscheidung hatte zwei weitergehende Folgen: Erstens erhielt die britische Kriegsmarine, die Royal Navy, den Auftrag, den Sklavenhandel auch in Schiffen unter nicht britischer Flagge zu unterbinden. Dies gab der Navy im Prinzip Anlass zum Eingreifen überall im Atlantik und im Indischen Ozean. Zum anderen bestärkte die erfolgreiche Überwindung von Sklavenhandel und Sklaverei die britische Öffentlichkeit in einem Gefühl, das gleichzeitig durch die wirtschaftliche Dynamik der beginnenden Industrialisierung genährt wurde: Großbritannien sei die fortschrittlichste Nation der Erde und daher moralisch befugt und aufgerufen, eine »zivilisatorische Mission« in der Welt zu erfüllen. Damit war ein neues Grundprinzip imperialer Legitimation gefunden: Das British Empire verstand sich fortan als eine riesige Maschinerie zur Verbreitung des Guten (einschließlich des protestantischen Christentums) in der Welt. Dass dabei die handfesten materiellen Interessen Großbritanniens nicht zu kurz kommen durften, verstand sich von selbst.

			Aus guten Vorsätzen allein entsteht noch kein Imperium. Einiges musste hinzukommen:

			(1) Der Verlust der nordamerikanischen Kolonien, die sich zu den USA zusammengeschlossen hatten, fügte dem Empire längerfristig keinen großen Schaden zu. Die transatlantischen Handelsbeziehungen wurden weiter ausgebaut, internationale Konflikte dadurch vermieden, dass die USA einstweilen kaum weltpolitische Ambitionen verfolgten. Mehr als 3,5Millionen (bis 1914) Auswanderer aus England, Schottland und Wales in die USA stärkten gemeinsame anglophon-atlantische Identitäten.

			(2) Bereits im ersten aller wahren Weltkriege, dem Siebenjährigen Krieg (1754–63), der in Zentraleuropa, aber auch in Nordamerika und Indien ausgetragen worden war, hatte Großbritannien seinem wichtigsten imperialen Konkurrenten, Frankreich, Kanada und mehrere westindische Inseln entrissen und die Verbündeten Frankreichs unter den indischen Fürsten besiegt. In der nächsten Runde der französisch-britischen Auseinandersetzungen, zwischen 1792 und 1815, setzte sich Großbritannien noch erfolgreicher durch. Dem revolutionären und dann napoleonischen Frankreich gelang es nicht, die britische Vorherrschaft zur See zu brechen. Am Ende des großen Konflikts hatte sich Großbritannien wichtige Flottenstützpunkte wie Kapstadt und Malta sowie die Insel Ceylon (Sri Lanka) gesichert. Das 1819 gegründete Singapur stieg innerhalb kurzer Zeit zum Zentrum britischen Einflusses in Südostasien auf.

						Bereits Mitte der 1760er-Jahre hatten die Briten– in Gestalt der gemischt staatlich-privaten East India Company– die Herrschaft über die reiche Provinz Bengalen mit der Hauptstadt Kalkutta übernommen. Doch erst in großen Feldzügen, die 1798 begannen, schalteten sie die letzten Reste französischen Einflusses in Indien aus und besiegten die verbliebenen indischen Militärmächte, vor allem die Sultane von Mysore (Maisur) und die Marathen-Konföderation unter ihrem Führer, dem Peshwa BajiraoII. Im Jahr 1818, am Ende der Eroberungszeit, war aus einer bengalischen Regionalmacht die unbestrittene Oberherrin über den gesamten südasiatischen Subkontinent geworden. Großbritannien kontrollierte nun die bevölkerungsreichste Kolonie in der gesamten Geschichte der europäischen Expansion. Erst in Indien bedeutete britische Kolonialherrschaft mehr als nur eine lockere Aufsicht über selbstbewusste Landwirte und Sklavenhalter. Eine winzige Minderheit von Briten (darunter überproportional viele Schotten und Iren) regierte nun über eine Vielzahl nicht europäischer Gesellschaften– die sozialen und religiösen Unterschiede zwischen den einzelnen Teilen Indiens waren beträchtlich–, wobei sie sich auch den Besonderheiten indischer Politik anpassen musste. Erstmals im Empire entstand nun ein bürokratischer Staat, der eher an die Staatsapparate des europäischen Ancien Régime als an die traditionelle dezentrale Selbstverwaltung auf dem englischen Lande erinnerte. Dieser Kolonialstaat, der zum Vorbild kolonialer Herrschaft in vielen anderen Teilen der Welt wurde, hatte vor allem drei Aufgaben zu erfüllen: (a) für Ordnung zu sorgen, also die britische Herrschaft militärisch zu sichern und das turbulente Indien zu befrieden, (b) die Grundsteuer zu kassieren: die wichtigste Finanzierungsquelle der Kolonialherrschaft und der Ursprung britischer öffentlicher Bereicherung aus Indien, und (c) günstige Bedingungen für den Außenhandel zu schaffen, an dem neben der mit Monopolrechten ausgestatteten East India Company von Anfang an auch Privatleute beteiligt waren.

			(3) Nahezu gleichzeitig mit den Anfängen des bürokratischen Kolonialstaates in Indien, aber damit ursächlich nicht verbunden, lebte ein anderer Typ von Kolonie neu auf. Die britische Position in Kanada (das zunächst aus mehreren einzelnen Kolonien bestand) war durch die allmähliche Einwanderung von Europäern, die Gründung von Städten und die Verdrängung der Ureinwohner hinter eine sich voranschiebende Siedlungsgrenze (frontier) aufgebaut worden. Ähnliches wiederholte sich nun in Australien, allerdings mit erheblicher Verkürzung. Während der nordamerikanischen Wirren war das beliebte Abschieben verurteilter Sträflinge in die Kolonien (das vielen Verurteilten die im England des 18.Jahrhunderts schnell verhängte Todesstrafe ersparte) schwierig geworden. Da entsann man sich des zwar seit Kapitäns Cooks erster Weltumseglung (1768–71) auf Karten verzeichneten, aber sonst unbekannten und– wie man meinte– »herrenlosen« Australien als Alternative. Mit der Ankunft der »Ersten Flotte« 1788 begann Australiens Geschichte zunächst als Gefängnis, dann wurde es Sträflingskolonie, und schließlich, etwa ab der Mitte des 19.Jahrhunderts, attraktives Ziel für freiwillige Einwanderer. Die australischen Kolonien, die sich erst 1901 zu einer Föderation zusammenschlossen, wurden zu eigenständigen, politisch vitalen Gemeinwesen demokratischer Prägung, von denen die Ureinwohner (aborigines) freilich ausgeschlossen blieben.

			In Neuseeland wiederholte sich ab 1840 ein ähnlicher Prozess der Staats- und Nationsbildung in noch kürzerer Zeit. Nur gab es dorthin keine Sträflingsverschickung und der militärische Widerstand der einheimischen Maori war so stark und so gut organisiert, dass die Briten, anders als in Australien und eher an Indien oder später an Afrika erinnernd, Eroberungskriege führen mussten. Diese endeten erst gegen 1872.

			(4) Die neue Phase der britischen Expansion fiel zeitlich mit der Industriellen Revolution zusammen, also dem seit etwa 1780 deutlich spürbaren Aufschwung der mechanisierten Produktion in Fabriken von beispielloser Größenordnung und der Anwendung der neuen Dampfmaschinentechnik auf den Verkehr. Die Beziehungen zwischen früher Industrialisierung und dem Aufstieg des »Second British Empire« sind keineswegs geklärt. So viel lässt sich aber sagen: Die Siege über Napoleon und die indischen Fürsten wurden noch mit einer vollkommen vorindustriellen Militärtechnologie errungen, und die frühe Besiedlung Australiens geschah mithilfe von Segelschiffen– Dampfboote gewannen erst im Opiumkrieg gegen China (1839–42) entscheidende Bedeutung. Auch waren die Staatsmänner hinter der neuen Expansionspolitik noch durchweg Aristokraten alten Schlages und nicht Vertreter eines »aufstrebenden« industriellen Bürgertums. Überhaupt blieben Außen- und Kolonialpolitik während des gesamten 19.Jahrhunderts überwiegend– und nicht nur in Großbritannien– eine aristokratische Domäne. 

			Großbritanniens Rolle als wirtschaftlich leistungsfähigstes Land der Welt machte sich auf eine eher indirekte Weise geltend. Zum einen waren hier bereits im 18.Jahrhundert die Mechanismen der Kriegsfinanzierung so perfektioniert worden wie in keinem anderen Staat der Welt. Kriege wurden nicht länger von Fall zu Fall durch unbeliebte Steuererhöhungen finanziert; vielmehr borgte sich der Staat die nötigen Mittel von seinen Bürgern, die wiederum in Staatsanleihen eine lohnende und sichere Investition zu sehen begannen. Zum anderen intensivierte die frühe Industrialisierung die ohnehin schon relativ starke Einbindung Großbritanniens in die Weltwirtschaft. Der neben Kohle wichtigste Rohstoff der Industriellen Revolution, die Baumwolle, wuchs nicht auf den Britischen Inseln. Er musste aus Asien, Nordamerika und später Ägypten importiert werden. Umgekehrt produzierten die Kattunfabriken in Mittelengland immer größere Mengen an Waren, die zu stetig sinkenden Preisen und dennoch hohen Gewinnen in alle Welt verkauft wurden. Dies stand jedoch in keinem direkten Zusammenhang mit der Geografie der imperialen Expansion. Die Rohstoffversorgung ließ sich über den freien Handel problemlos organisieren, ohne dass ein kolonialer Zugriff auf Baumwollplantagen nötig gewesen wäre. Und Absatzmärkte »eroberte« man sich mangels Konkurrenz auf friedlichem Wege, sobald dort die Importzölle niedrig genug waren. Es genügte daher, mit diplomatischem Druck und manchmal militärischer Einschüchterung (»Kanonenbootpolitik«), nicht europäische Regierungen dazu zu bringen, britische Einfuhren unbehindert ins Land zu lassen. Es war unnötig, die Märkte zu unterwerfen und zu kolonisieren. 

			Die Industrialisierung auf der einen und die überseeische Reichsbildung auf der anderen Seite folgten mithin jeweils eigenen »Logiken«, die sich nur manchmal berührten. Die Logik der Industrialisierung war mit informellem britischem Einfluss zufrieden, brauchte also nur das, was man ein informal empire nennt, aber keine kostspielig mittels eines Militär- und Verwaltungsapparats zu beherrschenden Kolonien. So war es etwa in ganz Lateinamerika, das im 19.Jahrhundert von Großbritannien mit Waren und Kapital durchdrungen, aber nicht kolonisiert wurde. 

			Die Logik der Kolonisierung wiederum reagierte meist defensiv auf Bedürfnisse von Handel und Finanz: Sobald britische Interessen in Gefahr waren, erwog man die koloniale Eroberung als letztes Mittel zu ihrem Schutz. Im Gegensatz dazu wurde offensive Kolonisierung nicht in erster Linie von wirtschaftlichen Motiven getrieben, sondern im Allgemeinen strategisch begründet: So wurden gefährdete Grenzen durch Okkupation ihres Vorfeldes gesichert, Territorien präventiv unter den eigenen »Schutz« gestellt, damit sich dort kein Rivale festsetzen konnte, Häfen (wie Kapstadt, Singapur oder Hongkong) und vorgelagerte Inseln (wie Malta oder Zypern) besetzt, um Verbindungslinien offen zu halten und zum Nutzen aller die Freiheit der Meere zu garantieren. Diese Prinzipien wurden während der napoleonischen Kriege ebenso angewandt wie nach 1882 beim Wettlauf unter den europäischen Staaten um die Aufteilung Afrikas.

			Dies also waren die vier Voraussetzungen, auf denen das British Empire des 19.Jahrhunderts beruhte: (a) der Aufbau zwar nicht freundschaftlicher (diese Kategorie spielte in der Diplomatie des 19.Jahrhunderts ohnehin kaum eine Rolle), aber doch tragfähiger Beziehungen zu den postkolonialen USA; (b) die Eroberung Indiens, das danach zu einem Laboratorium für neue Formen kolonialer Staatlichkeit wurde; (c) die Fortsetzung des Siedlungskolonialismus, nunmehr in Richtung Australiens und Neuseelands; (d) schließlich die zunehmende finanzielle und industrielle Stärke Großbritanniens, die zwar nicht die Eroberung neuer Kolonien nach sich zog, aber doch eine Politik der weltweiten Öffnung von Märkten verlangte und ermöglichte.

			3	Fundamente britischer Welthegemonie im 19.Jahrhundert

			Waren dies zugleich jene Faktoren, die Großbritanniens oft zitierten »Aufstieg zur Weltmacht« nach sich zogen? »Weltmacht« ist ein suggestiver, schwierig zu definierender Begriff. Wenn man ihn auf die Mitte des 19.Jahrhunderts anwendet, also auf die Zeit, als die britische Weltmachtstellung am offenkundigsten war, muss man sehen, dass er erst in der Atmosphäre intensiver Rivalität zwischen den »Großmächten« um die vorletzte Jahrhundertwende in Gebrauch kam. Eine »Weltmacht« muss also mehr sein als eine bloße »Großmacht« unter anderen Großmächten.

			Das Kriterium des militärischen »Potenzials« kann nicht genügen. Das British Empire hatte niemals einen solchen Vorsprung an Machtmitteln wie die USA im 20.Jahrhundert. 1860, auf dem Höhepunkt der britischen Weltstellung, beschäftigte das Vereinigte Königreich 347000Mann Militärpersonal, verglichen mit 862000 für Russland, das gerade einen Krieg (den Krimkrieg) verloren hatte, und 608000 für Frankreich, das elf Jahre später einen Krieg gegen das von Preußen geführte Deutschland verlieren würde. Großbritannien war auch nicht deutlich besser bewaffnet als die anderen Mächte; seine industrielle Stärke spiegelte sich nicht in Umfang und Qualität seiner Rüstung. Es war noch nicht einmal in seinem engeren regionalen Umfeld, also in Europa, die führende Militärmacht. Ebenso wenig stand es, wie die USA seit der Gründung der NATO 1949, an der Spitze eines schlagkräftigen Bündnisses. Die Weltmachtstellung Großbritanniens war also besonderer Art und keine bloße Vorwegnahme der späteren Position der USA in der internationalen Politik. 

			Ähnlich waren jedoch die Rahmenbedingungen. Großbritannien verdankte seine vorübergehende Vorrangstellung der Abwesenheit von Konkurrenz: Die USA, in den 1860er-Jahren durch den Bürgerkrieg geschwächt, spielten auf internationaler Bühne kaum eine aktive Rolle; Frankreich hatte Ehrgeiz und Stärke der Zeit von Napoleon I. nicht wiedergewonnen; Preußen war noch eine substanzielle »Mittelmacht«, das eurasische Russland, der gefährlichste Konkurrent der Briten, nach wie vor durch eine unreformierte politische und gesellschaftliche Ordnung behindert; China und das Osmanische Reich kamen aus Gründen ihrer inneren Entwicklung als Großmächte nicht länger infrage; Japan hatte nach Jahrhunderten freiwilliger Isolation soeben erst begonnen, sich der Außenwelt zu öffnen. Großbritannien hatte es daher um 1860 leicht, die allseits respektierte führende Macht der Welt zu sein. Was machte, positiv gesprochen, diesen Status aus?

			(1) Großbritannien war das einzige Land mit weltweiten Interessen: Handels- und Finanzinteressen überall, ebenso strategische Interessen, die sich für eine Seemacht militärisch primär in maritimen Stützpunkten konzentrierten, außerdem Interessen an territorialem Kolonialbesitz vor allem in großen Flächenstaaten wie Indien, Kanada, Australien, Neuseeland, Südafrika oder Jamaika. Seine Außenpolitik war daher nicht innereuropäische Politik mit gelegentlichen überseeischen Erweiterungen, sondern per se Weltpolitik. Großbritannien gehörte zum europäischen »Konzert der Mächte«, vermied aber eine feste Einbindung in das Mächtesystem und zog es vor, es aus insularer Halbdistanz zu dirigieren.

			(2) Großbritannien besaß die stärkste Kriegsflotte der Epoche. Dass sie weniger im Seekrieg als zu maritimen Polizeiaktionen eingesetzt wurde, tat der Bedeutung der Royal Navy als Symbol britischer Macht keinen Abbruch.

			(3) Britische Produkte waren in aller Welt zu finden: nicht nur Textilien, sondern auch »Hightech« aller Art. Fast überall stammten die frühesten Eisenbahnen aus britischer Fertigung. Vorübergehend war Großbritannien »the workshop of the world« und zugleich der technologische Pionier des Planeten.

			(4) Großbritannien genoss weltweit ein Prestige, das mehr war als Bewunderung für militärische Stärke. Es beruhte auf Anerkennung seiner wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Leistungsfähigkeit, seiner Effektivität als Nationalstaat sowie seiner politischen Institutionen, die Veränderung ohne revolutionäre Krisen ermöglichten. Kurz: Um 1860 oder 1870 bot Großbritannien– in enger Konkurrenz mit Frankreich und seiner glanzvollen Hauptstadt Paris– der Welt das Bild des modernsten Landes der Gegenwart.

			(5) Großbritannien betrieb zwar, wie jeder sah, eine oft kleinlich egoistische Interessenpolitik, schuf aber zugleich eine neue Weltordnung. Ihr Kern war der Freihandel. 1846 hatte Großbritannien unilateral seine Importzölle drastisch gesenkt und damit eine Art von Kettenreaktion ausgelöst, die ganz Europa bis zur russischen Grenze innerhalb von weniger als zwei Jahrzehnten in eine einzige Freihandelszone verwandelte. Gegenüber den lateinamerikanischen Republiken, dem Osmanischen Reich, China, Thailand und anderen setzte Großbritannien Freihandelsprinzipien mit Druck oder Gewalt durch. Sein eigenes Empire schottete es nicht durch Zölle ab, sondern öffnete es für jeden, der dort Geschäfte treiben wollte. Da, wo die britische Seeherrschaft weniger andere bedrängte, als vielmehr den Frieden (etwa durch Unterdrückung von Piraterie) auf den Weltmeeren wahrte, bot auch sie kostenlose »öffentliche Güter« an, die allen von Nutzen sein konnten. Großbritannien wurde zum Vorreiter einer durch das Völkerrecht abgesicherten liberal-kapitalistischen Weltordnung.

			Nimmt man diese fünf Merkmale zusammen, dann waren sie insgesamt niemals stärker ausgeprägt als im dritten Quartal des 19.Jahrhunderts. Wenn man es etwas großzügiger auslegt, lässt sich das »britische Jahrhundert« sogar auf volle hundert Jahre ausdehnen. Der Beginn der Eroberung Indiens (jenseits des alten kolonialen Stützpunkts Bengalen) 1798 markiert den Anfang dieser Epoche. Sie endet, außenpolitisch und imperial gesehen, mit zwei Kriegen: dem Spanisch-Amerikanischen Krieg (1898), mit dem die USA als Großmacht die Weltbühne betraten, und dem Burenkrieg (1899–1902, heute meist South African War genannt), den Großbritannien zwar, formal gesehen, »gewann«, der aber doch die Schwäche der imperialen Militärmaschinerie überraschend deutlich entlarvte.

			4	Veränderte Weltmachtrolle und Dekolonisation im 20.Jahrhundert 

			Nach der Jahrhundertwende wuchs das Empire territorial nicht mehr durch geplante Expansion. Anders als Japan, Italien und das nationalsozialistische Deutschland gehörte Großbritannien nicht zu den aggressiven imperialistischen Staaten des 20.Jahrhunderts. Nach dem Ersten Weltkrieg kamen allerdings einige frühere deutsche Kolonien (vor allem »Deutsch-Ostafrika«, das nun Tanganyika hieß, heute Tansania) und arabische Provinzen des Osmanischen Reiches (Irak, Jordanien, Palästina) unter britische Kontrolle. Sie waren Mandate, das heißt Treuhandgebiete des 1919 als Weltorganisation gegründeten Völkerbundes, die vorübergehend unter Vormundschaft gestellt wurden, in denen sich die Kolonialmacht also nicht fest einrichten konnte. Außer Tanganyika brachten diese Gebiete Großbritannien wenige Vorteile. Der Irak wurde bereits 1932 souverän, allerdings ohne dass der britische Zugriff auf seine Ölquellen darunter litt. In Palästina standen die Briten mit wachsender Hilflosigkeit vor den sich immerfort verschärfenden Konflikten zwischen Arabern und aus Europa einwandernden Juden. 1948 verließen sie das Land fluchtartig, nachdem sie jeden Einfluss auf das Geschehen verloren hatten. Die Mandatsgebiete waren für das Empire ein fragwürdiger Gewinn.

			Ansonsten wurden die Kolonien in der Zwischenkriegszeit für die Metropole wichtiger denn je. Das von der Londoner Hochfinanz dominierte globale Anleihensystem war im Krieg ebenso zusammengebrochen wie der liberale Welthandel. Die britische Wirtschaft war stark geschwächt, der Staat hoch verschuldet, vor allem bei seiner Kolonie Indien, die einen eigenen Staatshaushalt besaß. Eine wirtschaftliche »Weltmacht« war Großbritannien nicht mehr, mangels Konkurrenz aber nach wie vor ein weltpolitischer Akteur ersten Ranges. Einzelne Kolonien wie das exportstarke Malaya/Malaysia (Zinn, Kautschuk) wurden unentbehrlich, weil sie dringend benötigte Dollars erwirtschafteten. Das Empire wurde auch mental für die Briten bedeutsamer als vor 1914. Der Rundfunk (BBC), Schulbücher und zahlreiche Kolonialausstellungen widmeten dem Weltreich intensive Aufmerksamkeit. Auch die Verknüpfung von Monarchie und Empire, die erst durch die Propaganda anlässlich von Queen Victorias diamantenem Thronjubiläum 1897 wirklich populär geworden war, gewann nun an größerer Bedeutung.

			Den Zweiten Weltkrieg überstand das Empire äußerlich weithin intakt. Vor allem, wenn man an die wichtigen Kriegsbeiträge der Dominions Kanada, Australien und Neuseeland denkt, hatte es sich für das Mutterland in Kriegszeiten erneut eher als Hilfe denn als Last erwiesen. Indien, wo es eine besonders aktive nationalistische Bewegung unter der Führung von Mohandas (»Mahatma«) Gandhi gab, und Ceylon konnten sich seit den 1930er-Jahren Hoffnung auf baldige Unabhängigkeit bzw. Dominion-Status machen. Bei Kriegsende war der Rückzug der Briten keine Frage des Ob, sondern des Wann und Wie. 1947/48 wurden diese Länder unabhängig, dazu auch Burma. Indien wurde gegen die britischen Pläne in die Indische Republik und den Muslim-Staat Pakistan geteilt. In Malaya kämpften die Briten bis 1957 (mit Nachhutgefechten bis 1960) gegen kommunistische Rebellen, um den neuen Staat in die Hände gemäßigter probritischer Kräfte legen zu können. Nach der Unabhängigkeit des Stadtstaates Singapur 1963 blieb vom asiatischen Imperium nur noch Hongkong übrig, ein Wirtschaftszentrum von globaler Ausstrahlung, in dem britische Firmen längst nicht mehr allein den Ton angaben und dessen Sonderstatus auf der Duldung durch China beruhte. 1997 wurde es an China übergeben.

			Die Dekolonisation in Afrika, im Indischen Ozean (Mauritius) und im Mittelmeer (Zypern, Malta), am Persischen Golf (Emirate), in der Karibik, in Mittelamerika (Britisch-Honduras, heute Belize) und in Südamerika (Guyana) müsste eigentlich in einer Vielzahl einzelner Geschichten geschildert werden. Hinter dem Ende des Empires stand ebenso wenig wie hinter seinem langwierigen Aufbau ein großer strategischer Plan. In jedem besonderen Fall kam ein spezifisches Bündel von Faktoren zusammen. Einiges lässt sich aber doch über den Gesamtprozess sagen:

			(1) Dieser Prozess begann 1956 mit der Unabhängigkeit des Sudans. Im gleichen Jahr manövrierte sich die britische Politik während der Suezkrise in eine doppelte Konfrontation sowohl mit dem arabischen Nationalismus als auch mit den USA, aus der sie stark geschwächt hervorging. Die »heiße Phase« der Dekolonisation kann man auf die Jahre 1959 bis 1964 datieren– ausgerechnet unter einer konservativen Regierung. Danach ging es nur noch um den Rückzug von verstreuten Restpositionen. 

			(2) Trotz zahlreicher Brutalitäten– vor allem in Malaya und Kenia sowie bei der chaotischen, von keiner Zentralgewalt geplanten und gesteuerten Teilung Südasiens in Indien und Pakistan– verlief der britische Rückzug aus Übersee relativ gewaltfrei, wenn man ihn mit der niederländischen, belgischen (Kongo) und vor allem der französischen (Vietnam, Algerien) Dekolonisation vergleicht. Auch hier bewährten sich die Instrumente der englischen Verfassungstradition, die bereits in den allerletzten Jahren der Kolonialzeit vielfach in Form von responsible government in den betreffenden Regionen zugelassen worden waren. Die tatsächliche Dynamik einheimischer Politik entzog sich aber britischer Steuerung.

			(3) Wenngleich die Briten selten Herren des Geschehens waren, fiel die Macht doch nur ausnahmsweise in die Hände extrem antibritisch gesinnter Kräfte (etwa in Burma). Das größte Problem bildeten (wie für Frankreich in Algerien) weiße Siedler, vor allem im südlichen Afrika. Südrhodesien ging durch eine Siedlerrevolte und einen langen Guerillakrieg hindurch, bis aus der ehemaligen Kolonie mit britischer Vermittlung 1980 Simbabwe wurde.

			(4) Die Frage, warum es zur Dekolonisation kam, ist in solcher Pauschalität wenig sinnvoll. Man kann sie nur ebenso pauschal damit beantworten, Kolonialherrschaft habe sich historisch überlebt. Bei genauerer Analyse wird man vier Ebenen unterscheiden müssen: (a) die Ebene kolonialer Politik (auf der häufig der koloniale Nationalismus als eine unabhängige Variable betrachtet wird); (b) die metropolitane Ebene, das heißt die Entscheidungsbildung im Mutterland hinsichtlich des Empires, vor allem die wechselnde Bewertung seines ökonomischen und strategischen Nutzens; (c) die globale Ebene, also die Verschiebung der Kräfteverhältnisse in Weltpolitik (Kalter Krieg) und Weltwirtschaft (Aufstieg transnationaler Konzerne); (d) die ideengeschichtlich-normative Ebene, etwa die Delegitimation von Kolonialismus und Rassismus in internationalen Foren wie den Vereinten Nationen. Eine Generalerklärung für die Dekolonisation gibt es nicht. 

			5	Heutige Spuren des Empires: Anglophonie, Rechtstaatlichkeit, Immigration, Commonwealth

			Das Ende des Empires war von einem Konsens aller maßgebenden politischen Kräfte getragen. Dies ersparte Großbritannien schwere innenpolitische Krisen, wie Frankreich und Portugal sie erlebten. Was bleibt aus heutiger Sicht vom Empire? 

			
				
					[image: ]
				

			

			(1) Das weltgeschichtlich folgenreichste Erbe des Empires ist die Verbreitung der englischen Sprache als wichtigstes globales Kommunikationsmittel und als Literatursprache auf allen Kontinenten. Der Siegeszug des Englischen ist zwar nicht ausschließlich der britischen Expansion zu verdanken, hat aber in ihr seine tiefste Wurzel. Als Kaufleute, Seefahrer, Siedler, Missionare, Arbeitsemigranten, Sträflinge und Kolonialherren brachten Engländer, Waliser, Schotten und Iren ihre Sprache mit. In einigen Kolonien betrieb die Kolonialmacht über das Erziehungswesen eine bewusste Anglisierungspolitik. In Indien und später in Teilen Afrikas überwölbte Englisch die Vielfalt der einheimischen Sprachen: Als sich nach 1885 der indische Nationalismus zu organisieren begann, verständigten sich seine Aktivisten, die aus vielen Teilen des Subkontinents stammten, untereinander auf Englisch. Es ist keineswegs selbstverständlich, dass Kolonialmächte den kolonisierten Gesellschaften ihre eigene Sprache dauerhaft aufprägen: Niederländisch ist aus Indonesien, Französisch aus Vietnam so gut wie verschwunden.

			(2) Das ehrgeizige und anmaßende Programm einer europäischen »Zivilisierungsmission« gegenüber der »unterentwickelten« Welt ist auch in seiner britischen Version gescheitert. Die Menschheit hat sich nicht nach dem Bilde Europas umgestalten lassen. Andererseits ist zumindest eine Idee, die das Empire in die Welt hinaustrug, lebendig geblieben: der Rechtsstaat. Mehr noch als die Demokratie ist die Vorstellung einer unabhängigen Justiz und des Rechts aller Bürger, vor dieser Justiz als Gleiche Gehör zu finden, eine Errungenschaft der englischen politischen Kultur. Es ist kein Zufall, dass zahlreiche Führer antikolonialer Befreiungsbewegungen im Empire, darunter die indischen Politiker Mahatma Gandhi, Jawaharlal Nehru und Mohammad Ali Jinnah (der Gründervater Pakistans), britisch ausgebildete Juristen waren. Sie attackierten das Imperium mit den Werkzeugen europäischen Rechts. Selbstverständlich war auch die britische Kolonialherrschaft von zahllosen Akten der Brutalität und Willkür durchzogen, allen voran Enteignungen und Vertreibungen großen Stils. Dennoch ist britische Kolonialherrschaft nach dem Ende der Sklaverei weniger als die Kolonialherrschaft anderer europäischer Länder Willkürherrschaft gewesen. Völkermord an den Untertanen der britischen Krone war keineswegs koloniale Alltagspraxis. Es gab selten (wie etwa im französischen Algerien oder in Südafrika nach der britischen Kolonialzeit) ein rassistisch diskriminierendes Sonderrecht für die einheimische Bevölkerung. Obwohl in der Praxis oft verfehlt, blieb das Ideal des juristisch ordentlichen Verfahrens (due process of law) als Orientierungsmaßstab gültig, auch in der Kritik einheimischer Oppositioneller an postkolonialen Diktaturen und herrschenden Oligarchien.

			(3) Im Lauf der Dekolonisation wurden schätzungsweise 700000Briten nach Großbritannien repatriiert. Das sind relative wenige neben den mehr als zwei Millionen in die Heimat zurückgeführten Franzosen und auch neben den 1,2Millionen, die ein kleines Land wie Portugal zu verkraften hatte. Anders als im französischen Fall bildete die Integration kolonialer Rückkehrer kein großes Problem für die metropolitane Gesellschaft. Dies lag weitgehend daran, dass es sich mehrheitlich nicht um Siedler (wie die algerischen colons), sondern um Verwaltungs- und Militärpersonal handelte, das sich pensionieren oder anderweitig verwenden ließ. Gleichwohl wurde Großbritannien während des Rückzugs vom Empire zu einem Einwanderungsland mit einer multikulturellen Gesellschaft.

			(4) Als internationaler Verband überlebte das Empire in Gestalt des »Commonwealth of Nations«. Die Ähnlichkeiten zwischen Empire und Commonwealth sind freilich in den vergangenen Jahrzehnten so stark geschwunden, dass die Kontinuität zum Empire von den Beteiligten kaum noch wahrgenommen wird. Das Commonwealth besteht heute nur deshalb, weil nicht versucht wurde, aus der Dekolonisation ein Schatten-Empire zu retten und die Nachfolgeorganisation zum Werkzeug der britischen Außenpolitik zu machen. Heute gehören dem Commonwealth neben dem Vereinigen Königreich 52Staaten an. Viele Commonwealth-Länder erkennen Elizabeth II. als ihr Staatsoberhaupt an; ob die Loyalität dabei dem Amt oder der Person der Königin gilt, ist umstritten. Ein halbes Jahrhundert nach dem Ende des British Empire ist das Commonwealth kein Relikt imperialer Größe und kein verlängerter Arm des Foreign Office, sondern ein clubartiger Zusammenschluss souveräner Staaten im Geiste britisch inspirierter Transnationalität.
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			Jana Gohrisch


				Postkolonialismus in der britischen Kultur

			Trotz der sprachlich sichtbaren Verbindung zum Kolonialen löst der Begriff des Postkolonialismus meist eher angenehme Vorstellungen aus. Die Vorsilbe signalisiert, dass die Zeit der Plünderung und Zerstörung großer Teile der Welt durch britische und andere Kolonialherren vorüber ist. In Großbritannien denkt man an Londons »Notting Hill Carnival«, an die vielen Restaurants, die Gerichte aus aller Welt anbieten, an die in jedem britischen Supermarkt verfügbaren Zutaten für solche Gerichte, an deren jüngste Ergänzung um polnische Lebensmittel, die zwar nicht postkolonial, aber dennoch der Migration und Globalisierung zu verdanken sind.

			Die tatsächliche Widersprüchlichkeit des Postkolonialen verkörpert dagegen der Film der britisch-indischen Regisseurin Gurinder Chadha, Viceroy’s House, dessen Weltpremiere auf der Berlinale 2017 stattfand und der in deutschen Kinos verklärend als Der Stern von Indien lief. Viceroy’s House erzählt, wie die Briten 1947 nach mehr als 300-jähriger Präsenz ihr einstiges Kronjuwel Indien verließen. Dies führte zu einer der größten und opferreichsten Migrationsbewegungen der Neuzeit: Mehr als 14Millionen Menschen bewegten sich in Richtung der neu geschaffenen Staaten Indien und Pakistan, wobei fast zwei Millionen umkamen. Die aus der ehemaligen Provinz Pandschab stammende Familie der Regisseurin floh vor den Verwüstungen nach Kenia. Von dort wurde sie als Angehörige des indisch-kenianischen Handelsbürgertums Anfang der 1960er-Jahre vertrieben und siedelte schließlich nach Großbritannien über. Dort gilt Chadha inzwischen als eine derjenigen, die die frühere Kolonialmacht immer wieder mit diesem Erbe konfrontieren– mal versöhnlich multikulturell, wie in der auf Deutsch als Kick It Like Beckham (2002) vermarkteten Komödie um eine indischstämmige junge Frau mit Profifußballambitionen, mal vorsichtig historisch-kritisch wie in Der Stern von Indien. Letzterer macht mit seiner Geschichte um den letzten, als aufrichtig bemüht porträtierten Vizekönig von Indien, Lord Mountbatten, deutliche Zugeständnisse an das britische Massenpublikum, das Chadha zusätzlich durch bekannte Schauspieler und eine romantische Nebenhandlung zu interessieren sucht. Gleichzeitig verweist die Thematik des Films auf die Flüchtlingsproblematik der Gegenwart, die 2016 viele Briten, angespornt von fremdenfeindlichen Medien, für den Brexit stimmen ließ. Trotz aller Kritik bleibt der Ton des Films jedoch versöhnlich und lässt Raum für Mitgefühl– allerdings sowohl für die Opfer der Teilung als auch für die überforderten Kolonialherren.

			Als das Meinungsforschungsinstitut YouGov 2014 wissen wollte, wie die Briten über ihr einstiges Weltreich denken, bekundeten 59Prozent der Befragten Stolz, während sich nur 19Prozent dafür schämten. Dies erklärt, warum die britische Öffentlichkeit in der reichen Migrationsliteratur wie in den verschiedenen Wissenschaften unermüdlich darüber streitet, von wem und wie das koloniale Erbe sachgerecht zu deuten sei. Berühmt sind die Reden, Fernsehauftritte und Veröffentlichungen des kämpferischen indischen Juristen, Politikers und Autors Shashi Tharoor. Er gehört, wie der Verfasser von Erzählungen und Sachbüchern Pankaj Mishra, zu jenen, die die Ausbeutung Indiens durch die Briten dauerhaft im öffentlichen Bewusstsein zu halten versuchen, und fordert von Großbritannien zumindest eine Entschuldigung für das begangene Unrecht. Diese Sicht teilt er mit karibischen Akteurinnen und Akteuren aus Politik und Wissenschaft, die im Namen ihrer bis heute armen Staaten nachdrücklich eine Wiedergutmachung von den früheren europäischen Kolonialmächten verlangen.

			Diese Auseinandersetzungen verschärfen sich besonders, wenn es Jubiläen zu begehen gilt, wie zum Beispiel 2007 den 200.Jahrestag der Abschaffung der Sklaverei im britischen Weltreich, in deren Folge der britische Staat die Sklavenhalter mit 20Millionen Pfund entschädigte, die freigelassenen Sklaven aber leer ausgehen ließ. Im selben Jahr löste Michael Apteds ebenfalls prominent besetzter Film Amazing Grace heftige Diskussionen aus, weil er den britischen Parlamentarier William Wilberforce als alleinigen Helden der Sklavenbefreiung feierte, ohne den Kampf der Versklavten zu würdigen oder gar zu erwähnen, dass die koloniale Plantagenwirtschaft in der britischen Karibik ausschließlich britischen Wirtschaftsinteressen diente. Diese Zusammenhänge zeigen inzwischen die Ausstellung in Wilberforces Haus im nordenglischen Hull ebenso wie Museen in den durch Sklavenhandel reich gewordenen Städten Liverpool und London.

			Die mehrheitlich proeuropäische britische Hauptstadt demonstriert die Möglichkeiten und Grenzen einer postkolonialen Gesellschaft auf besondere Weise: 2015 waren von den 8,6Millionen Einwohnern Londons 44Prozent schwarze und andere nicht weiße Minderheiten, unter denen Menschen vom indischen Subkontinent die größte Gruppe bilden. Sie kamen nach dem Zweiten Weltkrieg und der Aufteilung Britisch-Indiens als Arbeitskräfte und prägen heute– ähnlich wie Karibier, Afrikaner und Chinesen, aber auch Araber und Türken, Polen und andere Osteuropäer– kulturell ganze Stadteile. Seit 2016 wird die Stadt von Sadiq Khan regiert, dessen Eltern von Indien über Pakistan nach London zogen und der einer der sehr wenigen muslimischen Bürgermeister einer westlichen Hauptstadt ist. Bei aller Toleranz ist London– wie Großbritannien– zugleich ein Ort des institutionellen Rassismus und struktureller Fremdenfeindlichkeit, wie die Brandkatastrophe im Grenfell Tower vom Juni 2017 zeigte, der vor allem arme und nicht weiße Einwandererfamilien zum Opfer fielen. In jüngster Zeit häufen sich terroristische Akte wie islamfeindliche Übergriffe sowie Ausfälle gegen polnische und andere EU-Ausländer. Sie schüren ein Klima des Hasses, der sich seit den 1950er-Jahren immer wieder, zuletzt 2011, in sogenannten riots Bahn bricht. Diese werden von Politik und Medien gern als ethnische Konflikte behandelt, sind aber angesichts rigider Sparpolitik Ausdruck einer staatlich forcierten sozialen Benachteiligung und Verarmung– nicht nur der Eingewanderten und ihrer Nachkommen.




		
		II  Politik

		


		
			Roland Sturm


			Die Westminster-Demokratie

			Das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland ist eine liberale parlamentarische Demokratie mit einigen Besonderheiten. Schon die naheliegende Frage nach der britischen Verfassung lässt sich nicht leicht beantworten. Es gibt kein Verfassungsdokument, das wie das deutsche Grundgesetz Menschen- und Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger schützt und Auskunft gibt über den institutionellen Aufbau des Regierungssystems sowie über die Aufgaben der politischen Institutionen. Verfassungsdokumente solcher Art entstanden in der Regel als Folge weitreichender politischer Umbrüche, beispielsweise der Französischen Revolution oder der amerikanischen Unabhängigkeit von Großbritannien. Auch das Vereinigte Königreich hat sich im Lauf der Geschichte grundlegend verändert. In der Wahrnehmung der eigenen Geschichte ging der Weg zur Demokratie weitgehend bruchlos vonstatten. Bestehende Institutionen wie die Monarchie oder das Parlament haben sich neuen Herausforderungen angepasst, ohne an ihnen zu zerbrechen.1 So entsteht der Eindruck politischer Kontinuität und Stabilität. Dem britischen Parlament wurde bereits im 19. Jahrhundert eine Tradition zugeschrieben, die es zur »Mother of Parliaments«2 macht.

			1	Eine flexible Verfassung

			Beim Blick auf Texte mit Verfassungsrang wird in Verfassungskommentaren eine direkte Linie von der Großen Freiheitsurkunde des Jahres 1215 (Magna Carta) über die Petition of Rights des Jahres 1628 bis hin zur Habeas-Corpus-Gesetzgebung des Jahres 1678 gezogen. Immer ging es darum, dem Herrscher Freiheits- und Steuerrechte abzutrotzen und den in parlamentarischen Versammlungen vertretenen Aristokraten neue Rechte zu gewähren. Jede historische Machtbegrenzung der Krone ist bis heute Bestandteil eines Korbs von Bestimmungen, die insgesamt als britische Verfassung bezeichnet werden können. Weitere Verfassungsbestandteile sind die Gesetzgebung des britischen Parlaments und zahlreiche nicht festgeschriebene, aber im politischen Alltag verankerte Konventionen. Konventionen beruhen auf pragmatischen Problemlösungen, die sich als sinnvoll erwiesen und allgemeine Anerkennung fanden und finden. Mit ihrem Reichtum an interpretierbaren und kurzfristig veränderbaren Elementen ist die so umrissene britische »Verfassung« in einzigartiger Weise flexibel. Dies gilt nicht nur für ihre Inhalte, sondern auch für den Prozess der Verfassungsänderung. Konventionen beispielsweise können im politischen Prozess quasi auf Zuruf entstehen. So führte ein Redebeitrag von Lord Sewel im Oberhaus im Jahr 1998 dazu, dass es der Zustimmung des schottischen Parlaments bedarf, wenn das britische Parlament sein Letztentscheidungsrecht in Angelegenheiten wahrnehmen möchte, die dem schottischen Parlament übertragen wurden (Sewel Convention). Vor dem Redebeitrag Lord Sewels war die Lage unklar. Danach hielten alle Beteiligten dies für die beste Lösung, ohne dass diese in einem Gesetz verankert wurde. Ein weiteres Beispiel einer Konvention ist die Übereinkunft, dass es dem Premierminister allein zusteht, den Monarchen um eine Auflösung des Parlaments zu bitten. Bis 1918 wurde eine solche Entscheidung noch vom ganzen Kabinett getroffen.

			Der bruchlose Weg des Vereinigten Königreichs zur heutigen Demokratie ist jedoch teilweise ein Mythos der parlamentsfreundlichen Geschichtsschreibung. In den Jahren 1688/89 veränderte sich das britische Gemeinwesen grundlegend und nicht gewaltlos. Es gab eine Revolution, die Glorious Revolution, deren Konsequenzen bis heute die britische Verfassung prägen. Das Parlament setzte sich gegen die Monarchie der Stuart-Könige durch. Die absolute Monarchie fand ein Ende und an ihre Stelle trat eine parlamentarische Monarchie. Die Souveränität des Monarchen, die dieser als gottgegeben verstanden hatte, wurde durch die Souveränität des Parlaments ersetzt. Das Parlament bestimmte, unter welchen Bedingungen den neuen Monarchen WilhelmIII. und seiner Frau MariaII. die Krone übertragen werden sollte, und es wurde festgelegt, dass die Krone die Parlamentsgesetze zu beachten habe. Die anglikanische Kirche wurde als Staatskirche bestätigt und es wurden Regelungen zur Thronfolge vereinbart, die ausschlossen, dass ein Katholik bzw. eine Katholikin Landesherrscher werden kann. Mit der Bill of Rights, einem weiteren bis heute gültigen Bestandteil der Verfassung, wurden die Privilegien des Parlaments, also seine Autonomierechte gegenüber der Monarchie, festgeschrieben. Dazu gehörten unter anderem dessen Steuerhoheit, die Redefreiheit im Parlament, freie Wahlen und das Erfordernis, die Zustimmung des Parlaments zum Aufstellen einer Armee in Friedenszeiten einzuholen. 

			Keineswegs unwichtige »Restkompetenzen« des Monarchen, die Royal Prerogatives (königliche Vorrechte), blieben aber erhalten, de jure bis heute. So sind die Streitkräfte auf den Monarchen vereidigt. Der Monarch entscheidet beispielsweise über Kriegserklärungen, die Außen- und Vertragspolitik des Vereinigten Königreiches, über Begnadigungen und zahlreiche Ernennungen. Die prominenteste Ernennung ist die der Premierministerin bzw. des Premierministers, der keine Wahl im Parlament vorausgeht. Heute werden die Royal Prerogatives de facto vom amtierenden Premierminister wahrgenommen. Bei der Ernennung des Premierministers folgt die Königin den Ergebnissen von Wahlen bzw. den sich bildenden parlamentarischen Mehrheitsverhältnissen. Doch auch bei den königlichen Vorrechten können Konventionen entstehen. So ist die Zuständigkeit für Kriegserklärungen vom Premierminister an das Unterhaus weitergewandert. Labour-Premier Tony Blair und der konservative Regierungschef David Cameron suchten beim Irak-Einsatz bzw. beim Libyen-Einsatz der britischen Streitkräfte die Zustimmung des Unterhauses. Cameron akzeptierte schließlich auch die Ablehnung einer militärischen Intervention in Syrien durch das Unterhaus. Kein zukünftiger Premierminister wird sich nun der neuen Konvention entziehen können, dass militärische Einsätze der Zustimmung des Unterhauses bedürfen.

			Historisch haben sich also zwei Pfeiler der (ungeschriebenen) britischen Verfassung herausgebildet: die Parlamentssouveränität, also das Parlament als Rechtsquelle und Hort politischer Legitimität, die von niemandem eingeschränkt werden kann, und– damit eng verbunden– die Verbindlichkeit der Gesetzgebung für alle Menschen in Großbritannien, einschließlich des Monarchen (rule of law). Britische Verfassungstheoretiker haben immer betont, dass die Parlamentssouveränität uneingeschränkt gilt, ja dass ein tagendes Parlament auch nicht durch die Beschlüsse eines früheren Parlaments gebunden sei. In der politischen Realität stößt eine doktrinäre Auslegung der Parlamentssouveränität jedoch an Grenzen bzw. erzeugt Widersprüche. Ein politisch folgenreicher Fall war die EU-Mitgliedschaft Großbritanniens. Die Brexit-Befürworter haben im Vorfeld des Referendums von 2016 argumentiert, dass die Anerkennung von EU-Gesetzgebung und der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union die Parlamentssouveränität missachte. Großbritannien könne nicht von »Brüssel« regiert werden, sondern nur vom britischen Parlament. Dieses müsse das letzte Wort haben. Konsistent ist diese Argumentation insofern nicht, dass alle internationalen Verträge des Landes auch das britische Parlament binden.

			Eingeschränkt wird die Parlamentssouveränität faktisch auch immer weiter durch die Anerkennung von Volkssouveränität für die nicht englischen Nationen und ganz generell bei allen Volksabstimmungen. So ist zwar theoretisch denkbar, dass ein britisches Parlament die Parlamente in Schottland, Wales und Nordirland wieder abschafft, aber der politische Preis bzw. Schaden wäre immens hoch. Die Menschen im Vereinigten Königreich füllen inzwischen die Idee der Volkssouveränität mit Leben, auch wenn sie dazu nicht durch eine geschriebene Verfassung ermächtigt werden. Dies machen auch die immer zahlreicher gewordenen Volksabstimmungen deutlich. Wenn es richtig ist, dass nichts und niemand das Parlament binden kann, können Referenden nur konsultativen (das Parlament beratenden) Charakter haben. Tatsächlich entfalten Referenden aber, wie insbesondere das Brexit-Referendum gezeigt hat, ihre eigene Bindewirkung. Im Falle der Abstimmung über den Ausstieg Großbritannien aus der EU war es sogar so, dass die parlamentarische Mehrheit zwar den Brexit ablehnte, aber mit Hinweis auf den Volkswillen dennoch die Referendumsentscheidung akzeptierte und ihr politisch folgte.

			Die britische Verfassung ist angesichts des in der politischen Praxis ungeklärten Verhältnisses von Volks- und Parlamentssouveränität in einer Krise, die eventuell durch eine geschriebene Verfassung gelöst werden könnte. Bei Verfassungskonflikten in Deutschland wären Verfassungsrechtler und Gerichte aufgerufen, nach Lösungen zu suchen. Im Vereinigten Königreich gibt es mangels geschriebener Verfassung auch kein Verfassungsgericht. Der Supreme Court kann sich nur Verfahrensfragen und der Gesetzesauslegung hinsichtlich der Kompetenzen der nicht englischen Parlamente widmen. So entschied der Supreme Court im Januar 2017 beispielsweise, dass das Parlament abstimmen muss, bevor die Regierung Brüssel die Entscheidung über den Austritt Großbritanniens aus der EU mitteilen darf.

			Die Doktrin der Parlamentssouveränität beinhaltet immer, dass die politische Entscheidung im Parlament Vorrang vor der Rechtsprechung hat. Dies gilt auch für Grund- und Menschenrechte, deren Schutz seit dem Jahr 2000 im Human Rights Act verankert ist. Urteile von Gerichten basierend auf dem Human Rights Act binden formal das Parlament nicht. Schon aufgrund der öffentlichen Aufmerksamkeit wird das Parlament in der Praxis jedoch ein Abweichen von einer Gerichtsentscheidung begründen müssen. Jeder Gesetzentwurf enthält vorbeugend eine Klausel, die erklärt, dass dieser mit den geschützten Menschenrechten vereinbar ist. Anders als deren Garantie im Grundgesetz kann durch das britische Parlament der Human Rights Act jederzeit mit einfacher Mehrheit verändert werden. In Großbritannien bestehen zudem eher Bedenken– anders als in Deutschland, wo das Bundesverfassungsgericht ein hohes Ansehen genießt–, nicht gewählten Richtern anstelle des Parlaments die Letztentscheidung in grundlegenden Fragen des Gemeinwesens zu überlassen.

			2	Das Zwei-Kammer-Parlament

			Das britische Parlament arbeitet mit zwei Kammern, dem Oberhaus (House of Lords) und dem Unterhaus (House of Commons). Das Unterhaus hat sich im Lauf der Geschichte zur entscheidenden Kammer entwickelt. Seit dem Parliament Act von 1949 kann das Oberhaus Gesetzesbeschlüsse des Unterhauses nur noch ein Jahr lang aufhalten. Gesetze, die den Haushalt des Landes betreffen, können nicht blockiert werden. Nur wer in einem der beiden Häuser des Parlaments sitzt, kann in die britische Regierung berufen werden oder Premierminister werden. Verliert ein Minister bei einer Wahl seinen Wahlkreis und damit sein Parlamentsmandat, bedeutet dies das Ende seiner politischen Karriere.

			Das Oberhaus– ein demokratischer Fremdkörper?
			Es wäre falsch, das Oberhaus lediglich als Durchgangsstation für Gesetzesvorhaben zu sehen. Es nimmt die Aufgabe, die Qualität der Gesetzgebung zu sichern und einen eigenen Blick auf Gesetzesvorhaben zu entwickeln, in den letzten Jahrzehnten sogar mit zunehmender Intensität wahr. Die Einwände des Oberhauses führen häufig schon im Vorfeld von Gesetzgebungsvorhaben, aber auch im Gesetzgebungsprozess zu Änderungen von Vorlagen. Bei ca. 40Prozent der Gesetzgebung, so wurde für die Nullerjahre des 21.Jahrhunderts errechnet, ist letztendlich die Position des Oberhauses erfolgreich.

			Das Oberhaus hat mit der Reform des Jahres 1999 seinen früheren Charakter als Adelskammer weitgehend verloren. Seine Mitglieder werden bis auf eine kleine Gruppe verbliebener Erbadliger seit dem Jahr2000 von einer unabhängigen Kommission (Appointments Commission) sowie vor allem dem Premierminister ausgewählt. Mit der Schwächung des Erbadels verlor die Konservative Partei ihre quasiautomatische Vorherrschaft in dieser zweiten Kammer des Parlaments. Heute hat keine Partei die absolute Mehrheit im Oberhaus. Dies liegt daran, dass es neben der parteipolitischen Zuordnung für Mitglieder des Oberhauses diejenige der crossbencher gibt, die sich weder auf der Regierungs- noch auf der Oppositionsbank verorten. Das heißt nicht, dass diese– nach den Konservativen und den Labour Peers– drittgrößte Gruppe im Oberhaus keine politische Stellung bezieht. Ihre Mitglieder unterliegen aber nicht einem parteipolitischen Fraktionszwang. Die fehlende Mehrheit für Regierungen im Oberhaus macht diese kompromissbereiter und hat dazu geführt, dass Gesetzesvorhaben frühzeitig schon informell der zweiten Kammer vorgestellt werden.

			Tab. 1: Die Mitglieder des House of Lords (Stand: 26. Juli 2019)

			
				
					
							
							Gruppierung

						
							
							Ernannte Lords (Life Peers)

						
							
							Erblords (Hereditary Peers)

						
							
							Erzbischöfe und Bischöfe

						
							
							Insgesamt

						
					

				
				
					
							
							Conservative

						
							
							195

						
							
							48

						
							
							0

						
							
							240

						
					

					
							
							Labour

						
							
							174

						
							
							4

						
							
							0

						
							
							178

						
					

					
							
							Liberal Democrats

						
							
							91

						
							
							4

						
							
							0

						
							
							95

						
					

					
							
							Crossbench

						
							
							151

						
							
							32

						
							
							0

						
							
							183

						
					

					
							
							Andere Parteien

						
							
							15

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							15

						
					

					
							
							Bischöfe

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							26

						
							
							26

						
					

					
							
							Andere

						
							
							36

						
							
							3

						
							
							0

						
							
							39

						
					

					
							
							Insgesamt

						
							
							659

						
							
							91

						
							
							26

						
							
							776

						
					

				
			

			Erläuterung: Ernannte Lords und Erblords sind die weltlichen Peers (Lords Temporal), im Unterschied zu den kirchlichen Würdenträgern (Lords Spiritual).

			Quelle: http://www.parliament.uk/

			Die Oberhausreform von 1999 hat zwei Ziele nicht erreicht, nämlich die »Demokratisierung« des Oberhauses und seine Verkleinerung. Für ein insgesamt gewähltes Oberhaus gab es bisher keine politische Mehrheit. Verteidiger des Ernennungssystems argumentieren, dass dieses erlaube, Sachverstand auch ohne die Voraussetzung einer politischen Karriere ins Parlament zu holen, was auch helfe, die oft unter Zeitnot zustande gekommene Gesetzgebung des Unterhauses zu korrigieren. Weiter führen die Verteidiger eines ernannten Oberhauses ins Feld, dass ein gewähltes Oberhaus nutzlos sei, würde es die parteipolitischen Machtverhältnisse des Unterhauses doppeln. Es wäre also zumindest ein anderes Wahlsystem sowohl für Oberhaus- als für Unterhauswahlen erforderlich, eine längere Amtszeit oder eine andere Repräsentationsaufgabe. Im Gegensatz zum Unterhaus könnten zum Beispiel im Oberhaus Landesteile, Religionen oder Bürgerinnen und Bürger unterschiedlicher Herkunft vertreten sein.

			Das Ernennungssystem entwickelt durchaus auch eine Eigendynamik. Die jährliche Ernennungspraxis ist zwar nicht parteipolitisch einseitig, aber so umfangreich, dass die Größe des Oberhauses von über 600 zeitweise auf deutlich über 800 wuchs. Eine Teilreform des Oberhauses im Jahr 2005 sorgte dafür, dass die Funktion des Oberhauses als oberste Appellationsinstanz für straf- und zivilrechtliche Verfahren in einen Supreme Court mit Sitz in der Middlesex Guildhall ausgelagert wurde, der sich auch mit Verfassungsfragen beschäftigt. Seit 2009 arbeiten hier die früheren zwölf Law Lords. Verblieben sind im Oberhaus neben den weltlichen Lords (Lords Temporal) 26Vertreter der englischen Staatskirche, der anglikanischen Church of England, deren Oberhaupt seit HeinrichVIII. der herrschende Monarch ist. Zu diesen Lords Spiritual gehören die Erzbischöfe von Canterbury und York sowie weitere 24Bischöfe nach der Länge ihrer Amtszeit. 2015 wurde mit der Bischöfin von Gloucester, Rachel Treweck, die erste Frau kirchliches Mitglied des Oberhauses. Ob diese besondere politische Stellung der Church of England noch zeitgemäß ist, ist angesichts der religiösen Vielfalt im Vereinigten Königreich und der Tatsache, dass fast die Hälfte der Briten angibt, sich keiner Religion zugehörig zu fühlen, umstritten. Bei einer allgemeinen Wahl des Oberhauses müsste für die Lords Spiritual eine Neuregelung gefunden werden.

			Das Unterhaus– mehr als ein »Redeparlament«
			Die Bezeichnung »Redeparlament« hat sich das Unterhaus nicht zuletzt dadurch verdient, dass es bis heute hitzige Debatten in einem für die Zahl der Abgeordneten zu kleinen Saal (auch das Oberhaus hat keine Sitzplätze für alle Abgeordneten) mit langen Bänken ohne Tische führt. Die Abgeordneten sitzen dicht gedrängt und erheben sich, wenn sie das Wort ergreifen wollen. Der Parlamentspräsident (Speaker) erteilt dann spontan das Rederecht. Man redet meist ohne Manuskript, Beifall ist nicht vorgesehen, ein hoher Lärmpegel schon. Zwischenrufe und zustimmendes »hear, hear« sind zu vernehmen. Besonders turbulent geht es bei der wöchentlichen Fragestunde des Premierministers zu. In dreißig Minuten duellieren sich Opposition und Regierungschef, der nicht weiß, aus welcher Ecke der Oppositionsangriff kommen wird. Premierminister Tony Blair hat in seinen Erinnerungen deutlich gemacht, wie herausfordernd eine solche Fragestunde ist:

			»Kein Ort eignet sich besser, jemanden als kompletten Idioten hinzustellen, als das vollbesetzte Unterhaus. Und man weiß nie, was kommt. Manchmal betrat ich den Saal und dachte: Das Thema des Tages ist wohl klar, ich kenne die Antworten in- und auswendig, das dürfte ein netter Nachmittag werden. Minuten später geriet ich ins Wanken, nachdem mir ein verbaler Fauxpas oder taktischer Fehler unterlaufen war, der den ganzen Saal vor Wut oder, noch schlimmer, vor Spott aufschreien ließ. In solchen Augenblicken, wenn einem das Wasser bis zum Hals steht, hat man den fast unwiderstehlichen Wunsch, sich wieder frei zu strampeln. Die Antworten werden länger und verworrener; der Tonfall wird schriller; das Gesicht rötet sich zusehends, unterdessen werden die eigenen Argumente immer dünner. Man wirft der eigenen Fraktion einen flehentlichen Blick zu, einen doch in irgendeiner Form zu unterstützen, und sieht den bestürzten Ausdruck auf ihren Gesichtern. [...] Eine Niederlage ist nicht einfach nur schmählich, sie schadet der Moral. Eine Serie wirklich schlecht gelaufener Fragestunden kann die Stellung des Regierungschefs gefährden.«3

			Das Unterhaus arbeitet aber nicht nur im Plenum, sondern auch in Ausschüssen zur Gesetzgebung und zur Regierungskontrolle. Gesetzgebende Ausschüsse sind die Public Bills Committees.4 Die gesetzgebenden Ausschüsse werden für jedes einzelne Gesetzgebungsvorhaben neu zusammengesetzt, entsprechend der parteipolitischen Kräfteverhältnisse im Parlament, und enden nach Verabschiedung eines Gesetzes. War es früher üblich, dass die Regierungsmehrheit in diesen Ausschüssen quasi automatisch die Position der Regierung umsetzte, hat sich heute sehr viel stärker der Gedanke der Gesetzeskontrolle durchgesetzt. Die Ausschüsse können beispielsweise schriftliche oder mündliche Auskünfte von Experten außerhalb des Parlaments einholen. Gesetzesänderungen im parlamentarischen Verfahren bleiben aber bei Regierungen unbeliebt und werden nicht, was häufig der Fall ist, als Verbesserung der Gesetzgebungsvorhaben wahrgenommen. Stärker als die kurzlebigen Public Bills Committees sind die Select Committees auf die Kontrolle der Regierung ausgerichtet. Seit 1979 stehen diese spiegelbildlich den Ministerien gegenüber (departmental select committees), oder sie widmen sich politischen Querschnittsthemen (non-departmental select committees). Die Mitgliedschaft in Select Committees ist bei Parlamentariern, die keine Regierungsämter ausüben, sehr beliebt, weil diese ihnen einen Ort der politischen Profilierung bieten. Die Kontrolle der ordnungsgemäßen Haushaltsführung ist Aufgabe des schon 1861 eingerichteten Rechnungsprüfungsausschusses (Public Accounts Committee), der eng mit dem Rechnungshof (National Audit Office) zusammenarbeitet.

			Trotz Fraktionsdisziplin kann sich die amtierende Regierung der Unterstützung der eigenen Partei im Parlament nicht sicher sein. Bei innerparteilich kontroversen Themen, beispielsweise dem Irakkrieg oder EU-Verträgen, haben wiederholt die Hinterbänkler (backbencher) von Parteien, also diejenigen Parlamentarier, die kein Amt in der Regierung oder im Parlament haben, massiv gegen ihre eigene Regierung gestimmt. Die Hinterbänkler-»Aufstände« haben seit den 1990er-Jahren deutlich zugenommen. Tony Blair war in seiner ersten Amtszeit von 1997 bis 2001 bei acht Prozent seiner Gesetzesvorhaben mit dem Widerstand von Hinterbänklern konfrontiert. Die von 2005 bis 2010 amtierenden Labour-Regierungen Blair und Gordon Brown hatten bei 28Prozent ihrer Gesetzesvorhaben nicht alle ihre Abgeordneten hinter sich.5 Aufstände von Hinterbänklern führen weder automatisch dazu, dass Gesetzesvorhaben nicht die nötige Mehrheit erreichen, noch dazu, dass die Regierung in eine Krise gerät. Sie sind allerdings ein deutliches Warnsignal.

			Die Opposition im Unterhaus hat traditionell eine offizielle Rolle als Gegenspieler der Regierung und als »Regierung im Wartestand«. Die Position des Oppositionsführers wird neben seinem Abgeordnetengehalt eigens honoriert und ist ein staatliches Amt (Leader of Her Majesty’s Most Loyal Opposition). Der Oppositionsführer wird als alternativer Premierminister betrachtet, der ein »Schattenkabinett« bildet. Von Wahlen wird erwartet, dass sie klare Verhältnisse schaffen, also entweder die Regierung bestätigen oder die Opposition an die Macht bringen. Koalitionsregierungen leisten das nicht und sind deshalb in der britischen Politik noch unbeliebter als Minderheitsregierungen, die sich eine parlamentarische Unterstützung immer neu suchen müssen. In den vergangenen Jahrzehnten hat sich das britische Parteiensystem in einer Weise verändert, die absolute Parlamentsmehrheiten und damit die Regierungsbildung durch eine Partei allein immer schwieriger macht. 

			Das jährliche Gesetzgebungsprogramm wird in der Regel im Mai oder Juni vom regierenden Monarchen bei der feierlichen Parlamentseröffnung im Oberhaus bekannt gemacht. Die diesbezügliche Thronrede wird zwar von der Königin vorgetragen, aber sie stammt aus der Feder der Premierministerin bzw. des Premierministers. Debattiert wird die Thronrede im Unterhaus.

			Das Unterhaus wird in seiner Tagesordnung von der Regierung dominiert. Die Gesetzesinitiative liegt überwiegend bei ihr. Der Opposition werden nur zwanzig Tage eingeräumt, an denen sie die Agenda des Parlaments bestimmen kann. Von ihr wird nicht erwartet, dass sie Politik gestaltet, sondern vor allem, dass sie die Regierung kontrolliert und öffentlichkeitswirksam herausfordert. Neben der Regierung und der Opposition kann auch jede bzw. jeder einzelne Angeordnete versuchen, Gesetze einzubringen. Deren Erfolgsaussichten sind allerdings gering, wenn sie nicht die Unterstützung der Regierung finden. Für die Gesetzesinitiative einzelner Abgeordneter (private members’ bills) stehen in jedem parlamentarischen Jahr 13 Freitage zur Verfügung. 20 Abgeordnete kommen nach einem Losverfahren zum Zuge. Zudem kann jede bzw. jeder einzelne Abgeordnete einmal im Jahr (einer pro Tag) durch eine persönliche Erklärung von maximal zehn Minuten einen Gesetzentwurf einbringen. Letztere Gelegenheit hat den Vorzug, dass– anders als an Freitagen– nicht ein großer Teil der Abgeordneten bereits zu Hause im Wahlkreis ist. 

			3	Die Regierung wird vom Premierminister dominiert

			Der Premierminister bzw. die Premierministerin wird nicht vom Parlament gewählt, braucht aber die Unterstützung des Parlaments. Der Wahlsieger fährt am Morgen nach der Wahl in den Buckingham-Palast, wo der Monarch sie oder ihn in einer Audienz empfängt und ihr oder ihm die Regierungsgeschäfte überträgt. Verliert der Premierminister durch ein Misstrauensvotum die parlamentarische Unterstützung, muss er zurücktreten. Will er Neuwahlen vor dem Ende seiner Amtszeit von fünf Jahren herbeiführen, bedarf es hierzu entweder einer Zwei-Drittel-Mehrheit im Parlament oder einer verlorenen Vertrauensabstimmung.

			Obwohl wie in Deutschland auch in Großbritannien gilt, dass jeder Minister für sein Ressort verantwortlich ist und dass die Regierungspolitik vom Kabinett gemeinsam verantwortet wird, dominiert der Premierminister bzw. die Premierministerin die Politik. In welchem Maße dies der Fall ist, hängt von der Persönlichkeit, dem Regierungsstil und den parlamentarischen Mehrheiten ab, über die ein Regierungschef verfügt. In besonderer Weise haben in der jüngsten Vergangenheit Margaret Thatcher und Tony Blair das Bild des machtvollen Premierministers geprägt, auch weil sie es verstanden, ihr Amt mit einer politischen Botschaft (»Thatcherismus« bzw. »Dritter Weg«) zu verbinden. Kabinettsdisziplin wird in der Regel eingehalten. Bei den EU-Referenden 1975 und 2016 wurde sie allerdings außer Kraft gesetzt und Kabinettsminister kämpften sowohl in den Reihen der EU-Gegner als auch in denen der EU-Befürworter um die Zustimmung der Wahlberechtigten.

			Tab. 2: Die britischen Regierungen und Premierminister seit 1945

			
				
					
							
							Premierminister

						
							
							Amtszeit

						
							
							Partei

						
							
							Parlamentarische Mehrheit (Mandate)

						
							
							Wahljahr

						
					

				
				
					
							
							Clement Attlee

						
							
							1945–1950

						
							
							Labour

						
							
							146

						
							
							1945

						
					

					
							
							Clement Attlee

						
							
							1950–1951

						
							
							Labour

						
							
							5

						
							
							1950

						
					

					
							
							Winston Churchill

						
							
							1951–1955

						
							
							Conservatives

						
							
							17

						
							
							1951

						
					

					
							
							Anthony Eden

						
							
							1955 (vor der Wahl)–1957

						
							
							Conservatives

						
							
							60

						
							
							1955

						
					

					
							
							Harold Macmillan

						
							
							1957–1959

						
							
							Conservatives

						
							
							
					

					
							
							Harold Macmillan

						
							
							1959–1963

						
							
							Conservatives

						
							
							100

						
							
							1959

						
					

					
							
							Alec Douglas-Home

						
							
							1963–1964

						
							
							Conservatives

						
							
							
					

					
							
							Harold Wilson

						
							
							1964–1966

						
							
							Labour

						
							
							4

						
							
							1964

						
					

					
							
							Harold Wilson

						
							
							1966–1970

						
							
							Labour

						
							
							96

						
							
							1966

						
					

					
							
							Edward Heath

						
							
							1970–1974

						
							
							Conservatives

						
							
							30

						
							
							1970

						
					

					
							
							Harold Wilson

						
							
							1974

						
							
							Labour

						
							
							-33

						
							
							Februar 1974

						
					

					
							
							Harold Wilson

						
							
							1974–1976

						
							
							Labour

						
							
							3

						
							
							Oktober 1974

						
					

					
							
							James Callaghan

						
							
							1976–1979

						
							
							Labour

						
							
							
					

					
							
							Margaret Thatcher

						
							
							1979–1983

						
							
							Conservatives

						
							
							43

						
							
							1979

						
					

					
							
							Margaret Thatcher

						
							
							1983–1987

						
							
							Conservatives

						
							
							144

						
							
							1983

						
					

					
							
							Margaret Thatcher

						
							
							1987–1990

						
							
							Conservatives

						
							
							102

						
							
							1987

						
					

					
							
							John Major

						
							
							1990–1992

						
							
							Conservatives

						
							
							
					

					
							
							John Major

						
							
							1992–1997

						
							
							Conservatives

						
							
							21

						
							
							1992

						
					

					
							
							Tony Blair

						
							
							1997–2001

						
							
							Labour

						
							
							179

						
							
							1997

						
					

					
							
							Tony Blair

						
							
							2001–2005

						
							
							Labour

						
							
							167

						
							
							2001

						
					

					
							
							Tony Blair

						
							
							2005–2007

						
							
							Labour

						
							
							65

						
							
							2005

						
					

					
							
							Gordon Brown

						
							
							2007–2010

						
							
							Labour

						
							
							
					

					
							
							David Cameron

						
							
							2010–2015

						
							
							Conservatives/Liberal Democrats

						
							
							80

						
							
							2010

						
					

					
							
							David Cameron

						
							
							2015–2016

						
							
							Conservatives

						
							
							11

						
							
							2015

						
					

					
							
							Theresa May

						
							
							2016–2017

						
							
							Conservatives

						
							
							
					

					
							
							Theresa May

						
							
							2017– 2019

						
							
							Conservatives

						
							
							-8

						
							
							2017

						
					

					
							
							Boris Johnson

						
							
							seit 2019

						
							
							Conservatives

						
							
							
					

				
			

			Quelle: eigene Darstellung

			Dem engeren britischen Kabinett gehören um die zwanzig Minister an. Darüber hinaus werden vom Premierminister weitere Minister und Staatssekretäre ernannt sowie Parlamentsämter und andere öffentliche Ämter vergeben. Diese Patronagemacht stärkt die Vormachtstellung des Premierministers. Kabinettsumbildungen sind relativ häufig und gelten nicht als politische Krisen. Vielmehr dienen sie der Neujustierung politischer Prioritäten und der Effizienzerhöhung der Regierungstätigkeit. 10 Downing Street, der Amtssitz des Premierministers, koordiniert die Regierungspolitik und die Beziehungen des Premierministers zu seiner Partei. Die Kabinettssitzungen werden vom Cabinet Office vorbereitet. Dieses koordiniert auch die Geheimdienste, sorgt sich um das Regierungsbild in den Medien und soll auf ethische Standards des Regierens achten. Das Kabinett arbeitet seit 1945 mit Ausschüssen, über deren Zahl und Zusammensetzung der Premierminister entscheidet und in die auch Spitzenbeamte berufen werden können. Kabinettsausschüsse sind ein Instrument des Regierungschefs, das Kabinett zu disziplinieren und nach seinen Prioritäten auszurichten, denn Ausschussentscheidungen können das Kabinett binden. Margaret Thatcher beispielsweise hat diese Möglichkeit zu Beginn ihrer Amtszeit genutzt, um umstrittene wirtschaftspolitische Entscheidungen durchzusetzen, für die sie im Kabinett keine Mehrheit gehabt hätte. 

			Hinzukommen können als Instrument der Kabinettsregierung auch vom Premierminister zusammengestellte Ad-hoc-Gruppen zu bestimmten Themen, Taskforces oder beratende Ausschüsse ohne Beschlussfassungskompetenz.

			4	Der Civil Service als Helfer der Politik

			Der Civil Service ist der ministerielle Unterbau der Regierung, oft Whitehall6 genannt. Er entstand in seiner heutigen Form im 19.Jahrhundert mit der Ausweitung der Staatstätigkeit und dem Streben nach einer professionellen Verwaltung des britischen Weltreiches. Der Civil Service blieb, trotz Bemühungen um seine »Öffnung« in den 1970er-Jahren, weitgehend sozial exklusiv, das heißt die Domäne von Absolventen der Privatschulen (public schools) und von Eliteuniversitäten (Oxford, Cambridge). Die Akademiker strebten wegen der politischen Gestaltungsmöglichkeiten, des Sozialprestiges und früher auch wegen der Bezahlung (die heute allerdings in der Londoner City weit besser ist) in den Staatsdienst. Dadurch entstand eine sozial und kulturell homogene Führungsschicht mit eigenem Wertehorizont. Um dazuzugehören muss man umfassend gebildet, aber nur selten juristisch ausgebildet sein. Altphilologen, Archäologen, Historiker und auch jede andere akademische Berufsgruppe sind unter den Beamten in Whitehall zu finden. Das Idealbild des britischen Beamten ist der Generalist, der Amateur im positiven Sinne, der nach gesundem Menschenverstand (common sense) Ratschläge für seinen Minister zu formulieren vermag. 

			Angehörige des Civil Service verpflichten sich, ihrem Minister den aus ihrer Sicht bestmöglichen Rat zu geben, unabhängig davon, wer regiert und welcher Partei ein Minister angehört. Civil Servants dürfen sich wegen dieses Neutralitätsgebots nicht parteipolitisch betätigen. Kein britischer Beamter kann Mitglied des Unterhauses werden. Bei einer gewissen Distanz zu den Aufgaben eines Ministerialbeamten ist ein kommunalpolitisches Engagement möglich, was allerdings außerhalb des Arbeitsplatzes London schon aus praktischen Gründen eine Seltenheit ist. Vom Civil Servant wird in der Öffentlichkeit absolute Loyalität seinem politischen Vorgesetzten gegenüber erwartet, gleichzeitig im vertrauten Kreise größtmögliche Offenheit– einschließlich Kritik. 

			Seit der Regierungszeit Margaret Thatchers ist der Civil-Service-Kultur eine Konkurrenz erwachsen, und zwar in Gestalt der Special Advisers. Special Advisers sind politische Beamte auf Zeit, die vom Premierminister und inzwischen auch von allen anderen Ministern eingestellt werden, um ihre politischen Prioritäten durchzusetzen. Auch wenn Special Advisers anders als die Beamten des »regulären« Civil Service keine permanente Stellung in der Ministerialverwaltung haben und ihr Amt mit dem Weggang ihres Ministers verlieren, sind sie näher an Entscheidungen als der traditionelle Civil Servant. Dieser verliert an Gestaltungsmöglichkeiten, hat nicht mehr allein das Ohr des Ministers und erlebt mit den Special Advisers eine Politisierung, die den Prinzipien der Civil-Service-Kultur widerspricht.

			5	Die Kommunen– ohne politisches Gewicht

			Im Vereinigten Königreich haben nur Nordirland, Wales und Schottland eine eigene regionale Regierungsebene mit Regierungen und Parlamenten unterhalb der nationalen, die im Zuge der Dezentralisierung (devolution) in den 1990er-Jahren entstanden sind. Die Kommunalverwaltung (local government) ist in den drei genannten Regionen auf einer Ebene konzentriert. In England findet sich keine eigenständige Regierungsebene. Unterhalb der nationalen Regierungsebene besteht ein Nebeneinander von einstufiger und zweistufiger Kommunalverwaltung. Unitary authorities stehen counties mit Distrikten gegenüber. London, regiert von der Greater London Authority mit einem direkt gewählten Bürgermeister, hat eine Sonderrolle (siehe auch Karte zur administrativen Gliederung).

			Die kommunale Gliederung und Aufgabenzuteilung sind ein ständiges Experimentierfeld der Zentralregierung. Die Kommunen sind notorisch unterfinanziert und können nur in sehr begrenztem Maße mit Eigenmitteln zur Finanzierung der ihnen übertragenen lokalen Aufgaben beitragen. Ca. 25Prozent der kommunalen Einnahmen kommen aus einer Gemeindesteuer (council tax), deren Höhe von London kontrolliert wird. Der Schatzkanzler entscheidet über weitere Zuschüsse und deren Zweckbindung. Auf der kommunalen Ebene sind Aufgaben wie das Schulwesen (mit abnehmender Bedeutung), die Sozialwohnungen und andere soziale Dienste, Polizei, Verkehr, Feuerwehr oder Müllentsorgung zu erledigen.

			Im Lichte der jüngsten Debatten um vermutete Effizienzgewinne von Verwaltungsdezentralisierung und das Fehlen eines Regionalparlaments in England wurden Referenden abgehalten, um die Direktwahl von Bürgermeistern zu ermöglichen. Die Wählerinnen und Wähler zeigten allerdings keine große Neigung, auf diesem Wege die Macht lokaler Politiker zu stärken. Ein 2012 in zehn Städten abgehaltenes Referendum zur Einrichtung direkt gewählter Bürgermeister war nur in Bristol erfolgreich, in den anderen Orten wird der Bürgermeister weiterhin vom örtlichen Rat (local council) gewählt. Ohne Referendum wurden direkt gewählte Bürgermeister in Leicester, Liverpool, Doncaster und Lancaster etabliert. Nach Dezentralisierungsvereinbarungen mit der Zentralregierung, die Metropolregionen mit erheblichen Finanzmitteln für übertragene Aufgaben ausstatteten, wurden 2017 sogenannte metro mayors für die Regionen Cambridgeshire and Peterborough, Greater Manchester, Liverpool City Region, Tees Valley, West Midlands, West of England und Sheffield City Region gewählt. Wie sich die neugegründeten Regionen entwickeln werden, ist offen und hängt vom politischen Willen Londons und den für jede Region immer wieder neu zu verhandelnden Vereinbarungen mit der Zentralregierung ab. Die Kommunen werden im Vereinigten Königreich nicht in erster Linie als Ort lokaler Demokratie gesehen, sondern als Teil der zentralstaatlichen Regierungsorganisation, die es gilt, möglichst kostengünstig zu gestalten und die zur wirtschaftlichen Entwicklung vor Ort beitragen soll.

			Tab. 3: Aufbau der Kommunalverwaltung im Vereinigten Königreich

		
				
					
							
							Schottland

						
							
							England*

						
							
							Wales

						
							
							Nordirland

						
					

				
					
					
							
							im Kompetenzbereich des Scottish Parliament:

						
							
							im Kompetenzbereich des Westminster-Parlaments:

						
							
							im Kompetenzbereich der WelshAssembly:

						
							
							im Kompetenzbereich der Northern Irish Assembly:

						
					

					
							
							32 unitary authorities

						
							
							London: 32 boroughs und City ofLondon 

							Metropolregionen: 36 boroughs

							Ländliche Gebiete: 55unitary authorities sowie 27counties mit 201 Distrikten

						
							
							22 principal areas (unitary authorities)

						
							
							11 Distrikte (unitary authorities)

						
					

			



			*	Die kommunale Gliederung Englands ist einem ständigen Reformprozess unterworfen mit der Tendenz, neue unitary authorities zu schaffen.

			Quelle: eigene Darstellung
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			Anmerkungen

			
				
					1	Der Nachkriegs-Premierminister Clement Attlee (Labour) sagte 1950 stolz, dass die Briten anders als alle anderen Nationen die Fähigkeit besäßen, neuen Wein in alte Flaschen abzufüllen, ohne diese zu zerbrechen (»have the distinction above all other nations of being able to put new wine into old bottles without bursting them«).

				

				
					2	Als Urheber der Bezeichnung wird der Abgeordnete und Kabinettsminister John Bright genannt, der 1865 sagte: »England is the Mother of Parliaments.«

				

				
					3	Tony Blair, Mein Weg, Gütersloh 20102, S.115 ff.

				

				
					4	Eine »bill« (Gesetzesvorlage) wird nach seiner Verabschiedung zum Gesetz (»act of Parliament«).

				

				
					5	Vgl. Meg Russell/ Philip Cowley, The Policy Power of the Westminster Parliament: The »Parliamentary State« and the Empirical Evidence, in: Governance, 29 (2016) 1, S.121–137.

				

				
					6	Der Name »Whitehall« wurde von HeinrichVIII. im 16.Jahrhundert erfunden. Er beschlagnahmte York House, das Stadthaus des in Ungnade gefallenen Kardinals Thomas Wolsey, benannte es in Whitehall um und erweiterte es, bis es in Ost-West-Richtung an die Themse und St. James Park sowie in Nord-Süd-Richtung an Great Scotland Yard und Downing Street stieß. Erst im 19.Jahrhundert als Großbritannien ein Weltreich verwaltete, bürgerte sich der in der Verwaltungspraxis Indiens entstandene, heute gängige englische Begriff »Civil Service« für die Ministerialverwaltung ein.
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				Parlamentarische Zeremonie und politische Symbole

			Politik mag idealtypisch auf dem rationalen, abwägenden Austausch von Argumenten unter gleichen und freien Individuen beruhen, in der Praxis sieht das anders aus. Politik ist personalisiert und theatralisiert und wird dadurch erst in der Öffentlichkeit wahrnehmbar. Im Vergleich zu Deutschland scheint das politische System Großbritanniens zudem geprägt von einer zur Schau gestellten Altertümlichkeit. Dies lässt sich besonders gut anhand der jährlichen Parlamentseröffnung, dem State Opening of Parliament, nachvollziehen, einer »der außergewöhnlichsten Prozeduren im britischen Parlamentarismus«1: Die Queen verliest im House of Lords eine Thronrede über das Regierungsprogramm des nächsten Jahres. Sie trägt vollen Ornat und Krone und ist flankiert von Sword of State und Cap of Maintenance, den Symbolen weltlicher und geistlicher Macht. Der Lord Chancellor übergibt ihr den Text der Rede kniend. Bis vor ein paar Jahren musste er sich danach sogar rückwärtsgehend entfernen. Die Mitglieder des House of Lords tragen ihre purpurfarbenen Roben mit Hermelinbesatz, Amtsträger von Parlament oder Regierung haben bunte Uniformen, Kniehosen und Perücken an. Es scheint, als würde der britische Staat hier alles aufbieten, was imperiale Macht und royale Pracht symbolisiert. Doch es gibt auch– ebenso zentrale– Komponenten der rituellen Aufmüpfigkeit. Wenn der Vertreter des Monarchen im House of Lords, der Gentleman Usher of the Black Rod, die Mitglieder des Unterhauses einladen soll, der Thronrede beizuwohnen, wird ihm die Tür vor der Nase zugeschlagen, und er muss mit seinem Amtsstab dreimal anklopfen, bevor sie ihm wieder geöffnet wird. Die Abgeordneten gehen betont wurstig unter Gelächter und lautem Murmeln ins Oberhaus. Der Labour-Abgeordnete Dennis Skinner ist dabei für seine humoristischen Zwischenrufe bekannt. So kommentierte er 2006 beispielsweise: »Have you got Helen Mirren on standby?«2

			Jeder weiß, dass nicht die Queen, sondern die Premierministerin bzw. der Premierminister die Thronrede verfasst hat, dass nicht das Ober-, sondern das Unterhaus die wichtigste politische Institution ist und dass die Macht nicht bei der Monarchin, sondern bei der Regierung liegt. Die Zeremonie der Parlamentseröffnung führt sehr offensichtlich eine verkehrte Welt auf. Dennoch entsteht nicht der Eindruck eines rein karnevalistischen Spektakels, da komplementär die Highlights der großen Erzählung von der Eindämmung monarchischer Macht aufgeführt werden. So verweist das Verhalten der Abgeordneten gegenüber Black Rod auf das Eindringen von CharlesI. in das Unterhaus und seinen Versuch, fünf oppositionelle Politiker gewaltsam verhaften zu lassen, eine Aktion, die den Bürgerkrieg im 17.Jahrhundert mit auslöste. Seither betrat auch kein Monarch mehr das House of Commons. Die Durchsuchung des Kellers der Houses of Parliament durch die königliche Leibwache (Yeomen of the Guard) erinnert an den sogenannten Gunpowder Plot, dem 1605 von einer Gruppe Katholiken geplanten Anschlag auf das Parlament. Dies spannt implizit auch den Bogen zur Glorious Revolution. William of Orange landete wohl nicht zufällig am 5.November– dem Tag des Gunpowder Plot– in England und provozierte damit 1688 die Flucht des katholischen JamesII. ins französische Exil. 

			Das State Opening konstruiert eine vermeintlich natürliche und selbstverständliche Kontinuität des politischen Systems. Doch obwohl das Ritual mittelalterlich wirkt, geht es auf den Anfang des 20.Jahrhunderts und EdwardVII. zurück. Die Parlamentseröffnung ist Teil einer »erfundenen Tradition«3, die komplementär zu Dynamik und Tempo moderner Gesellschaften Stabilität und nationale Einheit signalisieren soll. Die neuzeitliche parlamentarische Monarchie verkleidet sich und tut so, als hätte es sie bereits im Mittelalter gegeben.

			Durch den Kontrast mit den Symbolen und Ritualen königlicher Macht betonen die Mitglieder des Unterhauses ihre Modernität. Im parlamentarischen Alltag finden sich ebenfalls eine Reihe politischer Traditionen. Die Prime Minister’s Question Time dient beispielsweise als ritualisierter Schlagabtausch zwischen Premier und Oppositionsführer. Die Fragen folgen einem strengen Schema– als Erstes muss man sich nach den Terminen des Regierungsoberhauptes erkundigen–, Mitglieder von Regierung und Opposition sitzen sich »zwei Schwertlängen [...] auseinander gegenüber«4, quittieren die Aussagen der jeweiligen Seite lautstark und beharken sich oft wie ungezogene Schulkinder. Diese Inszenierung parlamentarischer Souveränität verdeckt allerdings die starke Position von Regierung und Premierminister.

			Parlamentarische Zeremonien sind mehrdeutig und auf mehreren Ebenen interpretierbar– als Unterhaltung, dramatisierte Vergegenwärtigung britischer Geschichte, als Feier von nationaler Einheit oder von Antagonismen– zwischen Monarch und Parlament oder Regierung und Opposition. Die Paradoxien und Widersprüche des politischen Systems werden mit darstellerischen Mitteln zu einer spannungsreichen Show verarbeitet. 
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			Die Autonomie von Schottland, Wales und Nordirland (devolution)

			Das Vereinigte Königreich wurde über Jahrhunderte als Zentralstaat regiert. London war die alleinige Machtzentrale und das Westminster-Parlament der Hort der nationalen Souveränität. Anfang des 20.Jahrhunderts erkämpfte sich der Süden Irlands, die heutige Republik Irland, die Unabhängigkeit vom Vereinigten Königreich. Der Anglo-Irische Vertrag des Jahres 1921 spaltete die irische Insel. Nordirland blieb ein Teil des Vereinigten Königreichs, erhielt jedoch schon 1921 sein eigenes Parlament in Belfast, Stormont genannt. Auch in Wales und Schottland waren Ende des 19.Jahrhunderts Forderungen nach Home Rule, also nationaler Selbstregierung– wenn auch im Rahmen der bestehenden Staatsordnung– laut geworden. Für Schottland entstand eine Verwaltung in Edinburgh (Scottish Office), geleitet von einem Regierungsmitglied in London, dem Schottlandminister. In der Zwischenkriegszeit bildeten sich nationalistische Parteien in Schottland und Wales, die mehr wollten als Selbstregierung unter der Krone. Sie forderten die nationale Unabhängigkeit.

			1	Die historischen und kulturellen Wurzeln der walisischen und schottischen Autonomie

			Autonomiefragen sind im Vereinigten Königreich keine Folgen staatlicher Neuordnung zur Verbesserung der Verwaltungseffizienz. Sie entstehen als Reaktion auf das wachsende Gewicht nationaler Identitäten. Auch wenn das gesamtbritische Außenbild des Landes und historisch die Idee des Empires die Differenzen zu Hause weniger deutlich hervortreten ließen, erhielt sich in Schottland und Wales über die Jahrhunderte das Bewusstsein nationaler Eigenständigkeit und damit die Idee der Abgrenzung dieser Landesteile zu England. Das Überdauern dieses Selbstbezugs war in Wales mit den größten Hindernissen verbunden. Schon im 16.Jahrhundert wurde Wales in den Londoner Herrschaftsbereich inkorporiert (Act of Union, 1536). Mit dem zweiten Act of Union des Jahres 1543 wurden die alten walisischen Gesetze außer Kraft gesetzt. 1689 wurde die Regionalverwaltung für Wales, der Council of Wales and the Marches, aufgelöst. Schließlich endete 1850 das eigenständige walisische Rechtswesen (Courts of Great Session). Wales ging in die englische Staatsorganisation auf. Aus zwei Gründen überlebte dennoch das walisische Nationalbewusstsein. Zum einen, weil es gelang, das Aussterben der Nationalsprache, des walisischen Gälisch, zu verhindern, und zum anderen, weil dank der Reformation sich die walisische Identität politisch-gesellschaftlich mit der Abkehr von der anglikanischen Staatskirche verbinden konnte.
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			Heute sprechen nur noch 14,6Prozent der Waliser Gälisch (Zensus 2011). Der politische und gesellschaftliche Stellenwert der Sprache ist dank der Autonomiepolitik britischer Regierungen im 20.Jahrhundert dennoch weit höher als noch im 19.Jahrhundert, obwohl damals die überwiegende Mehrheit der Waliser Gälisch sprach. Der walisische Adel hatte sich seit dem 16.Jahrhundert rasch »anglisiert« und das Walisische drohte als Sprache des »niederen Volkes« auszusterben. Dass die Sprache dennoch überlebte, verdankt sich dem Interesse des Hauses Tudor an der Durchführung der Reformation in Wales. Dazu wurde als erster Schritt die Bibel ins Walisische übertragen: 1567 das Neue Testament und ein Gebetbuch. 1588 folgte die Bibelübersetzung von Bischof William Morgan. Diese Übertragungen waren als Behelf gedacht, bis alle Menschen in Wales die englische Bibel lesen und verstehen konnten. Die Wirkung war eine andere: Die Übersetzungen führten zur Etablierung des Walisischen als Kirchensprache.

			Im 18.Jahrhundert erlebte das Walisische auch außerhalb der Kirchen eine Renaissance. 1751 wurde von Walisern in London die ehrenwerte Gesellschaft der Waliser (Anrydeddus Cymdeithes y Cymmrodorion) gegründet, die es sich zur Aufgabe machte, alte walisische Manuskripte zu suchen und zu editieren, walisische Grammatiken und Wörterbücher zu erstellen und sich für die Wiedererrichtung des walisischen Poetenwettstreits (Eisteddfod) sowie den St.-David-Tag als Nationalfeiertag einzusetzen. Einiges gelang: 1789 wurde das National Eisteddfod eingeführt, das bis heute alljährlich in der ersten Augustwoche abwechselnd im Süden und Norden von Wales abgehalten wird und Tausende von Besuchern anzieht. Der St.-David-Tag am 1.März ist zwar kein gesetzlicher Feiertag, er wird aber in ganz Wales durch Umzüge gefeiert. Dabei werden die nationalen Symbole Lauch und Narzisse gezeigt. St. David soll den Walisern vor einer Schlacht gegen die Angelsachsen geraten haben, sich Lauch an die Helme zu stecken, damit sie ihre eigenen Soldaten leichter erkennen. Die Narzisse steht für den Frühling, der mit dem St.-David-Tag Einzug nehmen soll.

			Die Reformation in Wales ermutigte zu Abspaltungen von der anglikanischen Staatskirche. Mit Methodisten und Baptisten erstarkten religiöse Bewegungen, die mit der anglikanischen Staatskirche nicht konform waren (Nonkonformismus) und zu einem neuen einigenden Band der Waliser wurden. 1850 waren drei Viertel aller Waliser Nonkonformisten, aus deren Mitte bald auch politische Forderungen entstanden. Der spätere britische Premierminister Lloyd George führte gemeinsam mit dem walisischen Politiker T.E. Ellis die Bewegung Junges Wales (Cymru Fydd), die ein walisisches Parlament und ein eigenes Universitätssystem für Wales forderte. 1893 wurde die University of Wales mit den Colleges Aberystwyth, Bangor und Cardiff gegründet. Die Nonkonformisten setzten sich auch für ein Alkoholverbot an Sonntagen ein (durchgesetzt 1881; erst 2003 wurde die Verpflichtung abgeschafft, über die weitere Gültigkeit des Alkoholverbots regelmäßig abzustimmen). Daneben kämpften sie für das Ende des Status der anglikanischen Kirche als einer Staatskirche in Wales, womit sie 1914 schließlich erfolgreich waren.

			Überlagert wurde die frühe walisische Identitätspolitik durch die Folgen der Industriellen Revolution, die Wales zu einem Kohle- und Stahlland machte und Arbeiter aus anderen Teilen des Vereinigten Königreichs in die Region brachte. Die entstehende Arbeiterbewegung forderte das Selbstverständnis der Waliser heraus. Die nonkonformistischen Bewegungen stellten sich offen feindselig gegen die nach ihrer Ansicht »atheistischen« Gewerkschaften und die Labour Party und trugen so zum Aufbrechen der gemeinsamen walisischen Identität in diejenige von Wales auf der einen Seite und diejenige des walisischsprachigen Wales (Welsh Wales) auf der anderen. Das Land spaltete sich in Industriegebiete, die nach London und Liverpool orientiert waren, und in ländliche Agrargebiete, in denen der Nonkonformismus und die walisische Sprache prägend blieben. Durch die Industrie entstanden neue Traditionen, wie die walisischen Chöre, Rugby und Bräuche der Arbeiterbewegung, sowie eine politische Dominanz der Labour Party.

			Die walisische Sprache war aber nicht nur durch den sozialen Wandel und die Einwanderung bedroht. Sie wurde im 19.Jahrhundert auch zeitweise von der britischen Regierung bekämpft. Eine von der Regierung eingesetzte Untersuchungskommission kam 1846 zu dem Ergebnis, dass die walisische Sprache die wirtschaftliche Entwicklung von Wales massiv behindere. Die Mehrzahl der Waliser sei den Engländern wegen ihrer minderwertigen Sprache unterlegen. Je eher diese verschwände, desto besser wäre es. Der walisische Protest gegen die britische Sprachenpolitik, der 1856 auch im Entstehen einer walisischen »Nationalhymne« Ausdruck fand, blieb erfolglos: 1870 wurde der Schulunterricht in walisischer Sprache verboten. Alle Kinder, die beim Walisischsprechen ertappt wurden, wurden körperlich gezüchtigt und durch ein Schild um ihren Hals mit der Aufschrift »Welsh Not« gedemütigt. 1888 wurde diese spezielle Politik revidiert, der walisischen Sprache blieb aber der Respekt weiterhin versagt. Der Kampf um die Sprache blieb Teil der walisischen Nationalbewegung. Kulturelle Autonomie wurde zu einem entscheidenden Bestandteil der Forderungen nach politischer Autonomie, auch wenn in der zweiten Hälfte des 20.Jahrhunderts für die Mehrheit der Waliser weder Sprache noch Religion ihre Haltung zum Vereinigten Königreich definierten.

			In Schottland spielte die Sprachenfrage für Autonomieforderungen keine Rolle. Das Englische, wenn auch unter Beibehaltung von Strukturelementen und Vokabeln der gälischen Sprache, verdrängte zwischen 1157 und 1400 das Gälische in Zentralschottland, den Lowlands. Seit etwa 1520 wird das hier gesprochene Englisch als »Scots« bezeichnet. Die Reformation trug zusätzlich zur Marginalisierung des Gälischen bei. Die katholisch gebliebenen gälischsprachigen Highlander wurden zu Widersachern der schottischen Regierung, sodass diese zahlreiche Versuche unternahm, deren Sprache und Hochlandkultur niederzuhalten. Im 17.Jahrhundert wurde die Gründung englischsprachiger Schulen in den Highlands vorangetrieben. Nach der Niederschlagung der Aufstände von 1719 und insbesondere 1745, die der Unterstützung der katholischen Monarchie der Stuarts (Bonnie Prince Charlie) galten, wurden die Highlands völlig der Kontrolle des englischsprachigen Schottlands unterworfen. Den Bewohnern des Hochlandes wurden ihre traditionellen Clan-Anführer und ihre Waffen genommen. Kilt, Dudelsack und die gälische Sprache wurden verboten. Ein Teil der Highlander wurde zu Pächtern englischsprachiger Grundbesitzer (lairds). Missernten und Hungersnöte und als Folge die Auswanderung verringerten die Zahl der Gälischsprechenden. Die verbliebenen Kleinlandwirte (crofters) in den Highlands wurden bis ins 19.Jahrhundert von ihren Grundstücken vertrieben, um Platz zu schaffen für die Schafzucht oder die Jagd auf Rotwild (highland clearances).

			Die clearances bedeuteten die Verdrängung der Kerngruppe der gälischen Muttersprachler, womit sich das Verbreitungsgebiet des Gälischen auf die nordwestlichen Küstenstreifen Schottlands und die Inselgruppe der Hebriden reduzierte. Im 19.Jahrhundert wurde das Gälische im Schulwesen mit allen Mitteln bekämpft. Kinder, die beim Gebrauch ihrer gälischen Muttersprache ertappt wurden, wurde ein Stock an einer Schnur um den Hals gehängt (maide-crochaidh), den sie an denjenigen Mitschüler weitergeben durften, den sie Gälisch sprechen hörten. Der Schüler, der am Ende des Schultags mit diesem diskriminierenden Zeichen behaftet blieb, wurde bestraft. Es gibt Berichte darüber, dass der maide-crochaidh auf der Insel Lewis noch bis in die Dreißigerjahre des 20.Jahrhunderts verwendet wurde. Heute sprechen nur noch 1,2Prozent der schottischen Bevölkerung Gälisch (58 652 Personen nach dem Zensus von 2001). Viele von ihnen wohnen inzwischen auch in den schottischen Großstädten, zum Beispiel leben 19Prozent der Gälischsprachigen in Glasgow. Die schottische Regierung fördert das Gälische als offizielle Landessprache, der der gleiche Respekt wie dem Englischen entgegenzubringen sei, was aber keine Gleichstellung mit dem Englischen bedeutet.

			Es ist offensichtlich, dass sich Forderungen nach schottischer Autonomie nicht aus der sprachlichen Differenz zu England speisen konnten. Wichtiger war die schottische Tradition eigener Staatlichkeit. Bis 1603 war Schottland ein unabhängiges Königreich. Durch den dynastischen Zufall des Aussterbens des Herrschaftshauses der Tudors wurde der schottische König James (Jakob)VI. britischer König (James I.), eine Union of the Crowns vereinte Schottland mit England und Wales. Erst 1707 entstand ein Staatsvertrag des englisch/walisischen mit dem schottischen Parlament (Union of Parliaments), der Schottland und England/Wales zum Staat Großbritannien vereinigte. Die verhandelte Einheit gewährte Schottland institutionelle Sonderrechte, die die schottische nationale Identität bewahrten. Ebenso wurde die Unabhängigkeit der schottischen presbyterianischen Staatskirche (Kirk) von der anglikanischen Kirche garantiert. Die Kirk konnte aufgrund ihrer relativ demokratischen Struktur und der gleichberechtigten Einflussmöglichkeiten der Laien in den Versammlungen der Kirchengemeinden nach der Auflösung des schottischen Parlaments erfolgreich die Funktion der »Stimme Schottlands« übernehmen. 

			Der Vertrag von 1707 garantierte Schottland neben der religiösen Autonomie auch die Autonomie des schottischen Rechtswesens. Das schottische Recht beruht, anders als das englische Fallrecht, das sich auf richterliche Entscheidungen konkreter Fälle stützt, auf dem kontinentaleuropäischen römischen Recht, das heißt auf der Auslegung genereller Gesetze. Der Lord Advocate, der oberste Justizbeamte Schottlands, wurde 1746 nach der zeitweisen Abschaffung eines Schottlandministers der politische Interessenvertreter Schottlands in London. Separat blieb auch das schottische Erziehungswesen. In der zweiten Hälfte des 18.Jahrhunderts brachte dieses berühmte Denker der schottischen Aufklärung hervor, wie den Philosophen David Hume, den Ökonomen Adam Smith oder den Erfinder der Dampfmaschine James Watt. Schottlands Wirtschaft, sein Militär und seine führenden Köpfe waren in das weltweite Britische Empire integriert. Ohne die Einheit Großbritanniens zu gefährden, konnten im 19.Jahrhundert schottische Besonderheiten wie der Dudelsack oder der Kilt »wiederentdeckt« werden. Die Distel als nationale Pflanze, der St.-Andrews-Tag am 30.November oder der Kult um den Nationaldichter Robert Burns, zu dessen Ehren jährlich am 25.Januar die »Burns Nicht« (Burns Night) gefeiert wird, gaben der schottischen Identität eine symbolische Unterstützung.

			2	Die Politisierung der Autonomieforderungen

			Politisch relevant wurden Autonomieforderungen in Schottland und Wales erst in der Mitte der 1970er-Jahre. Die von England verschiedene politische Ausrichtung von Schottland und Wales zeigte sich im 20.Jahrhundert deutlich in der Vorherrschaft der Labour Party und der relativ bedeutenden Rolle der Liberalen Partei. Der Status von Wales änderte sich nur langsam und meist in Reaktion auf politische Vorstöße in Schottland. Für die walisische Autonomiebewegung stand zunächst der Erhalt der Sprache im Vordergrund. 1963 startete die walisische Sprachenbewegung Cymdeithas yr Iaith Gymraeg mit einigem Erfolg eine Kampagne des zivilen Ungehorsams für ein zweisprachiges Wales. Die britische Regierung akzeptierte das Walisische in der öffentlichen Verwaltung und Straßenschilder wurden zweisprachig. Erst 2010 legte das walisische Parlament fest, dass Walisisch eine offizielle Landessprache ist.

			Der damalige Parteivorsitzende der walisischen Nationalpartei Plaid Cymru, Gwynfor Evans, trotzte 1980 der britischen Premierministerin Margaret Thatcher durch einen Hungerstreik einen walisischsprachigen Fernsehkanal ab, den diese in ihrem Wahlprogramm von 1979 angekündigt, aber zunächst nicht installierte hatte. Bei der Nachwahl im Wahlkreis Carmarthen 1966 war Evans als erster Politiker von Plaid Cymru ins Westminster-Parlament gewählt worden. Im Jahr darauf gewann Winifred (Winnie) Ewing für die schottische Nationalpartei (Scottish National Party, SNP) den Wahlkreis Hamilton. Die etablierten Parteien reagierten auf die politischen Erfolge der Autonomiebewegungen mit gewachsener Aufmerksamkeit für die regionale Dimension britischer Politik.

			Die Parlamentswahlen im Februar und Oktober 1974 standen im Zeichen der ökonomischen Krise und der politischen Instabilität. Deren Ergebnisse überzeugten die regierende Labour Party, dass mehr getan werden müsse, um das Vereinigte Königreich zusammenzuhalten. Der Stimmenanteil der SNP in Schottland, der bereits 1970 auf 11,4Prozent gewachsen war, vergrößerte sich im Februar 1974 auf 21,9Prozent und bei den vorgezogenen Neuwahlen im Oktober 1974 auf 30,4Prozent. Die SNP-Forderung nach Unabhängigkeit gewann Plausibilität angesichts der Ölfunde vor der schottischen Küste Ende der 1960er-Jahre. Weniger erfolgreich waren dagegen die walisischen Nationalisten. Nach 11,5Prozent der walisischen Wählerstimmen 1970 eroberte Plaid Cymru im Februar 1974 weniger, nämlich 10,7Prozent der Stimmen, und 10,8Prozent im Oktober 1974. Die britische Regierung reagierte auf diese Ergebnisse mit Gesetzgebungsvorhaben zur Stärkung der schottischen und quasi im Begleitzug auch der walisischen Autonomie.

			Tab. 1: Abstimmungsergebnisse der devolution-Referenden

			
				
					
							
							Termin

						
							
							Ort

						
							
							Vorhaben

						
							
							Ja-Stimmen

						
							
							Wahlbeteiligung

						
					

				
				
					
							
							März 1979

						
							
							Schottland 

						
							
							Legislative devolution

						
							
							51,6 %

						
							
							63,7 %

						
					

					
							
							März 1979

						
							
							Wales

						
							
							Exekutive devolution

						
							
							20,3 %

						
							
							59,0 %

						
					

					
							
							September 1997

						
							
							Schottland

						
							
							Legislative devolution

						
							
							74,3 % (63,5 % für eine begrenzte Steuerhoheit)

						
							
							60,2 %

						
					

					
							
							September 1997

						
							
							Wales

						
							
							Exekutive devolution

						
							
							50,3 %

						
							
							50,2 %

						
					

					
							
							Mai 1998

						
							
							Nordirland

						
							
							Legislative devolution

						
							
							71,1 %

						
							
							81,1 %

						
					

				
			

			Quelle: eigene Zusammenstellung

			Kern der Gesetzgebungsvorhaben von 1976 bzw. 1977 war der Gedanke größerer schottischer Autonomie (devolution). Mit devolution ist keine Staatsgliederung nach föderalem Vorbild gemeint: Im Vereinigten Königreich gilt die unteilbare Souveränität (das Letztentscheidungsrecht) des Londoner Parlaments, das Aufgaben lediglich an regionale Institutionen weitergibt (und jederzeit zurückholen kann). Der Umfang delegierter Aufgaben kann je nach Situation variieren. Schottland hatte schon seit dem Ende des 19.Jahrhunderts eine administrative devolution mit der Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben. Im neuen Gesetzesvorhaben wurden nun auch begrenzte Gesetzgebungsbefugnisse erwogen, also eine legislative devolution. Für Wales war, angesichts der geringeren Unterstützung für eine walisische Autonomie als für eine schottische, eine exekutive devolution vorgesehen, also eine Autonomie, die sich auf die Ausführung britischer Gesetze bezog.

			1979 scheiterte die devolution-Gesetzgebung jedoch bei Volksabstimmungen in Schottland und Wales. Während die geringe Unterstützung für Autonomieforderungen in Wales das mangelnde Interesse eines großen Teils der walisischen Bevölkerung widerspiegelte, war in Schottland die Präferenz für ein eigenes Parlament eindeutig. Dennoch wurde Schottland dieses verwehrt, weil die Ja-Stimmen bei der Abstimmung unter dem verlangten Quorum von 40Prozent aller Wahlberechtigten lagen. Die neue konservative Regierung unter Margaret Thatcher, die 1979 ins Amt kam, erklärte Autonomiefragen für erledigt.

			Die Regierungszeit Margaret Thatchers wurde in weiten Teilen der schottischen Gesellschaft als eine Art »Fremdherrschaft« interpretiert. Weder hatte ihre Konservative Partei in Schottland nennenswerte Unterstützung, noch teilte die Mehrheit der Schottinnen und Schotten Margaret Thatchers marktorientierten Wirtschaftskurs. Diese Grundstimmung führte 1989 zur Gründung der Scottish Constitutional Convention, der alle gesellschaftlich relevanten Kräfte und Parteien Schottlands (mit Ausnahme der SNP und der Konservativen Partei) angehörten. Sie legte 1995 ein Dokument vor, in dem die Forderung nach einem Parlament für Schottland (legislative devolution) gestellt wurde. Als 1997 die Labour-Regierung unter Tony Blair die Konservativen abgelöst hatte, bedeutete dies für Labour auch die Verpflichtung, die in ihrer schottischen Hochburg formulierten Autonomieforderungen durchzusetzen. Blair wollte sich die walisischen und schottischen Präferenzen durch Referenden bestätigen lassen, was in Schottland im September 1997 sehr deutlich gelang. Eine Woche später im gleichen Monat wurde in Wales abgestimmt. Knapp reichte es hier für das Modell der exekutiven devolution.

			Auch für Nordirland hatte sich die Situation mit der Regierungsübernahme von Tony Blair verändert. Hatte seinem konservativen Vorgänger John Major noch eine ausreichend große Mehrheit im Parlament gefehlt, um direkte Friedensgespräche mit der der terroristischen IRA nahestehenden Partei Sinn Féin zu führen, so konnten nun Allparteiengespräche unter Einschluss der Republik Irland in Belfast beginnen. Diese wurden 1998 am Karfreitag erfolgreich zu Ende gebracht. Auch für Nordirland wurde eine legislative devolution-Lösung unter Einbeziehung der Sonderbeziehungen zur Republik Irland und auf der Basis einer Allparteienregierung vereinbart. Die gefundene Lösung wurde im Mai 1998 durch ein nordirisches Referendum bestätigt. Auch in der Republik Irland war ein Referendum erforderlich, damit die irische Regierung diesem internationalen Abkommen mit dem Vereinigten Königreich zustimmen konnte. Bei einer Wahlbeteiligung von 56,3Prozent stimmten 94,4Prozent der Abstimmenden in der Republik Irland dem Karfreitagsabkommen zu. Es erwies sich, dass devolution-Lösungen nur so lange stabil sind, wie sie den nationalen Autonomieforderungen gerecht werden. Veränderungen des Autonomiestatus sind aber immer nur aufgrund einer entsprechenden Gesetzgebung des Londoner Parlaments möglich. Nach anfänglich relativ großem Desinteresse der Waliser an der politischen Dezentralisierung entwickelte die walisische Versammlung, also die zur Durchführung der exekutiven devolution gewählten Vertreterinnen und Vertreter der Waliser, den Wunsch nach einer eigenen Regierung mit eigenem Regierungschef (2000 eingerichtet) und nach einem Parlament mit legislativen Befugnissen. 2011 beschlossen die Waliser per Referendum den Schritt von der exekutiven zur legislativen devolution. 35,2Prozent der Wahlberechtigten beteiligten sich an diesem Referendum (was in diesem Fall reichte, denn ein Quorum gab es nicht), 63,5Prozent stimmten mit Ja.

		In Schottland wurde das Parlament, das nach seinem eigenen Verständnis nur die 1707 unterbrochene Parlamentsarbeit wiederaufnahm, seit dem Ende des 20.Jahrhunderts mit immer weiterreichenden Befugnissen durch die Gesetzgebung in London ausgestattet. Im Schottland-Gesetz von 1998 wurde darauf verzichtet, die an Edinburgh übertragenen Kompetenzen aufzulisten. Stattdessen nennt es die in London verbliebenen Zuständigkeiten, eine Regelung, die jener föderaler Staaten ähnelt, in denen alle Kompetenzen, die nicht der Zentralregierung überlassen werden, automatisch in die Kompetenz der unteren politischen Ebene fallen. Im Vergleich zu Wales, wo seit 2017 eine vergleichbare Regelung gilt, kommt in Schottland noch eine politische Garantie der Nichtauflösbarkeit des schottischen Parlaments durch das Parlament in London hinzu. Diese lässt die Grenzen von devolution und Föderalismus weiter verschwimmen. Schottland kontrolliert fast die gesamte Innenpolitik (Ausnahme Haushalts- und Wirtschaftspolitik) sowie große Teile der Steuerpolitik. Ca. 40Prozent des schottischen Steueraufkommens stammen aus eigener Finanzkraft. Der weitreichende Ausbau von devolution in Schottland ist nicht zuletzt ein Ergebnis des Bemühens der Londoner Politik, Schottland im Vereinigten Königreich zu halten.

Der seit 2007 in Schottland regierenden SNP war es im Jahr 2014 gelungen, mit der britischen Regierung ein Referendum über die schottische Unabhängigkeit zu vereinbaren. Bei einer Wahlbeteiligung von 84,6Prozent stimmten 55,3Prozent der Schotten allerdings gegen die Unabhängigkeit. Damit ist das Thema aber noch nicht vom Tisch: Es wurde wiederbelebt durch die Tatsache, dass beim Referendum über das Ausscheiden des Vereinigten Königreichs aus der EU (Brexit) die Mehrheit der Schotten sich für den Verbleib in der EU aussprach (62,0Prozent). Nach dem Ende der Brexit-Verhandlungen 2019 strebt die SNP ein weiteres Unabhängigkeitsreferendum an, wozu allerdings die Zustimmung Londons erforderlich bleibt. In den Jahren 2016 und 2017 wiesen Umfragen auf eine stabile, aber nicht mehrheitliche Unterstützung für die schottische Unabhängigkeit hin.1 Die Parlamentswahl 2017 zeigte jedoch, dass das Thema Unabhängigkeit für die SNP auch zur Belastung werden kann. Die Konservative Partei in Schottland profilierte sich auf ihre Kosten als diejenige Partei, die das Lagerdenken in Unabhängigkeitsbefürworter und Unabhängigkeitsgegner zu überwinden weiß. 

			In Nordirland erschwert das Thema Brexit ebenfalls eine Einigung über die Zukunft der Region. Auch hier hat eine klare Mehrheit (55,8Prozent) den Brexit abgelehnt. Niemand möchte die Zeiten einer bis an die Zähne bewaffneten Grenze zur Republik Irland zurück. Eine erneute Abschottung zum Süden der Insel, die eine EU-Außengrenze zu gewissem Grad mit sich bringt, würde die gewachsenen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Verbindungen massiv stören. Auch schon vor dem Brexit-Votum funktionierten das nordirische Parlament und die nordirische Allparteienregierungen nur mit Hindernissen. Es konnten weniger Befugnisse von London nach Belfast übertragen werden, als es die devolution-Lösung eigentlich ermöglicht, weil sich in der Allparteienregierung die beiden politischen Lager misstrauen und kaum kompromissfähig sind. Die Unionisten, also die Befürworter des Verbleibs Nordirlands im Vereinigten Königreich, und die Nationalisten, die Befürworter der irischen Einheit, blockieren sich meist gegenseitig.

			3	Politik in Wales, Schottland und Nordirland

			In den regionalen Parlamenten in Schottland und Wales gilt ein der deutschen Verhältniswahl ähnliches Wahlsystem.2 Der Hintergrund für dessen Einführung war die Hoffnung Tony Blairs, dass dadurch in den Labour-Hochburgen Wales und Schottland immer entweder die Labour Party allein oder in einer Koalition mit den Liberaldemokraten regieren kann. Diese Rechnung ging nur zum Teil auf. Weder war der politische Erfolg der SNP vorauszusehen, einer Partei, die noch vor wenigen Jahrzehnten mit ihrer Unabhängigkeitsforderung als unwählbar galt. Noch rechnete Blair damals mit der Machterosion seiner Labour Party insgesamt. In Wales verteidigte Labour bisher ihren Einfluss, in Schottland dagegen hat sich die SNP durchgesetzt. Beide Nationalparteien, die SNP in Schottland und Plaid Cymru in Wales, haben sich unterschiedlich entwickelt. Plaid Cymru hat eingesehen, dass walisische Autonomie mehr sein muss als die Interessenvertretung des traditionell walisischsprachigen und nonkonformistischen Wales. Die Partei präsentiert sich als linke Alternative zur Labour Party, um in ganz Wales wählbar zu werden– allerdings mit mäßigem Erfolg. Der SNP ist es gelungen, zur stärksten politischen Kraft in Schottland zu werden. Sie hat die Labour Party als linke Volkspartei in erheblichem Maße abgelöst. Anders als in Wales konnte in Schottland deshalb die Frage nach der nationalen Unabhängigkeit gestellt werden.

			Tab. 2: Die schottischen Regierungen

	
				
					
							
							Wahljahr

						
							
							Regierungschef 

							(First Minister)

						
							
							Regierungstypus

						
							
							Regierungsparteien

						
					

				
				
					
							
							1999

						
							
							Donald Dewar (Labour), 1999–2000 (verstorben)

							Henry McLeish (Labour), 2000–2001 (Rücktritt wegen Finanzaffäre)

							Jack McConnell (Labour), 2001–2003 

						
							
							Koalitionsregierung

						
							
							Labour Party/Liberal Democrats

						
					

					
							
							2003

						
							
							Jack McConnell (Labour), 2003–2007

						
							
							Koalitionsregierung

						
							
							LabourParty/Liberal Democrats

						
					

					
							
							2007

						
							
							Alex Salmond (SNP), 2007–2011

						
							
							Minderheitsregierung einer Partei

						
							
							SNP, Unterstützungsabkommen mit der Green Party

						
					

					
							
							2011

						
							
							Alex Salmond (SNP), 2011–2014 (Rücktritt nach verlorenem Unabhängigkeitsreferendum)

							Nicola Sturgeon (SNP), 2014–2016

						
							
							Alleinregierung

						
							
							SNP

						
					

					
							
							2016

						
							
							Nicola Sturgeon (SNP)

						
							
							Minderheitsregierung einer Partei

						
							
							SNP

						
					

				
			

			Quelle: eigene Darstellung

			Über die Tatsache, dass sich der britische Zentralstaat in einen Viernationenstaat mit regionaler Vielfalt, auch in wichtigen Politikfeldern wie der Gesundheits-, Bildungs- und Kommunalpolitik, gewandelt hat, wird im Vereinigten Königreich heute nicht mehr gestritten. Eine eigenständige Regierungstätigkeit in Schottland, Wales und Nordirland ist mit der Souveränität des Londoner Parlaments verträglich, wenn diese im Rahmen der Ermächtigung durch Londoner Gesetzgebung bleibt. Es ist auch weiterhin möglich, dass das Parlament in London Gesetze verabschiedet, die in die den regionalen Parlamenten übertragenen Bereiche eingreifen. Um Konflikte mit Schottland zu vermeiden, hält man sich an die 1998 von Lord Sewel im Oberhaus entwickelte Konvention, dass die entsprechende Londoner Gesetzgebung der Zustimmung des schottischen Parlaments bedarf. Politikkoordination findet auch in interministeriellen Ausschüssen der britischen und der schottischen Regierung statt, die allerdings nur selten zusammenkommen.

			Für das britische Parlament stellte sich eine Zeit lang das Problem, dass schottische Abgeordnete hier über bestimmte Angelegenheiten abstimmen, die nur England betreffen. Es bestand deshalb die Möglichkeit, dass die schottischen Abgeordneten den Ausschlag für eine gesetzliche Regelung geben, die die englischen Abgeordneten nicht wollen. Da diese Schwierigkeit zuerst von Tam Dalyell, dem Labour-Abgeordneten für den schottischen Wahlkreis West Lothian identifiziert wurde, spricht man von der »West Lothian Question«. Diese Frage löste das Londoner Parlament 2015 mit der Bestimmung, dass ein Gesetz vom Vorsitzenden des Unterhauses (Speaker) als nur England betreffend eingestuft werden kann. Dies hat zur Folge, dass im Gesetzgebungsprozess ein Ausschuss besetzt mit englischen Abgeordneten ein Vetorecht über die Gesetzgebung bekommt. Erst wenn der Ausschuss grünes Licht gibt, kommen die Unterhausmehrheiten (also einschließlich der nicht englischen Abgeordneten) im Gesetzgebungsprozess zum Tragen.

			Tab. 3: Die walisischen Regierungen

				
				
					
							
							Wahljahr

						
							
							Regierungschef (First Secretary bis 2000, First Minister)

						
							
							Regierungstypus

						
							
							Regierungsparteien

						
					

				
				
					
							
							1999

						
							
							Alun Michael (Labour), 1999–2000 (Rücktritt wegen fehlenden Rückhalts in der eigenen Partei)

							Rhodri Morgan (Labour), 2000–2003

						
							
							Minderheitsregierung einer Partei (1999–2000); Koalitionsregierung (2000–2003)

						
							
							Labour Party (1999–2000); 

							LabourParty/ Lib. Democrats (2000–2003)

						
					

					
							
							2003

						
							
							Rhodri Morgan (Labour), 2003–2007

						
							
							Koalitionsregierung

						
							
							Labour Party/Liberal Democrats

						
					

					
							
							2007

						
							
							Rhodri Morgan (Labour), 2007–2009

							Carwyn Jones (Labour), 2009–2011

						
							
							Koalitionsregierung

						
							
							Labour Party/Plaid Cymru

						
					

					
							
							2011

						
							
							Carwyn Jones (Labour), 2011–2016

						
							
							Minderheitsregierung

						
							
							Labour Party

						
					

					
							
							2016

						
							
							Carwyn Jones (Labour), 2016– 2018

						
							
							Minderheitsregierung

						
							
							Labour Party/Liberal Democrats

						
					

					
							
							2018

						
							
							Mark Drakeford (Labour)

						
							
							Minderheitsregierung

						
							
							Labour Party/Liberal Democrats

						
					

			


			Quelle: eigene Darstellung

			In Nordirland regiert eine Allparteienkoalition, in der die Parteien inder nordirischen Versammlung nach der Stärke ihrer Parlamentsfraktionen vertreten sind– falls sie ihre Ministerposten wahrnehmen wollen. Einige Parteien wählen freiwillig den Oppositionsstatus, um ihre Positionen im politischen Wettbewerb besser verdeutlichen zu können. Die automatische Zuteilung von Ministersitzen nach dem Wahlergebnis vermeidet Koalitionsverhandlungen und mögliche Konflikte zwischen Unionisten und Nationalisten. Die größere der beiden Gruppen (der Unionisten oder der Nationalisten) im Parlament stellt den First Minister (Regierungschef), der wiederum aus der größten Fraktion dieser Gruppe kommt. Die größte Fraktion der anderen Gruppe stellt dessen Stellvertreter. Damit waren und sind Nationalisten und Unionisten jeweils in einem dieser Ämter vertreten. Die nordirische Regierung hat also eine unionistisch-nationalistische Doppelspitze (First Minister und Deputy First Minister). 

			Tab. 4: Beispiel einer Allparteienregierung von Nordirland (Stand: Dezember 2015)

				
				
					
							
							Amt

						
							
							Name

						
							
							Partei

						
					

				
				
					
							
							First Minister

						
							
							Peter Robinson

						
							
							Democratic Unionist Party

						
					

					
							
							Deputy First Minister

						
							
							Martin McGuinness

						
							
							Sinn Féin

						
					

					
							
							Agriculture and Rural Development

						
							
							Michelle O’Neill

						
							
							Sinn Féin

						
					

					
							
							Culture, Arts and Leisure

						
							
							Carál Ní Chuilín

						
							
							Sinn Féin

						
					

					
							
							Education

						
							
							John O’Dowd

						
							
							Sinn Féin

						
					

					
							
							Employment and Learning

						
							
							Stephen Farry

						
							
							Alliance Party of Northern Ireland

						
					

					
							
							Enterprise, Trade and Investment

						
							
							Jonathan Bell

						
							
							Democratic Unionist Party

						
					

					
							
							Environment

						
							
							Mark H. Durkan

						
							
							Social Democratic and Labour Party

						
					

					
							
							Finance and Personnel

						
							
							Arlene Foster

						
							
							Democratic Unionist Party

						
					

					
							
							Health, Social Services and Public Safety

						
							
							Simon Hamilton

						
							
							Democratic Unionist Party

						
					

					
							
							Regional Development

						
							
							Michelle McIlveen

						
							
							Democratic Unionist Party

						
					

					
							
							Social Development

						
							
							Mervyn Storey

						
							
							Democratic Unionist Party

						
					

					
							
							Justice

						
							
							David Ford

						
							
							Alliance Party of Northern Ireland

						
					

				
			

			Quelle: Michael Martin/Yvonne Murphy (Hrsg.), Data Yearbook 2016, in: Irish Political Studies, 31 (2016) 3, S.341.

			Unionisten und Nationalisten haben Vetopositionen bei jedem Gesetzgebungsverfahren. Von jedem Mitglied des nordirischen Parlaments wird verlangt, dass es seine Gruppenzugehörigkeit (oder das Fehlen einer solchen) deklariert. Abgestimmt wird unter Berücksichtigung der Gruppenzugehörigkeit. Für die jeweilige Gruppe (also für die Unionisten oder die Nationalisten) wichtige Beschlüsse in der nordirischen Versammlung werden in zwei Verfahren mit jeweils doppelten Mehrheiten gefasst. Das erste Verfahren erfordert die parallele Zustimmung der Mehrheit der anwesenden und abstimmenden Abgeordneten sowohl der unionistischen als auch der nationalistischen Gruppe. Das zweite Verfahren der doppelten Mehrheit funktioniert mithilfe von Gewichtung. Dabei müssen 60Prozent der anwesenden und abstimmenden Mitglieder der Versammlung zustimmen, wobei sowohl in der Gruppe der Unionisten als auch in der Gruppe der Nationalisten 40Prozent dafür sein müssen. Welches Verfahren angewandt wird, hängt von der Materie ab, die zur Entscheidung ansteht. Schon 30 der 108Abgeordneten können eine Abstimmung mit doppelter Mehrheit fordern, wenn sie nicht ohnehin vorgesehen ist. Bis 2017 war dies eine Möglichkeit, die nur die DUP wahrnehmen konnte, ohne sich mit anderen Fraktionen zusammenschließen zu müssen. Bei den nordirischen Wahlen 2017 gewann die DUP dann jedoch erstmals weniger als 30Abgeordnete.

			4	Die Zukunft des Viernationenstaats

			Das Vereinigte Königreich ist auf Dauer von einem Einheitsstaat zu einem Unionsstaat geworden, der aus vier Regionen bzw. Nationen besteht. Die Autonomiewünsche Englands und englischer Regionen, falls überhaupt vorhanden, haben keinen gesellschaftspolitischen Hintergrund. Die mit London neun englischen Regionen sind lediglich Planungsregionen, die von der Zentralregierung abgegrenzt werden, um staatliche Regionalpolitik umzusetzen und die regionale Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern. Die interne devolution Englands ist in ihren Anfängen stecken geblieben. In einem Referendum von 2004 lehnten 78Prozent der Abstimmenden eine regionale Versammlung für die Region North-East ab. Weitere geplante Referenden in den Regionen zur Einrichtung regionaler Versammlungen fanden danach nicht mehr statt. Auch die Idee der Einrichtung eines englischen Parlaments wurde nach Diskussion wieder verworfen, weil diese das Problem der Doppelung mit dem Westminster-Parlament aufwarf. 

			In England lebt die große Mehrheit der Bevölkerung des Vereinigten Königreiches. In deren Verständnis ist »englisch« meist noch deckungsgleich mit »britisch«. In Wales gibt es keinen ernsthaften Wunsch, das Vereinigte Königreich zu verlassen. In Schottland ist dieser zurzeit nicht mehrheitsfähig. Das Karfreitagsabkommen erlaubt einen Anschluss Nordirlands an die Republik Irland, sollte eine Mehrheit der Nordiren in einem Referendum dafür stimmen. Für eine entsprechende Initiative gibt es, trotz der Ablehnung des Brexits durch die Nordiren, keine Anzeichen. Ein Auseinanderbrechen des Vereinigten Königreichs steht also nicht bevor, wie einige Kritiker der Autonomiepolitik befürchteten. Sie argumentierten, dass Autonomieforderungen keine politische Stabilität erzeugen, sondern im Gegenteil den Appetit auf mehr, einschließlich der politischen Unabhängigkeit, wecken. Ganz sicher, dass diese Kritiker unrecht haben, kann man aber nicht sein.
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			Anmerkungen

			
				
					1	What Scotland Thinks, How would you vote in a Scottish independence referendum if held now? (asked after the EU referendum), http://whatscotlandthinks.org/questions/how-would-you-vote-in-the-in-a-scottish-independence-referendum-if-held-now-ask#table (19.3.2018).

				

				
					2	In Nordirland wird nach einem besonderen Wahlsystem (single transferable vote, STV) gewählt, das die Repräsentation der nationalistischen (katholischen) Minderheit garantiert. Das STV-Wahlsystem vergibt Mandate in Mehrpersonenwahlkreisen an diejenigen Kandidaten und Kandidatinnen, die eine bestimmte Stimmenzahl erreichen. Überschüssige Stimmen, die ein Kandidat/eine Kandidatin nicht braucht, um gewählt zu sein, werden nach der zweiten Präferenz und weiteren Präferenzen, die die Wählerinnen und Wähler angeben können, neu verteilt. So erhalten weitere Kandidatinnen und Kandidaten im Wahlkreis die Chance, die Stimmenzahl zu erreichen und in das Parlament einzuziehen.

				

			

		


		
			Roland Sturm


			Der Nordirlandkonflikt– historisch und gegenwärtig?

			Auf den ersten Blick herrscht Frieden in Nordirland. Mit dem Karfreitagsabkommen von 1998 begann eine Periode politischer Stabilität. Stabilität heißt in Nordirland aber nicht die völlige Abwesenheit von Übergriffen des einen oder anderen politischen Lagers. Für den Zeitraum 2014/15 berichtet beispielsweise die nordirische Polizei von 94Opfern politisch motivierter Gewalttaten, von 30Schießereien, für die Nationalisten verantwortlich waren (sechs gingen auf das Konto der Unionisten), und von 42Überfällen der Unionisten (16der Nationalisten).1 Diese nicht mehr in der Öffentlichkeit wahrgenommene niedrigschwellige Waffengewalt verweist darauf, dass die nordirische Gesellschaft– über das Gewaltpotenzial hinaus– tief gespalten bleibt.

			Auch wenn in der Presse oft zu lesen war, dass es Protestanten und Katholiken sind, die sich unversöhnlich gegenüberstehen, sollte nicht das Missverständnis entstehen, dass der gesellschaftliche Konflikt in Nordirland religiös begründet ist. Vielmehr ist er Ergebnis der irischen Teilung des Jahres 1920, die im Süden einen irischen Freistaat bestehend aus 26Grafschaften ermöglichte (die heutige Republik Irland). Den sechs Grafschaften im Norden wurde im Anglo-Irischen Vertrag von 1921 eine fortdauernde Zugehörigkeit zum Vereinigten Königreich garantiert. In den Grenzen Nordirlands lebten fortan fast fünfzig Prozent Nordiren, deren Loyalität der Republik Irland galt, die (katholischen) Nationalisten. Die knappe Mehrheit in Nordirland hielt dagegen loyal zum Vereinigten Königreich, waren also (protestantische) Unionisten. Die irische Teilung schuf eine »doppelte Minderheitenposition« für die Bevölkerung Nordirlands: Zum einen wurden die Nationalisten eine Minderheit in Nordirland; zum anderen gehörten sie aber noch immer zur gesamtirischen Mehrheit, die aus der Sicht der Unionisten, ihrerseits Minderheit in Gesamtirland, deren Identität als Briten bedroht. Die Unionisten folgerten daraus, dass sie ihre Vorherrschaft in Nordirland bestmöglich absichern sollten. Aus der Diskriminierung der Nationalisten und der Abwehrhaltung der Unionisten entstand ein Misstrauenspotenzial, das– bestärkt durch den 30-jährigen nordirischen Bürgerkrieg (ca. 1968 bis 1998)– bis heute nicht abgebaut werden konnte.

			Britische Regierungen versuchten sich anfänglich als Mittler zwischen den Konfliktparteien. Sie wurden aber rasch in den Konflikt einbezogen und von den Nationalisten als Stütze der unionistischen Vorherrschaft bekämpft. Die irischen Regierungen sympathisierten mit den Nationalisten und sahen sich in der Pflicht, ihre Landsleute im Norden mit diplomatischen Mitteln, zum Teil auch durch Duldung bewaffneter nationalistischer Aufständischer zu unterstützen.

			1	Die Vorgeschichte des Karfreitagsabkommens

			Das von den Unionisten dominierte Nordirland (1921–68) war dadurch gekennzeichnet, dass die Unionisten die Polizei und die Polizeireserve (B-specials) kontrollierten und dafür sorgten, dass die politischen Mehrheitsverhältnisse im regionalen Parlament und in den Kommunalparlamenten zu ihren Gunsten stabil blieben. Die Wahlkreisgrenzen für die relative Mehrheitswahl in Einerwahlkreisen wurden entsprechend manipuliert. Lange galt auch noch eine Besitzqualifikation für die Wahlberechtigung, die einem Teil der mehrheitlich weniger wohlhabenden Nationalisten das Wählen verwehrte. Politik und Verwaltung waren unter unionistischer Kontrolle. Die Unionisten nutzten ihre Vormachtstellung um vorzugsweise Unionisten zu beschäftigen, Sozialwohnungen an Unionisten zu vergeben oder öffentliche Aufträge an Handwerker und Firmen mit Eigentümern aus dem unionistischen Umfeld zu erteilen.

		Aus Protest gegen die Diskriminierung der Katholiken gründete sich 1967 eine überkonfessionelle nordirische Bürgerrechtsbewegung, die auf der unionistischen Seite wiederum eine militante Gegenreaktion erzeugte. An der Spitze der extremen Verfechter unionistischer Vorherrschaft stand der Kirchengründer (Free Presbyterian Church) und Gründer der Democratic Unionist Party Ian Paisley. Die Gewalt auf der Straße, angefacht auch von der unionistisch dominierten Polizei, führte 1969 zu Einsätzen der britischen Armee und zu einer nordirischen Regierungskrise. 1970 entschloss sich ein Flügel der Irish Republican Army (Provisional IRA) den bewaffneten Kampf für ein vereintes Irland auf der Seite der Nationalisten aufzunehmen. Die IRA bzw. ihr politischer Arm, die Sinn-Féin-Partei, haben ihre Wurzeln im irischen Unabhängigkeitskrieg Anfang des 20.Jahrhunderts. Sie waren Teil der bewaffneten Bürgerwehr zum Kampf gegen die britische Herrschaft. Nach 1920 bestanden Teile der IRA als paramilitärischer Verband unter gleichem Namen fort, um weiter für ein vereinigtes Irland zu kämpfen. Ihre nordirischen Nachfolger beriefen sich auf diese Tradition. Auch auf unionistischer Seite entstanden paramilitärische Organisationen wie die Ulster Defence Association oder die Ulster Volunteer Force.

			Die britische Regierung war nicht willens, die Armee für die Aufrechterhaltung der protestantischen Vorherrschaft einzusetzen. Sie forderte eine Machtteilung zwischen Unionisten und Nationalisten in Nordirland (power-sharing), und sie war auch bereit, zum Schutz der Nationalisten der irischen Republik eine politische Rolle in Nordirland einzuräumen. 1972 löste London das reformunwillige nordirische Stormont-Parlament auf und Nordirland wurde direkt vom Londoner Nordirland-Minister regiert. Wiederholt wurde versucht, zur politischen Konfliktlösung Parlamente und Regierungen in Nordirland einzurichten, die die Macht zwischen Unionisten und Nationalisten teilen sollten. Wiederholt scheiterten diese Versuche, was wiederum lange Perioden der Direktregierung durch London zur Folge hatte. Ebenso scheiterten die Versuche der britischen Regierung, den nordirischen Terrorismus mit militärischer Gewalt, Internierung von Häftlingen ohne Gerichtsprozess in Lagern und dem Einsatz des Geheimdienstes zur Ermordung von IRA-Führern zu besiegen. Vonseiten der IRA wurde die britische Regierung spätestens ab 1972 ebenso als Feind wahrgenommen wie die Unionisten, erst recht nach Übernahme der Direktregierung in Nordirland durch London. Am 30.Januar 1972, dem »Bloody Sunday«, schossen britische Fallschirmjäger auf unbewaffnete Demonstranten in der Stadt Derry (Unionisten nennen die Stadt Londonderry) und töteten 13Personen. Die britische Regierung stützte die These von einer Notwehraktion der Soldaten. Aus IRA-Sicht war dies der beste Beweis für die parteiische Haltung des britischen Staates. Erst zwölf Jahre nach dem Karfreitagsabkommen, am 15.Juni 2010, war es möglich, dass der britische Premierminister David Cameron im Namen der Regierung um Verzeihung für die Taten der britischen Soldaten bat.

			[image: ]
			2	Das Karfreitagsabkommen

			Das Karfreitagsabkommen von 1998 konnte Nationalisten und Unionisten nicht auf einen Schlag versöhnen. Der erste Erfolg war, dass es überhaupt einen Verhandlungsprozess gab, an dem alle Konfliktbeteiligte bereit waren mitzuarbeiten. Es bedurfte eines komplexen Gesprächsmanagements und eines vom amerikanischen Präsidenten Bill Clinton entsandten Vermittlers, des Senators George J. Mitchell, um die Gesprächspartner einzubinden, die sich weigerten bei den Verhandlungen miteinander in einem Raum zu sitzen. Voraussetzung war ebenso ein Waffenstillstand der IRA, dem sich die unionistischen paramilitärischen Kräfte anschlossen. In den Verhandlungen musste es auch darum gehen, die Waffenbestände der terroristischen Gruppen zu vernichten. Nur so konnte die britische Regierung einem Abzug des britischen Militärs aus Nordirland und der Freilassung der politischen Gefangenen– auch wenn diese als Terroristen einsaßen– zustimmen. Für die Abgabe und Zerstörung der Waffen der paramilitärischen Gruppen waren zwei Jahre vorgesehen– eine Frist, die nicht eingehalten wurde. Die Unionisten hielten den Nationalisten mangelnde Vertragstreue vor, die Nationalisten sahen diese durch die Unionisten verletzt, weil eine glaubhafte Polizeireform fehle. Im Karfreitagsabkommen ist vorgesehen, dass der Anteil von Katholiken und Protestanten an den Polizeikräften gleich groß sein soll. Zwischen Juli und September 2005 wurden die Arsenale der IRA unter internationaler Aufsicht, aber zur Gesichtswahrung der IRA ohne Öffentlichkeit– es sollte nicht wie eine militärische Niederlage aussehen– zerstört. Diese Scharmützel führten dazu, dass das neue nordirische Parlament erst 2007, also fast zehn Jahre verspätet, seine Arbeit begann. Vorausgegangen war ein Ultimatum der britischen Regierung, die gedroht hatte, für alle Zeiten Nordirland direkt zu regieren, wenn die Konfliktparteien nicht bereit seien, in einem nordirischen Parlament und einer nordirischen Regierung zusammenzuarbeiten.

			Tab. 1: Die Inhalte des Karfreitagsabkommens
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							Institutionen devolution, Northern Ireland Assembly mit 108 Mitgliedern, Power-Sharing, Allparteienregierung, Kompetenzen des Westminster-Parlaments, Civic Forum als zivilgesellschaftliches Beratungsorgan
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							Rechte, Schutzrechte, Chancengleichheit, Entwaffnung, Sicherheit, Polizei und Justiz, politische Gefangene

						
					

				
			

			Quelle: eigene Darstellung

			Das Karfreitagsabkommen enthält vier Teile. Teil eins gibt Auskunft über die Details der nordirischen Autonomie (devolution). Teil zwei legt verbindlich fest, dass die Republik Irland ein Mitspracherecht in nordirischen Angelegenheiten erhält. Es soll regelmäßige Gespräche im Rahmen eines Nord-Süd-Ministerrats geben. Dieser trifft sich in der Regel zweimal im Jahr, zum 23.Mal Ende 2016. Seit 2012 kommt auch regelmäßig eine interparlamentarische Versammlung des nordirischen und des irischen Parlaments mit einer gleichen Anzahl von Abgeordneten aus beiden Parlamenten zusammen. Teil drei des Abkommens trägt dem Wunsch der Unionisten Rechnung, neben der Republik Irland auch die britische Seite in die nordirische Politik einzubeziehen. Dies geschieht im Rahmen des Britisch-Irischen Rates, dem neben dem Vereinigten Königreich und Irland auch Schottland, Wales, die Isle of Man und die Kanalinseln angehören. Auch hier gibt es regelmäßige Treffen, das 32. im Jahr 2019 mit einer parallel dazu abgehaltenen britisch-irischen parlamentarischen Versammlung. Festgeschrieben werden im Karfreitagsabkommen zudem die bilateralen Kontakte der Vertragspartner des Abkommens, der Republik Irland und des Vereinigten Königreichs. Beide wirken als Garantiemächte, wenn die nordirische Autonomie in eine Krise gerät. Der vierte Teil des Karfreitagsabkommens regelt die Garantien für Unionisten und Nationalisten, die erst das Abkommen ermöglichten.

			Das Karfreitagsabkommen ist zwar das grundlegende Dokument, aber nicht die letzte Vereinbarung der Konfliktparteien. Weitere Klarstellungen wurden durch Politikblockaden in Nordirland erzwungen. Präzisierungen der Funktionsweise der politischen Institutionen, die auch die unionistische Vetoposition bei Entscheidungen im Parlament stärkten, wurden mit zwei Regierungsabkommen zwischen der Republik Irland und dem Vereinigten Königreich erreicht, den »Proposals by the British and Irish Governments for a Comprehensive Agreement« (2004) und dem »Agreement at St Andrews« (2006). 2015 führte der Streit um angebliche neue IRA-Aktivitäten (unionistischer Vorwurf) und die Ablehnung der Kürzung von Sozialleistungen in Nordirland (Position von Sinn Féin) zu einer weiteren Nordirland-Krise, die in bewährter Manier mit einem Regierungsabkommen zwischen der Republik Irland und dem Vereinigten Königreich unter Beteiligung beider politischer Lager beigelegt wurde. Festgehalten wurde die Einigung in dem Dokument »A Fresh Start: the Stormont Agreement and Implementation Plan«. Hier ist unter anderem geregelt, dass die Kürzungen der Sozialleistungen durch London vorgenommen werden und das nordirische Parlament zustimmen muss. Durch zusätzliche 500Millionen Pfund für die nordirische Regierung wurde ihr die Zustimmung erleichtert. Das Geld sollte für nordirlandspezifische Aufgaben ausgegeben werden, wie Prozesse, die zur Beseitigung von Trennmauern zwischen katholischen und protestantischen Wohngebieten (peace walls) führen, oder die Finanzierung der nordirischen Polizeikräfte. Eine Kommission wird damit beauftragt, paramilitärische Aktivitäten zu überwachen und jedes Jahr zu berichten, ob es die umstrittenen Aktivitäten der IRA bzw. unionistischer paramilitärischer Gruppen noch gibt.

			Die Verwicklung der nordirischen Regierungschefin Arlene Foster (Democratic Unionist Party) in einen Korruptionsskandal und ihre Weigerung, bis zur Klärung der Vorwürfe ihr Amt niederzulegen, führten 2017 nach nur einem Jahr Regierungszeit zu Neuwahlen. Die neue Regierungsbildung bedurfte wieder der Intervention des Vereinigten Königreichs und der Republik Irland und wurde auch dadurch erschwert, dass die Democratic Unionist Party nach den britischen Parlamentswahlen von 2017 die Konservative Partei bei der Regierungsbildung in London unterstützt– was London als neutralen Vermittler in nordirischen Angelegenheiten wenig glaubwürdig machte. Es ist derzeit fraglich, wann eine Regierung zustande kommt, weil sich sowohl Sinn Féin als auch die Democratic Unionist Party mit ihren Forderungen blockieren, das Karfreitagsabkommen aber die Regierungsbeteiligung beider Parteien erforderlich macht.

			3	Das polarisierte Parteiensystem

			Die politische Umsetzung des Karfreitagsabkommens wird weiterhin vom Denken in Kategorien politischer Lager beherrscht. Anfangs dominierten bei den Nationalisten durch die Stärke der Social Democratic and Labour Party noch die gemäßigten Kräfte. Gleiches galt für das unionistische Lager, in dem die Ulster Unionist Party die stärkste Partei war. Die Wähler beider Lager setzten aber nicht auf die gemäßigten Parteien, sondern machten seit den Wahlen zum nordirischen Parlament von 2003 die radikalen Alternativen, nämlich die Democratic Unionist Party im unionistischen Lager und Sinn Féin im nationalistischen Lager, zu den stärksten politischen Kräften in Nordirland. Das nordirische Parteiensystem bleibt polarisiert, die Unionisten sind das größere Lager, eine »Mitte«, die helfen könnte, die Lager aufzulösen, fehlt fast vollständig.

			Tab. 2: Die parteipolitische Polarisierung in Nordirland (Ergebnisse der Wahlen zum nordirischen Parlament, Stimmenanteil in Prozent)
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			Quelle: eigene Darstellung

			Tab. 3: Die parteipolitische Polarisierung in Nordirland (Sitze im nordirischen Parlament, insgesamt 108, ab 2017: 90)

			
				
					
							
							Lager

						
							
							1998

						
							
							2003

						
							
							2007

						
							
							2011

						
							
							2016

						
							
							2017

						
					

				
				
					
							
							Unionisten

						
							
							55

						
							
							59

						
							
							55

						
							
							55

						
							
							55

						
							
							39

						
					

					
							
							Nationalisten

						
							
							42

						
							
							42

						
							
							44

						
							
							43

						
							
							40

						
							
							39

						
					

					
							
							Andere

						
							
							11

						
							
							7

						
							
							9

						
							
							10

						
							
							13

						
							
							12

						
					

				
			

			Quelle: eigene Darstellung

			In dieser Situation der Polarisierung wird versucht, Konsens durch die Mechanismen einer Konkordanzdemokratie zu erzeugen. Damit ist gemeint, dass der fehlende politische Konsens ersetzt wird durch Verfahren der Zusammenarbeit beider politischer Lager unter Wahrung ihrer Rechte und mit der Möglichkeit jedes Lagers sich zu verweigern. Angenommen wird, wenn die parteipolitischen Vertreter der Lager miteinander kooperieren, können sie die Menschen in ihren Lagern mit einbinden. Dies funktioniert allerdings nur so lange, wie ihre Wählerschaft diesen Parteien ein Mandat gibt. Dazu müssen die Parteien wiederum umso radikaler ihre jeweiligen Lager verteidigen. Der Nachteil ist also, dass so zwar politischer Frieden entsteht, aber die gesellschaftlichen Frontstellungen nicht abgebaut werden, denn deren Aufrechterhaltung ist weiterhin Voraussetzung für wahlpolitische Erfolge. 

			Tab. 4: Umfrage von 2014: Wie sollte Nordirlands Zukunft auf längere Sicht aussehen?* (in Prozent der Befragten)
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			*	Northern Ireland Life and Times Survey. Frage im Original: Do you think the long-term policy for Northern Ireland should be for it to remain part of the United Kingdom with direct rule; remain part of the United Kingdom with devolved government; reunify with the rest of Ireland; independent state.

Quelle: Michael Martin/Yvonne Murphy (Hrsg.), Data Yearbook 2016, in: Irish Political Studies, 31 (2016) 3, S.358.

			Umfragen nach dem Karfreitagsabkommen zeigen, dass die Akzeptanz für das gegenwärtige Autonomiemodell in der nordirischen Gesellschaft groß ist. Die Alternativen zur devolution-Regelung, nämlich eine Direktregierung Nordirlands durch London, die nordirische Unabhängigkeit oder die Wiedervereinigung Nordirlands mit Irland finden deutlich weniger Unterstützung. Allerdings hält ein deutlicher Anteil der Katholiken weiterhin an dem Gedanken der Wiedervereinigung fest. Diese Befunde sind für alle Altersgruppen ähnlich.

			4	Die nordirische Gesellschaft bleibt gespalten

			Der Bürgerkrieg in Nordirland forderte 3600Todesopfer und Tausende Verletzte. Er erzeugte Hass und die Entfremdung der nordirischen Politik von der Politik in Großbritannien, was auch daran abzulesen ist, dass keine der britischen Parteien bei nordirischen Wahlen antritt. Bis heute ist die Frage umstritten, wer eigentlich Opfer und wer Täter war in der Zeit der »Troubles«, wie der nordirische Bürgerkrieg genannt wird. Die im Karfreitagsabkommen vorgesehene Northern Ireland Victims Commission, die sich um die Opfer des Bürgerkrieges kümmern sollte, scheiterte weitgehend. Bis heute wird die gesellschaftliche Spaltung durch Rückgriff auf historische Traditionslinien symbolisch zementiert. Für die Nationalisten bildet die Geschichte der irischen Unabhängigkeit den Bezugsrahmen, beispielsweise der irische Osteraufstand 1916 mitten im Ersten Weltkrieg, der von der britischen Regierung besonders blutig beendet wurde. Die Nationalisten sehen, wie die Republik Irland auch, die Teilung der irischen Insel als überwindbar. Nordiren haben automatisch die Staatsbürgerschaft der irischen Republik, und die frühere irische Staatspräsidentin Mary McAleese (1997 –2011) kam aus Nordirland in dieses Amt.

			Die Loyalität der Unionisten gehörte und gehört der Krone und dem Vereinigten Königreich. Auch hier ist Geschichte lebendig. Der Oranierorden erinnert an die protestantische Unterstützung in Nordirland für Wilhelm von Oranien und seine Frau Maria, die nach der Glorious Revolution von 1689 den britischen Thron bestiegen. In der »Marching Season«, also der Zeit der Aufmärsche vom Frühjahr bis zum Sommer, gedenken die Unionisten jedes Jahr der Heldentaten und des zähen Überlebenswillens ihrer Vorfahren im 17.Jahrhundert, wie den »Apprentice Boys«, mit deren Hilfe 1689 angeblich Londonderry 105Tage der Belagerung durch Truppen des katholischen Stuart-Königs James II. widerstand. Oder der Schlacht am Boyne-Fluss 1690, die die endgültige Niederlage der katholischen Stuart-Herrscherfamilie in Irland besiegelte.

			Nicht nur der Blick auf die Geschichte teilt Unionisten und Nationalisten. Auch das Alltagsleben wird durch die Gruppenzugehörigkeit mit definiert. Man kann sich in seinem eigenen Umfeld bewegen, ohne sich je mit »den Anderen« ernsthaft beschäftigen zu müssen. Die Schulen der Unionisten (Staatsschulen) und der Nationalisten (gleichermaßen subventionierte katholische Privatschulen) trennen die junge Generation.

			Nur drei bis vier Prozent der Schüler erhalten integrierten, also diese Trennung nicht beachtenden Unterricht. In Wohngebieten fehlt oft die Bereitschaft des friedlichen Nebeneinanders. Mitten in Belfast, der nordirischen Hauptstadt, stehen Mauern, die gewaltsame Übergriffe der einen Gruppe auf die andere verhindern sollen. Nach inoffizieller Zählung trennen 83peace walls unionistische und nationalistische Wohngebiete, weit mehr als zu Hochzeiten des bewaffneten Konflikts.2

			Die populärsten Organisationen der nordirischen Zivilgesellschaft sind der Orange Order (Mitgliedschaft: Unionisten) und die Gaelic Athletic Association (Mitgliedschaft: Nationalisten). Immer wieder gibt es Anlass zur offen ausgetragenen Gegnerschaft von Nationalisten und Unionisten. Die Nationalisten wehren sich gegen die jährlichen Märsche der Unionisten zur Feier von Siegen über die Katholiken, insbesondere wenn diese durch ihre Wohngebiete führen. Die Unionisten provozierten 2012/13 Unruhen beim sogenannten Flaggenstreit in Belfast. Die Stadtregierung hatte beschlossen, wie sonst im Vereinigten Königreich üblich, die britische Flagge nicht mehr immer, sondern nur noch an Feiertagen über dem Rathaus aufzuziehen.

			Der Nordirlandkonflikt ist befriedet, aber nicht beigelegt. Gemeinsames Erinnern, gemeinsames Anerkennen von Schuld und Leiden und gemeinsame Zukunftsperspektiven sind in weiter Ferne. Die Überwindung der politisch-kulturellen Spaltung Nordirlands wird erschwert durch die großen wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Region, die durch einen Brexit, der eine harte Grenze zwischen der Republik Irland und Nordirland ziehen könnte, noch verschlimmert würden. In diesem Punkt zumindest sind sich Nationalisten und Unionisten einig.
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				Steuerparadiese: Überseegebiete und Kronbesitzungen als Offshore-Finanzzentren

			Als im April 2016 die »Panama Papers« über dubiose Geschäfte mit sogenannten Briefkastenfirmen an die Öffentlichkeit gelangten, haben diese Enthüllungen den Blick auch auf eine prosperierende Steueroase in der Karibik gelenkt: die Britischen Jungferninseln. Dem internationalen Journalisten-Rechercheverbund, der die Panama-Papiere veröffentlichte, waren Dokumente über rund 214000 Briefkastenfirmen zugespielt worden– und mehr als die Hälfte dieser Gesellschaften sollen ihren Sitz auf der Inselgruppe in der Karibik haben.

			Die Britischen Jungferninseln sind eines von 14britischen Überseegebieten (siehe Karte zum Britischen Empire und Commonwealth of Nations). Diese halbautonomen Staatsgebilde sind quasi die letzten Außenposten des einstigen britischen Kolonialreichs. Bis heute ist Königin Elisabeth II. auch das Staatsoberhaupt der Überseegebiete und beruft deren Gouverneure. In der Welt der sogenannten Offshore-Finanzen ist Großbritannien damit noch immer eine Weltmacht. 

			Der Begriff »Offshore« bezeichnet in diesem Zusammenhang Finanzzentren, die überwiegend ausländische Kunden bedienen. Häufig werden diese mit einer weitgehenden Steuerfreiheit und dem Versprechen von Diskretion und Vertraulichkeit angelockt. Kritiker wie der britische Offshore-Experte Nicholas Shaxson, Autor des Standardwerks Die Schatzinseln, verweisen darauf, dass kein anderes Land über ein so großes Netz an Steueroasen verfüge wie Großbritannien. 

			Neben den Jungferninseln zählen weitere Steueroasen wie Gibraltar, die Kaimaninseln und die Bermudas zu den britischen Überseegebieten. Hinzu kommen die drei sogenannten Kronbesitzungen: Die beiden Inseln Jersey und Guernsey im Ärmelkanal sowie die Isle of Man in der Irischen See sind ebenfalls beliebte Anlaufstellen für reiche Leute und Unternehmen aus aller Welt, die Anonymität und »Steuerneutralität« schätzen. Einer Schätzung zufolge werden allein auf Jersey mit seinen rund 100000 Einwohnern Kundengelder von 1,2Billionen Pfund verwaltet. Das zeigte eine 2013 veröffentlichte Studie im Auftrag des Branchenverbands Jersey Finance.

			Fachleute verweisen darauf, dass das viele Geld nicht auf den Kanalinseln, den Jungferninseln oder in anderen britischen Offshore-Zentren bleibe. Stattdessen würden die Milliarden nach London oder in andere internationale Finanzzentren weitergeleitet und dort angelegt. Die Überseegebiete und Kronbesitzungen seien wie ein »Spinnennetz«, dessen Zentrum das Londoner Bankenviertel bilde, so beschreibt es der Offshore-Experte Shaxson. So wird beispielsweise nach Schätzungen im Auftrag von Jersey Finance fast die Hälfte der auf der Kanalinsel deponierten Kundengelder in Großbritannien angelegt. 

			Als Brennpunkt für Gelder mit fragwürdiger Herkunft gilt nicht zuletzt der Londoner Immobilienmarkt mit seinen extrem hohen Preisen. Das Vereinigte Königreich sei mit seinen laxen Geldwäschegesetzen zu einem sicheren Hafen für die »korrupten Eliten der Welt« geworden, bemängelt die Organisation Transparency International. Eine im Jahr 2015 von den Korruptionsforschern veröffentlichte Untersuchung ergab, dass in London mehr als 36 000 Immobilien im Besitz anonymer Briefkastengesellschaften in Offshore-Zentren wie den Britischen Jungferninseln, Jersey und der Isle of Man gewesen seien. Die wahren Eigentümer seien meist unbekannt. Ein Großteil der von Transparency International identifizierten dubiosen Offshore-Immobilien steht der Studie zufolge in teuren Londoner Innenstadtvierteln wie Westminster, Kensington und Chelsea.

			Die Offshore-Branche selbst verteidigt ihre Geschäftspraktiken: Wer auf Diskretion Wert lege, sei deshalb noch lange kein Krimineller. Viele Kunden stammten aus labilen Weltregionen. Reiche Leute aus solchen Ländern hätten deshalb ein legitimes Interesse an einem angemessenen Maß an Vertraulichkeit, denn sie könnten in der Heimat schnell zur Zielscheibe von Kidnappern und Erpressern werden oder müssten gar fürchten, enteignet zu werden, wenn ihre Vermögensverhältnisse publik würden.

			Aber dass die Offshore-Welt auch eine dunkle Seite hat, zeigte beispielsweise eine im Jahr 2011 veröffentlichte Studie der Weltbank. Darin wurden insgesamt 213 große Korruptionsfälle aus drei Jahrzehnten analysiert. Das Ergebnis der Untersuchung: In 70 Prozent der Fälle haben die Täter anonyme Briefkastengesellschaften in Offshore-Zentren genutzt, um ihre Machenschaften zu verschleiern. Am häufigsten lagen diese laut Weltbank in britischen Überseegebieten.

			Als ein wichtiger Wettbewerbsvorteil der britischen Offshore-Zentren gilt die politische Stabilität und Rechtssicherheit durch die Anlehnung der Überseegebiete und Kronbesitzungen an Großbritannien. Deshalb sind die Inseln auch als neutraler rechtlicher Standort für Gemeinschaftsunternehmen mit internationalen Partnern beliebt. Großbritanniens Offshore-Zentren mögen Tausende von Kilometern von London entfernt liegen, aber es gilt dort britisches Recht und letzte Berufungsinstanz bei Rechtsstreitigkeiten ist ein Gericht in der britischen Hauptstadt.

			Allerdings wächst der internationale Druck auf die Steueroasen, für mehr Transparenz zu sorgen. Neue Regelungen zum internationalen Austausch von Steuerdaten wie der amerikanische Foreign Account Tax Compliance Act (FATCA) und der sogenannte Common Reporting Standard (CRS) der OECD machen es Steuerhinterziehern schwerer als bisher. Eine ebenfalls von der OECD propagierte Verpflichtung zum Ausweis länderbezogener Unternehmenskennzahlen– im Fachjargon »country by country reporting« genannt– soll die legalen Steuertricksereien von Großkonzernen eindämmen.

			Auch David Cameron, der bis zum Sommer 2016 britischer Premierminister war, hat Druck auf die Offshore-Zentren im britischen Einflussbereich ausgeübt, für mehr Klarheit über die Eigentümerstrukturen der dort registrierten Briefkastengesellschaften zu sorgen. Cameron reagierte damit auf die wachsende öffentliche Kritik. Manche Fachleute erwarten zudem, dass nach dem Austritt Großbritanniens aus der EU, der Staatenbund die britischen Offshore-Zentren stärker als bisher ins Visier nehmen könnte.

		


		Thomas Saalfeld,Wolfgang Goldbach

			Parteien und Wahlen

			Parteien und Wahlen spielen im politischen System Großbritanniens eine zentrale Rolle bei der Bestellung und Kontrolle der Regierung. Das Wahlsystem strukturiert den Parteienwettbewerb und begünstigt in der Regel die zwei größten Parteien. Durch den faktischen Zweiparteienwettbewerb um die absolute Mehrheit der Sitze im Unterhaus kommt es zumeist zu Einparteienregierungen. Dies trägt zu einer relativ klaren Zurechenbarkeit politischer Verantwortung bei. Im Unterschied zu anderen politischen Systemen besteht die wirksamste Kontrolle der Regierung nicht in einem ausgefeilten System der Gewaltenteilung, sondern vor allem in der Furcht der Regierungspartei vor dem Verlust der Führungsposition bei der nächsten Wahl.

			1	Ein stabiles Parteiensystem im Parlament– viel Dynamik im Lande

			Nach Wahlerfolgen und Mitgliedschaft dominierten in Großbritannien ab 1945 zwei Parteien: die Konservative Partei (Conservative Party) und die Arbeiterpartei (Labour Party). Obwohl beide Parteien ihre jeweilige ideologische Position immer wieder anpassten, kann verallgemeinernd gesagt werden, dass die Konservative Partei überwiegend als pragmatische Partei der gemäßigten Rechten auftrat, marktorientierte Positionen in der Wirtschaftspolitik mit traditionellen konservativen Positionen eines starken und wehrhaften Staates in der Innen- und Außenpolitik verband. Die Labour Party trat den Konservativen überwiegend als gemäßigte sozialdemokratische Partei gegenüber, die– bei allen internen Gegensätzen zwischen einem stärker sozialistisch und einem stärker sozialdemokratisch orientierten Flügel– staatliche Eingriffe in die Wirtschaft, staatliche Investitionen zur Ankurbelung der Wirtschaft und staatliche Umverteilung in weitaus stärkerem Maße befürwortete. In der Außen- und Verteidigungspolitik waren beide großen Parteien darum bemüht, Großbritannien die Rolle einer Brücke zwischen den USA und der Europäischen Union zu geben, wobei linksorientierte und pazifistische Teile der Labour Party stets die atomare Bewaffnung Großbritanniens ablehnten. Die Liberalen stellten nach dem Zweiten Weltkrieg die »dritte Kraft« der britischen Politik dar. Im Jahr 1988 vereinigte sich die Liberal Party mit der von der Labour Party abgespaltenen Sozialdemokratischen Partei (Social Democratic Party, SDP) zu den Liberal Democrats. Die Partei präsentierte sich überwiegend als linksliberale Partei, die marktwirtschaftliche Prinzipien mit einem starken Bekenntnis zu bürgerlichen Freiheiten und einer dezidiert proeuropäischen Haltung verbindet. Charakteristisch für Großbritannien ist eine Reihe regionaler Parteien, die aufgrund des Wahlsystems und der Konzentration ihrer Wählerschaft in bestimmten Wahlkreisen seit den 1970er-Jahren im Parlament repräsentiert sind und– vor allem im Fall der Schottischen Nationalpartei (Scottish National Party, SNP)– seit 2010 besonders erfolgreich waren. Neben der SNP sind hier die »unionistischen« Parteien in Nordirland, Democratic Unionist Party (DUP) und Ulster Unionist Party (UUP), zu nennen, die als dezidierte Verfechter der untrennbaren Bindung Nordirlands an das Vereinigte Königreich auftreten, während die »Nationalisten« (zum Beispiel Sinn Féin und die Social Democratic and Labour Party, SDLP) eine Wiedervereinigung Nordirlands mit der Republik Irland anstreben. Nicht zuletzt ist hier als walisische Regionalpartei die Walisische Partei (Plaid Cymru) zu nennen. Nach der devolution von 1998, das heißt der Übertragung beschränkter gesetzgeberischer Kompetenzen auf regionale Vertretungskörperschaften in Schottland, Wales und Nordirland, haben die Regionalparteien in den jeweiligen Regionen auch als Regierungsparteien maßgeblichen Einfluss gehabt. Während die Regionalparteien ab Ende der 1960er- und Beginn der 1970er-Jahre erste Erfolge erzielten, kam es seit etwa dem Jahr2000 zu erheblichen Stimmenzuwächsen »dritter Parteien« auf nationaler Ebene. Nicht nur die Liberal Democrats, sondern auch die Grünen (Greens) und die United Kingdom Independence Party (UKIP), eine nationalkonservative Partei, die einen Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union fordert, gewannen an Profil und Stärke bei Wahlen.

			Tabelle1zeigt die hohe Konzentration des britischen Parteiensystems während der 1950er-Jahre. Bei den Wahlen zum Unterhaus von 1951 und 1955 betrug der kombinierte Stimmenanteil der beiden großen Parteien– Arbeiterpartei und Konservative– über 96Prozent. Ab 1959 ging der gemeinsame Stimmenanteil der beiden großen Parteien in der Wählerschaft deutlich zurück und erreichte 2010 mit 65,1Prozent einen historischen Tiefstand.

			Die darin zum Ausdruck kommende wachsende Stärke von »Drittparteien« lässt sich auch anhand der sogenannten effektiven Zahl der Parteien nach dem Index von Laakso und Taagepera1 ablesen. Dabei handelt es sich um ein Maß, das die Zahl der Parteien bei Wahlen bzw. im Parlament mit ihren jeweiligen Stimmen- bzw. Sitzanteilen gewichtet.2 Auf der Wählerebene (effective number of electoral parties, ENEP) drückt sich die ausgeprägte Konzentration der Stimmen auf zwei Parteien bei den Wahlen von 1951 und 1955 in einer effektiven Parteienzahl von 2,13 (1950) und 2,16 (1955) aus. Bei der Wahl vom Februar 1974 überstieg sie erstmals seit 1945 den Wert von 3 und erreichte 2015 mit einem Wert von 3,93 ihren bisherigen Höchststand. Bei der Wahl von 2017 ging die effektive Zahl der Parteien gemessen an der Stimmverteilung in der Wählerschaft allerdings wieder auf 2,88 zurück. Die Daten in Tabelle1 zeigen auch, dass die Zunahme der effektiven Parteienzahl seit den 1970er-Jahren im Wesentlichen auf den Aufstieg dreier Parteien zurückzuführen ist: der Liberalen bzw. Liberaldemokraten, der SNP (vor allem 2015 und 2017) und der UKIP (insbesondere 2010 und 2015).

			Tab. 1: Grundlegende Daten zur Wähler- und Parteiensystemdynamik Großbritanniens, 1945–2017

				
				
					
							
							Wahljahr

						
							
							Conservative Party

						
							
							Labour Party

					
						

					
							
							Stimmen in %

						
							
							Sitze

						
							
							Sitze in %

						
							
							Stimmen in %

						
							
							Sitze

						
							
							Sitze in %

						
					

				
				
					
							
							1945

						
							
							39,6

						
							
							213

						
							
							33,3

						
							
							48,0

						
							
							393

						
							
							61,4

						
					

					
							
							1950

						
							
							43,4

						
							
							299

						
							
							47,7

						
							
							46,1

						
							
							315

						
							
							50,4

						
					

					
							
							1951

						
							
							48,0

						
							
							321

						
							
							51,4

						
							
							48,8

						
							
							295

						
							
							47,2

						
					

					
							
							1955

						
							
							49,7

						
							
							345

						
							
							54,8

						
							
							46,4

						
							
							277

						
							
							44,0

						
					

					
							
							1959

						
							
							49,4

						
							
							365

						
							
							57,9

						
							
							43,8

						
							
							258

						
							
							41,0

						
					

					
							
							1964

						
							
							43,4

						
							
							304

						
							
							48,3

						
							
							44,1

						
							
							317

						
							
							50,3

						
						

					
							
							1966

						
							
							41,9

						
							
							253

						
							
							40,2

						
							
							48,0

						
							
							363

						
							
							57,8

						
					

					
							
							1970

						
							
							46,4

						
							
							330

						
							
							52,4

						
							
							43,1

						
							
							287

						
							
							45,7

						
					

					
							
							1974 Feb

						
							
							37,9

						
							
							297

						
							
							46,8

						
							
							37,2

						
							
							301

						
							
							47,4

						
					

					
							
							1974 Okt

						
							
							35,8

						
							
							277

						
							
							43,6

						
							
							39,3

						
							
							319

						
							
							50,2

						
					

					
							
							1979

						
							
							43,9

						
							
							339

						
							
							53,4

						
							
							36,9

						
							
							269

						
							
							42,4

						
					

					
							
							1983

						
							
							42,4

						
							
							397

						
							
							61,1

						
							
							27,6

						
							
							209

						
							
							32,2

						
					

					
							
							1987

						
							
							42,3

						
							
							376

						
							
							57,9

						
							
							30,8

						
							
							229

						
							
							35,2

						
					

					
							
							1992

						
							
							41,9

						
							
							336

						
							
							51,6

						
							
							34,4

						
							
							271

						
							
							41,6

						
					

					
							
							1997

						
							
							30,7

						
							
							165

						
							
							25,0

						
							
							43,2

						
							
							419

						
							
							63,4

						
					

					
							
							2001

						
							
							31,7

						
							
							166

						
							
							25,2

						
							
							40,7

						
							
							413

						
							
							62,7

						
					

					
							
							2005

						
							
							32,4

						
							
							197

						
							
							30,7

						
							
							35,2

						
							
							355

						
							
							55,1

						
					

					
							
							2010

						
							
							36,9

						
							
							307

						
							
							47,1

						
							
							29,7

						
							
							258

						
							
							39,7

						
					

					
							
							2015

						
							
							36,9

						
							
							331

						
							
							50,8

						
							
							30,4

						
							
							232

						
							
							35,7

						
					

					
							
							2017

						
							
							42,4

						
							
							318

						
							
							48,8

						
							
							40,0

						
							
							262

						
							
							40,3

						
					

				
			


				
					
							
							Wahljahr

						
							
							Liberal Democrats

						
							
							SNP 

						
							
							Plaid Cymru

						
					

					
							
							Stimmen in %

						
							
							Sitze

						
							
							Sitze in %

						
							
							Stimmen in %

						
							
							Sitze

						
							
							Stimmen in %

						
							
							Sitze

						
					

				
				
					
							
							1945

						
							
							9,0

						
							
							12

						
							
							1,9

						
							
							0,1

						
							
							0

						
							
							0,1

						
							
							0

						
					

					
							
							1950

						
							
							9,1

						
							
							9

						
							
							1,4

						
							
							0,0

						
							
							0

						
							
							0,1

						
							
							0

						
					

					
							
							1951

						
							
							2,6

						
							
							6

						
							
							1,0

						
							
							0,0

						
							
							0

						
							
							0,0

						
							
							0

						
					

					
							
							1955

						
							
							2,7

						
							
							6

						
							
							1,0

						
							
							0,0

						
							
							0

						
							
							0,2

						
							
							0

						
					

					
							
							1959

						
							
							5,9

						
							
							6

						
							
							1,0

						
							
							0,1

						
							
							0

						
							
							0,3

						
							
							0

						
					

					
							
							1964

						
							
							11,2

						
							
							9

						
							
							1,4

						
							
							0,2

						
							
							0

						
							
							0,3

						
							
							0

						
					

					
							
							1966

						
							
							8,5

						
							
							12

						
							
							1,9

						
							
							0,5

						
							
							0

						
							
							0,2

						
							
							0

						
					

					
							
							1970

						
							
							7,5

						
							
							6

						
							
							1,0

						
							
							1,1

						
							
							1

						
							
							0,6

						
							
							0

						
					

					
							
							1974 Feb

						
							
							19,3

						
							
							14

						
							
							2,2

						
							
							2,0

						
							
							7

						
							
							0,5

						
							
							2

						
					

					
							
							1974 Okt

						
							
							18,3

						
							
							13

						
							
							2,1

						
							
							2,9

						
							
							11

						
							
							0,6

						
							
							3

						
					

					
							
							1979

						
							
							13,8

						
							
							11

						
							
							1,7

						
							
							1,6

						
							
							2

						
							
							0,4

						
							
							2

						
					

					
							
							1983

						
							
							25,4

						
							
							23

						
							
							3,5

						
							
							1,1

						
							
							2

						
							
							0,4

						
							
							2

						
					

					
							
							1987

						
							
							22,6

						
							
							22

						
							
							3,4

						
							
							1,3

						
							
							3

						
							
							0,4

						
							
							3

						
					

					
							
							1992

						
							
							17,8

						
							
							20

						
							
							3,1

						
							
							1,9

						
							
							3

						
							
							0,5

						
							
							4

						
					

					
							
							1997

						
							
							16,8

						
							
							46

						
							
							7,0

						
							
							2,0

						
							
							6

						
							
							0,5

						
							
							4

						
					

					
							
							2001

						
							
							18,3

						
							
							52

						
							
							7,9

						
							
							1,8

						
							
							5

						
							
							0,7

						
							
							4

						
					

					
							
							2005

						
							
							22,0

						
							
							62

						
							
							9,6

						
							
							1,5

						
							
							6

						
							
							0,6

						
							
							3

						
					

					
							
							2010

						
							
							23,6

						
							
							57

						
							
							8,8

						
							
							1,7

						
							
							6

						
							
							0,6

						
							
							3

						
					

					
							
							2015

						
							
							7,9

						
							
							8

						
							
							1,2

						
							
							4,7

						
							
							56

						
							
							0,6

						
							
							3

						
					

					
							
							2017

						
							
							7,4

						
							
							12

						
							
							1,8

						
							
							3,0

						
							
							35

						
							
							0,5

						
							
							4

						
					

				
			

			
				
					
							
							Wahljahr

						
							
							UKIP 

						
							
							Greens 

						
							
							DUP 

						
							
							Sinn Féin

						
					

					
							
							Stimmen in %

						
							
							Sitze

						
							
							Stimmen in %

						
							
							Sitze

						
							
							Stimmen in %

						
							
							Sitze

						
							
							Stimmen in %

						
							
							Sitze

					
					

				
				
					
							
							1945

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
					

					
							
							1950

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							0,1

						
							
							0,0

						
					

					
							
							1951

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
					

					
							
							1955

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							0,6

						
							
							0,0

						
					

					
							
							1959

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							0,2

						
							
							0,0

						
					

					
							
							1964

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
					

					
							
							1966

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
					

					
							
							1970

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							-

						
					

					
							
							1974 Feb

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							0,0

						
							
							0

						
							
							0,2

						
							
							1

						
							
							-

						
							
							-

						
					

					
							
							1974 Okt

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							0,0

						
							
							0

						
							
							0,3

						
							
							1

						
							
							-

						
							
							-

						
					

					
							
							1979

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							0,1

						
							
							0

						
							
							0,2

						
							
							3

						
							
							-

						
							
							-

						
					

					
							
							1983

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							0,2

						
							
							0

						
							
							0,5

						
							
							3

						
							
							0,3

						
							
							1

						
					

					
							
							1987

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							0,3

						
							
							0

						
							
							0,3

						
							
							3

						
							
							0,3

						
							
							1

						
					

					
							
							1992

						
							
							-

						
							
							-

						
							
							0,5

						
							
							0

						
							
							0,3

						
							
							3

						
							
							0,2

						
							
							0

						
					

					
							
							1997

						
							
							0,3

						
							
							0

						
							
							0,2

						
							
							0

						
							
							0,3

						
							
							2

						
							
							0,4

						
							
							2

						
					

					
							
							2001

						
							
							1,5

						
							
							0

						
							
							0,6

						
							
							0

						
							
							0,7

						
							
							5

						
							
							0,7

						
							
							4

						
					

					
							
							2005

						
							
							2,2

						
							
							0

						
							
							1,0

						
							
							0

						
							
							0,9

						
							
							9

						
							
							0,6

						
							
							5

						
					

					
							
							2010

						
							
							3,2

						
							
							0

						
							
							1,0

						
							
							1

						
							
							0,6

						
							
							8

						
							
							0,6

						
							
							5

						
					

					
							
							2015

						
							
							12,6

						
							
							1

						
							
							3,8

						
							
							1

						
							
							0,6

						
							
							8

						
							
							0,6

						
							
							4

						
					

					
							
							2017

						
							
							1,8

						
							
							0

						
							
							1,6

						
							
							1

						
							
							0,9

						
							
							10

						
							
							0,7

						
							
							7

						
					




				
				
					
							
							Wahljahr

						
							
							Wahlbeteiligung in %

						
							
							ENEP**

						
							
							ENPP***

						
							
							Gallagher Index****

						
					

				
				
				
							
							1945

						
							
							72,8

						
							
							2,72

						
							
							2,12

						
							
							11,61

						
					

					
							
							1950

						
							
							83,9

						
							
							2,44

						
							
							2,08

						
							
							6,94

						
					

					
							
							1951

						
							
							82,6

						
							
							2,13

						
							
							2,05

						
							
							2,87

						
					

					
							
							1955

						
							
							76,8

						
							
							2,16

						
							
							2,02

						
							
							4,17

						
					

					
							
							1959

						
							
							78,7

						
							
							2,28

						
							
							1,99

						
							
							7,22

						
					

					
							
							1964

						
							
							77,1

						
							
							2,53

						
							
							2,06

						
							
							8,91

						
					

					
							
							1966

						
							
							75,8

						
							
							2,42

						
							
							2,02

						
							
							8,45

						
					

					
							
							1970

						
							
							72,0

						
							
							2,46

						
							
							2,07

						
							
							6,57

						
					

					
							
							1974 Feb

						
							
							78,8

						
							
							3,13

						
							
							2,25

						
							
							15,43

						
					

					
							
							1974 Okt

						
							
							72,8

						
							
							3,16

						
							
							2,26

						
							
							14,94

						
					

					
							
							1979

						
							
							76,0

						
							
							2,87

						
							
							2,15

						
							
							11,60

						
					

					
							
							1983

						
							
							72,7

						
							
							3,12

						
							
							2,09

						
							
							20,12

						
					

					
							
							1987

						
							
							75,3

						
							
							3,08

						
							
							2,17

						
							
							17,83

						
					

					
							
							1992

						
							
							77,7

						
							
							3,07

						
							
							2,26

						
							
							13,54

						
					

					
							
							1997

						
							
							71,4

						
							
							3,22

						
							
							2,13

						
							
							16,51

						
					

					
							
							2001

						
							
							59,4

						
							
							3,33

						
							
							2,17

						
							
							17,74

						
					

					
							
							2005

						
							
							61,4

						
							
							3,59

						
							
							2,45

						
							
							16,79

						
					

					
							
							2010

						
							
							65,1

						
							
							3,72

						
							
							2,58

						
							
							15,03

						
					

					
							
							2015

						
							
							66,2

						
							
							3,93

						
							
							2,54

						
							
							14,98

						
					

					
							
							2017

						
							
							68,7

						
							
							2,88

						
							
							2,47

						
							
							6,53

						
					


			

			Erläuterungen: Liberal Democrats bezeichnet hierbei die Liberal Party (1974–1979), die Allianz aus SDP und Liberals (1983–1987) und die Liberal Democrats (ab 1992). Plaid Cymru bezeichnet von 1945 bis 1955 die Welsh Nationalist Party; * Stimmenanteil auf Großbritannien bezogen; ** ENEP: Effective Number of Electoral Parties bezeichnet alle Parteien, die zur Wahl standen (Berechnungsgrundlage: Schwellenwert von min. 0,2 %); *** ENPP: Effective Number of Parliamentary Parties bezeichnet alle Parteien, die parlamentarische Sitze erringen konnten (Berechnungsgrundlage: Schwellenwert von min. 0,2 %); **** Gallagher-Index bezeichnet den Grad der Verzerrung der Übersetzung der Stimmenanteile in Sitzanteile im Parlament (Berechnungsgrundlage: Schwellenwert von min. 0,2 %).

Quellen: Colin Rallings/Michael Thrasher, British Electoral Facts 1832–2010, London 2012; Alan Renwick, Voting Behaviour and Electoral Outcomes, in: Richard Heffernan/Colin Hay/Meg Russell/Philip Cowley (Hrsg.), Developments in British Politics 10, Basingstoke 2016, S.39–56; Paul D. Webb, The Party System: Turbulent Multipartyism or Duopolistic Competition, in: Heffernan/Hay/Russell/Cowley, S.57–80; www.bbc.co.uk; www.bbc.com; www.politicsresources.net; www.ukpolitical.info.

			Die effektive Parteienzahl im Parlament (effective number of parliamentary parties, ENPP) lag stets deutlich unter den Werten, die nach der Verteilung der abgegebenen Stimmen errechnet wurden. Zwischen 1945 und 2001 schwankten die effektive Parteienzahl im Parlament zwischen 1,99 (1959) und 2,26 (Oktober 1974 und 1992), sodass es bis zur Jahrtausendwende trotz des Aufstiegs kleinerer Parteien ab den 1970er-Jahren gerechtfertigt erschien, von einem effektiven Zweiparteiensystem auf parlamentarischer Ebene zu sprechen. Seit der Wahl von 2005 ist das nicht mehr möglich. Abbildung1 verdeutlicht, wie sich der Abstand zwischen der effektiven (also gewichteten) Zahl der bei Wahlen erfolgreich angetretenen Parteien an den Wahlurnen einerseits und der effektiven Zahl der Parteien im Parlament andererseits seit den 1950er-Jahren tendenziell immer deutlicher vergrößerte und erst bei der Wahl von 2017 wieder deutlich schrumpfte. Man könnte also sagen, dass das Wahlsystem die parlamentarische Ebene lange Zeit von Veränderungen auf der Wählerebene »abschirmte«.

			Abb. 1: Unterschied zwischen der effektiven Parteienzahl unter Wählern und imParlament, 1945– 2017
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			Abb. 2: Stimmen- und Sitzanteil der stärksten Fraktion im Unterhaus, 1945–2017
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			Quellen: siehe Tabelle 1

			Abbildung2 verdeutlicht einen wichtigen Effekt dieses Unterschieds zwischen effektiver Zahl der Parteien auf Wählerebene und im Parlament: Im Allgemeinen führte das Wahlsystem dazu, dass eine der beiden großen Parteien mit absoluter Mehrheit der Sitze im Unterhaus regieren konnte, ohne notwendigerweise von einer absoluten Mehrheit der Wähler im Lande unterstützt worden zu sein. Nur 1955 und 1959 erreichte eine der Parteien (nämlich die Konservativen) einen Anteil von nahezu 50Prozent der abgegebenen Wählerstimmen. Insbesondere seit den 1970er-Jahren lagen die Regierungsparteien dagegen immer deutlich unter 50Prozent der abgegebenen Wählerstimmen. Auf der anderen Seite reichte die »Hebelwirkung« des Wahlsystems in den Jahren 1974, 2010 und 2017 nicht ganz aus, um den Stimmenanteil der siegreichen Partei von unter 50Prozent in eine absolute Mehrheit der Sitze im Unterhaus zu verwandeln. 

			Wegen der Wirkung des Wahlsystems war die Parteiendynamik in Parlament und Öffentlichkeit sehr stark vom Gegeneinander einer einzigen Regierungspartei und der stärksten Oppositionspartei geprägt. Eine weitere Folge war ein im europäischen Vergleich relativ hohes Maß an Regierungsstabilität: Wenn die maximal fünfjährige Legislaturperiode vorzeitig beendet wurde, ging dies im Allgemeinen auf eine taktische Entscheidung der Premierministerin bzw. des Premierministers zurück, die bzw. der bis 2011 viel Freiheit genoss, den Wahltermin innerhalb der Legislaturperiode von fünf Jahren zum eigenen Vorteil zu bestimmen. Erst 2011 wurde durch den Fixed-term Parliaments Act eine feste Wahlperiode von fünf Jahren eingeführt. Die vorzeitige Auflösung des Parlaments ist seither immer noch möglich, wurde aber an ein erfolgreiches Misstrauensvotum oder an einen von 65Prozent der Abgeordneten des Unterhauses ineinernamentlichen Abstimmung unterstützten Antrag auf Selbstauflösung gebunden.

			Wie sehr die Stabilität auf Parlamentsebene eine erhebliche politische Dynamik im Lande überdeckt, zeigt ein Blick auf die Entwicklung der Mitgliederzahlen der Parteien. Zwar lassen Mitgliederzahlen keinen direkten Rückschluss auf die Wähleranteile der Parteien zu, doch zeigt die Mitgliedschaft die organisatorische Verwurzelung der Parteien in der Gesellschaft. Daten liegen nicht durchweg auf einheitlicher jährlicher Basis vor. Oft handelt es sich (wie bei den Konservativen) um Schätzwerte. Dennoch kann– wie aus Tabelle2 hervorgeht– etwa für die Konservative Partei ein drastischer Mitgliederverlust konstatiert werden: von über 2,1Millionen im Jahr 1964 auf etwa 100000 im Jahr 2017. Bei der Labour Party nahm die Zahl individueller Mitglieder (dort gibt es auch noch eine indirekte Mitgliedschaft über die Gewerkschaftsmitgliedschaft) zwischen 1964 und der Mitte der 1990er-Jahre ebenfalls deutlich ab. Sie erhöhte sich erst wieder nach dem Erdrutschsieg der Partei unter Tony Blair im Jahr 1997. Dieser Aufwärtstrend war allerdings nicht von Dauer. Es folgte eine erneute Phase von Mitgliederverlusten, bis unter der Führung von Jeremy Corbyn eine weitere Eintrittswelle stattfand, die die Partei mit über 500000 individuellen Mitgliedern wieder zur deutlich mitgliederstärksten Partei Großbritanniens machte.

			Neben der Zahl der Parteien können auch deren ideologische Positionen und die Polarisierung des Parteiensystems insgesamt bestimmt werden. Eine Methode zur Bestimmung der ideologischen Positionen der Parteien, die für die Zeit seit 1945 weithin verwendete Daten liefert, basiert auf Inhaltsanalysen von Wahlprogrammen. Wie Abbildung3 (S.144) zeigt, schwankten die ideologischen Positionen der drei größten Parteien seit 1945 auf einer Links-rechts-Skala erheblich. Phasen des relativen Konsenses, zum Beispiel während der zweiten Hälfte der 1950er-Jahre und um das Jahr 2000, wechselten sich mit Perioden der Polarisierung ab, etwa während der 1970er- und 1980er-Jahre.

			Tab. 2: Parteimitgliedschaft in Großbritannien in ausgewählten Jahren, 1964–2017 

			
				
				
					
							
							Jahr

						
							
							Labour Party

						
							
							Conservative Party

						
							
							Liberal Democrats 

						
					

					
							
							1964

						
							
							830116

						
							
							2150000

						
							
							278690

						
					

					
							
							1966

						
							
							775693

						
							
							2150000

						
							
							234345

						
					

					
							
							1970

						
							
							680191

						
							
							2150000

						
							
							234345

						
					

					
							
							1974

						
							
							691889

						
							
							1500000

						
							
							190000

						
					


							
							1979

						
							
							666091

						
							
							1 350000

						
							
							145000

						
					

					
							
							1983

						
							
							295344

						
							
							1200000

						
							
							145258*

						
					

					
							
							1987

						
							
							288829

						
							
							1000000

						
							
							137500*

						
					

					
							
							1992

						
							
							279530

						
							
							500000

						
							
							100000

						
					

					
							
							1997

						
							
							405000

						
							
							400000

						
							
							100000

						
					

					
							
							2007-2010

						
							
							177000**

						
							
							177000***

						
							
							65000***

						
					

					
							
							2015a****

						
							
							190000

						
							
							149800

						
							
							44576

						
					

					
							
							2015b****

						
							
							370658

						
							
							149800

						
							
							60844

						
					

					
							
							12/2015

						
							
							388000

						
							
							–

						
							
							61000

						
					

							2016

						
							
							544000

						
							
							130000-150000

						
							
							78000

						
						

								2017

						
							
							552000

						
							
							~100000

						
							
							101768

						
					

				
			

	
				
				
					
							
							SNP

						
							
							Plaid Cymru

						
							
							Greens

						
							
							UKIP

						
					

					
							
							1964

						
							
							

						
							
							
							
							
							
							
					

					
							
							1966

						
							
							

						
							
							
							
							
							
							
					

						
							
							1968

						
							
							125000

						
							
							
							
							
							
							
					

					
							
							1980

						
							
							28600

						
							
							
							
							
							
							2002

						
							
							10000

						
					

					
							
							1982

						
							
							22300

						
							
							
							
							1998-02

						
							
							~5000

						
							
							2004

						
							
							26000

						
					

					
							
							1987

						
							
							12100

						
							
							
							
							2002

						
							
							5300

						
							
							2006

						
							
							16000

						
					

					
							
							2002

						
							
							16000

						
							
							
							
							2005-08

						
							
							~7000

						
							
							2010

						
							
							15000

						
					

					
							
							2003

						
							
							9500

						
							
							
							
							2008

						
							
							7600

						
							
							2012

						
							
							20000

						
					

					
							
							2010

						
							
							16000

						
							
							
							
							2009

						
							
							9600

						
							
							12/2013

						
							
							32400

						
					

					
							
							2013

						
							
							25000

						
							
							
							
							2010

						
							
							12800

						
							
							12/2014

						
							
							42200

						
					

					
							
							09/2014

						
							
							65000

						
							
							
							
							2013

						
							
							13800

						
							
							05/2015

						
							
							46000

						
					

					
							
							11/2014

						
							
							90000

						
							
							2012

						
							
							7900

						
							
							2014

						
							
							30900

						
							
							12/2015

						
							
							40000

						
					

					
							
							2015

						
							
							115000

						
							
							2015

						
							
							8000

						
							
							2015

						
							
							63000

						
							
							07/2016

						
							
							39000

						
					

					
							
							2016

						
							
							119000

						
							
							2016

						
							
							8300

						
							
							2016

						
							
							46000

						
							
							12/2016

						
							
							34000

						
					

					
							
							2017

						
							
							118000

						
							
							2017

						
							
							8300

						
							
							2017

						
							
							55500

						
							
							2017

						
							
							–

						
					

				
				

							Erläuterungen: * inklusive SDP-Mitglieder; ** Mitgliederzahlen von 2007; *** Mitgliederzahlen von 2010; **** 2015a bezieht sich auf die Mitgliederzahlen vor der Wahl Jeremy Corbyns zum Parteivorsitzenden, 2015b ist die (stark gestiegene) Zahl nach der Wahl.

							Quellen: Paul D. Webb, The Party System: Turbulent Multipartyism or Duopolistic Competition, in: Richard Heffernan/Colin Hay/Meg Russell/Philip Cowley(Hrsg.), Developments in British Politics 10. Basingstoke 2016, S.57–80; RichardKeen/Lukas Audickas, Membership of UK political parties. Briefing Paper, SN05125, House of Commons Library, 5.8 2016; Peter Lynch, The History of the Scottish National Party. Cardiff 2002; www.tribunemagazine.org/2017/09/tory-membership-slump-puts-party-in-crisis; www.scotlandnow.dailyrecord.co.uk/news/snp-membership-soars-90000-after-4683627;www.heraldscotland.com/opinion/13097185.how-to-marshal-support-of-snps-new-recruits/. How_to_marshal_support_of_SNP_s_new_recruits; www.walesonline.co.uk/news/politics/no-surge-membership-plaid-cymru-11806717; The Green Party »Report and Financial Statements« für jedes der betrachteten Jahre 2002–2016.


			Abb. 3: Ideologische Links-rechts-Positionen der Parteien auf der Grundlage von Wahlprogrammen, 1945–2015
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			Quelle: Andre Volkens/Pola Lehmann/Theres Matthieß/Nicolas Merz/Sven Regel/Bernhard Weßels, The Manifesto Data Collection. Manifesto Project (MRG/CMP/MARPOR), Version 2017a, Berlin 2017.

			Abb. 4: Positionen der wichtigsten britischen Parteien nach sozioökonomischer Ausrichtung und Einstellung zur EU, 1999–2014
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			Quellen: Jonathan Polk/Jan Rovny/Ryan Bakker/Erica Edwards/Liesbet Hooghe/Seth Jolly/Jelle Koedam/Filip Kostelka/Gary Marks/Gijs Schumacher/Marco Steenbergen/Milada Vachudova/Marko Zilovic, Explaining the salience of anti-elitism and reducing political corruption for political parties in Europe with the 2014 Chapel Hill Expert Survey data, in: Research and Politics, 4 (2017) 1, S.1– 9; Ryan Bakker/Catherine de Vries/Erica Edwards/Liesbet Hooghe/Seth Jolly/Gary Marks/Jonathan Polk/Jan Rovny/Marco Steenbergen/Milada Vachudova, Measuring party positions in Europe: The Chapel Hill expert survey trend file, 1999–2010, in: Party Politics, 21 (2015) 1, S.143–152.

			Abbildung4gibt auf einer etwas anderen Grundlage alternative Daten wieder, die für einen kürzeren Zeitraum durch Expertenbefragungen zur Positionierung britischer Parteien zwischen 1999 und 2014 erhoben wurden. Dabei werden die Positionen, die den wichtigsten Parteien in den jeweiligen Jahren zugewiesen wurden, in der Wirtschafts- und Sozialpolitik auf der horizontalen und in Bezug auf die EU auf der vertikalen Achse abgetragen. Es zeigt sich, dass es im britischen Parteiensystem spätestens seit der Jahrtausendwende zwei »Lager« gibt. Im linken oberen Quadranten sind alle Parteien, die von den befragten Expertinnen und Experten als links von der politischen Mitte in Fragen der Wirtschafts- und Sozialpolitik und zugleich als proeuropäisch eingeschätzt wurden. Im unteren rechten Quadranten befinden sich mit der British National Party (BNP), UKIP und den Konservativen abgestuft drei Parteien rechts von der politischen Mitte, wobei die Konservative Partei nach Einschätzung der Expertinnen und Experten auf beiden Dimensionen innerhalb des Quadranten zur Mitte hin tendiert. Dies gilt analog auch für die Labour Party als andere Großpartei, die überwiegend eine gemäßigte Position innerhalb des gegenüberliegenden Quadranten links oben einnimmt.

			Zusammenfassend ist eine deutliche Diskrepanz zwischen der Entwicklung des Parteiensystems im Lande (gemessen an Wahlen zum Unterhaus) hin zu einem dynamischen Mehrparteiensystem einerseits sowie der relativen Stabilität eines von zwei Parteien dominierten Parteiensystems im Parlament andererseits zu verzeichnen. Diese Schere klafft insbesondere seit den 1970er-Jahren immer stärker auseinander und wird auf der Ebene des Parlaments vor allem durch die verzerrende und konzentrierende Wirkung des britischen Wahlsystems verursacht. Abbildungen3 und 4 zeigen außerdem eine gewisse Stetigkeit des ideologischen Spektrums des britischen Parteiensystems seit den 1970er-Jahren, sodass die angesprochene konzentrierende Wirkung des britischen Wahlsystems zwar eine zahlenmäßige Benachteiligung bestimmter Parteien, aber keine signifikante ideologische »Repräsentationslücke« zur Folge hatte. Ein wichtiger Grund hierfür ist die Tatsache, dass die im Unterhaus vertretenen Parteien trotz einiger Schwankungen das ideologische Spektrum im Lande weitgehend abdeckten.

			2	Dimensionen und Ursachen des Wandels

			Den oben beschriebenen Entwicklungen liegen längerfristige gesellschaftliche Veränderungen zugrunde, die Großbritannien ebenso betrafen wie andere entwickelte westliche Gesellschaften. Ab den 1960er-Jahren nahm der allgemeine Bildungsstand der Bevölkerung zu. Die industrielle Arbeiterschaft, der traditionelle soziale Rückhalt der Labour Party, schrumpfte. Die Mittelschicht expandierte, nicht zuletzt wegen der Ausweitung des öffentlichen Sektors. Ab den frühen 2000er-Jahren wuchs auch wieder die soziale Ungleichheit. Damit gingen zwei Entwicklungen einher: Die früheren Bindungen zwischen Parteien und bestimmten sozialen Schichten verschwanden zwar nicht, aber sie wurden flexibler. Die Labour Party etwa öffnete sich insbesondere der Mittelschicht im öffentlichen Sektor und hatte eine immer größere Spanne zwischen ihren Wählerinnen und Wählern in der Arbeiterschaft und der Mittelschicht zu überbrücken. Die expandierende gebildete Mittelschicht war eher in der Lage und bereit dazu, die Parteien kritisch nach ihrer wahrgenommenen »Leistung« und Glaubwürdigkeit in Regierung und Opposition zu bewerten. Diese Entwicklung schwächte zunehmend die emotionale, in hohem Maße auf sozialer Schichtzugehörigkeit basierende Parteibindung (Parteiidentifikation), deren Wirkung als stabilisierender Anker des Wählerverhaltens seit den 1960er-Jahren immer stärker abgenommen hatte. Gleichzeitig– und in einem gewissen Spannungsverhältnis zu dem oben skizzierten Bild– erzeugte der wirtschaftliche und gesellschaftliche Modernisierungsprozess zahlreiche »Verlierer«, die mit Langzeitarbeitslosigkeit, prekärer Beschäftigung und schlechten Zukunftschancen zu kämpfen hatten und sich von der repräsentativen Demokratie abwendeten– insbesondere im Zusammenhang mit der Wirtschaftskrise 2008 bis 2010.

			Vergleicht man Großbritannien in den 1950er- und 1960er-Jahren mit dem Land heute, fallen einige große Unterschiede in der Verbindung von Wählerinnen und Wählern einerseits und Parteien andererseits auf: Erstens nahm die Bindung vieler Bürgerinnen und Bürger an die Parteien deutlich ab. Während sich in den 1960er-Jahren etwa 45Prozent der Wählerinnen und Wähler »sehr stark« mit der Arbeiterpartei, der Konservativen Partei oder der Liberalen Partei identifizierten, sank dieser Anteil im ersten Jahrzehnt des 21.Jahrhunderts auf etwa 11Prozent.3 Ähnliches ist, zweitens, für die Bindung bestimmter sozialer Schichten an die Parteien zu verzeichnen. Insbesondere die Wählerschaft der Labour Party ist sozial heterogener geworden. Obwohl sowohl die Parteibindung als auch die soziale Schicht nach wie vor eine Rolle spielen, gehen viele britische Wahlforscher von einer immer stärkeren Rolle anderer Faktoren für das Wählerverhalten aus, namentlich die politischen Programme der Parteien, die wahrgenommene Kompetenz der Parteien und ihrer führenden Vertreter in zentralen Bereichen der Politik (vor allem der Wirtschaftspolitik), ihre Glaubwürdigkeit in den Augen der Wählerinnen und Wähler, die Bewertung ihrer Spitzenkandidaten und ähnliche Eigenschaften. Diese Bewertungen sind stärkerem Wandel unterworfen als klassische soziale oder psychologische Bindungen, was die stärkeren Verschiebungen von Wählerstimmen zwischen den Parteien und die höhere Volatilität, also die stärkere Schwankung des Wählerwillens, erklärt.

			Hinzu kommt, dass sich seit den 1970er-Jahren neue »Identitäten« herausgebildet haben. So gelang es insbesondere den Regionalparteien SNP und Plaid Cymru, sich als Parteien »der Schotten« bzw. »der Waliser« zu präsentieren und– beispielsweise in der schottischen Volksabstimmung zur Unabhängigkeit des Landesteils im Jahr 2014– eine politisch relevante, regionale Identität zu artikulieren und zu mobilisieren. Identitätspolitik spielt auch für den Aufstieg von UKIP eine Rolle, die eine nationale britische Identität gegen die immer intensivere europäische Integration zu definieren suchte. Nicht zuletzt haben sich in Großbritannien ethnische und politische Identitäten vermischt: Insbesondere Britinnen und Briten mit Migrationshintergrund bzw. ethnischem Minderheitenstatus bevorzugten bei Wahlen überwiegend die Labour Party.

			Die meisten dieser Veränderungen in der britischen Gesellschaft sind längerfristiger Natur und erklären nicht, weshalb sie erst ab etwa 2000 zu einer wachsenden Dynamik des Parteiensystems im Parlament führten. Neben sozialem Wandel muss auch der Wandel derjenigen politischen Institutionen einbezogen werden, die den Wettbewerb der Parteien um Wählerstimmen beeinflussen können. Insbesondere ist hier die devolution und die Einführung verschiedener neuer Wahlsysteme von Bedeutung, durch die Wählerstimmen in Sitze im Parlament umgerechnet werden. 

			3	Institutioneller Wandel

			Großbritannien gilt als Paradebeispiel für die relative Mehrheitswahl. Bei den Wahlen zum Unterhaus und Kommunalwahlen in Wales und vielen Teilen Englands stellt jede Partei in Einerwahlkreisen je einen Kandidaten oder eine Kandidatin auf.4 Derjenige oder diejenige mit der höchsten Zahl der Stimmen gewinnt den Wahlkreis und erringt den Sitz. Scheidet ein Parlamentarier innerhalb der Legislaturperiode aus dem Amt aus, wird dieses Mandat im Wahlkreis durch eine Nachwahl erneut unter den konkurrierenden Parteien ausgefochten. Bei der Verteilung der Sitze nach diesem Wahlsystem gehen unter Umständen sehr viele Stimmen »verloren«, nämlich all jene, die nicht für den Gewinner bzw. die Gewinnerin abgegeben wurden. Dieses Wahlsystem »verzerrt« demnach die Übersetzung von Stimmenanteilen in Sitzanteile im Parlament. Diese Verzerrungswirkung kann durch den sogenannten Gallagher-Index5 abgebildet werden (Tabelle1). Der Index-Wert steigt proportional zur Über- bzw. Unterrepräsentation der im Parlament vertretenen Parteien. Es zeigt sich, dass die verzerrende Wirkung des Wahlsystems zwischen 1950 und 1970 wegen der Dominanz der beiden großen Parteien bei der Stimmenverteilung relativ gering war und zwischen 2,87 und 8,91 schwankte. Der Anstieg des Stimmenanteils kleiner Parteien ab 1974 drückte sich bis 2015 nicht in entsprechenden Sitzanteilen im Unterhaus aus, sodass der Index auf wesentlich höherem Niveau variierte (zwischen 11,60 und 20,12). Durch das relativ gute Abschneiden der beiden Großparteien bei der Unterhauswahl von 2017 ging der verzerrende Effekt des Wahlsystems bei dieser Wahl wieder etwas zurück.

			Insgesamt wird durch das einfache Mehrheitswahlsystem in Einerwahlkreisen ein Zweiparteien-Wettbewerb gefördert. Teilweise wird die Überrepräsentation weniger großer oder geografisch konzentrierter Parteien dadurch bewirkt, dass die unterlegenen Stimmen nicht in die Berechnung der Sitzverteilung im Unterhaus eingehen. Zudem haben die Wählerinnen und Wähler Anreize, taktisch zu wählen und ihre Stimmen auf Parteien mit Siegchancen zu konzentrieren, selbst wenn sie eigentlich eine andere Partei bevorzugen würden. Drittparteien stellen häufig keine echte Alternative dar, soll die eigene Stimme nicht »verschwendet« werden. Umgekehrt konzentrieren die großen und etablierten Parteien im Wahlkampf den Großteil ihrer Mittel dort, wo sie auf Siegchancen hoffen, sodass es für neue und kleinere Parteien sehr schwierig wird, überhaupt ein Mandat zu erringen. Dies erklärt bis zu einem gewissen Grad, warum das Parteiensystem im Parlament trotz der oben beschriebenen Veränderungen in der Wählerschaft lange relativ stabil blieb.

			Man kann argumentieren, dass die Einführung verschiedener neuer Wahlsysteme außerhalb nationaler Wahlen seit den späten 1990er-Jahren zu einer Stärkung kleinerer und neuer Parteien geführt hat. Die Abschaffung des einfachen Mehrheitswahlsystems in Einerwahlkreisen war seit Jahrzehnten ein Ziel der Liberalen und Liberaldemokraten. Als die Liberaldemokraten 2010 zur Bildung einer Koalitionsregierung notwendig wurden, erstritten sie in den Koalitionsverhandlungen mit den Konservativen die Zusage einer Volksabstimmung über die Einführung eines neuen Wahlsystems, das den Wahlkreisbezug der Mandatsträger erhalten, aber weniger stark verzerrend wirken sollte. Dabei orientierte man sich am in Australien gebräuchlichen alternative vote, bei dem die Wählerinnen und Wähler alle Kandidatinnen und Kandidaten in eine Präferenzordnung bringen. Um den Sitz zu gewinnen, muss als Quote die absolute Mehrheit der Stimmen erreicht werden. Reichen die Erstpräferenzen der Kandidaten dafür nicht aus, wird der (oder die) Letztplatzierte gestrichen und die jeweiligen Zweitpräferenzen der Stimmzettel werden entsprechend auf die übrigen Kandidatinnen und Kandidaten verteilt. Dies geschieht so lange, bis ein Bewerber oder eine Bewerberin die Quote der absoluten Mehrheit zum Gewinn des Sitzes erreicht. Die Praxis zeigt allerdings, dass das alternative vote kaum zu einer faireren Mandatsverteilung führt. Dieser Umstand mag– neben der Ablehnung durch die großen Parteien– dazu beigetragen haben, dass sich im Mai 2011 etwa 68Prozent der teilnehmenden Wählerinnen und Wähler in einem Referendum gegen eine Änderung des Wahlsystems für Unterhauswahlen aussprachen. Dementsprechend blieb es für Unterhauswahlen und auch bei Wahlen zu den Stadt- und Gemeinderäten (local councils) in England und Wales beim einfachen Mehrheitswahlsystem in Einerwahlkreisen. Das alternative vote wird allerdings in Schottland für Nachwahlen im kommunalen Bereich verwendet.

			Eine Variante des alternative vote, das sogenannte supplementary vote wird seit 1999 bei der Oberbürgermeisterwahl in britischen Großstädten und zur Wahl der direkt gewählten kommunalen Beauftragten für Polizei und Verbrechensbekämpfung (police and crime commissioners) verwendet. Auch hier handelt es sich um ein mehrheitsbildendes Wahlsystem, bei dem die Wähler ihre zwei am stärksten präferierten Kandidatinnen bzw. Kandidaten in eine Präferenzordnung bringen. Erreicht kein Kandidat die absolute Mehrheit der Erstpräferenzen, werden alle Bewerber bis auf die beiden Bestplatzierten gestrichen und die jeweiligen Zweitpräferenzen auf die beiden stimmenstärksten Kandidaten verteilt.

			Abgesehen vom Scheitern der Volksabstimmung zur Abschaffung des einfachen Mehrheitswahlsystems in Einerwahlkreisen 2011 wurde in den 1990er-Jahren auf einigen politischen Ebenen ein Verhältniswahlsystem eingeführt. Seit 1999 werden 70 der 73 britischen Abgeordneten zum Europäischen Parlament auf der Grundlage von elf starren (also von den Wählern nicht veränderbaren) regionalen Listen durch Verhältniswahl gewählt. In der zwölften Region, Nordirland, werden die drei verbleibenden Abgeordneten ebenfalls nach einem Verhältniswahlsystem gewählt, nämlich der Wahl übertragbarer Einzelstimmgebung (single transferable vote, STV). Bei diesem Wahlsystem geben Wähler ihre Präferenzordnung der Bewerber unabhängig von der Anzahl der zu vergebenen Sitze des Mehrfachwahlkreises an. Dadurch wird die Stimme übertragbar: Um ein Mandat zu erringen, muss eine Wahlzahl erreicht werden, die sogenannte droop quota.6 Gelingt einem Kandidaten oder einer Kandidatin dies mithilfe der Erstpräferenzen, so hat er oder sie das Mandat errungen. Die zur Erreichung der errechneten Quote nicht benötigten Erststimmen werden in einer zweiten Auszählung entsprechend der Zweitpräferenzen der Stimmzettel proportional umverteilt. Schafft es keiner der Konkurrenten, die Quote zu erreichen, wird der oder die Letztplatzierte unter ihnen gestrichen und seine oder ihre Stimmen entsprechend neu verteilt. Dies wird so lange wiederholt, bis alle Sitze nach Erfüllen der Quote vergeben wurden. STV wird neben der Wahl der nordirischen Europaabgeordneten bei der Wahl der 90Abgeordneten des nordirischen Regionalparlaments (Northern Ireland Assembly) wie auch bei Kommunalwahlen in Nordirland und Schottland eingesetzt.

			Die Kombination der Prinzipien von Mehrheits- und Verhältniswahl, wie sie etwa auch in der Bundesrepublik Deutschland praktiziert wird, gibt es im Vereinigten Königreich seit der Einrichtung regionaler parlamentarischer Versammlungen in Schottland und Wales im Jahr 1998. Das dort als additional member system (AMS) bezeichnete Verfahren wird seither für die Wahlen zu den regionalen Parlamenten in Wales (Welsh Assembly, 60Sitze) und Schottland (Scottish Parliament, 129Sitze) verwendet. Es baut auf der Tradition des Mehrheitswahlsystems mit Einerwahlkreisen auf, kombiniert die so ermittelten Volksvertreter mit solchen aus regionalen Listen. AMS wird auch für die Wahl der 25Mitglieder der Greater London Authority (GLA), dem Stadtrat Groß-Londons, angewandt. Jedem Wähler und jeder Wählerin stehen zwei Stimmen zur Verfügung: Die erste ist eine Direktstimme für die Wahlkreiskandidaten, die durch einfache Mehrheitswahl bestimmt werden. Eine zweite Stimme wird für eine geschlossene Parteiliste nach Verhältniswahl in einem größeren Stimmbezirk abgegeben. Diese Listenmandate werden zum Ausgleich der Verzerrungen bei den Direktmandaten der Parteien genutzt.

			Auch wenn die Kritik am Mehrheitswahlprinzip zur Wahl des Unterhauses nicht verstummt, ist eine Abkehr von ihm vorerst nicht in Sicht. Trotz der Diversität der angewandten Wahlrechtstypen auf den verschiedenen politischen Ebenen innerhalb des Vereinigten Königreichs scheinen die Hauptargumente der relativen Mehrheitswahl bis heute zu überzeugen: ihre Einfachheit, die Tendenz zu klaren Alternativen zweier Großparteien für die Wählerschaft sowie die disproportionale Übersetzung von Stimmenanteilen in handlungsfähige und verantwortliche Regierungsmehrheiten. Zudem sind weder die Conservative Party noch die Labour Party an der Abschaffung der Mehrheitswahl interessiert. Dennoch scheint die Einführung verschiedener Verhältniswahlsysteme auf regionaler, kommunaler und europäischer Ebene die Möglichkeiten für neue und kleinere Parteien deutlich verbessert zu haben, sich eine Wählerbasis aufzubauen. Die Wahl ins Europäische Parlament brachte den Abgeordneten der Grünen, von UKIP und der Britischen Nationalpartei zusätzliche Ressourcen, die sie auch im innerstaatlichen Wettbewerb einsetzen konnten. Die Regionalparteien konnten durch Regierungsbeteiligung in den Regionen ihre Glaubwürdigkeit erhöhen. Diese Möglichkeiten wurden insbesondere von der Schottischen Nationalpartei erfolgreich genutzt, um auch bei den Wahlen zum Unterhaus von 2015 und 2017 große Erfolge zu erzielen, obwohl die Bedingungen unter dem einfachen Mehrheitswahlsystem in Einerwahlkreisen auf den ersten Blick ungünstig erschienen.

			Fazit

			Lange galt Großbritannien als Paradebeispiel eines politischen Systems, das durch »verantwortliche Parteienregierung« gekennzeichnet war. Dabei transformierte das einfache Mehrheitswahlsystem ein Mehrparteiensystem »im Lande« in ein Zweiparteiensystem im Parlament. Dies garantierte im Allgemeinen eine Einparteienregierung ohne Zwang zur Koalitionsbildung. Solange britische Regierungen das Vertrauen ihrer Fraktion im Parlament genossen, waren sie in der Ausübung der Regierungsgeschäfte relativ frei. Eine Gewaltenteilung mit anderen Institutionen war dem System fremd. Entsprechend konnte auch politische Verantwortung klar einer Partei zugerechnet und bei den nächsten Wahlen belohnt oder bestraft werden. Lange Zeit schien dieses Modell, oft als »Westminster-Modell« bezeichnet, eine große demokratietheoretische Anziehungskraft auszuüben. 

			Dieses Modell, in dem Parteien und demokratische Wahlen eine zentrale Rolle spielten, wurde durch eine Reihe von Entwicklungen ausgehöhlt. Seit den 1970er-Jahren ist die britische Gesellschaft komplexer geworden. Bis dahin konnten soziale und politische Identitäten– einschließlich der Parteibindung britischer Bürger– weitgehend auf einer einzelnen sozioökonomischen Konfliktachse abgebildet werden. Seither wurde die Verwurzelung der beiden dominierenden Parteien in der britischen Gesellschaft jedoch oberflächlicher. Politische Identitäten basierend auf Klassenzugehörigkeit wurden in einer ausdifferenzierteren und gebildeteren Gesellschaft durch andere ergänzt. Einerseits wurde soziale Herkunft als Merkmal parteipolitischer Orientierung unwichtiger und »kritische« Bürgerinnen und Bürger der wachsenden Mittelschicht stellten bei Wahlen zunehmend die wahrgenommene »Leistung« der Parteien in Rechnung. Andererseits führte der wirtschaftliche Modernisierungsprozess Großbritanniens im Zeitalter globaler Märkte zu einer Minderheit von Modernisierungsverlierern, die der repräsentativen Demokratie und dem multikulturellen Ansatz der britischen Eliten skeptisch gegenüberstanden. Zudem wurden Parteien stärker, die die Frage nach der nationalen Identität Großbritanniens thematisierten– gegenüber Europa, in der Welt und auch in den Randregionen Schottland, Wales und Nordirland. 

			Seit den 1970er-Jahren drückte sich dies in einer größeren Vielfalt der Parteien aus. Konflikte im Parteiensystem verliefen nicht mehr nur zwischen »links« und »rechts« im sozioökonomischen Sinne, sondern spiegelten zunehmend auch neue Identitäten wider. Dazu zählten regionale Identitäten ebenso wie die Ablehnung der europäischen Integration und der Einwanderung in Teilen des konservativen Spektrums. Das britische Wahlsystem hatte allerdings noch jahrzehntelang als »Filter« gewirkt, sodass sich die Zweiparteienkonkurrenz auf parlamentarischer Ebene fortsetzen konnte. Vieles spricht dafür, dass institutionelle Veränderungen kleineren Parteien verbesserte Chancen zur Mobilisierung von Wählerinnen und Wählern bieten. Die Unterhauswahlen von 2010 und 2015 zeigen, dass sich dieser Trend zur abnehmenden Integrationskraft der beiden großen Parteien inzwischen auch auf gesamtstaatlicher Ebene bemerkbar macht. Auch wenn der Abwärtstrend des kombinierten Stimmenanteils der beiden Großparteien bei der Wahl von 2017 angehalten wurde, erscheinen die institutionellen Grundpfeiler der britischen Mehrheitsdemokratie deshalb stärker im Fluss, als dies noch am Ende der 1990er-Jahre der Fall war.
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			III  Gesellschaft

		


		
			Christa Jesse


			Die Royals

			Wer die »Royals« erwähnt, meint in der Regel die Mitglieder des englischen Königshauses, und wer von der »Queen« spricht, denkt so gut wie ausschließlich an Königin ElizabethII. Die Briten kennen ihr Königshaus als eine jahrhundertealte Institution, die auf Alfred den Großen (871–899) zurückgeht, den König von Wessex. Im Lauf der Jahrhunderte hat sich die Monarchie zwar behauptet, aber grundlegend geändert: von der königlichen Vorherrschaft bis zur parlamentarischen Monarchie. Die Gründe für das deutsche Interesse an der »Queen« sind wohl weniger historischer Natur, sondern liegen vornehmlich in der Faszination, die von ihrer Persönlichkeit ausgeht, dem Glamour, der sie umgibt, sowie in der Kontinuität, für die ElizabethII. und das Königshaus insgesamt stehen.

			Früher war die Geburt eines Königskindes dann kein freudiges Ereignis, wenn eine Tochter zur Welt kam. HenryVIII. (1491–1547) blieb aus Enttäuschung der Taufe seiner Tochter Elizabeth, die aus der Ehe mit Anne Boleyn hervorgegangen war, zwar fern, bestimmte sie– er hatte keinen Sohn– in seinem Testament dennoch zur Nachfolgerin. Ihre Regierungszeit (1558–1603) gilt als das »Elisabethanische Zeitalter«. Das »Viktorianische Zeitalter« ist nach Königin Victoria benannt, die fast 64Jahre (1837–1901) das Amt des Staatsoberhaupts ausgeübt hatte, im Gegensatz zu Elizabeth I. mit nur begrenzter politischer Bedeutung. Schließlich hatte sich schon im 18.Jahrhundert das Amt eines Premierministers herausgebildet, der die Regierung führte und allein der Parlamentsmehrheit verantwortlich war. Der Einfluss der Krone schwand.

			Zäsuren sind im Königreich Großbritannien trotz Kontinuität und trotz aller Traditionen nicht unbekannt. Große Einschnitte bedeuteten jeweils die Dynastiewechsel– drei in den letzten drei Jahrhunderten: Auf die kinderlose Königin Anna aus dem Hause Stuart folgte nach ihrem Tod Georg Ludwig, der Kurfürst von Hannover, als GeorgeI. auf den Thron. Er wurde, wie im Act of Settlement (1701) vom Parlament festgelegt, wohl wegen seiner Zugehörigkeit zum protestantischen Glauben als König ernannt. Die Herrschaft der fünf Könige aus der hannoverschen Dynastie war wenig rühmlich, dennoch erstaunlich lang: 1714 bis 1901.

			Die Heirat der jungen Königin Victoria aus dem Hause Hannover mit ihrem Vetter, dem Prinzen Albert von Sachsen-Coburg und Gotha, im Jahr 1840 war nicht nur ein gesellschaftliches Ereignis höchsten Ranges– König Leopold von Belgien hatte den eigenen Neffen für seine Nichte auserwählt–, sondern bedeutete für deren Thronerbe den Namenswechsel der Dynastie. Dieser deutsche Name (Sachsen-Coburg und Gotha) rückte zu Beginn des Ersten Weltkriegs in den Fokus der Kritik der britischen Bevölkerung. So sah sich König George V., der auf EdwardVII. (1901–10), den einzigen König von Sachsen-Coburg und Gotha, folgte, im Jahr 1917 mehr oder weniger gezwungen, zur Rettung der Monarchie eine Namensänderung zu vollziehen. Der Privatsekretär des Königs, Lord Stamfordham, schlug vor, die Dynastie in »Windsor« umzubenennen, nach der altehrwürdigen königlichen Residenz Windsor Castle, westlich von London. Am 18.Juli 1917 erfolgte die Umbenennung. Nun mussten alle Titel und Auszeichnungen deutscher Herkunft abgelegt sowie die Namen der Angehörigen des Königshauses anglisiert werden.

			Selbstverständlich übernahm Königin Elizabeth bei ihrer Thronbesteigung 1952 den Namen Windsor für ihre Familie und die Dynastie– und zum Missfallen ihres Gemahls Prinz Philip nicht seinen Namen (Mountbatten, ehemals Battenberg). 1960 gab Königin ElizabethII. allerdings bekannt, ihre direkten nicht königlichen Nachkommen würden fortan den Familiennamen Mountbatten-Windsor führen.

			Das Kalkül George V. war aufgegangen. Mit dem Namenswechsel der Dynastie 1917 hatte er die Monarchie vor dem Untergang bewahren können– im Gegensatz zu Deutschland, Österreich und Russland, wo es jeweils keinen Monarchen mehr gab und unzählige Adelshäuser ihre Privilegien eingebüßt hatten. Dennoch fürchtete er um den Fortbestand der Dynastie. Seine Gründe bezogen sich unter anderem auf den desolaten Zustand des Landes, etwa den darniederliegenden Handel, die Wahlrechtsänderungen, die den Einfluss der Arbeiterschaft wachsen ließen, und auf die neue Labour-Regierung, die der Monarchie reserviert gegenüberstand. König George V., der stets Distanz hielt, die Kleiderordnung penibel beachtete, bei der Erziehung seiner Kinder Strenge walten ließ und von ihnen Haltung und Selbstdisziplin forderte, nach der Devise »One is royal«, akzeptierte schließlich die Einrichtung einer PR-Abteilung, um das Ansehen des Königshauses in der Öffentlichkeit zu fördern.

			Ganz anders verhielt sich der Kronprinz, Georges ältester Sohn David, der die Popularität der Monarchie durch Modernisierung, durch größere Nähe zum Volk und soziales Engagement herbeizuführen suchte. Das Verhältnis des Königs zu seinem Sohn verschlechterte sich, bis hin zur gegenseitigen Verachtung. Mehrmals ermahnte der König den Kronprinzen, zu heiraten und eine Familie zu gründen, um den Fortbestand der Monarchie zu gewähren. Nach dem Tod GeorgeV. am 10.Januar 1936 bestieg David als Edward VIII. den Thron. Er, dem die Herzen der Menschen zuflogen und den zahlreiche Frauen verehrten, blieb nicht lange König. Noch im gleichen Jahr, am 10.Dezember 1936, unterschrieb er seine Abdankungsurkunde. Er hatte die Krone aus Liebe zu einer Frau hergegeben– das war neu und unvorstellbar: die Amerikanerin Wallis Simpson, eine zweimal geschiedene Frau, dazu nicht standesgemäß, an der Seite des Königs! Diese Heirat hätte der erzkonservative Vater missbilligt; Mary, seine Witwe, stets ihre persönlichen Wünsche der Krone unterordnend und loyal in allem, was das Königshaus betraf, verbarg ihren Gram. Vor Verlassen des Landes in Richtung Frankreich verlieh sein Bruder Albert, der designierte König, Edward den Titel Herzog von Windsor. Edward und Wallis heirateten 1937. Sie avancierte zur Herzogin von Windsor, durch einen königlichen Erlass blieb ihr jedoch der Titel »Königliche Hoheit« verwehrt. 

			Ebenso unvorstellbar war das Ansinnen Edwards für die anglikanische Kirche. Ferner rümpfte wohl auch die feine Gesellschaft und die breite Masse der Bevölkerung die Nase. Ein standesgemäß verheirateter König mit einer Mätresse (mistress) wäre gemäß der in Viktorianischer Zeit vorherrschenden Doppelmoral noch akzeptiert worden. So wird das Drei-Königs-Jahr 1936 in Großbritannien– anders als das Drei-Kaiser-Jahr 1888 in Deutschland, in dem zwei Kaiser starben– für die Briten stets das Jahr der Abdankung sein. Abdication: für die Mitglieder des Königshauses bis heute ein Unwort.

			Eine Generation später gab es ein ähnliches, freilich weniger folgenreiches Familiendrama. Prinzessin Margaret Rose, die Schwester der Königin, geboren 1930 auf Glamis Castle in Schottland, war eine Prinzessin wie aus dem Märchenbuch, eine stolze königliche Figur im Großbritannien des vergangenen Jahrhunderts. Als sie sich Anfang der 1950er-Jahre in den geschiedenen königlichen Stallmeister Peter Townsend verliebte, geriet sie, wie zuvor ihr Onkel David, in Konflikt mit dem strengen Reglement, das sie als mögliche Thronfolgerin befolgen musste. Konstitutionelle und religiöse Gründe sprachen gegen eine solche Heirat. Die Alternative war, aus Liebe zu heiraten und Privilegien aufzugeben. Das kam für die pflichtbewusste Schwester der Königin dann doch nicht infrage, und sie verzichtete auf diese Heirat.

			Der lange und erfolglose Kampf um die Liebe hinterließ bei ihr, einer loyalen, royalen Rebellin, Spuren. Als sie 1960 den Fotografen Antony Armstrong-Jones heiratete, wurde diese Liaison nicht nur in der königlichen Familie, sondern auch in den europäischen Königshäusern mit Verwunderung gesehen, sodass lediglich Königin Ingrid von Dänemark, ihre Patin, an der Hochzeit teilnahm. Das Privatleben der Eheleute verlief sehr unglücklich; 1978 erfolgte die Scheidung. Prinzessin Margaret galt als eine respektable Prinzessin, eine zeitgemäße Mutter, die ihren Kindern freie Berufswahl zugestand und die zusammen mit der Königin und der Königinmutter fortan ein starkes Team bildete. Die charismatische Prinzessin hatte– auch aufgrund ihres Alkohol- und Zigarettenkonsums– eine fragile Gesundheit und starb 2002. 

			In der nächsten Generation kam es erneut der Liebe wegen zu einer Zäsur. Wie einst GeorgeV. seinen Sohn David zu heiraten ermahnt hatte, tat dies ebenso der bei der Erziehung der Kinder unerbittliche Prinz Philip. Sein Sohn Charles Philip Arthur George, geboren am 14.November 1948 in London, war zwar der begehrteste Junggeselle Europas, doch er zeigte keine ernsthaften Heiratsabsichten. Der Kronprinz, der sich sehr um seine Wohlfahrtsorganisation Prince’s Trust kümmerte, wusste genau, was seine zukünftige Frau erwartet: Sie würde der Öffentlichkeit ausgesetzt sein, einen harten Job verrichten müssen, ihr Leben der Monarchie und dem Protokoll unterzuordnen haben. Gleichwohl war ihm bewusst, für diese Ehe gelte: »bis der Tod Euch scheidet«. Einige Töchter der feinen Gesellschaft hatten schon abgelehnt.

			Auch die Öffentlichkeit drängte den über 30-Jährigen immer mehr zu einer Heirat. 1980 lernte er Lady Diana Frances Spencer kennen, Tochter des Earls John Spencer und seiner Frau Frances Roche. Diana kam am 1.Juli 1961 zur Welt. Die Ehe ihrer Eltern ging in die Brüche, die Tochter wuchs in verschiedenen Internaten auf, ehe sie zum 18.Geburtstag in eine eigene Wohnung nach London zog und dort am gesellschaftlichen Leben teilnahm. Sie war standesgemäß, der Königin schon als Kind in Sandringham begegnet, anglikanischen Glaubens, unbescholten, jung, schön, formbar und damit der stets dynastisch denkenden Queen sehr willkommen. Am 29.Juli 1981 wurde eine Traumhochzeit gefeiert.

			Premierministerin Margaret Thatcher, die »Eiserne Lady«, dürfte dies am meisten erfreut haben. Seit zwei Jahren im Amt, stand sie vor großen sozialen und wirtschaftlichen Problemen im Land. Da kam die mit Pracht und Prunk gefeierte Kronprinzenhochzeit sehr gelegen, um das Volk in einen wahren Freudentaumel zu versetzen. Der Höhepunkt war der Kuss des Brautpaares auf dem Balkon von Buckingham Palace: Gefühlsbekundungen in der Öffentlichkeit– das hatte es bei Hofe noch nicht gegeben. Ein Stern leuchtete auf am royalen Himmel. Die Prinzessin von Wales mit ihrer unkonventionellen Art eroberte bei Auftritten mit dem Kronprinzen die Herzen. Der Kronprinz, von Geburt an für seine Rolle als zukünftiger König erzogen, geht hinter ihr und sammelt die für seine Frau bestimmten Blumen und Geschenke ein. Der Hof nahm dies zunächst mit Bewunderung, später mit Stirnrunzeln zur Kenntnis und befürchtete, Diana könne sich zu einer Stilikone mit fürwahr königlichen Roben und ebensolchem Geschmeide entwickeln, schlimmer noch zu einem diademtragenden Popstar, der nicht nur den Kronprinzen in den Schatten stellt, sondern auch die gesamte königliche Familie. Die Mitglieder des Königshauses, denen Etikette, Pflicht und Tradition so viel galten, erwarteten von der Ehefrau des Kronprinzen vornehme Zurückhaltung, Demut und Distanz zu den Untertanen.

			Hegte Diana bereits vor der Heirat mit Charles Zweifel an seiner Liebe und Treue, so bestätigten diese sich später immer mehr. Nach den Flitterwochen kehrte der Alltag ein. Unvorbereitet auf ihre Aufgaben, musste sie bald feststellen, dass ihr niemand hilfreich zur Seite stand. Sie sinnierte gar, wie später bekannt wurde, ob sie eine arrangierte Ehe eingegangen war. Nach den Geburten ihrer Söhne William (1982) und Harry (1984) litt sie an Depressionen. Viel schlimmer jedoch war ihre (begründete) Eifersucht: Camilla Parker Bowles, die langjährige Geliebte ihres Mannes, stand einer intakten Ehe im Wege. Charles suchte sein Profil mit neuen Aktivitäten zu schärfen: Architektur, Heilpflanzen, ökologischen Fragen. Diana entdeckte die Wohltätigkeit für sich.

			Zunächst hofften beide, ihre Ehe retten zu können. Doch dann gelangte der Ehekrieg an die Öffentlichkeit, und zwar 1992 mit dem Erscheinen des spektakulären Buches von Andrew Morton Diana– Her True Life, das auf Aussagen Dianas beruhte. Die Monarchie, bis ins Mark getroffen, kriselte. 1992 wurde für die Königin fürwahr zu einem »annus horribilis«, wie sie es bei einer Rede zu ihrem 45.Jahrestag ihrer Hochzeit im selben Jahr formulierte: Die Ehe ihres Sohnes Andrew mit Sarah Ferguson war zerbrochen, die ihrer Tochter Anne mit Mark Philip ebenso, und im November stand das geliebte Schloss Windsor in Flammen. Ende 1992 verkündete Premierminister John Major, Charles und Diana dürften getrennte Wege gehen. Im Dezember 1995 forderte die Queen die beiden in Briefen mit gleichem Wortlaut auf, das Scheidungsverfahren einzuleiten. Im August 1996 folgte die Scheidung. Diana verlor ihren Titel »Königliche Hoheit« und wurde namentlich von den Gebeten für die königlichen Familienmitglieder ausgeschlossen. Nach ihrer Scheidung arbeitete sie unermüdlich weiter für ihre sozialen Projekte. 

			Diana hatte schnell wechselnde Beziehungen. Besonders ihre Liebesaffäre mit Dodi Al-Fayed, Sohn eines sehr reichen Ägypters, dem Besitzer des berühmten Londoner Kaufhauses Harrods, interessierte nicht nur die »bunten Blätter«, sondern die gesamte britische Öffentlichkeit. Am 31.August 1997 verunglückten beide tödlich bei einem Autounfall in Paris, als sie von Paparazzi verfolgt wurden. Nahezu weltweit hielten die Menschen den Atem an. Großbritannien stand still und versank in eine nie zuvor dagewesene Trauer um die »Prinzessin der Herzen«. Es gab zahlreiche Trauerbekundungen mit Blumenmeeren: etwa an der Unfallstelle in Paris, in London vor dem Kensington Palace, vor dem Buckingham Palace oder in Schottland vor Schloss Balmoral. Rund um die Uhr erinnerten Fernseh- und Rundfunksendungen an Lady Di. Dem Volk fehlten dabei Zeichen der Anteilnahme der Queen.

			Premierminister Tony Blair spürte den Ernst der Lage für die Monarchie und reiste nach Balmoral, dem Sommersitz der Queen. Diese reagierte, indem sie mit der Familie in Balmoral vor das Schloss trat und die für Diana niedergelegten Blumen betrachtete, ebenso in London vor dem Buckingham Palace. Zudem würdigte sie Diana in einer Fernsehansprache. Als der Leichenzug am Buckingham Palace vorüberzog, senkte die Königin ihr Haupt– aus Respekt vor der Toten. Danach wurde die Palastflagge auf Halbmast gesenkt. Die Königin begab sich nach Westminster Abbey zur Trauerfeier, und die betagte Queen Mum nahm für die Monarchie den langen Weg durch die Kathedrale auf sich.

			Nach der öffentlichen Trauerfeier fand die Beisetzung Dianas im allerengsten Familienkreis im Park ihres Elternhauses Althorp statt. Zum 20.Todestag entschieden ihre Söhne, zum ersten und bisher letzten Mal öffentlich über ihre Gefühle beim Tod ihrer Mutter zu sprechen. Der Tod der Prinzessin von Wales hatte, als beliebtestes Mitglied der königlichen Familie, eine Lücke hinterlassen, aber anders als bei der Scheidung von Charles keine institutionellen Probleme aufgeworfen. Vieles von der Magie der Monarchie war bereits zuvor verschwunden, ohne Dianas Rolle als wohl bekanntester Frau der Welt mit Charme und Charisma und als Mutter des künftigen Königs. Die Frage, die sich den Royals stellte: weitermachen wie immer oder Dianas Beispiel folgen und den Weg hin zu einer offeneren Art von Monarchie beschreiten? Wie sollte sich nun angesichts der veränderten Medienlandschaft und dem Eintritt in das digitale Zeitalter eine moderne Monarchie präsentieren? Es galt als »Family Firm«, wie Prinz Philip die Familie beschrieb, geschlossen zusammenzustehen und sich erneut auf das zu konzentrieren, was sie am besten beherrscht: gute Taten unaufgeregt ausführen, sich dabei der eigenen Position bewusst sein, jedoch verstehen, was die Nation von ihnen verlangt.

			Elizabeth hatte dies von Kindesbeinen an gelernt. Einzigartig, untadelig verlief der Weg von Prinzessin Elizabeth hin zu Königin ElizabethII. Geboren am 21.April 1926 als Elizabeth Alexandra Mary von York in London, war sie zunächst dank der Erbfolge nicht zur Queen auserkoren. Als 1936 ihr Vater durch die Abdankung von EdwardVIII. plötzlich König wurde (GeorgeVI.) und Elizabeth damit zur Kronprinzessin avancierte, soll sie um ein Brüderchen gebetet haben, das dann Thronerbe würde. Elizabeth, die von Hauslehrern vormittags in Englisch, Literatur, Bibelkunde, Geografie, Geschichte (vornehmlich des Empires) unterrichtet und am Nachmittag in Garten- und Nadelarbeit unterwiesen wurde sowie Reit- und Tanzunterricht erhielt, musste sich nun auf ihre Rolle als Königin vorbereiten. So hatte sie ihre Eltern zu offiziellen Terminen zu begleiten, in der Öffentlichkeit vor dem König und der Königin zu knicksen und die Anrede mit »Ma« und »Pa« zu vermeiden. Sie lernte öffentliche Rituale, Disziplin, Diskretion und sie wusste, private Probleme wegzustecken, keine Gefühle zu zeigen, schon gar keine Tränen, auch nicht beim Tod des Vaters am 6.Februar 1952. Sie trainierte ihr bewundernswertes Durchhaltevermögen wie die sprichwörtliche stiff upper lip. Innerhalb der königlichen Familie aufwachsend, kam sie selten mit Gleichaltrigen zusammen, nie mit Bürgerlichen. Ihre Spielgefährtin war ihre Schwester Margaret. Elizabeth hatte als Ältere Vorbildfunktion, Pflichtbewusstsein stand im Vordergrund– Lebensfreude war nur hinter verschlossener Tür erlaubt.

			Die von den Großeltern, Eltern und den Kindermädchen geprägte Erziehung sollte die Prinzessin ganz im Geist der damaligen Zeit– und nach der Abdankung des Onkels noch strenger– auf ein Leben als Königin vorbereiten, immer die Monarchie vor Augen, die bestehen bleiben muss. Großmutter Königin Mary legte großen Wert auf dynastische Kenntnisse und höfisches Benehmen. Dazu gehörte, ein Gespräch zu führen– ohne Klage und Erklärung (never complain, never explain); und es galt, sich in Bescheidenheit, Selbstgenügsamkeit und besonders im sogenannten ostriching (Vogel-Strauß-Manier) zu üben, dabei einfach, kultiviert und freundlich zu erscheinen, als eine unermüdlich arbeitende Dienerin des Staates. 

			Ihr Vater, ein Landedelmann, vererbte ihr die Liebe zum Landleben, zur Jagd, zu Pferden und Hunden (besonders zu den Corgis, einer walisischen Hunderasse). Dass sie als Zweieinhalbjährige schon auf einem Pony saß, dürfte den Grundstein für ihr Interesse an Pferdezucht und Pferderennsport gelegt haben. Von ihrem Vater, dem scheuen König, der unter Stottern litt und mit Unterstützung seiner Frau alles tat, es zu überwinden, und der das Familienleben so sehr schätzte und seine Töchter vergötterte, lernte sie den Sinn für Beständigkeit, ehrenhaftes Verhalten, natürliches Auftreten trotz der herausgehobenen Stellung, dabei uneitel zu bleiben und Haltung zu bewahren.

			Mit 13Jahren verliebte sich Kronprinzessin Elizabeth am Rande eines offiziellen Termins in den Prinzen Philip von Griechenland und Dänemark, dessen Familie vorwiegend im französischen Exil lebte. Prinz Philip, geboren am 10.Juni 1921 auf Korfu, kehrte nach seinem Einsatz im Zweiten Weltkrieg für die britische Marine 1946 zu den englischen Verwandten zurück, wurde 1947 britischer Staatsbürger und trat der anglikanischen Kirche bei. Philip machte Elizabeth, anlässlich eines Besuchs auf Schloss Balmoral, im Spätsommer des Jahres, einen Heiratsantrag. Im Juli 1947 wurde die Verlobung bekanntgegeben, im November eine glanzvolle Hochzeit gefeiert– ein Lichtblick in der düsteren Nachkriegszeit. Kurz vor der Hochzeit erhielt Philip den Titel Herzog von Edinburgh. So stand ihm die Anrede His Royal Highness zu, später verlieh die Königin ihm den Prinzentitel. 1948 brachte Elizabeth den Thronfolger Charles zur Welt, 1950 Prinzessin Anne; 1960 und 1964 folgten die Söhne Prinz Andrew, der später im Falklandkrieg kämpfte, und Prinz Edward, der seine militärische Laufbahn vorzeitig beendete und zeitweilig als Schauspieler auftrat. Die Königin hat acht Enkel.

			Nach dem Tod ihres geliebten Vaters musste sie mehrere Rollen ausüben: Sie war nun Oberhaupt und Repräsentantin des Staates und Mutter. Anlässlich ihrer Krönung zu ElizabethII. am 2.Juni 1953, wohl das erste weltweite Fernsehereignis, hatte Premierminister Winston Churchill ein neues Elisabethanisches Zeitalter ausgerufen. Die junge Königin »regiert« so, wie es ihr Vater tat. Sie nimmt das Recht auf Einsicht in die Staatspapiere und die Sitzungsberichte des Kabinetts und des Parlaments wahr, spricht wöchentlich mit dem Premierminister, der bei ihr im Palast erscheint, und studiert die Regierungsakten. Wenn ElizabethII. auch über keine praktische Macht verfügt, so hat sie so viel politischen Sachverstand und Erfahrung erworben, dass ihre Premierminister, die sie kommen und gehen sah, sie schätzten und schätzen. Zu Tony Blair soll sie gesagt haben: »Ich empfing schon Winston Churchill, da waren sie noch nicht geboren.«

			Königin ElizabethII. wurde Augenzeugin in wichtiger politischer Ereignisse: vom Krieg mit Ägypten 1956 um den Suezkanal über die Unabhängigkeitserklärungen zahlreicher afrikanischer Staaten in den 1960er-Jahren, den Nordirlandkonflikt, den Falklandkrieg, den Beitritt zur EU 1973 bis hin zum »Brexit«-Referendum 2016. Obwohl sie sich nie direkt dazu geäußert hat, bereiten ihr der Brexit und die damit einhergehende Spaltung des Landes offensichtlich Sorgen. Zur Parlamentseröffnung am 21.Juni 2017, die wegen anhaltender Debatten im Unterhaus verspätet und weniger prächtig ausfiel, trug sie keine Staatsrobe, sondern Kleid, Mantel und Hut in den Farben blau und gelb. Dies werteten Beobachter als Zustimmung für Europa.

			Wie hoch auch die Wellen schlugen, die Königin erfüllte pflichtbewusst ihre Aufgaben und trug so zur Festigung der Monarchie bei, ohne sich jemals direkt zu politischen Themen zu äußern. Dabei erkannte sie durchaus die Notwendigkeit für Veränderungen: Wie groß der Einfluss von Premierminister John Major auf die Entscheidung der Königin war, Steuern zu bezahlen, ist ebenso wenig bekannt wie die Summe, die sie an Einkommensteuer seit dem 1.April 1993 entrichtet. Die zahlreichen royal walk-abouts– das »Bad in der Menge«–, die Einladungen von verdienten Bürgern zum Tee in den Park von Buckingham Palace oder die teilweise Öffnung von Buckingham Palace und Windsor Castle für Besucher gegen Eintrittsgeld waren Zeichen eines von ihr akzeptierten Wandels.

			Auch das Privatleben verlangte ihr einiges ab, zumal sie bedingt durch die enorm veränderte Medienlandschaft immer stärker in das Licht der Öffentlichkeit geriet. So gestattete sie 1969 und 1992 die Fernsehfilme »Royal Family« und »Elizabeth R«. Im Nachhinein hat sie das sprichwörtliche »Mahl mit dem Teufel« (Supping with the devil) bereut. Die Palastmauern waren durchlässig geworden. So erfuhren die Untertanen durch die Medien, dass ihre Königin im engen Privatkreis über ein großes Nachahmungstalent verfügt, Sinn für Humor besitzt, gern Schokolade isst, spült, den Nachmittagstee oft selbst zubereitet, Krimis liest und ihre Kunstsammlung schätzt. Dies alles nahm dem Königshaus einen Teil seiner Magie.

			Das Privatleben ihrer Kinder, drei der vier Ehen wurden geschieden, hat ihr nicht nur Anlass zur Freude gegeben. Nach dem Tod der Prinzessin von Wales und der lautstarken Kritik an der Queen gewann die Familie nach und nach wieder an Ansehen. Die Feiern zum 100.Geburtstag der beliebten Queen Mum (2000) ebenso wie 2002 und 2012 das goldene und diamantene Thronjubiläum, die die Queen– öffentlichem Druck nachgebend– jeweils mit Pomp feierte, boten Anlässe für positive Schlagzeilen. Dazu gehört auch die Hochzeit von Prinz William und Kate Middleton im Jahr 2011. Kate, Tochter aus bürgerlichem Haus, ist fürwahr ein Goldfund für die königliche Familie. Das Paar trägt mit seinen öffentlichen Auftritten und Reisen enorm zur Beliebtheit des englischen Königshauses bei– in Großbritannien wie weltweit. Seit der Geburt von Prinz George (2013), Prinzessin Charlotte (2015) und Prinz Louis (2018) ist die Queen siebenfache Uroma. Als jüngstes Ereignis fand die Hochzeit von Prinz Harry mit Meghan Markle statt, einer drei Jahre älteren und geschiedenen Schauspielerin mit afroamerikanischen Wurzeln. Die Tatsache, dass diese Verbindung keinen Skandal verursachte, sondern im Gegenteil von Königshaus und der Öffentlichkeit freudig aufgenommen wurde, sagt einiges über den Wandel der britischen Monarchie. Auch ein Autounfall des 97-jährigen Prinz Philip im Januar 2019 löste kaum negative Reaktionen aus, zumal er danach seinen Führerschein abgab. 

			Die Königin arbeitet unbeirrt weiter, obwohl sie den Eintritt in das »Rentenalter« längst überschritten hat. Dieses Leben als Königin und Mutter war und ist ihr nur möglich, weil Prinz Philip, der sich mit seiner Rolle als Queen’s Consort arrangiert hat, ihr Berater und ihre Stütze zugleich ist. In all diesen Jahren geht er protokollgerecht drei Schritte hinter seiner Gemahlin. Mehrfach erregten seine leicht spöttisch-zynischen Aussagen Aufsehen. Im November 2017 haben Elizabeth und Philip ihren 70.Hochzeitstag gefeiert. Während der 96-jährige Prinz Philip erklärte, er werde »in Rente gehen« und nur mehr selten zu öffentlichen Anlässen auftreten, dürfte dies für Elizabeth nicht infrage kommen– ihre Mutter nahm noch im Alter von 101Jahren öffentliche Auftritte wahr. 2015 hatte ElizabethII. die Amtszeit Königin Victorias übertroffen. Sie ist nach dem Tod des thailändischen Königs Bhumibol im Jahr 2016 das älteste und das am längsten amtierende Staatsoberhaupt der Welt. Sie erfährt allerdings tatkräftige Unterstützung durch die Kinder und Schwiegerkinder. Prinzessin Anne, 1987 verlieh die Königin ihr den Titel Princess Royal, ist wohl das »fleißigste« Mitglied des Königshauses, das bescheiden-unauffällig seine Pflichten erfüllt. Getrost überträgt die Königin Aufgaben zunehmend den Fab(ulous) Four, also ihren Enkeln William und Harry sowie deren Ehefrauen. Gerade in turbulenten Zeiten wie diesen verkörpert ElizabethII. jenseits aller Tagespolitik Stabilität. Ihr größtes Ziel war wohl, für ihre »Untertanen« ein Rätsel zu bleiben– das hat sie erreicht. So ist sie ihnen, von denen die meisten unter ihrer »Herrschaft« geboren und aufgewachsen sind, nah und doch fern.

			Die Nachfolge ist durch das Erbgesetz geregelt: Sollte die Königin krankheitshalber ihren Dienst nicht mehr versehen können, wird der Erstgeborene zunächst Regent und erst nach ihrem Tod König. Tritt der Todesfall ein (die verschlüsselte Nachricht bei ElizabethII. lautet: London Bridge is down), wird Charles, dem es gestattet worden war, die inzwischen auch geschiedene Camilla mit dem Segen der Kirche zu heiraten (2005), am nächsten Tag um 11Uhr zum König proklamiert. Stirbt Charles, der »ewige«, mittlerweile 70-jährige Kronprinz, vor seiner Mutter, übernimmt William nach dem Tod seiner Großmutter die Nachfolge. Seit dem Jahr 2011 gelten zwei neue Regeln für die Thronfolge: Erstgeborene, ob weiblich oder männlich, werden Thronfolger– die Diskriminierung von königlichen Frauen ist damit beendet. Die Reihenfolge lautet demnach: Charles, William, George, Charlotte, Louis, Harry. Darüber hinaus dürfen Thronfolger nun auch Katholiken heiraten, ohne ihr Anrecht auf den Thron zu verlieren.

			Der britische Verfassungstheoretiker Walter Bagehot hatte 1867 in seinem Buch The English Constitution die Funktionsfähigkeit des britischen Regierungssystems unter anderem auf die Verbindung zwischen dem efficient part und dem dignified part der Verfassung zurückgeführt. Nun ließe sich der »ehrwürdige Bestandteil« in dem Sinne verstehen, als spiele er, unwirksam geworden, für das politische Leben keine Rolle mehr. Bagehot hat den dignified part freilich in einem differenzierten Sinne verstanden: Die »ehrwürdigen Bestandteile« wie die Monarchie besäßen zwar im Vergleich zum Unterhaus und zum Kabinett keinen effektiven Einfluss mehr, seien aber keineswegs funktionslos, sondern gäben dem politischen System Kraft und Legitimität. Die Mehrheit der Menschen werde von den »ehrwürdigen Bestandteilen« angesprochen und schenke ihnen Vertrauen. Was Bagehot vor 150Jahren geschrieben hat, gilt heute weiterhin.
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				London als Hauptstadt und internationale Metropole

			London zählt heute, im ersten Drittel des 21.Jahrhunderts, gemeinsam mit Tokio und New York unangefochten zu den bedeutendsten globalen Wirtschaftszentren. Diese Ausnahmestellung der britischen Hauptstadt ist in erster Linie ihrer Funktion als führender Bankenstandort in Europa geschuldet. Zugleich ist London auch ein hochkarätiges politisches Zentrum von internationaler Strahlkraft; die Themsemetropole ist nicht nur Hauptstadt Großbritanniens, sondern auch Zentrum des Commonwealth of Nations. Das politisch geprägte London zeigt sich insbesondere im Westen der Innenstadt rund um Westminster. Hier konzentrieren sich politische Einrichtungen verschiedenster Größe, Funktion und Bedeutung, zum Beispiel die Houses of Parliament, zahlreiche Ministerien und der Buckingham Palace.

			Obwohl das British Empire nach dem Zweiten Weltkrieg zerfallen ist, spiegelt London auch heute noch die frühere Bedeutung dieses Weltreichs wider. Gebäude wie der Tower und Buckingham Palace sowie Plätze wie der Trafalgar Square zeugen von der einstigen politischen Macht, die in London mehr als drei Jahrhunderte akkumuliert war. Das London der Gegenwart jedoch definiert sich in erster Linie durch seine wirtschaftlichen Funktionen.

			Die Weichenstellung für Londons Aufstieg zur Global City fand in der zweiten Hälfte der 1980er-Jahre statt. Der auf persönlichen Beziehungen beruhende Wertpapierhandel wurde aufgehoben und auf elektronischen Handel mit Aktien umgestellt, was den Standort London für asiatische und nordamerikanische Banken hochattraktiv machte. Dieser sogenannte Big Bang läutete im Oktober 1986 schlagartig die Deregulierung des Londoner Finanzmarkts ein. Fortan entwickelte sich der Finanzsektor zur wichtigsten Säule der Londoner Wirtschaft. Im Zuge der sich beschleunigenden ökonomischen Globalisierung suchten zu jener Zeit zahlreiche asiatische und nordamerikanische Investmentbanken einen geeigneten Standort für ihre Europageschäfte. London mit seiner jahrhundertelangen Tradition im Bankenwesen, einem entsprechenden Arbeitsmarkt, den vor Ort vorhandenen bankennahen Dienstleistern und seiner kulturellen Nähe zu den USA, die auch den Sprachvorteil einschließt, bot für sie perfekte Rahmenbedingungen.

			Neben den Finanzdienstleistern nahm ab Mitte der 1980er-Jahre auch die Zahl der Versicherungs- und Immobilienunternehmen in London stark zu. Für die insgesamt drei Kernsektoren, auf die aktuell etwa ein Drittel aller Arbeitsplätze in London entfällt, hat sich im internationalen Sprachgebrauch die Bezeichnung FIRE-Sektor (Finance, Insurance, Real Estate) etabliert. Vom FIRE-Sektor sind wiederum eine Vielzahl vor- und nachgelagerter Tätigkeiten und Berufsgruppen, zum Beispiel Notare, Juristen, Werbe- und Marketingfachleute, EDV-Spezialisten, Webdesigner und Unternehmensberater, direkt und indirekt abhängig.

			Insgesamt hat der Londoner Arbeitsmarkt seit dem Big Bang um ca. 900 000 Arbeitsplätze zugenommen.1 Gleichwohl entwickelten sich nicht alle Wirtschaftssektoren in gleichem Maße. Vielmehr ist etwa der manufacturing sector (produzierende Industrie) in den letzten fünf Jahrzehnten dramatisch eingebrochen. Sein Sinkflug begann bereits Anfang der 1960er-Jahre. Zu hohe Lohnkosten, fehlende Innovationskraft, Rationalisierungsprozesse in der Produktion, Qualitätsprobleme in der Fertigung und der Abbau von Zollbarrieren setzten der Londoner Industrie schwer zu. Zwischen 1961 und 1981 schrumpfte die Zahl der Industriearbeitsplätze von 1,45Millionen auf 681000. Heute bietet die Londoner Industrie nur noch etwa 113000Arbeitsplätze.

			Die Deindustrialisierung Londons zeigte sich nicht nur als wirtschaftliches Phänomen, sondern hinterließ auch zum Teil unansehnliche räumliche Spuren in Form von Industriebrachflächen. Zahlreiche ehemalige Industrie- und Arbeiterviertel sanken zunächst von prosperierenden Standorten zu sozial benachteiligten Quartieren ab. Später, im Zuge des Aufstiegs der (Finanz-)Dienstleistungsindustrie (Tertiärisierung), wurden viele dieser Viertel gentrifiziert und entwickelten sich zu begehrten Vierteln für Yuppies und Dinks2. 

			Das Gebiet, das wohl am deutlichsten den oben beschriebenen wirtschaftlichen Wandel spiegelt, sind die Docklands, der ehemalige Londoner Hafen. In seiner geografischen Mitte, auf der sogenannten Isle of Dogs, einer in den späten 1970er-Jahren noch unwirtlichen Hafenbrache, entstand ab 1987 Londons zweites Finanzzentrum Canary Wharf. Sein unter Margaret Thatcher festgelegter Status als Sonderwirtschaftszone lockte vor allem in den 1990er-Jahren zahlreiche global tätige Investmentbanken an. Entscheidend für sie war, dass Investitionen bereits im ersten Jahr zu 100 Prozent steuerlich geltend gemacht werden konnten und hier ansässige Unternehmen für zehn Jahre von Gewerbesteuern befreit waren. Heute konzentrieren sich in Canary Wharf ca. 110000Büroarbeitsplätze.

			Ungefähr fünf Kilometer weiter nördlich, in Stratford, dem Schauplatz der Olympischen Spiele von 2012, wurde zwischen 2006 und 2012 ein weiteres Megaprojekt verwirklicht: Stratford City. Ankerpunkte von Stratford City sind die Westfield Mall, Großbritanniens größtes innerstädtisches Einkaufszentrum und ein Bahnhof mit wichtigen nationalen und internationalen Zugverbindungen. City, Docklands und Stratford bilden heute die Eckpunkte eines Dreiecks, auf das sich in Zukunft ein erheblicher Teil der wirtschaftlichen und städtebaulichen Entwicklungen in London konzentrieren dürfte.

			Abb.: Stadtbezirke und Orte von übergeordnetem Interesse in London
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					1	Von 4,09Millionen 1986 auf 4,99Millionen 2016; ohne Selbstständige, Greater London Authority (GLA) Datastore (diverse Statistiken zur Entwicklung und Struktur des Londoner Arbeitsmarkts).

				

				
					2	Dinks ist eine in der Soziologie gebräuchliche Abkürzung für kinderlose Doppelverdiener-Haushalte (Double Income No Kids).
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			Migrationsbewegungen und Migrationspolitik

			Migration wird im heutigen Großbritannien vor allem als Problem wahrgenommen. Zwar ist umstritten, wie sehr das Thema den Ausgang des Referendums zur EU-Mitgliedschaft 2016 beeinflusst hat, auf jeden Fall aber schlägt eine Antiimmigrations-, Anti-EU- und vorgebliche Anti-Establishment-Partei, die United Kingdom Independence Party (UKIP), politisches Kapital aus der Behauptung, die Einwanderungszahlen seien zu hoch. Der Vorsitzende der oppositionellen Labour Party, Jeremy Corbyn, wird von Mitgliedern der eigenen Partei kritisiert, weil er Migrantinnen und Migranten nicht zuallererst als Problem versteht, sondern auf die Bereicherung verweist, die sie darstellen. Weite Teile der britischen Medienlandschaft offerieren regelmäßig alarmistische Berichte vom »asylum meltdown«, und warnten vor einigen Jahren vor »Fluten« von Migranten, die ab 2014 aus Rumänien und Bulgarien zu erwarten seien. Im Jahr 2013 ließ das Innenministerium durch den Londoner Norden (einen Teil der Stadt, in dem viele irreguläre Einwanderer leben sollen) Lieferwagen fahren, auf deren Seitenwänden Handschellen und der Schriftzug »Illegal im Vereinigten Königreich? Verlassen Sie das Land oder rechnen Sie mit Verhaftung« abgebildet waren. Unter einer ebenfalls dort zu lesenden Telefonnummer konnten die Adressaten der Kampagne Unterstützung für ihre Ausreise anfordern.

			Die Intensität der Debatte ist überraschend, verfügt Großbritannien doch über reichhaltige Erfahrung mit verschiedenen Formen der Zuwanderung. Migrationsbewegungen waren zwar auch in der Vergangenheit selten konfliktfrei und führten immer wieder zu rassistischen Abwehrreaktionen, die von sozialer Ausgrenzung bis zu physischer Gewalt reichten. Dennoch schien um die Jahrtausendwende eine gewisse multikulturelle Normalität eingekehrt zu sein: Die damalige Labour-Regierung unter Tony Blair bekannte sich explizit zu einer moderat multikulturellen Politik, die für »Einheit in Vielfalt« und für die Gleichbehandlung aller ethnisch-kulturellen Gruppen stand. Zu jener Zeit wurde gern darauf verwiesen, dass viele Briten folkloristische und kulinarische Mitbringsel verschiedener Migrationsgruppen (vom karibischen Karneval bis zum indischen Restaurant) schätzen gelernt hatten. Heute jedoch ist die Zahl derer, die Immigration für das zentrale Problem Großbritanniens halten, mit 40Prozent vermutlich so hoch wie noch nie und für manche offenbar Grund genug, die politischen Institutionen und Grundprinzipien des britischen Staates infrage zu stellen.

			Die Migrationsforscher Stephen Castles und Mark J. Miller beobachteten bereits im Jahr 2003, dass Einwanderung seit den 1980er-Jahren in vielen Gesellschaften zunehmend als ökonomische Last, vor allem aber als Bedrohung für die »nationale Identität« empfunden wird und deshalb in den Augen vieler reguliert bzw. reduziert werden müsse. Das britische Beispiel scheint diesen Trend zu bestätigen. Wie lässt sich diese Sorge erklären? Hat sie lediglich mit der weltweiten Zunahme der Migration zu tun, die in Großbritannien dazu geführt hat, dass die Zahl der Einwanderer die der Auswanderer seit den späten 1980er-Jahren übersteigt? Spielt tatsächlich in erster Linie die Angst vor Verlust der nationalen Identität eine Rolle oder doch vor allem die vor negativen materiellen und ökonomischen Folgen der Zuwanderung? Handelt es sich, um die Begriffe der Rassismusforschung zu verwenden, eher um Formen von kulturellem Rassismus1 oder um wohlstandschauvinistische Vorbehalte2? Wie werden diese Haltungen produziert und reproduziert? Reagieren sie auf eine empirisch nachweisbare Realität oder wird Migration von politischen Akteuren gezielt als Problem konstruiert? Zur Diskussion dieser Fragen werden im Beitrag die verschiedenen Phasen der Migrationsgeschichte Großbritanniens untersucht. Neben den historischen und ökonomischen Kontexten, innerhalb derer Migrationsbewegungen stattfanden, kommen dabei auch die gesetzlichen Verfahren, die sie regulierten, und der Wandel der Diskussion um Einwanderung zur Sprache. Am Ende stellt sich die Frage, warum Einwanderung heute, trotz ihres nachgewiesenen wirtschaftlichen Nutzens, problematisiert wird.

			1	Migration vor 1945

			Obgleich Immigration in Großbritannien oft als ein Phänomen wahrgenommen wird, das erst nach 1945 mit dem Ende des British Empire begann, blickte das Land damals bereits auf eine lange Geschichte der Zuwanderung zurück: Migration geschah freiwillig oder unfreiwillig, aus Gründen religiöser oder politischer Verfolgung oder aus wirtschaftlichen Motivationen. Im 16.Jahrhundert kamen zum Beispiel Flüchtlinge vor der Gegenreformation aus Flandern, Wallonien und Teilen Deutschlands und wurden, so der Historiker Panikos Panayi, zur ersten sichtbaren Flüchtlingsgruppe im neuzeitlichen England. Im 17.Jahrhundert kamen Handwerker aus den heutigen Beneluxländern und trugen zur Modernisierung des Manufakturwesens bei– genauso wie Deutsche, die am Aufbau von Brauereien beteiligt waren. Im 18.Jahrhundert flohen verfolgte Hugenotten aus Frankreich über den Kanal, im späten 19.Jahrhundert suchten osteuropäische Juden und Jüdinnen Schutz vor Pogromen in ihren Heimatländern. Über lange Zeit und vor allem nach den Hungersnöten in Irland in der Mitte des 19.Jahrhunderts emigrierten viele Menschen von dort auf die Nachbarinsel und suchten Arbeit in den Industrieregionen Nordenglands und Schottlands. Auch die Arbeitsmigration ist also keineswegs neu. Irland gehörte im 19.Jahrhundert zwar zum Vereinigten Königreich, sodass es sich eigentlich um einen Fall von Binnenmigration handelte. Dennoch hatten irische Menschen mit ähnlichen Vorurteilen und Mechanismen der Ausgrenzung und Diskriminierung zu kämpfen wie die jüdische Bevölkerung sowie die Gruppe von, zunächst überwiegend männlichen, Migranten aus den britischen Kolonien. 

			Bis ins späte 18.Jahrhundert gab es auch in Großbritannien die Institution der Sklaverei und vereinzelt Sklavinnen und Sklaven, die vor allem in den Häusern der Geschäftsleute in den Zentren des transatlantischen Menschenhandels, den Hafenstädten Bristol und Liverpool, anzutreffen waren. Daneben heuerten Seeleute aus Westafrika und dem Nahen Osten auf britischen Handelsschiffen an und ließen sich in den Hafenstädten Englands und Wales’ nieder. Dass die Matrosen begannen, Frauen aus der einheimischen Bevölkerung zu heiraten und mit ihnen Familien zu gründen, stieß in der britischen Bevölkerung meist auf wenig Sympathie. Projektionen von ungezügelter Sexualität und der Minderwertigkeit von Mischlingskindern spielten bei rassistischen Ausgrenzungen eine ebenso große Rolle wie die Sorge vor ökonomischer Konkurrenz.

			Je leichter Migrantinnen und Migranten aufgrund phänotypischer oder kultureller Unterschiede als solche zu erkennen waren, desto prekärer war ihre Lage: Vor allem in der frühen Neuzeit drohte ihnen willkürliche Deportation. Insbesondere »Heiden« galten als nicht vollwertige Menschen. Im 19.Jahrhundert ersetzten bzw. ergänzten sozialdarwinistische und biologistisch-rassistische Differenzierungen die religiösen. Häufig wurden Einwanderern lediglich bestimmte Tätigkeiten erlaubt. Die zentralstaatlichen Institutionen reagierten bis zum Beginn des 20.Jahrhunderts allerdings nur sporadisch auf Migration. Der Umgang mit Einwanderern wurde meist auf lokaler Ebene geregelt. 

			Erst die Immigration osteuropäisch-jüdischer Menschen, die sich optisch, kulturell und religiös klar von der britischen Mehrheitsbevölkerung unterschieden und zu einer Zeit ins Land kamen, in der ihre Arbeitskraft nicht gebraucht wurde, führte 1905 zum Erlass des ersten nationalen Einwanderungsgesetzes, des »Aliens Act«. Er sollte vor allem die Einwanderung von armen Menschen verhindern und erlaubte deren willkürliche Abschiebung. In den Zwischenkriegsjahren waren die Einwanderungszahlen niedrig, weil der neue Aliens Act von 1919 die restriktive Regulierung der Migration aus dem Ersten Weltkrieg weiterführte und sich nach Kriegsende die Beschäftigungslage, unter anderem für Seeleute, verschlechterte. Mit der »Special Restriction (Coloured Alien Seamen) Order« schuf die Regierung 1925 eine Regelung, die Matrosen nach Hautfarbe oder Herkunft kategorisierte und ihnen auf dieser Basis unterschiedlichen Aufenthaltsstatus und abweichende Arbeitsmöglichkeiten gewährte. Außerdem trafen Reedereien und Gewerkschaften Absprachen, britische (weiße) Seeleute bevorzugt einzustellen. Wer als »farbiger« Matrose keine Arbeit fand und sich um kommunale Fürsorge bemühte, lief Gefahr, abgeschoben zu werden. Es kam in mehreren Hafenstädten zu Protesten der nicht weißen Seeleute gegen die gesetzlichen Regelungen und zu Zusammenstößen mit ihren weißen Kollegen. Die »Anführer« der protestierenden Seeleute wurden vielfach deportiert. Zu Unruhen kam es in der Zwischenkriegszeit noch wiederholt, insbesondere während der Wirtschaftskrise in den 1930er-Jahren, als faschistische Gruppen gezielt jüdische Menschen angriffen. Gleichzeitig flohen Juden und Jüdinnen vor der Verfolgung im nationalsozialistischen Deutschland (bis 1939 etwa 40 000) und später aus ganz Europa nach Großbritannien.

			Für das späte 19.Jahrhundert und die Zwischenkriegszeit lässt sich als Reaktion auf die Zuwanderung einerseits also eine Kombination von Antisemitismus, traditionell-biologistischem Rassismus und Wohlstandschauvinismus verzeichnen. Andererseits waren Migrantinnen und Migranten aber als billige Arbeitskräfte erwünscht. Dieser Widerspruch wurde zu einem zentralen Charakteristikum des Umgangs mit Einwanderung im gesamten 20.Jahrhundert: Die britische Wirtschaft sollte von ihr profitieren, die weiße britische Bevölkerung aber nicht mit ihr belastet werden.

			2	Die Phase der New-Commonwealth-Immigration 

			Die Einwanderung der Jahre 1948 bis 1981 stand im Zeichen der Entkolonialisierung. Migrantinnen und Migranten aus den Kolonien erhielten privilegierten Zugang zum Mutterland, der allerdings nach und nach auf jene beschränkt wurde, die britische Vorfahren besaßen. Die erste mit einer Parlamentsmehrheit ausgestattete Labour-Regierung nach dem Zweiten Weltkrieg schuf mit dem »British Nationality Act« von 1948 für Menschen aus dem »New Commonwealth«– den Kolonien, die nach Kriegsende nach und nach unabhängig wurden– die Möglichkeit, nach Großbritannien zu kommen, ohne dass daran spezifische Bedingungen geknüpft waren. Das Gesetz erlaubte die freie Wahl von Wohnort und Arbeitsplatz und verlieh den Einwanderern unverzüglich die britische Staatsbürgerschaft. Die zuvorkommende Behandlung hatte drei Gründe: Erstens herrschte im Land Arbeitskräftemangel als Folge von Wiederaufbau und Schaffung eines Wohlfahrtsstaates. Daher gab es gezielte Rekrutierungsprogramme für verstaatlichte Industrien und Dienstleistungsbetriebe, mit denen Arbeitskräfte aus der Karibik, Indien und Pakistan angeworben wurden. Zweitens ging es darum, die seit Kurzem unabhängigen Kolonien politisch zu stabilisieren und den Zusammenhalt des Commonwealth in der Frühzeit des Kalten Krieges zu bewahren. Drittens verstand sich die Maßnahme auch als Anerkennung für die Unterstützung Großbritanniens im Zweiten Weltkrieg.

			Der Empfang war allerdings nicht unbedingt freundlich. Offener Rassismus war weitverbreitet, Wohnungen wurden mit Einschränkungen wie »No dogs, no Coloureds, no Irish« annonciert und Eingangstüren von Pubs mit Schildern ähnlichen Inhalts versehen. Im Gegensatz zur Lage auf dem Arbeitsmarkt stellte der Mangel an Wohnraum in der Nachkriegszeit ein großes Problem dar. Migrantinnen und Migranten fanden zunächst Wohnungen in den ärmsten Stadtvierteln, wo sie unvermeidlich mit den ärmeren Gruppen der britischen Arbeiterklasse konkurrierten. Einen vorläufigen Höhepunkt fand der Rassismus 1958 mit den »Rassenunruhen« (ein Begriff, den Öffentlichkeit, Medien und Politik damals verwendeten) in Nottingham und im Londoner Stadtteil Notting Hill. Über mehrere Nächte griffen weiße Briten schwarze Einwanderer an, wobei auch eine Person ums Leben kam. Die Angriffe zielten häufig auf Liebespaare aus weißen Frauen und karibischen Männern– auch in der Mitte des 20.Jahrhunderts stellten solche Beziehungen (»Mischehen«) für viele Briten noch einen Skandal dar.

			Da sich der wirtschaftliche Aufschwung seit Mitte der 1950er-Jahre verlangsamte– und als Reaktion auf die Unruhen–, begann die britische Regierung nun, Immigration erneut stärker als Problem zu sehen und über Einschränkungen nachzudenken, obgleich bis dahin nur etwa 400000 bis 500000 Menschen aus der Karibik und Südasien ins Land gekommen waren. Zunächst versuchte man, individuelle Vereinbarungen mit den Regierungen der ehemaligen Kolonien zu treffen, um die Beziehungen im Commonwealth möglichst wenig zu belasten. 1962 trat dann aber ein »Commonwealth Immigrants Act« in Kraft, der die Zuwanderung durch die Einführung eines auf fachlichen Qualifikationen basierenden Punktesystems regelte. Ein Folgegesetz aus dem Jahr 1968 führte weitere Restriktionen ein, um die Einwanderung indischstämmiger Menschen aus Kenia zu verhindern, die in Afrika zunehmend diskriminiert wurden. 1971 bereitete ein weiteres Gesetz die Immigrationspraxis auf den bevorstehenden EWG-Beitritt vor: Es beendete faktisch die Primäreinwanderung von nicht weißen Menschen aus dem Commonwealth, indem es Einwanderung nur noch für ein Jahr und zur Füllung eines bestimmten Arbeitsplatzes zuließ (die Frist ließ sich allerdings verlängern). Dies sollte eine freie Jobsuche in der EWG verhindern. Die sekundäre Einwanderung (Familieneinzug) hielt allerdings an. Alle drei Gesetze privilegierten weiße Kolonialbürgerinnen und -bürger, die britische Vorfahren hatten, gegenüber allen anderen. Das historische Kapitel der Sonderstellung der Zuwanderung aus dem Commonwealth endete mit der Verabschiedung des »Nationality Act« 1981, das sie mit anderen Zuwanderungsgruppen gleichstellte und an die Stelle des Gesetzes von 1948 trat. Dabei wurde auch der Erhalt der britischen Staatsbürgerschaft neu geregelt: Zuvor hatten alle im Land geborenen Menschen die britische Nationalität bekommen, sofern ihre Eltern dauerhaft in Großbritannien lebten (ius soli). Von nun an musste mindestens ein Elternteil bereits die britische Staatsbürgerschaft besitzen (ius sanguinis).

			Tab. 1: Ethnische Zugehörigkeit der britischen Bevölkerung in Prozent und in absoluten Zahlen (Zensus 2011)

			
					
					
							
							Ethnische Gruppe

						
							
							Anteil an der Gesamtbevölkerung in  %

						
							
							Anzahl

						
					

				
				
					
							
							White (weiß)

						
							
							87,1

						
							
							55010359

						
					

					
							
							Asian/Asian British (asiatisch/asiatisch-britisch)

						
							
							6,9

						
							
							4373339

						
					

					
							
							Indian (indisch)

						
							
							2,3

						
							
							1451862

						
					

					
							
							Pakistani (pakistanisch)

						
							
							1,9

						
							
							1174983

						
					

					
							
							Bangladeshi (bengalisch)

						
							
							0,7

						
							
							451523

						
					

					
							
							Chinese (chinesisch)

						
							
							0,7

						
							
							433150

						
					

					
							
							Other Asian (weitere asiatische Herkunftsregion)

						
							
							1,4

						
							
							861815

						
					

					
							
							Black/Black British (schwarz, d.h. afrikanisch oder afrokaribisch)

						
							
							3,0

						
							
							1904684

						
					

					
							
							Mixed or Multiple (gemischt, multiethnisch)

						
							
							2,0

						
							
							1250229

						
					

					
							
							Other Ethnic Group (weitere ethnische Gruppen)

						
							
							0,9

						
							
							580374

						
					

					
							
							Traveller/Irish Traveller (Pavee, »Reisende«)

						
							
							0,1

						
							
							63193

						
					

				
			

			Quelle: Office for National Statistics, 2011 Census

			Während der Zeit der New-Commonwealth-Migration (1948–81) unterlag die Diskussion um Migration einem erheblichen Wandel. Durch die Einführung unterschiedlicher Kategorien von Commonwealth-Bürgern wurde eine Unterscheidung zwischen weißen und nicht weißen Zuwanderern festgeschrieben, die nach und nach die Mutterland-Metaphorik des Nationality Act von 1948 ablöste. Dies geschah als Reaktion auf Stimmen wie die des konservativen Politikers Enoch Powell, der 1968 bürgerkriegsähnliche Zustände voraussagte, falls die Zahl der New-Commonwealth-Einwanderer unverändert bliebe. Die Debatten der 1970er-Jahre spiegelten die ökonomischen und sozialen Probleme wider, die in Großbritannien wie in vielen anderen westeuropäischen Gesellschaften als Folge vor allem der Ölkrise und des Zusammenbruchs des Bretton-Woods-Systems fester Wechselkurse auftraten, vor allem den Anstieg von Arbeitslosigkeit und Inflationsrate. Seitdem kreist die Migrationsdebatte kontinuierlich um Zahlen und Obergrenzen und identifiziert vor allem die nicht weiße Einwanderung als Problem. In diesem Kontext erlangten auch die Ausführungen Margaret Thatchers aus dem Jahr 1978 Berühmtheit. Ein Jahr bevor sie Premierministerin werden sollte, warnte sie vor einer Überflutung durch Fremde, die die vielen zivilisatorischen Errungenschaften Großbritanniens zu zerstören drohe, von denen die ganze Welt profitiert habe. Vor allem karibische Migranten und ihre Nachkommen wurden zu dieser Zeit als Problemgruppe stigmatisiert. Die schwarzen Jugendlichen der »zweiten Generation« wurden kollektiv mit einem kriminellen Delikt identifiziert, das als mugging (Raubüberfall) in den 1970er-Jahren in aller Munde war. Die Kriminalität auf britischen Straßen hatte zwar nicht zugenommen, Studien des Centre for Contemporary Cultural Studies an der Universität Birmingham belegen aber eindrücklich, wie Medien und politische Eliten eine »moralische Panik« erzeugten. Das mugging-Gespenst und die Kriminalisierung schwarzer Jugendlicher nach den »Race Riots« von 1980 und 1981, die eine Reaktion auf hohe Arbeitslosenzahlen, innerstädtische Verarmung und die ständige Erfahrung von Polizeigewalt waren, leisteten einen erheblichen Beitrag zur Legitimierung des erwähnten British Nationality Act von 1981. Schuldzuweisungen an bestimmte Organisationen und Bevölkerungsgruppen waren bei der Diskussion des britischen Niedergangs und der »britischen Krankheit« weit verbreitet, und neben den Gewerkschaften wurden auch Einwanderer für die Probleme verantwortlich gemacht. 

			Tab. 2: Die Immigrations- und Staatsbürgerschaftsgesetze 1905–1983

			
				
					
							
							1905 Aliens Act

							Regierung: Conservatives

						
							
							Verbot der Einreise und mögliche Abschiebung von Armen, Kranken, Nichtsesshaften, Prostituierten

						
					

					
							
							1914 Aliens Restriction Act

							Regierung: Liberals

						
							
							Allgemeine Beschränkung der Zuwanderung und der Bewegungsfreiheit von Fremden

						
					

					
							
							1919 Aliens Act

							Regierung: Liberals

						
							
							Mögliche Abschiebung von Fremden nach Anstiftung zum Aufruhr und zu Arbeitskämpfen

						
					

					
							
							1948 British Nationality Act

							Regierung: Labour

						
							
							Britische Staatsbürgerschaft (»citizen of the UKand colonies«) für Einwanderer aus dem Commonwealth: freie Einreise, freie Wahl von Arbeitsplatz und Wohnort

						
					

					
							
							1962 Commonwealth Immigrants Act

							Regierung: Conservatives

						
							
							Gutscheinsystem zur Regelung der Einwanderung: Kategorie A für Einwanderer mit Arbeitsverträgen (z.B. London Transport), Kategorie B für Einwanderer mit gefragter Ausbildung (z.B. Krankenpflege), Kategorie C für alle anderen (mit jährlicher Obergrenze). Kategorie C 1965 abgeschafft (von Labour-Regierung)

						
					

					
							
							1968 Commonwealth Immigrants Act

							Regierung: Labour 

						
							
							Patriality-Klausel: freie Einwanderung nur noch für Menschen, die (oder deren Eltern oder Großeltern) in Großbritannien geboren sind

						
					

					
							
							1971 Immigration Act

							Regierung: Conservatives

						
							
							Befristete Arbeitserlaubnisse für Einwanderer– für ein Jahr und einen bestimmten Arbeitsplatz, verlängerbar, Möglichkeit zur permanenten Aufenthaltserlaubnis nach vier Jahren

						
					

					
							
							1981 British Nationality Act

							Regierung: Conservatives

						
							
							Drei Kategorien von britischer Staatsbürgerschaft (British, British Overseas, British Dependent Territories): freie Einwanderung nur noch für erste Gruppe; iussanguinis ersetzt ius soli

						
					

				
			

			3	Integration und Antidiskriminierungspolitik

			Da die Einwanderung aus dem New Commonwealth als permanente, nicht als eine von Gastarbeitern, verstanden wurde, führte sie auch zu einer politischen Auseinandersetzung mit dem Rassismusproblem. Zumindest Teile von Politik und Gesellschaft entwickelten seit den 1960er-Jahren ein Verständnis, dass den Problemen der Eingewanderten eher mit Integrationsangeboten und materieller Unterstützung als mit Assimilationsforderungen zu begegnen sei. Dem lag die Auffassung zugrunde, dass die gesamte Gesellschaft profitieren würde, wenn Voraussetzungen für gleichberechtigte Teilhabe am öffentlichen Leben geschaffen würden. Begrifflich wurde dieser Wandel dadurch markiert, dass nun von »ethnischen Minderheiten« und nicht mehr von »farbigen Einwanderern« die Rede war. Insbesondere die Labour-Regierungen erkannten Rassismus als ernstes gesellschaftliches Problem. Sie implementierten drei »Race Relations Acts«, die das Ziel hatten, rassistische Ausgrenzung und Diskriminierung einzudämmen. Zunächst wurde die direkte, intendierte Diskriminierung verboten (1965, 1968), später wurde auch indirekte Diskriminierung (1976), zum Beispiel die Verpflichtung, Arbeitskleidung zu tragen, die mit religiösen Normen kollidiert, und schließlich institutioneller Rassismus (2000) erfasst, obgleich der Begriff des institutionellen Rassismus, der davon ausgeht, dass Einrichtungen wie die Polizei unter Umständen kollektiv diskriminieren, immer noch umstritten ist. 2006 wurde die Gesetzgebung an die europäische Menschenrechtskonvention angepasst. Heute ist die britische Antidiskriminierungsgesetzgebung im europäischen Vergleich relativ strikt.

			Allerdings wird Integration nicht mehr primär als staatliche Vorleistung, sondern als wechselseitiger Prozess interpretiert, weil sich die öffentliche Wahrnehmung bestimmter Gruppen von Migranten geändert hat: In den 1970er- und 1980er-Jahren hatten British Asians (Hindus, Sikhs, Muslime und Buddhisten aus Indien, Pakistan und Bangladesh)– im Gegensatz zu den African Caribbeans– als mustergültige Migrationsgruppe gegolten, die Werte wie Familienzusammenhalt und Unternehmensgeist zu repräsentieren schien, die in den Thatcher-Jahren hoch im Kurs standen. Nach der Rushdie-Affäre in den Jahren 1988/893 aber wurden britische Muslime als religiöse Gruppe identifiziert– als Integrationsverweigerer, die sich von der britischen Gesellschaft absonderten, um anachronistische Moralvorstellungen zu pflegen. Nach den Anschlägen vom 11. September 2001 unter anderem auf das New Yorker World Trade Center gingen die Labour-Regierungen daran, Einheit gegenüber Vielfalt zu privilegieren und ein Regelwerk zu erstellen, das von neuen Einwanderern die Beherrschung der englischen Sprache, das Bestehen eines Bürgerschaftstests und das feierliche Ablegen eines Treuegelöbnisses zu »britischen Werten« verlangt.

			Tab. 3:	 Die Antidiskriminierungsgesetze (verantwortliche Regierung für alle Gesetze: Labour)

			
				
					
							
							1965 Race Relations Act 

						
							
							Verbot rassistischer Diskriminierung (Colour Bar) an öffentlichen Orten, Einrichtung eines Race Relations Board mit beratender und schlichtender Funktion

						
					

					
							
							1968 Race Relations Act

						
							
							Verbot rassistischer Diskriminierung auf dem Arbeits- und Wohnungsmarkt sowie bei Dienstleistungen, Einrichtung einer Community Relations Commission (beratende Funktion) und Stärkung des Race Relations Board (berechtigt, auf Antrag Betroffener, Fälle von Diskriminierung vor Gericht zu bringen)

						
					

					
							
							1976 Race Relations Act

						
							
							Verbot rassistischer Diskriminierung im Bildungswesen, in der Werbung, in nicht staatlichen Organisationen; Erweiterung um ›indirekte‹ nicht intendierte Diskriminierung; Zusammenführung von Community Relations Commission und Race Relations Board zur Commission for Racial Equality mit zusätzlichen Befugnissen (berechtigt, von sich aus Diskriminierung zu ahnden und rechtsverbindliche Anordnungen zu treffen)

						
					

					
							
							2000 Race Relations Amendment Act

						
							
							Ausweitung der Befugnisse (berechtigt, polizeiliche Diskriminierung und ›institutionellen Rassismus‹ zu ahnden)

						
					

					
							
						 2006 Equality Act

						
							 
						Anpassung der Gesetzgebung an die EU-Menschenrechtskonvention: Zusammenlegung von Commission for Racial Equality, Equal Opportunities Commission and Disability Rights Commission zur Commission for Equality and Human Rights mit erweiterten Befugnissen (berechtigt, auch bei ›Anfangsverdacht‹ tätig zu werden

						
					

				
			

			Als Folge der Antidiskriminierungsgesetze kann die »alte Einwanderung« der 1940er- bis 1970er-Jahre bis zu einem gewissen Grad als etabliert gelten. Sie lebt in zweiter oder dritter Folgegeneration im Land, ist bei Wahlen insbesondere in städtischen Bezirken eine ernstzunehmende politische Größe und verfügt seit Langem über Organisationen und Repräsentanten, die rassistische Entgleisungen hörbar kritisieren und Gegenmaßnahmen einfordern. Auch wenn die Rolle mancher dieser Repräsentantinnen und Repräsentanten kontrovers diskutiert wird (z.B. im Kontext des Islamismus), unterscheidet sich die Position der etablierten Gruppen von Einwanderern und ihrer Nachkommen in der britischen Politik und Gesellschaft heute von der Lage vieler späterer Immigrantinnen und Immigranten, die ungleich prekärer ist. 

			4	Flüchtlinge und irreguläre Einwanderung

			Im Verlauf der 1980er-Jahre rückte die Diskussion um die Folgen der Asylpolitik ins Zentrum der Aufmerksamkeit. Es ging um den angemessenen Umgang mit Menschen, die widrige Lebensumstände in ihren Heimatländern hinter sich lassen wollten oder mussten und ein sichereres und besseres Leben unter anderem in Großbritannien suchten. Seit den 1950er-Jahren gewährte das britische Asylrecht Verfolgten Schutz auf Grundlage der Genfer Flüchtlingskonvention. Nun begannen die Flüchtlingszahlen aus einer Reihe von Gründen zu wachsen: Nach Einsetzen der weltweiten Öl- und Wirtschaftskrise in den 1970er-Jahren kam es im globalen Süden– als Auflage von dringend benötigten Hilfskrediten von Weltbank und Weltwährungsfonds– zu einer wirtschaftlichen Öffnung. Die daraus folgenden Importschwemme und die damit einhergehende Zerstörung lokaler Produktionskreisläufe beraubte viele Menschen ihrer Lebensgrundlage. Zusätzliche Flüchtlinge entstanden durch politische Turbulenzen (Militärputsche, Bürgerkriege) in den ehemaligen Kolonien, unter anderem als Folge von deren Integration in die globale Ökonomie. Etwas später führten der Zusammenbruch des Ostblocks und die Kriege in Jugoslawien zu einer weiteren Zunahme der Migration. Auch ließ die drastische Verschärfung des Asylrechts in Deutschland im Jahr 1993 die Zahl der Asylsuchenden in Großbritannien steigen. Insgesamt war in den 1990er-Jahren eine europaweite Dynamik der Verschärfung des Asylrechts zu beobachten, die nicht zuletzt auf die Einführung der Freizügigkeit in der EU reagierte. Da in Großbritannien, wie auch in anderen europäischen Staaten, die Arbeitslosenzahlen relativ hoch waren, wurden Flüchtlinge verstärkt als Konkurrenz um Jobs und Sozialleistungen wahrgenommen.

			Außerdem wandelte sich im Kontext der Asylpolitik auch die Wahrnehmung des »radikalen Islamismus«: Hatten Islamisten (jedenfalls, solange sie nicht aus dem Iran stammten) weiten Teilen der Medien und der Politik im Kalten Krieg als asylwürdige Kämpfer gegen den Ostblock gegolten, wurden sie nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes zu Fundamentalisten und später– nach den Anschlägen vom 11.September 2001– zu potenziellen Terroristen. Seit 2001 hat sich ein Diskurs etabliert, der eine enge Verbindung zwischen illegaler Einwanderung, Asylsuche, Islam, Kriminalität und Terrorismus postuliert. Das Asylrecht wurde damit von einer Menschenrechts- zu einer sicherheits- und ordnungspolitischen Angelegenheit. Entsprechend aussichtslos ist es heute geworden, mit humanitären Argumenten für die Aufnahme von Flüchtlingen, zum Beispiel aus Syrien, zu werben. Wie die britische Politikwissenschaftlerin Gillian McFadyen kritisch formulierte, machen sich zwar im Nahen Osten genuine Flüchtlinge auf den Weg, in Großbritannien scheinen dagegen nur Asylbewerber mit zweifelhaften Motiven anzukommen. 

			Ab den 1990er-Jahren wurden in immer kürzeren Abständen immer restriktivere Gesetze verabschiedet. Die konservative Regierung unter John Major (1990–97) verschärfte zweimal das Asylrecht, indem etwa Asylsuchende in Sammelunterkünften untergebracht wurden, die Zeitspanne für Widersprüche gegen abgelehnte Bewerbungen verkürzt und die Möglichkeit, während des Asylverfahrens einer Lohnarbeit nachzugehen, stark eingeschränkt wurde. Es gab keinerlei materielle Unterstützung mehr für diejenigen, die ihren Asylantrag erst auf dem Gebiet des britischen Staates gestellt hatten.

			Die Labour-Regierungen der Jahre 1997 bis 2010 brachten sechs Änderungen durchs Parlament, die ebenfalls alle das Ziel hatten, Großbritannien für Flüchtlinge weniger attraktiv zu machen. Tony Blair hatte seinen Wahlkampf 1997 mit dem Versprechen geführt, die Asylverfahren fairer, schneller und strenger zu gestalten. Zum einen wurde das Leben für Asylbewerberinnen und Asylbewerber immer komplizierter gemacht– durch die Einführung von Lebensmittelgutscheinen, die mehrfache Verkürzung von Berufungsfristen bei Abschiebungen, die Zuweisung von Wohnraum oder die zeitliche Befristung der Anerkennung als Flüchtling auf fünf Jahre. Zum anderen wurden Rückführungen in Drittstaaten intensiviert und der Kreis »sicherer Herkunftsländer« zunehmend erweitert. Nigeria wurde beispielsweise als sicher eingestuft– eine Einschätzung, der andere europäische Staaten nicht folgten.

			Tab. 4: Asylgesetze seit 1990

			
				
					
							
							1993 Asylum and Immigration Appeals Act

						
							
							Beschleunigung der Asylverfahren; Unterbringung von Asylbewerbern in Sammelunterkünften; Reduktion der finanziellen Unterstützung 

						
					

					
							
							1996 Immigration and Asylum Act

						
							
							Weitere Reduktion der finanziellen Unterstützung; keine Unterstützung für diejenigen, die Asylantrag erst in Großbritannien stellen; Einschränkung des Rechts auf Erwerbsarbeit; Einführung einer Liste ›sicherer Herkunftsstaaten‹

						
					

					
							
							1999 Immigration and Asylum Act

						
							
							Einrichtung des National Asylum Support Service zur materiellen Betreuung Asylsuchender; Einführung von Lebensmittelgutscheinen; weitere Reduktion der finanziellen Unterstützung; gleichmäßige regionale Verteilung von Asylbewerbern; Vergehen, Staatsgebiet illegal zu betreten; strafbar, Menschen zur Einreise zu verhelfen 

						
					

					
							
							2002 Nationality, Immigration and Asylum Act

						
							
							Arbeitsverbot für Asylbewerber; Abschaffung der Duldung nach Scheitern des Asylverfahrens; kein Wohnraum für Asylbewerber, dieAntrag zu spät nach Eintreffen stellen

						
					

					
							
							2004 Asylum and Immigration (Treatment of Claimants) Act

						
							
							Einschränkung der Berufungsmöglichkeiten gegen Ablehnung als Asylbewerber; Androhung des Wohnraumentzugs für abgelehnte Asylbewerber, die sich weigern, das Land zu verlassen (Kinder können von Eltern getrennt und an Fürsorgeeinrichtungen übergeben werden)

						
					

					
							
							2006 Immigration, Asylum and Nationality Act

						
							
							Befristung des Flüchtlingsstatus auf fünf Jahre (Verlängerung möglich); weitere Einschränkung der Berufungsmöglichkeiten; Sanktionen gegen Arbeitgeber, die Asylbewerber und irreguläre Einwanderer beschäftigen; Abschiebung von mutmaßlichen Terroristen

						
					

					
							
							2007 UK Borders Act

						
							
							Einwanderungsbehörde mit polizeilichen Kompetenzen ausgestattet (Eintritt, Duchsuchung, Beschlagnahmung, Festnahme); Abschiebung nach bestimmten Vergehen und bei Gefängnisstrafe von mehr alseinem Jahr 

						
					

					
							
							2009 Borders, Citizenship and Immigration Act

						
							
							Zollbehörde mit Kompetenzen der Einwanderungsbehörde ausgestattet

						
					

					
							
							2014 Immigration Act

						
							
							Restriktionen für irreguläre Einwanderer, Konten zu eröffnen, Führerschein zu erwerben, Wohnraum von privaten Vermietern zu mieten

						
					

					
							 
						2016 Immigration Act

						
							 
						Strafmaßnahmen (bis zu fünf Jahre Gefängnis) gegen Arbeitgeber, die irreguläre Einwanderer beschäftigen (auch gegen Arbeitnehmer selbst) und gegen Vermieter; Verlust von Privilegien (Einfrieren von Konten, Einziehen des Führerscheins); Abschiebungen auch vor oder während laufender Berufungen gegen Ablehnungen; Bevölkerung verpflichtet, Informationen an Polizei und Immigrationsbehörden weiterzugeben

						
					

				
			

			

			Die Conservative Party zog 2010 mit dem Versprechen in den Wahlkampf, die Zahl der Nettoeinwanderung in den fünfstelligen Bereich zu senken. So war es wenig überraschend, dass sie, zunächst in einer Regierungskoalition mit den Liberal Democrats und später als alleinige Regierungspartei, die Serie der Gesetzesverschärfungen fortsetzte. Die jüngsten Immigrationsgesetze von 2014 und 2016 zielen vor allem auf »illegale« Einwanderer ab: So drohen Arbeitgebern und Vermietern Haftstrafen, die wissentlich »Illegale« beschäftigen oder ihnen Wohnraum vermieten. Außerdem gilt nun allgemein das bis dahin nur im Fall von asylsuchenden Straftätern angewendete Prinzip, erst abzuschieben und die Möglichkeit zum gerichtlichen Widerspruch erst anschließend zu gewähren. Das erklärte Ziel, die Zahl der Immigrantinnen und Immigranten insgesamt deutlich zu senken, wurde dennoch nicht erreicht– schon deshalb, weil der Anteil von Asylsuchenden und Flüchtlingen an den Migranten, die nach Großbritannien kommen, viel geringer ist, als weite Teile der Öffentlichkeit vermuten. Während laut einer Umfrage von 2011 die britische Öffentlichkeit annahm, dass 35Prozent der Immigranten Asylsuchende seien, waren es tatsächlich nur sieben Prozent. Dennoch brüstete sich das britische Innenministerium sowohl unter Labour als auch unter den Conservatives immer wieder damit, die Zahl der Abschiebungen deutlich erhöht zu haben: allein zwischen 1997 und 2006 um 127Prozent. Der Trend hält offenbar an: Das Institute of Race Relations berichtet, dass sich die Zahl der Abschiebungen von 18280 im Jahr 2008 auf 38767 im Jahr 2014 erhöht habe.

			5	Arbeitsmigration vor und seit der Finanzkrise

			Eine neue Variante von Arbeitsmigration gewann im 21.Jahrhundert an Bedeutung. Da die britische Ökonomie von Mitte der 1990er-Jahre bis zum Beginn der Finanzkrise 2007/08 eine lange Phase des Wachstums durchlief, hatten sich die Labour-Regierungen unter Tony Blair und Gordon Brown einer gesteuerten Einwanderung (managed migration policy) verschrieben, die– von Brown als »progressiv« gepriesen– gezielt Menschen anzuwerben suchte, von denen man sich einen wirtschaftlichen Nutzen versprach. Zu diesem Zweck berechnete eine unabhängige Kommission jährlich den Bedarf für verschiedene exakt definierte Tätigkeiten (von Herzchirurgie über Strahlenschutz und Balletttanz bis zur Krankenpflege). Wer die entsprechende Ausbildung und Berufspraxis vorweisen konnte, durfte einreisen, bis die ermittelte Zahl erreicht war. Die managed migration policy wird bis heute verfolgt, auch wenn die ausgeschriebenen Kontingente nun sehr viel geringer sind als vor der Finanzkrise. Es wird argumentiert, dass Immigration dann legitim ist, wenn sie den Reichtum des Aufnahmelandes vergrößert. Verschwiegen wird allerdings, dass es bei dieser– von Kritikern als wohlstandschauvinistisch bezeichneten– Form der Einwanderungspolitik in erster Linie Unternehmer und der wohlhabende Teil der Gesellschaft sind, die von einem gewissen Grad an Konkurrenz um Arbeitsplätze, vor allem in den unteren Lohngruppen, profitieren. Für die Menschen, die dieser Konkurrenz ausgesetzt sind, stellt sich die Lage anders dar. 

			Dies gilt umso mehr, als der geplanten Arbeitsmigration eine wenig planbare gegenüberstand: Mit der Osterweiterung der EU im Jahr 2004 kamen viele Menschen aus den neuen Mitgliedsstaaten nach Großbritannien. Für einige Zeit wurde darüber spekuliert, wann es im Land mehr Menschen polnischer als irischer Abstammung geben werde. Die Attraktivität Großbritanniens für die sogenannten E8-Staaten (die Beitrittsländer von 2004) erklärt sich damit, dass das Land eines der wenigen war (neben Irland und Schweden), das auf Übergangsfristen mit Einreisebeschränkungen für Menschen aus den neuen Mitgliedsländern verzichtete. Dies schien unnötig, weil die britische Wirtschaft bis zur Bankenkrise von 2008 boomte und billige Arbeitskräfte relativ leicht absorbieren konnte. Selbstkritisch räumten Labour-Politiker später allerdings ein, Ausmaß und Folgen der Migration aus Osteuropa unterschätzt zu haben.

			War also Immigration bis 2007/08 durchaus erwünscht– vor allem von Seiten der Regierung und der Unternehmen–, änderte sich dies nach Einsetzen der Bankenkrise und im Zuge der nach der Bankenrettung eingeleiteten Austeritätspolitik. Die Konkurrenz um Arbeitsplätze erhöhte sich, die Sozialausgaben stiegen, und der ab 2010 amtierende Premierminister Cameron kritisierte Labours Immigrationspolitik, die seiner Meinung nach die britische Gesellschaft mit sozial und kulturell unzumutbaren Zahlen von Migranten konfrontiert habe, statt die Einheimischen zur Annahme von Erwerbsarbeit zu bewegen. Weniger Wohlfahrtssystem führe zu weniger Arbeitslosigkeit und damit, so Cameron, zu einer Abnahme »wohlfahrtstouristisch« motivierter Immigration.

			Bereits beim Beitritt Bulgariens und Rumäniens zur EU 2007 hatte sich die Labour-Regierung beeilt, den Zuzug von Menschen aus dieser Region für die im Rahmen der EU maximal möglichen sieben Jahre auszusetzen. Damit wurde ein enger Zusammenhang zwischen britischer EU-Mitgliedschaft und Migrationspolitik deutlich: Es war möglich, die Freizügigkeit aufzuschieben, nicht aber, sie dauerhaft zu unterbinden. Dies wurde zu einer Steilvorlage für die United Kingdom Independence Party (UKIP) und EU-kritische Medien und bot Gelegenheit, Schreckensszenarien für die Zeit nach dem Ablauf der Übergangsperiode zu skizzieren. Die tatsächliche Gesamtzahl der Einwanderung aus Rumänien und Bulgarien betrug laut Office of National Statistics seit Ablauf der Sperrfrist bis Ende 2015 etwa 288000 Menschen (dazu kommen etwa 1,5Millionen Menschen aus der »alten« EU und 1,3Millionen aus den E8-Staaten). Ihre Zahl wächst allerdings. In der Zeit zwischen Oktober 2015 und September 2016 kamen 74 000 Menschen aus den beiden Ländern nach Großbritannien, 19000 mehr als in den zwölf Monaten davor. Diesem Zuwachs stehen eine Stagnation der Einwanderung aus den »alten« EU-Ländern und ein Rückgang der Einwanderung aus den E8-Staaten gegenüber. Insgesamt ist es der jetzigen Regierung nicht gelungen, dem Ziel der fünfstelligen Nettoeinwanderung näher zu kommen als der vorherigen. Die Betonung dieses Ziels beförderte aber die Idee, dass Immigration eine Bedrohung für Wohlstand und nationale Identität darstelle.

			6	Migration, Ökonomie, Rassismus und Regulierung

			Die Analyse der Formen und Phasen der Migration und ihrer Regulierung zeigt den Zusammenhang von Migrationspolitik, ökonomischer Situation (insbesondere der Lage auf dem Arbeitsmarkt) und diskursiver Darstellung. Rhetorisch dominiert dabei die Darstellung von Immigration als Problem für den Erhalt gesellschaftlichen Wohlstands und als Gefahr für als britisch oder westlich reklamierte Werte. Gesetzgeberische Aktivität zur Senkung der Einwanderungszahlen und Sicherung der Grenzen erscheint daher als logische Konsequenz. Genauso gut könnte aber Migrationspolitik das Recht auf Asyl als humanitäre Errungenschaft verteidigen, den nachweislichen ökonomischen Nutzen der Migration betonen und ihn egalitär verteilen.

			Offenbar lässt sich der Umgang mit Migration aus einer rein ökonomischen Perspektive nicht vollständig verstehen. Daneben gilt es Einflüsse wie kulturellen Rassismus und Terrorangst zu berücksichtigen, die zusätzlich auf die Regelung von Einwanderung einwirken. Die britische Migrationspolitik versucht, widersprüchliche Interessen zu bedienen und so weit wie möglich in Einklang zu bringen: Sie bemüht sich einerseits, die britische Ökonomie durch ein Angebot an billigen Arbeitskräften zu stärken. Dazu ist ein gewisses Maß an organisierter Einwanderung notwendig. Sie sieht sich aber andererseits gegenüber der alteingesessenen Bevölkerung in der Pflicht, die um ihre (wie auch immer verstandene) nationale Identität bangt und sich durch Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt verunsichert fühlt. Dies erfordert wiederum die Begrenzung der Einwanderung. Zur alteingesessenen Bevölkerung gehören mittlerweile auch etablierte Einwanderer und ihre Nachkommen, die es mittels Antidiskriminierungspolitik vor Rassismus und Ausgrenzung zu schützen gilt. Nicht zuletzt orientiert sich Migrationspolitik am Einhalten gewisser humanitärer Mindeststandards, internationaler Verpflichtungen und geopolitischer Interessen. Aus all dem resultiert eine komplexe Dynamik der Migrationspolitik, an der verschiedene staatliche Institutionen beteiligt sind, die häufig unterschiedliche Ziele verfolgen.
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			Anmerkungen

			
				
					1	Unter kulturellem Rassismus wird eine Unterscheidung von Gruppen von Menschen verstanden, die nicht mehr auf einer biologistischen Hierarchisierung beruht. Bei der Unterscheidung anhand »kultureller« Kriterien gelten die Gruppen möglicherweise als durchaus gleichwertig, aber als inkompatibel.

				

				
					2	Wohlstandschauvinismus bezeichnet die Haltung, den »eigenen« Wohlstand im globalen Wettbewerb bewahren zu wollen, wobei sich das »Eigene« im Allgemeinen auf den Nationalstaat bezieht.

				

				
					3	1988 kam es in Großbritannien wegen der Veröffentlichung von Salman Rushdies Roman Die satanischen Verse zu zahlreichen Protesten einschließlich symbolischer Verbrennungen des Buches. Gleichzeitig rief das iranische Staatsoberhaupt Ruhollah Chomeini die Muslime in aller Welt zur Tötung Rushdies auf, der sich anschließend über viele Jahre versteckt hielt. 

				

			

		


		
			Ingrid von Rosenberg

			Diversity– die vielfältige britische Gesellschaft

			1	Einleitung

			Wer in London mit der U-Bahn fährt oder in die Menge der Menschen in den Straßen des Zentrums eintaucht, wird sich des Eindrucks nicht erwehren können, dass dies eine der buntesten Städte der Welt ist. Man sieht Männer und Frauen aller Hautfarben und Altersstufen, gekleidet in den unterschiedlichsten Stilen. Darüber hinaus gibt es einige Unterschiede, die man nicht unbedingt sieht: Die Höhe des Einkommens und die soziale Klasse lassen sich vielleicht in manchen Fällen erraten, aber die Geschlechtsidentität, die sexuelle Orientierung und die Religion sind nicht immer einfach zu erkennen, da sie versteckt bzw. nicht nach außen gezeigt werden oder entsprechende sichtbare Merkmale nur Teil eines Spiels mit Identitäten sind. Allerdings sieht es nicht überall im Vereinigten Königreich so aus. In den großen Städten wie Manchester, Birmingham oder Liverpool findet man eine ähnliche, wenn auch nicht ganz so breite Vielfalt, während in den Dörfern und Kleinstädten das Bild homogener ist, vor allem was den ethnischen Aspekt angeht. Und doch gehört heute das Phänomen der– mehr oder weniger ausgeprägten– Vielfalt ganz wesentlich zur britischen Kultur und hat Einfluss auf die kulturelle Identität der Individuen und der gesellschaftlichen Gruppen.

			Der Konstruktion kultureller Identität hat der britische Soziologe Stuart Hall, einer der Begründer der Kulturwissenschaft, einen Großteil seiner Untersuchungen gewidmet. Ausgehend von der schwierigen Lage der schwarzen und asiatischen Briten (Black and Asian British), gelangte Hall, selbst in Jamaika geboren, zu der Überzeugung, dass kulturelle Identität nicht etwa von Geburt an feststehe, sondern in einem ständigen Prozess immer aufs Neue konstruiert werde: »Identität ist ein bewegliches Fest« (»identity is a moveable feast«). Dabei kreuzen sich im Einzelfall, jeweils in Reaktion auf die historische Situation (zum Beispiel postkoloniale Verhältnisse in Großbritannien im Vergleich zu kolonialen Zeiten), immer mehrere Kategorien: Neben »Rasse« und Ethnizität1 sind dies laut Hall vor allem Gender, sexuelle Orientierung und Klasse.

			Man könnte dem noch Regionalität und Religion hinzufügen. Im Folgenden werden zwei dieser Kategorienkomplexe, nämlich Gender und sexuelle Orientierung einerseits und »Rasse« und Ethnizität andererseits, in den Blick genommen. Unter Berücksichtigung der historischen Entwicklung wird gezeigt, wie diese für das Bild der heutigen britischen Gesellschaft konstitutiv geworden sind.2 

			2	Gender in Großbritannien

			Gender und Sex– eine Begriffsklärung

			Der Terminus »gender« in seiner psychologischen Bedeutung hat eine noch recht kurze Geschichte. Eingeführt wurde er von dem amerikanischen Psychiater Robert J. Stoller (Sex and Gender, 1968), um traditionell Männern und Frauen zugeschriebene Eigenschaften und Funktionen (soziales Geschlecht) vom biologischen Geschlechtsunterschied (sex) zu unterscheiden. Schnell verbreitete sich diese Unterscheidung in den Geistes- und Sozialwissenschaften, da sie sich bestens eignete, um Ungleichheiten in der sozialen Stellung von Männern und Frauen, die mit physischen Unterschieden begründet wurden, zu hinterfragen.

			Das Genderkonzept, wie es in den 1970er-Jahren theoretisch ausgebildet wurde, ging von nur zwei Möglichkeiten aus (männlich oder weiblich), verstand ansonsten aber Gender– im Gegensatz zum biologischen Geschlecht– als veränderlich. Inzwischen hat sich die Theorie weiterentwickelt. Seit den späten 1980er-Jahren geriet auch die Aufteilung von gender und sex in die Kritik. Der amerikanischen Philosophin Judith Butler zufolge unterliegen auch biologische Zuschreibungen und Kategorisierungen sozialen Prozessen.3 Sie argumentiert, der weibliche bzw. männliche Körper sei nicht etwas Vorgegebenes, sondern werde erst im gesellschaftlichen Diskurs zu dem gemacht, was er scheint. Trotz Kritik von mehreren Seiten hat Butlers Theorie zu einer Perspektiverweiterung der Genderforschung geführt. Ging es bis dahin nur um Männer und Frauen, wendete sich das Interesse in letzter Zeit verstärkt der ganzen Vielfalt geschlechtlicher Zwischenformen wie Intersexualität, Transgender und Transsexualität zu. 

			Die gesellschaftlichen Positionen von Männern und Frauen und der Kampf um die Gleichberechtigung– ein historischer Überblick

			In Großbritannien wie im übrigen Europa regierte lange Zeit unangefochten das Patriarchat, auch wenn es in der britischen Geschichte immer wieder Ausnahmefrauen gab, die eine herausragende Rolle spielten (berühmtes Beispiel: Königin ElisabethI.). Die Mehrzahl der Frauen war durch ihre traditionell untergeordnete Stellung und entsprechend bescheidene Bildungsmöglichkeiten gehindert, Großes zu vollbringen. Jane Austen beschreibt in ihren Romanen spöttisch, wie die sogenannten accomplishments junger Damen im 18.Jahrhundert aussahen: musizieren, malen, sticken, ein bisschen Französisch plappern.

			Es war diese zweitklassige Erziehung, die zuerst den Widerstand kritischer Frauen hervorrief. Nachdem bereits um 1 800Pionierinnen, vor allem Mary Wollstonecraft in ihrem berühmten Buch A Vindication of the Rights of Woman (1792), bessere Bildungs- und Berufschancen für Mädchen gefordert hatten, begann die breitere »erste Frauenbewegung« um die Mitte des 19.Jahrhunderts. Eine Reihe von Frauen engagierte sich praktisch für bessere Bildungsmöglichkeiten durch Gründung und Leitung weiterführender Schulen und Colleges.4 Nur zögerlich allerdings verliehen die Universitäten dann auch den Absolventinnen die verdienten akademischen Grade: die London University ab 1878, Oxford ab 1919 und Cambridge erst ab 1949.

			Weitere Protestbewegungen setzten gegen Ende des 19.Jahrhunderts ein, etwa die sogenannten Neuen Frauen (new women), die durch private Symbolhandlungen, wie Radfahren, Rauchen, Alkoholtrinken, das Tragen von Reformkleidern und nicht zuletzt durch literarische Tabubrüche, ihren Anspruch auf Gleichberechtigung und das Recht auf Erotik demonstrierten. Die Suffragetten (suffragettes und suffragists) kämpften ab den 1890er-Jahren für das Frauenwahlrecht. Besonderes Aufsehen erregten die spektakulären Aktionen und Hungerstreiks der von Emmeline Pankhurst und ihren Töchtern Sylvia und Christabel geleiteten Women’s Social and Political Union (WSPU).5 Dennoch erreichten die Frauen, als Lohn für ihren Einsatz im Ersten Weltkrieg, das Wahlrecht erst 1918– ein Ereignis, dessen hundertjähriges Jubiläum 2018 mit vielen Veranstaltungen und Ausstellungen im ganzen Land gefeiert wurde. Zunächst galt das Wahlrecht allerdings nur für Frauen über 30Jahre. Erst zehn Jahre später erhielten sie, wie die Männer, das uneingeschränkte aktive und passive Wahlrecht mit 21. 

			Beide Weltkriege beförderten paradoxerweise die Emanzipation, weil Frauen in Domänen gebraucht wurden, die vorher als strikt männlich galten. Die Zahl berufstätiger Frauen stieg, trotz eines gewissen Einbruchs jeweils nach Rückkehr der Soldaten, stetig weiter. In den 1960er-Jahren entstand die sogenannte Zweite Frauenbewegung, eine sehr komplexe Bewegung, die entscheidende Impulse aus den USA erhielt. Einige Gruppen in England engagierten sich praktisch, zum Beispiel in der Anti-Atom-Bewegung (Campaign for Nuclear Disarmament, CND) oder in Gruppen, die Gewalt gegen Frauen bekämpften. Zugleich entspann sich eine theoretisch-philosophische feministische Debatte, in der Themen diskutiert wurden wie das Verhältnis von Frauen zum Körper, insbesondere Sexualität und Mutterschaft, geschlechtsspezifische Sprache und die gesellschaftliche Macht- und Chancenverteilung unter den Geschlechtern. Diese Genderdebatten hatten großen Einfluss auf viele Wissenschaftsgebiete, auf die Politik und auf das öffentliche Bewusstsein. Etliche Gesetzesänderungen zugunsten von Frauen wurden durchgesetzt, etwa im Eigentums- und Scheidungsrecht und bei Berufsquoten. Ab den 1990er-Jahren verlor der Feminismus an Breitenwirkung, weil auf dem Papier viel verbessert schien. Eine neue Töchtergeneration nahm das Erreichte für selbstverständlich und meinte, der Rest ließe sich mit »Mädchenmacht« (girlie power) schon richten, worunter eine Mischung aus Selbstvertrauen und dem Einsatz weiblicher Reize verstanden wurde.

			Es ist umstritten, wo die Dritte Frauenbewegung anzusetzen ist: bei Natasha Walters Buch The New Feminism von 1998, in dem sie die Abkehr von den Theoriedebatten und die Rückkehr zum Kampf um konkrete Ziele forderte, oder etwas später mit der Kampagne gegen ein neues Phänomen, das als »Pornifizierung« der Kultur, auch als »Striptease-Kultur« oder raunch culture bezeichnet wurde. Gemeint sind das Überborden von Pornografie im Internet und die allgemeine Zurschaustellung des halb oder ganz nackten weiblichen Körpers in Werbung und Medien. Was einmal als Befreiung von Zwängen gefeiert wurde, dient inzwischen der Unterdrückung und Ausbeutung junger Frauen, so Autorinnen wie Laurie Penny6, Nina Power (One Dimensional Woman, 2009) sowie Natasha Walter (in ihrem Buch Living Dolls. The Return of Sexism, 2012). Nach ihrer Diagnose passen Frauen sich, um begehrt zu werden, dem Trend der Pornifizierung mit aufreizender Kleidung, schriller Kosmetik, Hungerkuren oder gar Schönheitschirurgie an– zum Nutzen des Marktes.

			Inzwischen ist eine weitere Richtung hinzugekommen, Teil einer internationalen Bewegung: Die #MeToo-Debatte hat seit 2017 auch in Großbritannien viele Frauen motiviert, sexuelle Übergriffe durch Männer publik zu machen und dem männlichen Machtmissbrauch den Kampf anzusagen, darunter 190bekannte Schauspielerinnen, die einen Fonds gegründet haben, um Beratungsstellen für betroffene Frauen einzurichten. In Großbritannien sind bisher vor allem Politiker unter öffentlichem Druck zurückgetreten, darunter Verteidigungsminister Michael Fallon und der Kabinettschef Damian Green. Aber auch viele einflussreiche Männer in der Film- und Musikindustrie, in der Modebranche und auch bei der Wohltätigkeitsorganisation Oxfam stehen in der Kritik.

			Männer und Frauen im Privatleben heute: Heterosexualität, Ehe, Familie

			Ab dem späten 19.Jahrhundert lockerte sich die strenge Sexualmoral des Viktorianismus, die vor allem Frauen enge Grenzen gesetzt hatte. Die Popularisierung der Erkenntnisse von Pionieren der Sexologie wie Marie Stopes und Havelock Ellis in der ersten Hälfte des 20.Jahrhunderts sorgte dafür, dass nun auch Frauen das Recht auf Lust, bisher ein Privileg der Männer, zugestanden wurde. Gleichzeitig trugen die Erfindung und Verbreitung neuer Verhütungsmittel wie der Spirale, propagiert von einer breiten Bewegung zur Geburtenkontrolle (Birth Control Movement), zur Verkleinerung der Familie bei. Noch lange blieb die jung geschlossene heterosexuelle Ehe mit Kindern die Norm des familiären Zusammenlebens. Doch inzwischen hat sich einiges geändert. Die Zahl der Eheschließungen zwischen Mann und Frau in England und Wales ging seit einem Höhepunkt von über 400000im Jahr 1972 kontinuierlich zurück auf 239020 im Jahr 2015, während ab den späten 1990er-Jahren andere Lebensformen wie das Alleinleben, die Ein-Eltern-Familie oder eheähnliche Lebensgemeinschaften (cohabitation) zunahmen; seit 2004 kommen legalisierte Formen des Zusammenlebens homosexueller Paare hinzu. 2017 wurden ca. 3,3Millionen Menschen gezählt, die in informellen Lebensgemeinschaften lebten (die am stärksten wachsende Gruppe) sowie 2,8Millionen alleinerziehende Eltern und rund 7,7Millionen allein lebende Erwachsene, die meisten davon Frauen, vor allem im höheren Alter (66,5Prozent der Alleinlebenden über 65).7 Viele junge Erwachsene leben heute– oft trotz Partnerschaft– noch in der elterlichen Familie, sei es wegen einer langen Ausbildung oder auch– besonders in London und Umgebung–, um hohe Mietkosten zu sparen.

			Unter den Ethnien gibt es, kulturell bedingt, große Unterschiede: Während die Situation bei Schwarzen und Weißen ähnlich ist, gibt es bei Pakistanis, Bangladeschis und anderen muslimischen Gemeinden kaum andere Lebensgemeinschaften als traditionelle Ehen. 2014 trat in England, Wales und Schottland ein Gesetz in Kraft, das homosexuellen Paaren die Eheschließung ermöglicht. Bis Ende des Jahres 2015 hatten bereits 15000Paare dieses Zeichen der Gleichberechtigung gern angenommen und geheiratet, 2016 kamen 7019 dazu. Dennoch lebt immer noch eine Mehrheit der Erwachsenen (50,9Prozent) in traditionellen Ehen mit oder ohne Kinder, auch wenn diese nicht unbedingt stabil sind: 2016 wurden in England und Wales 106959Scheidungen verzeichnet, in Schottland 8900 und in Nordirland 2 360. Fast ein Viertel aller im Vereinigten Königreich geborenen Kinder wächst bei nur einem Elternteil auf, meist der Mutter.

			Bei den Geburten fällt zweierlei auf: Zum einen ist die durchschnittliche Kinderzahl einer Frau mit 1,8 seit Jahren konstant niedrig,8 nicht zuletzt dank der Verbreitung der Antibabypille seit 1963 und weiterer moderner Verhütungsmittel, zum anderen werden immer mehr Kinder nicht ehelich geboren, nämlich 47,5Prozent (gegenüber 35Prozent in Deutschland). Frauen werden heute in den meisten entwickelten Ländern relativ spät Mutter, wollen oft erst im Berufsleben Fuß fassen. Das Durchschnittsalter in Großbritannien beträgt hier 30,3Jahre. Die Zahl der Geburten von Müttern über 40 steigt und hat sich seit 1980 verdreifacht, während die Geburtenrate bei Frauen unter 20Jahren sinkt. Letzteres ist besonders für Großbritannien auch eine gute Nachricht, weil eine Zeit lang die Zahl der sogenannten Teenage-Mütter, von den Medien als »Kinderwagengesichter« (pramfaces) und »Sozialschmarotzer« verunglimpft, einen europäischen Rekord darstellte, 1994 mit 21Prozent aller Geburten. In den letzten zwei Jahrzehnten konnte die Zahl der Teenage-Mütter um die Hälfte gesenkt werden, vor allem dank einer von der Blair-Regierung eingeführten langfristigen Strategie, die für verbesserte Sexualaufklärung, Beratung und die Verteilung von Verhütungsmitteln sorgte.

			Frauen im öffentlichen Leben: Ausbildung, Berufstätigkeit, Politik, Kulturbetrieb

			Mädchen genießen in Großbritannien längst dieselbe Schulbildung wie Jungen und erzielen sogar bessere Resultate im GCSE-Examen (General Certificate of Secondary Education; entspricht der Mittleren Reife). Bei den A-levels (dem Abitur vergleichbar) ist das Bild ausgeglichener: Die Jungen hatten 2016 bessere Noten in Mathematik, Physik und computer science, die Mädchen dafür in allen anderen Fächern. Mittlerweile streben deutlich mehr junge Frauen an die Universitäten als Männer: 2018 studierten 66840 mehr Frauen als Männer, und zwar auch in früheren Männerdomänen wie Medizin, Zahnmedizin und Biologie. Frauen erreichten auch mehr Abschlüsse als ihre Kommilitonen, die häufiger das Studium abbrachen.

			Laut einem Bericht des nationalen Statistikamtes ONS zur Frauenarbeit vom Februar 2018 machen Frauen 47Prozent aller Beschäftigten in Großbritannien aus. 70,9Prozent der Frauen arbeiten (gegenüber 71,5Prozent in Deutschland), darunter 73,7Prozent der Mütter, während der Prozentsatz arbeitender Männer von 92Prozent 1971 auf 79,8Prozent fiel. Trotz einer Reihe von Gesetzen, die gleiche Bezahlung für Frauen erreichen sollten, verdienen Frauen im Schnitt immer noch 21Prozent weniger als Männer. Das hängt mit dem hohen Anteil an Teilzeitarbeit (41Prozent), aber auch mit der Berufswahl zusammen: Männer arbeiten häufiger in besser bezahlten Sparten, zum Beispiel als Programmierer oder Software-Spezialist, aber auch im gehobenen Management und selbstständigen Berufen, etwa als Juristen oder Ärzte. Frauen dagegen sind überwiegend in den weniger gut dotierten Bereichen Gesundheit und Soziales, Erziehung, Einzelhandel oder einfache Bürotätigkeit beschäftigt. Der Volksmund hat daraus die fünf Cs gemacht: cleaning, catering, caring, cashiering, clerical work (putzen, bedienen, versorgen, kassieren, Büroarbeit). Dennoch haben es einige studierte Frauen in leitende Stellungen geschafft, zum Beispiel in den Vorstand von 22Prozent der börsennotierten Unternehmen; bei Managerinnen und auf höheren Posten in der Verwaltung beträgt der Frauenanteil 35Prozent. Der Anteil der Professorinnen lag 2015 allerdings immer noch bei nur 24Prozent (immerhin ein Prozent mehr als in Deutschland).

			Gegen die Unterrepräsentanz von Frauen in technischen Berufen (in Großbritannien nur 20Prozent, der geringste Prozentsatz in der EU) und auch in der akademischen Lehre technischer und naturwissenschaftlicher Fächer (nur fünf Prozent der Professuren) machen seit einigen Jahren mehrere Organisationen mobil. Durch Konferenzen, öffentliche Auftritte und das Verteilen von Informationsmaterial versuchen etwa WES (Women’s Engineering Society), die internationale WISE Initiative und private Organisationen wie Soapbox Science und Athena SWAN (Scientific Women’s Academic Network), mehr Frauen für technische Berufe zu gewinnen.

			Auf einem Feld sind Frauen, wenigstens in einigen Bereichen, stärker repräsentiert: im Kulturbetrieb. In der Literatur sind sie schon lange stark vertreten, besonders im Roman, der Frauen schon im 18.Jahrhundert Chancen bot, da er im häuslichen Rahmen sowohl geschrieben als auch rezipiert wurde. Schriftstellerinnen von Jane Austen bis zu den »Neuen Frauen« George Egerton und Sarah Grand am Ende des 19.Jahrhunderts schrieben vor allem über »weibliche Themen« wie Liebe, Ehe, Mutterschaft, während zu Beginn des 20.Jahrhunderts Autorinnen wie Virginia Woolf und Dorothy Richardson das Themenspektrum erweiterten und auch formale Experimente wagten. 

			Seit den 1960er-Jahren ist eine schier unübersehbare Zahl von Frauen in den verschiedensten Genres aktiv. Lyrik galt wegen der strengen Formensprache noch bis in die 1950er-Jahre als vorwiegend männliche Domäne, doch hat ihre Popularisierung, spätestens ab den 1990er-Jahren mit vielen öffentlichen Lesungen, Frauen auch hier zu mehr Chancen verholfen. Zwei von ihnen haben höchste Ehren erreicht: Carol Ann Duffy wurde 2009 in die prestigeträchtige Lebensstellung der Hofdichterin (poet laureate) berufen und Jackie Kay 2016 in die entsprechende schottische Position als Scots Makar. 

			In allen Bereichen, in denen künstlerische Aktivität auf Institutionen angewiesen ist, ist es dagegen immer noch schwieriger für kreative Frauen. Das gilt für Theater und Film. Nur wenigen Dramatikerinnen ist es gelungen, auf großen Bühnen im In- und Ausland gespielt zu werden, darunter Caryl Churchill und Sarah Kane, in deren Stücken es um Herrschaft und Gewalt im Geschlechterverhältnis geht. Obwohl die Hälfte der Studierenden an Filmhochschulen Frauen sind, schaffen es nur wenige, später als Regisseurinnen zu arbeiten. Nachdem es seit den 1990er-Jahren eine besondere finanzielle Förderung für Regisseurinnen vom British Film Institute gab, kamen mehr Frauen zum Zuge, und einigen gelangen Publikumserfolge, wie Sally Potter mit Orlando (1992) und Gurinder Chadha mit Bhaji on the Beach (1992) und Kick It Like Beckham (2003). Auf dem Kunstmarkt haben Frauen ebenfalls von jeher schlechtere Chancen. Es ist bezeichnend, dass unter den 34Gewinnern des angesehensten Kunstpreises, des Turner-Preises, der seit 1984 verliehen wird, nur neun Frauen waren, allerdings sieben davon seit 2010, darunter die letzten drei– eine echte Trendwende?

			Im Bereich der Politik hat sich bisher die Labour Party mehr um Frauenförderung gekümmert als die anderen größeren Parteien. Nach Tony Blairs Wahlsieg 1997 zogen 101weibliche Abgeordnete für Labour ins Unterhaus ein, die schnell den Spitznamen »Blair Babes« erhielten. Im eklatanten Gegensatz zur ersten Premierministerin Margaret Thatcher, die– mit einer kurzen Ausnahme– keine Frau in ihr Kabinett berief, machte Blair auch Frauen zu Ministerinnen (5 bzw. 6 von 22Posten). Theresa May, ab 13.Juli 2016 die zweite konservative Premierministerin, hat sich anfangs mehr um Frauenpräsenz im Kabinett bemüht als die »Eiserne Lady«: In ihr erstes Kabinett (Juli 2016 bis Juni 2017) berief sie acht Frauen gegenüber 14Männern; nach zwei Kabinettsumbildungen ging deren Zahl allerdings wieder auf sechs (gegenüber 17Männern) zurück. 

			Die Zahl der weiblichen Abgeordneten ist stetig gestiegen, bis zu einem Höhepunkt von 208 (32Prozent) nach der vorgezogenen Wahl (snap election) im Juni 2017. Wieder hatte Labour die Nase vorn: 45Prozent der gewählten Labour-Abgeordneten sind Frauen (119 von 262), während es bei den Tories nur 21Prozent sind (67 von 317). Im Oberhaus, in dem Frauen erst 1958 zugelassen wurden, sind heute nach der drastischen Reduzierung der erblichen Sitze, die nur Männern zufielen (herditary peers), 176 der 771Mitglieder weiblich. Frauen haben auch bereits leitende Positionen eingenommen, zum Beispiel Baroness Valerie Amos, eine schwarze Britin, geboren in Guyana, die 2003 bis 2007Vorsitzende des Oberhauses (Leader of the House of Lords) war, Baroness Evans auf demselben Posten seit 2016 sowie Baroness Frances d’Souza, Sprecherin (Lords Speaker) von 2011 bis 2016. 

			LGBT (Lesbian, Gay, Bisexual, Transgender)9

			Die Zahl der Menschen, deren sexuelle Orientierung von der heterosexuellen Mehrzahl abweicht, ist nicht exakt zu ermitteln. Nach offiziellen Schätzungen bezeichnen sich in Großbritannien zwischen sechs und zehn Prozent als homosexuell. Männliche Homosexualität, bis ins 19.Jahrhundert abwertend »buggery« oder »sodomy« genannt, stand bis in die 1960er-Jahre unter Strafe, bis 1861 sogar unter der Todesstrafe. Natürlich wurde sie trotz der Bedrohung heimlich gelebt, etwa in den molly-houses im 18.Jahrhundert. Gegen Ende des 19.Jahrhunderts setzten die sogenannten Dandys durch Kleidung und Habitus, aber auch in Literatur und Kunst Zeichen, die vom männlichen Stereotyp abwichen und für diese Männer durchaus ein Risiko bedeuteten. Berühmt ist der erschütternde Fall von Oscar Wilde, lange Zeit mit seinen Gesellschaftskomödien Lieblingsunterhalter der Oberschicht, der 1895 zu zwei Jahren Zwangsarbeit verurteilt wurde und daran zerbrach. Weibliche Homosexualität wurde dagegen nie verfolgt, weil sie offiziell als nicht vorhanden galt.10 

			Impulse aus der neueren Psychologie und Sexologie führten schließlich auch beim Gesetzgeber zu der Einsicht, dass gleichgeschlechtliche Neigungen weder ein widernatürliches Gebaren noch soziales Fehlverhalten oder eine Krankheit sind, sondern Teil der Persönlichkeit. Nachdem bereits 1954 eine Regierungskommission die Entkriminalisierung empfohlen hatte, wurde 1967 von der Labour-Regierung der Sexual Offences Act verabschiedet, der (sechs Jahre früher als in der Bundesrepublik Deutschland!) die juristische Bestrafung männlicher Homosexualität abschaffte. Weitere Schritte zur rechtlichen Gleichstellung waren im Jahr 2000 die Senkung des Einwilligungsalters für (homo)sexuelle Handlungen– wie bei Heterosexuellen– auf 16Jahre, 2002 das Adoptionsrecht durch den Adoption and Children Act in England und Wales (Schottland folgte 2009), der Civil Partnership Act 2004, der die zivile Partnerschaft mit vielen gleichen Rechten ausstattete wie verheiratete heterosexuelle Paare (zum Beispiel bei Erbschaften), und schließlich, im Jahr 2014, das Recht auf die gleichgeschlechtliche Ehe (same-sex marriage) in England, Wales und Schottland, aber nicht in Nordirland.11 

			Der Weg für die rechtliche Gleichstellung wurde durch die Zivilgesellschaft geebnet. Organisationen wie die Homosexual Law Reform Society (1958) und Stonewall (1989) haben zur wachsenden Akzeptanz in der Öffentlichkeit beigetragen, auch wenn der Ausbruch von AIDS in den 1980er-Jahren zu einem vorübergehenden Wiederaufleben alter Vorurteile führte. Bereits wesentlich früher lud die Literatur dazu ein, sich in Schwule und Lesben hineinzuversetzen, zum Beispiel Radclyffe Halls The Well of Loneliness, Virginia Woolfs Orlando (beide 1928), Christopher Isherwoods Berlin Stories aus den 1930er-Jahren und ab den 1980er-Jahren eine Flut von Erzählungen und Romanen von Jeannette Winterson, Ali Smith, Jackie Kay, Alan Hollingshurst, dazu Biografien lesbischer Pionierinnen wie Virginia Woolf oder Vita Sackville-West. Auch Filme wie My Beautiful Launderette (1985) oder die Mini-TV-Serie Tipping the Velvet, die beliebte Seifenoper Queer as Folk sowie einzelne schwule Figuren in anderen populären Serien wie East Enders, Coronation Street und Little Britain trugen zur immer breiteren Akzeptanz bei. Heute sind die sommerlichen Gay Pride Parades (in Deutschland: Christopher Street Day), einst Ausdruck politischen Widerstands einer ausgegrenzten Subkultur, in vielen Städten zu bunten, stark kommerzialisierten Massenevents für alle Feierwilligen geworden. Und doch halten sich Vorurteile und Feindseligkeit hartnäckig bei ewig Gestrigen. Die Statistik der sogenannten Hassverbrechen (hate crimes), die das Innenministerium jährlich herausgibt, führt 9157Angriffe wegen sexueller Orientierung in England und Wales für das Jahr 2016/17 an, immerhin elf Prozent der Gesamtzahl.12

		Die Zahl der Intersex- und Transgender-Personen in Großbritannien, die Letzteren gern zu trans abgekürzt, wird nach einer vom Innenminister finanzierten Studie von GIRES (Gender Identity Research in Education Society) von 2009 auf 300000 bis 500000 geschätzt. Intersex-Personen sind Menschen, deren Geschlechtsmerkmale (Organe, Hormone, Chromosomen usw.) nicht eindeutig in das binäre Raster der Geschlechter einzuordnen sind; bei Transgender handelt es sich um Menschen, die aufgrund augenscheinlicher Geschlechtsmerkmale als Junge oder Mädchen erzogen wurden und sich später mit dieser sexuellen Identität nicht wohlfühlen. Eine Untergruppe der Transgender-Personen sind die Transsexuellen, die ihr Geschlecht operativ verändern (transition). Ein Gesetz von 2005 (Gender Recognition Act) sieht das Recht auf eine, vom National Health Service bezahlte, Geschlechtsangleichung vor.13 Die beiden ersten in England durchgeführten Operationen sind Legende: Während der Zeit des Zweiten Weltkriegs ließ sich Michael Dillon, der in einem weiblichen Körper geboren wurde und bis dahin als Laura lebte, geschlechtsangleichend operieren. Er wurde Arzt und führte seinerseits, noch als Medizinstudent, 1948 die erste Operation an einem Mann durch: Aus dem Jagdflieger Robert Cowell, verheiratet und Vater von zwei Töchtern, wurde Roberta Cowell, die 1954 sogar auf einem Titelbild von Picture Post zu sehen war. Heute sind Geschlechtsanpassungen (surgical reassignment), in der Regel durch eine Hormontherapie vorbereitet, Routine; im Jahr 2014 wurden beispielsweise 172Operationen registriert. Die Wartezeiten sind lang: neun Monate bis vier Jahre, obwohl es 14Spezialkliniken (Gender Identity Clinics) gibt. Einige Transgender-Personen ziehen es jedoch vor, entweder ihre gefühlte Identität ganz privat auszuleben oder sich ihr nur äußerlich, teilweise auch nur zeitweilig, durch Kleidung, Kosmetik und Habitus anzugleichen. Ein prominentes Beispiel für solches Verhalten aus jüngster Zeit ist der Künstler Grayson Perry, der 2006 mit seiner Töpferkunst den Turner-Preis gewann und zeitweilig als Claire auftritt. Solches cross-dressing löst teilweise immer noch feindselige Reaktionen aus. Diskriminierung und sogar tätliche Angriffe sind noch immer ein Problem trotz schützender Gesetze wie den Equality Act (Sexual Orientation) Regulations von 2007 und dem Equality Act von 2010. Die Statistik der Hassverbrechen für 2017/18 weist 1 651Angriffe wegen »transgender identity« aus, ein Plus von 30Prozent gegenüber dem Vorjahr.

			Transsexuelle haben sich in der Vergangenheit seltener als homosexuelle Künstlerinnen und Künstler öffentlich geäußert: Eine aufsehenerregende Ausnahme war die populäre Reiseschriftstellerin und Historikerin Jan Morris (einst James Humphrey Morris), die 1974 in Conundrum ihre Umwandlung vom Mann zur Frau beschrieb. Seit einiger Zeit aber wächst die Literatur von und über Transsexuelle beachtlich und stößt auf großes öffentliches Interesse, wobei die modernen Kommunikationskanäle wie Blogs und Youtube eine wichtige Rolle spielen. Besonders gern gelesen werden Autobiografien wie die von Juno Dawson alias James Dawson (The Gender Games, 2016) und von Juliet Jacques, deren Erstlingswerk Trans: a Memoir 2016 mit einem Sonderpreis des Polar Prize für LGBT-Debüt-Texte ausgezeichnet wurde. Eine Vielzahl von Transfiguren in Filmen und Fernsehserien (Coronation Street, East Enders, Transparent) sowie Ereignisse wie das jährlich veranstaltete 14-tägige LBGTQ+ Film Festival FLARE bezeugen, dass auch visuelle Darstellungen lebhaftes Interesse genießen.

			3	Die multiethnische Bevölkerung: BAME (Black, Asian and Minority Ethnic)

			Zusammensetzung, geografische Verteilung und Religionen

			Was die ethnische Vielfalt der britischen Gesellschaft angeht, so ist ihre Bezeichnung ein politisch heikles Thema. In den 1980er-Jahren hatte sich der Begriff »Schwarze« (blacks) bei allen nicht weißen Minoritäten als gemeinsamer Kampfbegriff eingebürgert, bis sich die Einsicht durchsetzte, dass es sich um kulturell sehr unterschiedliche Gruppen handelt. So kamen die bürokratischen Abkürzungen BAME (Black, Asian and Minority Ethnic) oder auch BME in Gebrauch (die inzwischen wegen ihrer Abstraktheit auch in die Kritik geraten sind). Von den bei der letzten Volkszählung 2011 gezählten 63,182Millionen Briten (2017: 66,03Millionen) gehörte die große Mehrheit, nämlich 55Millionen Menschen (87,1Prozent), zur weißen britischen Bevölkerung. Den größten Anteil der anderen Gruppen machen die Einwanderer aus den ehemaligen Kolonien in Asien, Afrika und der Karibik bzw. deren Nachkommen aus, zusammen ca. neun Prozent. Ungefähr 6,5Millionen Menschen sind asiatischer Herkunft, ca. 1,9Millionen afrikanischer oder karibischer; fast die Hälfte davon ist bereits in England geboren. Zur ständig wachsenden Gruppe »gemischter« Herkunft gehören zurzeit 1,2Millionen Menschen. Eine neuere große Gruppe von Zuwanderern sind Osteuropäer, die vor allem nach der Osterweiterung der EU 2004 ins Land kamen. Besonders viele unter ihnen kommen aus Polen (67Prozent): 2016 lebten ca. eine Million Menschen polnischer Abstammung in Großbritannien. Seit dem Brexit-Referendum im Juni 2016 haben viele EU-Bürger Großbritannien wieder verlassen, und die Zuwanderung ist dramatisch gesunken.

			Hinsichtlich der regionalen Verteilung sind ethnische Minderheiten vor allem in den großen Städten zu finden. Viele asiatischstämmige Menschen leben in den Industriestädten der Midlands, vor allem in Birmingham, Leicester und Bradford, aber zwölf Prozent auch in London, dort vor allem in Brick Lane (»Banglatown«), Southall (»Little India«) und Harrow. Die Mehrheit der schwarzen Bevölkerung ist in London ansässig, wo sie 13Prozent der Bevölkerung ausmacht, besonders konzentriert im East End und Hackney sowie südlich der Themse in Vierteln wie Brixton und Lambeth. Auch in Birmingham, Manchester, Leeds und Sheffield leben vier bis neun Prozent schwarze Bürgerinnen und Bürger. Die Osteuropäer zog es ebenfalls in die Großstädte, nach Liverpool, Manchester, Birmingham, aber vor allem auch in die Hauptstadt. Der Magnet London mit 8,6Millionen Einwohnern ist die einzige Stadt Großbritanniens, in der weiße Briten inzwischen in der Minderheit sind. 

			Neben der ethnischen Herkunft hat auch die Religion Einfluss auf Identität und Außenwahrnehmung der verschiedenen Gruppen. Die meisten weißen und schwarzen Briten verstehen sich als Christen oder– zunehmend– als Atheisten. Nach einer Erhebung des National Centre for Social Research (NatCen) von 2017 bezeichnen sich 53Prozent der Bevölkerung als nicht religiös, während die christlichen Kirchen stark an Zulauf verloren haben. Den größten Verlust beklagt die Church of England: Zwischen 2000 und 2017 fiel ihr Anteil von 30Prozent der Bevölkerung auf nur noch 15Prozent, während die Anteile der Katholiken mit 10Prozent und aller anderen christlichen Konfessionen mit ungefähr 17Prozent stabil geblieben sind. Eine wachsende Religionsgruppe bilden dagegen die Muslime. Wurde ihre Zahl im Zensus von 2001 noch mit 1,55Millionen angegeben, war sie nach Angaben von National Statistics 2014 auf über drei Millionen gestiegen, was ca. 5,4Prozent der Bevölkerung entspricht.14 Die Ursachen sind eine hohe Geburtenrate, aber auch die Einwanderung aus den asiatischen und afrikanischen Krisengebieten, obwohl die konservativen Regierungen eine besonders restriktive Flüchtlingspolitik betreiben. Besonders in London sind seit den 1960er- und 1970er-Jahren stark muslimisch geprägte Gemeinden entstanden, allen voran Tower Hamlets mit einem Anteil von 45Prozent und Newham mit 40Prozent; aber auch in den Midlands gibt es sechs Gemeinden, in denen Muslime über 20Prozent der Bewohner ausmachen. Weitere, vergleichsweise kleine religiöse Gruppen sind die Hindus (2Prozent), Sikhs (0,8Prozent), Buddhisten (1Prozent) und Juden (0,5Prozent).

			Die Ethnien im Erziehungswesen

			Im Erziehungswesen findet zurzeit eine kleine Revolution statt: Nachdem über viele Jahre weiße Kinder die besten Schulnoten erhielten und schwarze Jungen das Schlusslicht bildeten, hat sich das Verhältnis laut einem Bericht des Erziehungsministeriums (Department of Education) aus dem Jahr 2015 umgekehrt. Aus China, Indien, Bangladesch und Afrika stammende Kinder führen nun mit 86,8Prozent bis 67,8Prozent das Feld der Schüler an, die beste GCSE-Abschlüsse schafften, während dies nur 65,9Prozent der weißen Briten erreichten. Am schlechtesten schnitten weiße Kinder aus sozial schwachen Schichten ab. Diese Entwicklung ist umso erstaunlicher, als die Kinder aus den ethnischen Minderheiten in der Regel mit großen Widrigkeiten wie Ausgrenzung, Rassismus, Armut und Sprachbarrieren zu kämpfen haben. Viele von ihnen scheinen über hohe Frustrationstoleranz und Aufstiegswillen zu verfügen. Sie haben aber wohl auch von einem Regierungsprogramm von 2010 profitiert, nach dem Schulen in armen Gegenden zu sogenannten Akademien (academies) mit finanzkräftigen Sponsoren aufgerüstet werden können. 

			Eine logische Folge ist, dass auch mehr junge Leute aus ethnischen Minderheiten an die Universitäten streben. 75,5Prozent der chinesischen Schulabsolventen werden vermutlich eine Universität besuchen, 67Prozent der Indischstämmigen, 37,4Prozent mit karibischem Hintergrund, aber nur 32,6Prozent der weißen Briten. Im Studienjahr 2015/16 waren– nach einer Statistik der Higher Education Statistics Agency (HESA)– BAME-Studierende mit etwa 100000 gegenüber 248000weißen Studierenden stark vertreten. Allerding erreichen die Minderheiten seltener die besten Noten (first and upper second class degree) und haben es schwer, von den 24besten Universitäten, der sogenannten Russell Group, aufgenommen zu werden: Nur zehn Prozent von ihnen studieren dort gegenüber 25Prozent ihrer weißen Kommilitonen. Und was den Lehrkörper angeht, so regiert unangefochten die weiße Mehrheit: Nur sechs Prozent der Lehrer an öffentlichen Schulen stammen aus einer ethnischen Minderheit, 95Prozent der Schuldirektoren sind weiß, und unter den 18 510Universitätsprofessoren gibt es nur 3,7Prozent asiatischer Herkunft und 0,5Prozent Schwarze. In der Vergangenheit haben es einige trotzdem zu internationalem Ruhm gebracht, so der anfangs zitierte Kulturwissenschaftler Stuart Hall, Professor an der Open University in Milton Keynes, und der Nobelpreisträger für Chemie 2009 Venkatraman Ramkrishnan, Fellow am Trinity College Cambridge. 

			Berufstätigkeit und Politik

			Die verschiedenen ethnischen Gruppen sind tendenziell in bestimmten Berufsgruppen konzentriert: 26,6Prozent der schwarzen Briten arbeiten im Gesundheitswesen und in sozialer Arbeit, Asiaten dagegen im Hotelgewerbe und der Gastronomie, im Groß- und Einzelhandel, Autoreparatur und Transportgewerbe. Die Osteuropäer sind ebenfalls im Hotelgewerbe und Gastronomie stark vertreten, aber auch in der Landwirtschaft und im Bauwesen. Ein Bericht des Institute of Race Relations von 2013 zeigt, dass 40Prozent der BAME-Gruppen von »relativ niedrigem Einkommen« (weniger als 60Prozent des Durchschnittseinkommens) leben müssen, aber nur 20Prozent der weißen Briten. Auch ihre Wohnsituation ist schlechter. Es gibt weniger Hausbesitzer unter ihnen, und ein Drittel lebt in überfüllten Quartieren, oft in schäbigen Hochhausghettos. Die Arbeitslosigkeit hat sich einem Parlamentsbericht von 2016 zufolge seit der Rezession 2008 im Ganzen verbessert, doch sind die Minderheiten nach wie vor benachteiligt: Neun Prozent von ihnen waren 2016 ohne Arbeit, gegenüber nur fünf Prozent der weißen Bevölkerung. Ein Grund sind die Sparmaßnahmen im öffentlichen Dienst, in dem viele Angehörige der Minderheiten bisher Beschäftigung fanden. Beunruhigend ist die hohe Jugendarbeitslosigkeit: In der Altersgruppe der 16- bis 24-Jährigen sind 30Prozent der Schwarzen und 26Prozent der Pakistanis und Bangladeschis arbeitslos. 

			Doch es gibt am anderen Ende der sozialen Skalen auch ein ganz anderes Phänomen: Ihrem Studienerfolg entsprechend sind besonders viele Indisch- und Chinesischstämmige (15 bzw. 12,8Prozent gegenüber 10Prozent der weißen Bevölkerung), aber auch zunehmend Schwarze in hoch dotierten Positionen in Firmenmanagement, Bankwesen und Forschung tätig oder arbeiten selbstständig als gut verdienende Juristen, Ärzte oder Unternehmer. Eine wachsende Anzahl von Asiaten ist sogar superreich. Als Unternehmer und Geschäftsleute haben sie starken Einfluss auf die britische Wirtschaft. Jedes Jahr wird eine Liste der 101Reichsten veröffentlicht, die Asian Rich List. Daneben gibt es auch jährlich eine Liste der 100einflussreichsten Asiaten und eine Power List der schwarzen Briten– beide sind nicht nach Einkommen, sondern nach der öffentlichen Bedeutung der Personen in verschiedenen Sparten geordnet. Die Zahl der Bürger mit einem BAME-Hintergrund, die wegen ihrer Verdienste in Wissenschaft, Gesellschaft, Technologie, Wirtschaft und Kunst von der Königin einen Orden verliehen bekamen, ist 2017 auf zehn Prozent der Ausgezeichneten gestiegen, ein kleines, aber wichtiges, weil offizielles Zeichen langsam wachsender Integration.15

			In der Politik und im öffentlichen Dienst ist Gleichberechtigung allerdings bei Weitem noch nicht überall erreicht, und es gibt– anders als bei der Gleichstellung von Frauen– auch keine gezielte Politik zur Förderung von Vertretern der Minoritäten in den politischen Organen. Dennoch können zum Beispiel die Wahl des Juristen und Muslims Sadiq Khan im Mai 2016 zum Londoner Oberbürgermeister und seine wachsende Beliebtheit als positives Zeichen gewertet werden. Im Unterhaus war nach der Wahl 2017 ein kleiner Anstieg gegenüber der Wahl von 2015 von 41 auf 52Abgeordneten zu verzeichnen (davon 32 bei Labour, 19 bei den Konservativen, einer bei den Liberaldemokraten), darunter erstmals zwei Sikhs. Die ersten vier Abgeordneten mit BAME-Hintergrund überhaupt wurden 1987 gewählt, darunter Diane Abbott als erste schwarze Frau. Im letzten Kabinett waren zwei Angehörige einer ethnischen Minderheit vertreten (Priti Patel und Sajid Javid); im Oberhaus haben nur 51 der fast 800Mitglieder einen BAME-Hintergrund. 

			In Armee, Justiz, Polizei bietet sich das gleiche unausgewogene Bild wie bei den staatlichen Schulen: In den unteren Rängen sind fünf bis sieben Prozent mit BAME-Hintergrund vertreten, während es in den oberen Rängen immer weniger werden. So stellen die ethnischen Minderheiten nur 2,4Prozent der Offiziere und 3,4Prozent der höheren Polizeibeamten. Nur bei der Londoner Polizei (Metropolitan Police) und in den West Midlands, wo es besonders viele rassistisch motivierte Konflikte gab, ist der Anteil der höheren Beamten kürzlich aufgestockt worden. Eine gewisse Ausnahme macht der National Health Service. Während auch dort nur 6,7Prozent des Managements aus den Minderheiten kommt, haben 40,8Prozent der Ärzte und 15,6Prozent des Pflegepersonals einen BAME-Hintergrund. Der Anteil der europäischen Ausländer beträgt nach einem Parlamentsbericht vom Februar 2018 bei den Ärzten zehn Prozent, bei der Pflege sieben, bei Verwaltung und wissenschaftlichem Personal fünf. Der Brexit scheint sich bisher weniger auf Stelleninhaber ausgewirkt zu haben als auf neue Bewerbungen: Beim Pflegepersonal fielen Anträge aus Europa von fast 20Prozent 2016 auf 9,6Prozent im September 2017.

			Kultur und Unterhaltungssektor

			Die ethnischen Minderheiten haben seit dem Zweiten Weltkrieg die britische Kultur auf vielfältige Weise bereichert. Ein geradezu symbolisches Ereignis ist der jährliche, von der karibischen Kultur geprägte »Notting Hill Carnival« im August. 1958 als Reaktion auf die ersten »Rassenunruhen« entstanden und jahrelang misstrauisch von der Polizei beobachtet, hat er sich zu einem kulturellen Großereignis entwickelt, bei dem zwei Millionen Menschen verschiedenster Herkunft, fantasievoll verkleidet, miteinander Musik machen, Calypso tanzen und fröhlich feiern. 

			Mit ihrer lässigen Körpersprache und poppigen Straßenmode haben schwarze Jugendliche auf ganze Generationen weißer Jugendlicher stilbildend gewirkt; bezeichnenderweise hat das Victoria and Albert Museum 2004 einen üppig bebilderten Fotoband mit dem Titel Black Style herausgebracht. In der Popmusik ist der Einfluss schwarzer Musik aus Amerika und der Karibik überwältigend: Nicht nur Calypso, auch Jazz, Rock, Reggae, Ska, Hip Hop, House und Jungle sind ohne diese Quellen gar nicht denkbar.

			Auch zur sogenannten Hochkultur haben die »neuen Briten« wichtige Beiträge geleistet, besonders auffällig zur Literatur. Schon Angehörige der ersten Einwanderergeneration setzten sich in Romanen mit ihrer neuen Umgebung auseinander, so V. S. Naipaul, indisch-karibischer Herkunft, in A House for Mister Biswas (1961) und Sam Selvon, in Trinidad geboren, in The Lonely Londoners (1956). In den 1990er-Jahren erregte eine besonders produktive junge Autorengeneration, darunter Diran Adebayo, Andrea Levy, Meera Syal und Bernardine Evaristo, die Aufmerksamkeit von Medien und Leserschaft. In Großbritannien geboren und erzogen, waren sie vom Thema der schwierigen Identitätsfindung junger Menschen innerhalb der britischen Gesellschaft fasziniert, das sie mal humorig, mal ernst behandelten. Internationalen Ruhm erlangten vor allem Salman Rushdie, geboren in Mumbai, der sich in einer Vielzahl fantasie- und humorvoller Romane mit den großen Fragen der Kultur und Geschichte in Orient und Okzident beschäftigt hat, und Zadie Smith, deren Erstling White Teeth (2000, deutsch: Zähne zeigen) als ein besonders gelungenes satirisches Bild der bunten britischen Gesellschaft gilt. Die Ernennung der Dichterin und Romanautorin Jackie Kay, Tochter einer schottischen Mutter und eines nigerianischen Vaters, zur Scots Makar war nicht nur ein Zeichen der Anerkennung ihrer Kunst, sondern auch wieder ein Zeichen der zunehmenden Integration. Inzwischen gibt es auch eine wachsende Literatur der in Großbritannien lebenden Osteuropäer. Familiengeschichten aus zwei Welten sind ein häufiges Thema, so in dem halb komischen, halb selbstkritischen Roman A Short History of Tractors in Ukrainian (2005, deutsch: Die Geschichte des Traktors auf Ukrainisch) von Marina Lewycka, der ein großer Erfolg bei Publikum und Jurys wurde.

			Besonders erfolgreich in Film und Fernsehen waren Komödien asiatisch-britischer Provenienz, wie East is East (1999) von Drehbuchautor Ayub Khan-Din oder Filme der in Kenia geborenen Inderin Gurinder Chadha, die gern Themen wie Genderrollen, sexuelle Orientierung, Generationen-, Religions- und Integrationskonflikte im Familienrahmen behandeln und dabei unterhaltsame Elemente des Bollywood-Kinos einbeziehen. Schwarze Regisseure hatten es dagegen beim Publikum lange Zeit etwas schwerer. Das gilt besonders für eine Reihe anspruchsvoller experimenteller Studiofilme, die mithilfe von Subventionen in den 1980er-Jahren gedreht wurden. Bekanntestes Beispiel ist Handsworth Songs (1986) von John Akomfrah, ein Dokumentarfilm über die »Rassenkonflikte« 1981. Aber es gab auch einige Versuche, mit den ethnischen Unterschieden und Klassendifferenzen ironisch umzugehen, etwa Horace Ovés Playing Away (1986), in dem es um ein dörfliches Cricketspiel zwischen einer weißen Honoratiorenmannschaft und einer schwarzen aus London geht. In den letzten Jahren gelang es dann auch, mit Themen der schwarzen Geschichte im Mainstream-Kino zu punkten, so etwa Amma Asante mit Belle (2013), einem Film über das Schicksal einer schwarzen jungen Dame, die im England des 18.Jahrhunderts in die Auseinandersetzungen um die Abschaffung der Sklaverei gerät.

			Im Bereich der visuellen Kunst entstanden in den 1980er-Jahren Gruppen wie die Caribbean Artists Movement (CAM) und die Blk-Group (Black British Art Group), die einerseits für bessere Ausstellungsmöglichkeiten kämpften, andererseits ein Konzept politischer Kunst entwickelten: »schwarze Kunst von Schwarzen für Schwarze«. Zu diesem Kreis in Großbritannien geborener Künstler, die britische Kunsthochschulen besucht und eine kritische Haltung zur Gesellschaft entwickelt hatten, gehörten Keith Piper, Eddie Chambers, Sonja Boyce, Lubaina Himid und viele andere. Ihnen folgte ab Ende der 1980er-Jahre eine neue Generation, darunter Anish Kapoor, Chris Ofili, Yinka Shonibare und Isaac Julien, die mit weniger offensichtlich politischer Kunst Erfolg auf dem immer globaler werdenden Kunstmarkt erzielten und deshalb von ihren Vorgängern kritisch betrachtet wurden. Die Aufnahme von Werken aller dieser Künstler in die großen nationalen Galerien, ihre Ausstellung bei internationalen Festivals und vor allem die Verleihung des Turner-Preises an Anish Kapoor 1991, Chris Ofili 1998, Steve McQueen 1999 und schließlich 2017 an Lubaina Himid, zum ersten Mal an eine schwarze Künstlerin, signalisieren die Integration der Künstler nicht britischer Herkunft nicht nur in die britische, sondern auch in die weltweite Kunstszene. 

			Integration und Konflikte

			Ein Indikator für das im Großen und Ganzen friedliche Zusammenleben der verschiedenen Ethnien in Großbritannien ist die steigende Zahl der Verbindungen zwischen Partnern ethnisch verschiedener Herkunft. Die letzte Volkszählung 2011 ergab, dass es zu diesem Zeitpunkt 2,3Millionen solcher Paare (mit 833000 Kindern) gab, was einem Anteil von zehn Prozent entspricht. Am häufigsten waren Verbindungen zwischen Menschen, deren Eltern schon verschiedener Herkunft waren (acht Prozent), gefolgt von Menschen afrikanischer/karibischer, irischer und indischer Abstammung. Weiße Briten gingen am seltensten eine ethnisch gemischte Verbindung ein (vier Prozent). Die Hochzeit von Prinz Harry 2018 mit Meghan Markle, Tochter eines weißen Amerikaners und einer Afroamerikanerin, hat einerseits viele positive, andererseits aber zum Teil auch hasserfüllte Reaktionen ausgelöst.

			Als einen symbolischen Höhepunkt der Integrationsgeschichte der ethnischen Gruppen könnte man die olympischen Sommerspiele in London 2012 sehen. Die BAME-Teilnehmer des britischen Teams waren besonders erfolgreich: Sie gewannen 24 von 65Medaillen, allen voran die Publikumslieblinge »Mo« Farah, geboren in Somalia, der den 5 000- und den 10 000-Meter-Lauf gewann, und die in Jamaika geborene Jessica Ennis, die die Goldmedaille im Siebenkampf holte. Aber auch das Eröffnungsspektakel, inszeniert von Regisseur Danny Boyle, betonte, ja feierte die Multikulturalität der britischen Gesellschaft, nicht nur mit demonstrativ gemischten Tanz- und Musikergruppen, sondern auch mit einer Szene, die die Ankunft der »Windrush« 1948 mit den ersten schwarzen Einwanderern aus der Karibik als wichtiges Ereignis der britischen Geschichte würdigte.

			Doch das Zusammenleben der verschiedenen Ethnien ist nicht immer friedlich verlaufen. 1958 gab es im Londoner Stadtteil Notting Hill und im nordenglischen Nottingham die ersten Ausschreitungen, als weiße Briten, sogenannte Teddy Boys, Schwarze auf den Straßen und in ihren Häusern attackierten. In den 1960er- und frühen 1970er-Jahren heizte sich in einer sich verschlechternden Wirtschaftslage die rassistische Stimmung weiter auf: Mit der neu entstandenen rechtsextremen Partei National Front (17500 Mitglieder im Jahr 1973) sympathisierten laut Umfragen 75Prozent der Bevölkerung. Berühmt und berüchtigt wurde 1968 eine Rede von Enoch Powell, damals Minister im konservativen Schattenkabinett, in der er »Ströme von Blut« voraussagte, wenn die Einwanderung weiter anstiege: Damit war die Immigration zum– umstrittenen– Thema der großen Parteien aufgestiegen. 1981 kam es zu einer ganzen Reihe von Auseinandersetzungen in London, Bristol und Liverpool, diesmal vor allem zwischen Schwarzen und der Polizei, die von den Medien als »grundlose Krawalle« (riots) bezeichnet und allein der Gewaltbereitschaft schwarzer junger Männer angelastet wurden. Auch wenn sich das Klima danach langsam beruhigte, blieb das Verhältnis der Polizei zu jungen Schwarzen bis heute besonders gespannt: So wurden laut einer Erhebung des Innenministeriums 2017 schwarze junge Männer noch immer sechsmal öfter als weiße junge Männer angehalten und untersucht (stop and search), wurden für gleiche Delikte häufiger zu Gefängnis verurteilt und erhielten höhere Strafen.16

			Seit den Anschlägen islamistischer Extremisten am 11.September 2001 in New York und am 7.Juli 2005 in London ist das Verhältnis eines nicht unbeträchtlichen Teils der Bevölkerung zu muslimischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern von einigem Misstrauen geprägt. Einer BBC-Umfrage von 2013 zufolge äußerten 27Prozent der jungen weißen Briten generelles Misstrauen gegenüber Muslimen. Dies obwohl mehrere Studien und Umfragen, zum Beispiel von der University of Essex 2012, eindeutig ergaben, dass die Mehrzahl der Muslime gut integriert ist und sich voll mit der britischen Gesellschaft identifiziert, sogar mehr als andere Gruppen. Auf die jüngsten Terroranschläge im Frühsommer 2017 in London und Manchester hat die Gesamtbevölkerung bemerkenswert gelassen reagiert, obwohl es auch zu einem Anstieg rassistisch oder religiös motivierter Hassverbrechen kam. Dazu wesentlich beigetragen hat sicher die entschiedene Stellungnahme von 130islamischen Religionsführern, die sich auf die Seite der Opfer stellten, ihre Trauer bekundeten, die Taten der Attentäter verurteilten und ihnen das traditionelle Totengebet verweigerten. Die Gruppe der tatsächlichen islamistischen »Gefährder« in Großbritannien ist klein: Die Polizei schätzt sie auf ca. 300, was in etwa 0,01Prozent der muslimischen Bevölkerung entspricht.

			In der dem Brexit-Referendum vorausgehenden Kampagne der Befürworter wurden die osteuropäischen Einwanderer als mitschuldig an der wirtschaftlichen Misere vieler weißer Briten diffamiert. Sie wurden nach dem Brexit massiv beschimpft (»Polnisches Ungeziefer, geh heim!«) und angegriffen. Die Statistik des Innenministeriums zeigt eine starke Zunahme ausländerfeindlicher Hassverbrechen in der Zeit unmittelbar vor und nach dem Referendum.

			Leider hat sich die Ablehnung auch ausgedehnt auf die früher eingewanderten Gruppen und ihre Nachkommen, die sich zunehmend als integriert empfunden hatten. Die Zahl antisemitischer Vorfälle stieg– trotz des kleinen Anteils der Juden an der Bevölkerung– in den letzten Jahren kontinuierlich. Allein zwischen 2016 und 2018 ist sie von 1 309 auf 1 652 angewachsen, laut Community Safety Trust ein Rekordhoch, darunter jährlich über 100tätliche Angriffe. Kommentatoren machen dafür den Einfluss der Haltung des Labour-Vorsitzenden Jeremy Corbyn mit verantwortlich, der offen Israels Politik verurteilt, sich dabei aber als strikt antirassistisch bezeichnet; doch nach Meinung vieler Kritiker geht er nicht entschieden genug gegen antisemitische Äußerungen und Tendenzen vor. Aufsehen erregte der Parteiaustritt von neun Labour-Abgeordneten Anfang 2019, die ihren Schritt mit dem Brexit, aber auch mit antisemitischen Tendenzen in der Partei begründeten. Und auch schwarze und asiatische Briten, die mit 73 bzw. 67Prozent für den Verbleib in der EU gestimmt hatten, fühlen sich verunsichert, befürchten ein neues Anwachsen des Rassismus. Laut einer Umfrage des TUC (Trade Union Congress) im März 2017 haben 41Prozent der Bürger mit einem BAME-Hintergrund in den ersten sieben Monaten nach dem Brexit-Votum rassistische Beleidigungen gehört, 34Prozent haben rassistische Graffiti, Plakate, Broschüren gesehen, 38Prozent Beschimpfungen online gelesen, 19Prozent tätliche Angriffe erlebt oder beobachtet. Die Statistik der Hassverbrechen von 2016/17 unterscheidet nicht zwischen Angriffen gegen Angehörige der verschiedenen Ethnien und Religionen, zeigt aber, dass 78Prozent aller aktenkundig gewordenen 80 400Vergehen (die höchste Zahl seit Beginn der Aufzeichnungen 2012) fremdenfeindlich motiviert waren und sieben Prozent religiös, ein beunruhigender Befund. 

			Ein Ereignis im Frühjahr 2018 macht die spannungsvolle innenpolitische Situation schlaglichtartig deutlich: der »Windrush Scandal«. Wie erst viel später bekannt wurde, vernichtete das Innenministerium im Jahr 2010– unter Innenministerin Theresa May– alle landing cards der ersten, von der Regierung eingeladenen Einwanderer, die 1948 mit der »Windrush« aus Jamaika kamen. Daraufhin wurden viele der damals mit eingewanderten Kinder, heute 60 bis 80Jahre alt, die ihr ganzes Leben in Großbritannien verbracht haben und längst als britische Bürger akzeptiert sind, von den Behörden plötzlich als illegale Einwanderer behandelt. Etlichen wurden die medizinische Versorgung und andere Sozialleistungen verweigert; einige waren sogar längere Zeit in Abschiebehaft.17 57 000Menschen sind betroffen. Ein Hoffnung machendes Zeichen ist die öffentliche Reaktion: Alle (!) nationalen Zeitungen berichteten empört, drei Viertel der Bevölkerung reagieren laut Umfragen mit Unverständnis, und Innenministerin Amber Rudd trat auf Druck der Öffentlichkeit zurück. Es bleibt abzuwarten, ob und wie tiefgreifend sich die auf vielen Gebieten zu beobachtende Akzeptanz und Integration der verschiedenen ethnischen Minderheiten zum Wohle aller Briten weiter entwickeln kann, allen gegenläufigen Tendenzen zum Trotz.
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			Anmerkungen

			
				
					1	Hall verwendet den Begriff »race« für die gemeinsamen Erfahrungen aller Menschen dunkler Hautfarbe in der Begegnung mit Weißen (zum Beispiel Benachteiligung oder Ausgrenzung), während der Begriff »ethnicity« gerade die kulturell entstandenen Unterschiede (zum Beispiel zwischen Afrikanern und Kariben) betont. Während »ethnicity« sich gut mit »Ethnizität« übersetzen lässt, schwingen im deutschen Terminus »Rasse«, historisch bedingt, negative Konnotationen mit, weswegen die Übersetzung hier in Anführungszeichen steht.

				

				
					2	Die ebenfalls sehr wichtige Kategorie »Klasse« wird im Beitrag von Fiona Devine in diesem Länderbericht thematisiert.

				

				
					3	Siehe vor allem Judith Butler, Gender Trouble (1990; Das Unbehagen der Geschlechter 1991), Bodies that Matter (1993; Körper von Gewicht, 1995).

				

				
					4	Wegweisend waren die North London Collegiate School (1850) und das Cheltenham Ladies’ College (1858). Die ersten Frauen-Colleges öffneten in Cambridge: Girton (1873; gegründet in Hitchin 1869) und Newnham (1876).

				

				
					5	Die suffragists, organisiert in der NUWSS (National Union of Women’s Suffrage Societies) unter der Leitung von Millicent Fawcett, kämpften nur mit legalen Mitteln, während die suffragettes von der WSPU auch zu radikaleren Aktionsformen griffen.

				

				
					6	Besonders populär geworden sind erst der Blog von Laurie Penny, dann ihre Bücher: Meat Market. Female Flesh under Capitalism (2010) und Unspeakable Things. Sex, Lies and Revolution (2014).

				

				
					7	Diese und die folgenden Zahlen sind hauptsächlich den neusten Veröffentlichungen des ONS (Office for National Statistics) zum Thema oder ähnlichen offiziellen Statistiken entnommen; siehe https://www.ons.gov.uk. Einige spezielle Daten für Schottland finden sich unter https://www.nrscotland.gov.uk/statistics-and-data, für Nordirland unter https://www.nisra.gov.uk/statistics.

				

				
					8	In Deutschland ist sie noch niedriger, obwohl eine Kinderzahl von 1,6 pro Frau 2016 gegenüber den Jahren zuvor schon einen Anstieg bedeutete.

				

				
					9	In jüngster Zeit ist eine Tendenz zu immer feineren Unterscheidungen zu beobachten, sodass man auch Oberbezeichnungen wie LGBTI+ oder LGBTIQ begegnet (Ifür Intersexuelle, Q für Queer und das + für noch weitere Gruppen), eine Entwicklung, die manche Betroffene als Tendenz zur Zersplitterung durchaus kritisch sehen. Die größte Gruppe sind die Homosexuellen.

				

				
					10	1921 scheiterte ein Gesetzentwurf zum Verbot weiblicher Homosexualität, weil ein Mitglied des Oberhauses davor warnte, dass ein solches Gesetz Englands Frauen erst auf dumme Ideen bringen würde.

				

				
					11	In Deutschland wurde die gleichgeschlechtliche Ehe erst 2017 gesetzlich erlaubt. 

				

				
					12	https://www.gov.uk/government/collections/hate-crime-statistics

				

				
					13	Nach dem gleichen Gesetz haben Transgender-Personen seit 2005 das Recht, sich mit ihrem gewählten Geschlecht um einen Eintrag in das »Gender Recognition Register« zu bewerben und– nach Erfolg– einen neuen Pass und eine neue Geburtsurkunde zu beantragen.

				

				
					14	Das Pew Research Centre, ein nicht staatlicher Think Tank, gibt für 2016 sogar 4,1Millionen an.

				

				
					15	Die am häufigsten verliehenen Orden sind Member of the British Empire (MBE), Officer of the British Empire (OBE) und Commander of the British Empire (CBE). 

				

				
					16	https://www.ethnicity-facts-figures.service.gov.uk/

				

				
					17	Siehe zum Beispiel: Amelia Gentleman, »The children of Windrush: I’m here legally, but they’re asking me to prove I’m British«, in: The Guardian, 15.4.2018.

				

			

		


		
			Fiona Devine


			Die ungleiche Gesellschaft

			Wie die meisten OECD-Länder in der entwickelten Welt ist auch das Vereinigte Königreich durch Ungleichheiten in Bezug auf Wohlstand und Einkommen gekennzeichnet. Die Belege, die entsprechende Muster untermauern, sind zwingend. Eine ganze Reihe von Sozialwissenschaftlerinnen und Sozialwissenschaftlern hat den Nachweis dafür erbracht, dass derlei Ungleichheiten im 21.Jahrhundert sogar extremer und verhärteter werden. Der Wirtschaftswissenschaftler Branko Milanovic liefert in seinem 2016 erschienenen Buch Global Inequality (deutsch: Die ungleiche Welt, 2016) einen hervorragenden Überblick über die Geschichte globaler Ungleichheit, über die Zu- und Abnahmen von Ungleichheiten im Lauf der Jahrhunderte sowie über die Dynamik dieser Veränderungen, zu denen Ereignisse, wirtschaftliche Bevölkerungsveränderungen und Epidemien, Völkerwanderungen und politische Umwälzungen gehören. Seiner Prognose zufolge werden die westlichen Gesellschaften, also auch die des Vereinigten Königreichs, gekennzeichnet sein durch eine kleine Schicht globaler Reicher mit hohem Vermögensniveau und luxuriösem Lebensstil, eine beträchtliche Mittelschicht, die sich eines hohen Einkommens und eines bequemen Lebens erfreut, sowie eine signifikante Gruppe von Menschen mit geringem Einkommensniveau, denen es schwerfällt, sich über Wasser zu halten.

		Das jüngste wirtschaftliche Ereignis, das diese Tendenzen verschärft hat, war die globale Finanzkrise von 2007/08, die schlimmste wirtschaftliche Katastrophe seit der Großen Depression in den 1930er-Jahren. Der darauffolgende weltweite Wirtschaftsabschwung beeinträchtigt die Wirtschaft im Vereinigten Königreich bis heute. Zwar ist die Arbeitslosigkeit gesunken, doch musste die Regierung ihre Prognosen, was das Wirtschaftswachstum angeht, wiederholt nach unten revidieren, und das reale mittlere Einkommen verbleibt unter dem Niveau vor der Rezession, sodass die Menschen eine Verschlechterung ihres Lebensstandards verzeichnen müssen.1 Vor diesem Hintergrund werden in diesem Kapitel drei Aspekte zunehmender Ungleichheiten im Vereinigten Königreich beleuchtet. Erstens wird der Frage sozialer Mobilität nachgegangen. Einiges deutet daraufhin, dass diese insbesondere bei Männern rückläufig ist und die Chancenstruktur im Vereinigten Königreich wieder unflexibler wird. Zweitens werden regionale Ungleichheiten in den vier Nationen untersucht, die das Vereinigte Königreich bilden. Betrachtet werden dabei die beherrschende Stellung, die London und der Südosten einnehmen, sowie die Herausforderungen, mit denen sich andere Regionen, Groß- und Kleinstädte im Vereinigten Königreich konfrontiert sehen. Drittens wird die Klassenpolitik skizziert, die Regierungen im Vereinigten Königreich seit Langem kennzeichnet. 

			Für die Analyse wird auf ein breites Spektrum empirischer Belege zurückgegriffen, beispielsweise auf zentrale Erkenntnisse aus der Studie Great British Class Survey.2 Insgesamt wird geltend gemacht, dass sich die Auswirkungen von Ungleichheiten, die durch die globale Finanzkrise von 2007/08 noch einmal verschärft wurden, im Vereinigten Königreich weiterhin bemerkbar machen und auf ökonomischer, soziokultureller wie politischer Ebene Folgen haben. 

			1	Abnehmende soziale Mobilität

			Mag soziale Mobilität häufig als elementarer Bestandteil des Amerikanischen Traums gelten, so liegt sie doch auch den Menschen– und damit ebenso den Politikerinnen und Politikern– im Vereinigten Königreich sehr am Herzen. Dass Mobilität, insbesondere soziale Aufstiegsmobilität, abnehmen könnte, weckt Befürchtungen, dass die großen Chancen, in deren Genuss seit Mitte des 20.Jahrhunderts viele Menschen kamen, heutigen Jugendlichen und Berufseinsteigern verloren gehen könnten. Ab den 1940er-Jahren herrschte eine beträchtliche und langfristige soziale Aufstiegsmobilität, während gleichzeitig die soziale Abwärtsmobilität abnahm. Dies wurde durch das Wachstum der freien und leitenden Berufsstände sowie die Aufwärtsverschiebung in der Klassenstruktur begünstigt. Es handelte sich bis in die 1960er-Jahre um eine Phase, in der zahlreiche Männer und Frauen der Arbeiterklasse aus einfacherer Herkunft in höhere gesellschaftliche Schichten aufstiegen. Insgesamt mehr »Raum ganz oben« eröffnete dabei der Arbeiterklasse Aufstiegsmöglichkeiten, ohne die Reproduktion der Mittelschicht infrage zu stellen.

			Mit absoluter Gewissheit festzustellen, soziale Mobilität im Vereinigten Königreich nehme derzeit ab, ist schwierig. Die Mobilitätsverläufe junger Menschen, die auf dem Höhepunkt der Finanzkrise in den Arbeitsmarkt eintraten, lassen sich erst in zehn Jahren beurteilen, wenn diese Menschen Mitte oder Ende dreißig sind. Abgesehen davon deuten immer mehr Indizien darauf hin, dass die soziale Mobilität rückläufig ist. Mit Fokus auf das Einkommensgefälle haben Wirtschaftswissenschaftler festgestellt, dass die Einkommensmobilität von einer Generation zur nächsten in den Alterskohorten zurückgegangen ist.3 Zwar äußern sich Soziologen diesbezüglich zurückhaltender, doch bestätigt sich in jüngerer Zeit, dass es insgesamt eine rückläufige Entwicklung bei der sozialen Aufstiegsmobilität gibt und die Abstiegsmobilität für Männer seit den 1980er-Jahren zunimmt.4 Frauen betrifft diese Verschlechterung nicht: Sie erleben nach wie vor eine günstige Entwicklung bei der Aufstiegsmobilität und eine unveränderte Tendenz bei der Abstiegsmobilität.5 Diese Tendenzen resultieren aus einem Strukturwandel: Durch das Wachstum der Mittelschicht hat sich das Risiko von Abwärtsmobilität erhöht, während die Schrumpfung der Arbeiterklasse dazu geführt hat, dass es weniger Männer und Frauen dieser Herkunft gibt, die sozial mobil sein können.

			Die BBC-Klassenstudie brachte eine Reihe interessanter Erkenntnisse in Bezug auf soziale Mobilität ans Licht. Die Ergebnisse zeigen, dass 51Prozent derer, die einen Platz in der Eliteklasse einnahmen, aus der Mittelschicht aufgestiegen waren, während 65Prozent des Prekariats aus bescheidenen Verhältnissen der Arbeiterklasse stammten und einen Abstieg erfahren hatten. Es kommt demnach an beiden Enden der Klassenhierarchie zu Polarisierungsprozessen. Die Extreme des Klassenspektrums sind auf ihre jeweils unterschiedliche Art und Weise exklusiv. Eine Aufschlüsselung des Beschäftigungsniveaus zeigt, dass 55,5Prozent der Anwälte, Richter und Mediziner begünstigter sozialer Herkunft waren.6 Darüber hinaus haben die von einer Generation zur nächsten beständigen Mitglieder der begünstigten Klassen größere Chancen auf bessere Einkommen als die mittels sozialer Mobilität in diese Positionen gelangten Menschen, insbesondere im Finanz- und Rechtswesen. Es handelt sich hier um eine klassenbedingte »Einkommensschere«. Auf Grundlage der Studie Labour Force Survey konnten die Forscher Daniel Laurison und Sam Friedman diese Erkenntnisse verifizieren, insbesondere in Bezug auf Recht, Medien, Finanzen und Medizin. Dabei kommen sie zu dem Schluss, dass soziale Aufsteiger innerhalb der Eliteberufe Großbritanniens mit einer Art »Klassen-Obergrenze« konfrontiert werden.7

			Tab.: Übersichtsdaten der sieben Kategorien der BBC-Klassenstudie 

			
				
					
							
							Kategorien zu Klassenzugehörigkeit*

						
							
							Anteil nach GfK** 

							in %

						
							
							Anteil nach GBCS** in %

						
							
							Beschreibung

						
					

				
				
					
							
							Elite

						
							
							6

						
							
							22

						
							
							Sehr hohes ökonomisches Kapital (insbesondere Ersparnisse); hohes soziales Kapital; sehr hohes, anspruchsvolles kulturelles Kapital

						
					

					
							
							Etablierte Mittelschicht

						
							
							25

						
							
							43

						
							
							Hohes ökonomisches Kapital; hoher Status durchschnittlicher Kontakte; hohes, anspruchsvolles und aufstrebendes kulturelles Kapital

						
					

					
							
							Technische Mittelschicht

						
							
							6

						
							
							10

						
							
							Hohes ökonomisches Kapital; sehr hohe durchschnittliche soziale Kontakte, aber relativ wenig aktive Kontakte; moderates kulturelles Kapital

						
					

					
							
							Neue wohlhabende Arbeiterschaft

						
							
							15

						
							
							6

						
							
							Relativ gutes ökonomisches Kapital; relativ mäßige durchschnittliche Anzahl sozialer Kontakte, jedoch große Bandbreite; moderat anspruchsvolles, jedoch gutes aufstrebendes kulturelles Kapital

						
					

					
							
							Traditionelle Arbeiterschaft

						
							
							14

						
							
							2

						
							
							Relativ geringes ökonomisches Kapital, allerdings mit passablem Immobilienwert; wenige soziale Kontakte; kaum anspruchsvolles und aufstrebendes kulturelles Kapital

						
					

					
							
							Aufstrebende Dienstleistungsarbeiter

						
							
							19

						
							
							17

						
							
							Relativ geringes ökonomisches Kapital, jedoch mit passablem Haushaltseinkommen; moderate soziale Kontakte; stark aufstrebendes (jedoch wenig anspruchsvolles) kulturelles Kapital

						
					

					
							 
						Prekariat

						
							
							15

						
							
							< 1

						
							 
						Geringes ökonomisches Kapital und niedrigste Werte bei jedem anderen Kriterium

						
					

				
			

			*	Unter Verwendung des Kapitalansatzes in Bezug auf die Klassenzugehörigkeit wurden mittels einer Umfrage verschiedene Aspekte des ökonomischen, kulturellen und sozialen Kapitals der Befragten untersucht und auf dieser Grundlage sieben Kategorien identifiziert.

			**	Das Marktforschungsinstitut GfK führte eine persönliche Befragung von 1026Umfrageteilnehmern durch; im Great British Class Survey (GBCS) haben sich über die Webseite BBC Lab UK bis Juni 2013 insgesamt ca. 325000Menschen beteiligt; eine Art »Klass-O-Mat« auf der BBC-Webseite wurde auf dem Höhepunkt des Bekanntheitsgrads der Studienergebnisse von mehr als 7Millionen Menschen ausgefüllt.

			Quelle: Mike Savage et al., A new model of social class? Findings from the BBC’s Great British Class Survey experiment, in: Sociology, 47 (2013) 2, S.219–250, Table 5.

			Erörterungen über soziale Mobilität zwischen den Schichten führen– besonders unter Eltern– zu Bedenken in Bezug auf das Bildungswesen als einem Kanal für soziale Mobilität. Die BBC-Klassenstudie zeigt eine starke Korrelation zwischen der sozialen Herkunft einer Person, dem Status der besuchten Universität sowie dem anschließenden wirtschaftlichen Erfolg. An der Studie nahmen unter anderem mehr als 85000Hochschulabsolventinnen und -absolventen teil, was eine Untersuchung der Vor- und Nachteile des Besuchs bestimmter Bildungsinstitutionen ermöglichte. Die Ergebnisse belegen, dass der Besuch einer der prestigeträchtigen Universitäten der Russell-Gruppe, vor allem aber derer im »Goldenen Dreieck« zwischen Oxford, Cambridge und bestimmten Londoner Hochschulen, eindeutige Vorteile mit sich bringt. So beträgt beispielsweise das durchschnittliche Haushaltseinkommen nach Steuern für Oxford-Absolventen 75 900britische Pfund (ca. 85 700Euro), verglichen mit 52 900Pfund (59 730Euro) für Absolventen der Universität von Sheffield. Es sind diese Spitzeninstitutionen, an denen die Elite (insbesondere die Finanzelite) ausgebildet wird. Somit werden Bildungsvorteile im Hochschulsystem, in dem eine starke Konkurrenz um Studienplätze herrscht, in der Arbeitswelt reproduziert. In einem stark wettbewerbsorientierten hierarchischen System »ist es der Zugang zu den Eliteuniversitäten, der eine glanzvolle Zukunft garantiert«.8

			Unter dem Strich lässt sich also festhalten, dass im Bildungssystem soziale Klassenunterschiede reproduziert werden und sich diese Ungleichheiten in der Arbeitswelt fortsetzen. In ihrem Buch Miseducation: Inequality, Education and the Working Classes (2017) diagnostiziert die Erziehungswissenschaftlerin Diane Reay, das Bildungssystem versage bei Kindern der Arbeiterklasse, die die Schule mit niedrigem Abschluss verlassen. In einem zunehmend segregierten System besuchten Kinder der Arbeiterklasse Schulen, die mit zu wenigen Ressourcen ausgestattet seien, während Kinder der Mittelschicht gut ausgestattete Institutionen besuchten. Sozial gemischte Schulen– die den schulischen Erfolg von Kindern aus der Arbeiterklasse bekanntermaßen begünstigen– seien Mangelware. 

			Desgleichen stellten Abigail McKnight und Richard V. Reeves fest, dass Eltern aus der Mittelschicht besonders gut darin sind, ihre Kinder vor Abstiegsmobilität zu bewahren. Im Verbund mit einem geringeren Wirtschaftswachstum und dessen Folgen für die Schaffung gut bezahlter Arbeitsplätze, beschränke dieser »Gläserne Boden« die Aufstiegsmobilität der unter ihnen liegenden Schichten.9 Das »Horten von Chancen« seitens der Mittelschicht begrenze die Macht des Staates, Ungleichheiten zu reduzieren, es sei denn, so die Autoren, es würden radikale Maßnahmen zur Verringerung wirtschaftlicher Ungleichheiten ergriffen. Einen Versuch in diese Richtung könnte der nationale Aktionsplan zu sozialer Mobilität der britischen Regierung darstellen, dessen Schwerpunkt auf »abgehängten« Regionen liegt.10 Der Plan stützt sich auf ein Arbeitsprogramm, bei dem Mittel gezielt für solche Entwicklungsgebiete bereitgestellt werden sollen, die durch fest verwurzelte Benachteiligung gekennzeichnet sind.

			2	Ungleichheiten im Wohnungswesen und räumliche Ungleichheiten 

			Die Finanzkrise und der ihr folgende Rückgang der Leistungsfähigkeit der britischen Wirtschaft haben die erheblichen regionalen Ungleichheiten ins Blickfeld gerückt, die die Wirtschaft des Vereinigten Königreichs und seine Gesellschaft insgesamt kennzeichnen. Die 2017 veröffentlichte Industriestrategie der britischen Regierung konstatiert regionale Disparitäten zwischen Großstädten, Kleinstädten sowie regionalen Gebieten; einige von ihnen hätten sich seit den 1980er-Jahren gut entwickelt, während andere »Mühe hatten, mit den Änderungen in der globalen Wirtschaft Schritt zu halten und infolgedessen am Wohlstand, den das Wachstum mit sich brachte, nicht vollumfänglich teilhatten«.11 Während es in manchen städtischen Regionen hochwertige und hochbezahlte Arbeitsplätze in Hülle und Fülle gibt, werden andere Regionen von schlechter bezahlten Beschäftigungsverhältnissen auf niedrigerem Qualitätsniveau dominiert. Mit anderen Worten: Individuen und Familien haben abhängig davon, wo im Vereinigten Königreich sie leben, unterschiedliche Möglichkeiten und Lebenschancen. Neu sind diese räumlichen Ungleichheiten im Vereinigten Königreich natürlich nicht. London und der Südosten haben die Wirtschaft im Vereinigten Königreich in dieser Hinsicht lange Zeit dominiert und sind teilweise besonders wohlhabend. Demgegenüber wurde die wirtschaftliche Entwicklung in Teilen des Nordens, in Wales, Schottland und Nordirland außerhalb der jeweiligen Großstädte lange Zeit aufgrund sozialstruktureller Benachteiligung gebremst. Zudem hat die ungleichmäßige Verteilung von Wohlstand und Einkommen zwischen den geografisch separierten sozialen Schichten in den vergangenen Jahrzehnten diese regionalen Ungleichheiten verschärft.
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			Bevor sich den Themen Wohlstand und Einkommen mit Bezug auf räumliche Ungleichheiten zugewendet werden soll, ist es wichtig, Wohneigentum als einen maßgeblichen Bestandteil von ökonomischem Kapital und als einen maßgeblichen Faktor bei der Reproduktion klassenspezifischer Ungleichheiten herauszustellen. Aufgrund der einzigartigen Natur seines Immobilienmarktes und der Anhäufung von Immobilienvermögen im Verlauf des 20.Jahrhunderts gilt dies in verstärktem Maße für das Vereinigte Königreich. Während des vergangenen Jahrhunderts gab es einen langfristigen Trend hin zu Wohneigentum. Seit Langem schon ist es das Bestreben der meisten Menschen, in den eigenen vier Wänden zu leben, und dieser Trend wurde zweifellos von aufeinanderfolgenden Regierungen gefördert. In den 1980er-Jahren beispielsweise erleichterte die Premierministerin Margaret Thatcher den Verkauf von Sozialwohnungen an Menschen, die in diesen wohnten und zuvor nicht in der Lage gewesen waren, sich Wohneigentum zu leisten. Viele Mieter nutzten diese Gelegenheit, Wohneigentum zu erwerben, und zwar aus heutiger Sicht unter äußerst günstigen Bedingungen, wenn sie in Gegenden wohnten– vor allem in London– die erhebliche Steigerungen bei den Immobilienpreisen verzeichneten.

			Leider gestattete Thatcher es den Gemeinden nicht, die über den Verkauf von Sozialwohnungen eingenommenen Mittel für den Bau neuer Häuser für jene zu verwenden, die nicht in der Lage waren, Wohneigentum zu erwerben. Dies hatte einen Rückgang des Bestands von Mietwohnungen der öffentlichen Hand zur Folge.

			Zugleich kam es im Vereinigten Königreich mehrfach zu einem erheblichen Boom bei den Immobilienpreisen, vor allem in London und im Süden, aber auch in einigen der anderen prosperierenden Großstädte, Kleinstädte sowie ländlichen Gegenden im Vereinigten Königreich. Seit 1980 haben sich die Häuserpreise jährlich um sieben Prozent erhöht. Am stärksten zurück gingen die Häuserpreise 2009 während der Finanzkrise. Seitdem steigen sie erneut stetig an.12 Die langfristigen Konsequenzen dieser Entwicklungen sind erheblich: Sozialwohnungen und Anmietungen haftet ein gewisser Makel an, der zuvor nicht existierte, und eine wachsende Zahl von Menschen, vor allem jene mit niedrigem Einkommen, aber auch junge Menschen, die in Gegenden mit hohen Häuserpreisen leben, haben Mühe, sich ein Haus zu leisten, und sehen sich zunehmend mit hohen Mieten im privatwirtschaftlichen Bereich konfrontiert. Des Weiteren ist die Zahl der Ersterwerber rückläufig, was eine Erhöhung des durchschnittlichen Alters von Hausbesitzern bewirkt. 1991 waren 67Prozent der Altersgruppe von 25 bis 34Jahren Hausbesitzer. Bis 2014 fiel dieser Anteil auf 36Prozent. Entsprechendes gilt für 35- bis 44-Jährige, bei denen der Anteil von 78Prozent auf 59Prozent fiel.13 Kaum überraschend ist die Zahl der Hausbesitzer mit einem Anteil von 62,9Prozent mittlerweile auf dem niedrigsten Stand seit 30Jahren.14

			Auch überrascht es wenig, dass die Immobilienpreise in London und bestimmten Gegenden in der Nähe Londons am höchsten sind. 2014 war Kensington and Chelsea mit 1195000Pfund, umgerechnet 1352260Euro, die Kommune mit den höchsten durchschnittlichen Häuserpreisen. Die Kommune mit den niedrigsten Durchschnittspreisen für Häuser war mit 75000Pfund bzw. 84870Euro Blaenau Gwent im südlichen Wales. Zwischen 1995 und 2014 befanden sich die Kommunen mit den höchsten durchschnittlichen Häuserpreisen durchweg in London und im Südosten (in zumutbarer Pendeldistanz zu London), während sich Kommunen mit den niedrigsten Preisen auf die anderen Regionen des Landes verteilten.15 London– insbesondere seine westliche Seite– wird mit der wohlhabenden Elite an der Spitze der Gesellschaft assoziiert. Allerdings leben nicht nur die Reichen in London, denn es gibt auch innerstädtische Unterschiede. In allen größeren Städten im Vereinigten Königreich, neben London beispielsweise auch Manchester und Birmingham, herrscht ein stark ausgeprägtes Gefälle in Bezug auf die räumliche Einkommensverteilung. In London gibt es ein sehr reiches Zentrum und eine Reihe wohlhabender Stadtteile entlang der Themse. Es gibt ärmere Vororte, die in wohlhabendere Vororte übergehen, die aber wiederum nicht so reich wie das Herz der Innenstadt Londons sind und von denen aus die Menschen zur Arbeit in die Stadt pendeln. Die zentral gelegenen städtischen Räume werden von der Elite dominiert und mit hochbezahlter Beschäftigung im Finanzdienstleistungssektor assoziiert.

			London ist folglich ein aktuelles Beispiel für eine »Elitenraumbildung« als Folge von Gentrifizierung und Ausgrenzung. Diejenigen mit hohem Haushaltseinkommen, guten Kontakten und viel kulturellem Kapital konzentrieren sich auf das Herz Londons und den Südosten Englands. An die Stelle der alten aristokratischen Klasse mit Wurzeln im Agrarland ist mittlerweile eine stärker verstädterte Klasse aus Besitzern von luxuriösem Wohneigentum getreten. Mike Savage und seinem Forscherteam zufolge ist »London heute ein Strudel– ein unersättlicher und intensiver Raum, in dem die Eliteklasse ihr Zuhause findet«.16 Andere weisen auf die Folgen dieser Konzentration der Reichen hin, zu denen auch Nicht-Londoner gehören, die ihre liquiden Mittel in teure Immobilien in London investieren. Diese Kehrseite globaler Großstädte– vor allem in Bezug auf Ungleichheiten und die Zerstörung gewachsener Wohngebiete– wird immer mehr als Problem allgemein anerkannt. Es bleibt abzuwarten, ob London nach dem Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union für die globale Elite weiterhin attraktiv bleibt. Die wohl wesentlich bedeutendere Frage aber ist die, ob sich der Rest des Vereinigten Königreichs außerhalb von London und dem Südosten regeneriert und wie sich die Lebenschancen der aus benachteiligten Verhältnissen stammenden Menschen aus diesen Regionen nach der Finanzkrise und dem Wirtschaftsabschwung verbessern können.

			3	Die neue Klassenpolitik

			In der britischen Politikwissenschaft besteht eine lange akademische Tradition, die klassenspezifische Ausrichtung der Parteipolitik im Vereinigten Königreich zu dokumentieren. In der ersten Hälfte des 20.Jahrhunderts stellte sich die Mittelschicht zum großen Teil hinter die Conservative Party, während die Arbeiterklasse für die Labour Party stimmte. In der zweiten Hälfte des Jahrhunderts ließ die Bindung an politische Parteien immer mehr nach, sodass die klassenspezifische Ausrichtung der Stimmabgabe verflachte. Zudem waren die politischen Parteien angesichts des Rückgangs handwerklicher Beschäftigung, der Schrumpfung der Arbeiterklasse sowie des Anstiegs nicht manueller Beschäftigung und der wachsenden Zahl von Mittelschicht-Arbeitsstellen gezwungen, sich sowohl an die Mittelschicht als auch an die Arbeiterklasse zu wenden, um an die Macht zu kommen. Die klassenspezifische Rhetorik ging zurück– was jedoch nicht bedeutet, dass die alte Klassenpolitik des 20.Jahrhunderts gänzlich verschwunden wäre. Vertreter der Mittelschicht neigen nach wie vor dazu, die Konservativen (und/oder die Liberaldemokraten) zu wählen, und die Arbeiterklasse neigt nach wie vor dazu, Labour (oder gar nicht) zu wählen. Wie haben sich nun seit der Finanzkrise vor mehr als zehn Jahren neue Formen klassenspezifischer Ungleichheiten auf der politischen Bühne dargestellt, und wie werden sie sich in der Zukunft entfalten? 

			Zum Zeitpunkt der Finanzkrise von 2007/08 war die Labour Party in der dritten Regierungsperiode infolge an der Macht. Tatsächlich gelang es ihr unter der Führung von Tony Blair erstmals, drei Wahlen nacheinander für sich zu entscheiden. Auf Blair folgte 2007 Gordon Brown, der zuvor zehn Jahre lang (1997–2007) Finanzminister gewesen war. Ihm wird eine führende Rolle dabei zugeschrieben, ein Bankenrettungspaket im Vereinigten Königreich geschnürt und weltweit greifende finanzpolitische Maßnahmen ergriffen zu haben, um den Zusammenbruch des weltweiten Bankensystems zu stoppen, die gesamtwirtschaftliche Nachfrage zu stimulieren und damit einen noch schlimmeren Konjunktureinbruch zu verhindern. Vor der Parlamentswahl von 2010 machte die Conservative Party ihn und die Labour Party jedoch für die Finanzkrise und die mit dieser einhergehenden Rezession verantwortlich. Der Wahlkampf wurde von den Themen Wirtschaft, Steuersystem und öffentliche Versorgungsbetriebe beherrscht sowie einem Skandal um die Ausgaben von Unterhausabgeordneten. Bei dieser Parlamentswahl büßte Labour 91Sitze ein, der größte Verlust an Sitzen seit der Wahl von 1931. Es kam zu einer Wählerwanderung von Labour zu den Konservativen in Höhe von 5,1Prozent, der drittgrößte Stimmungsumschwung dieser Art seit 1945.

			Trotzdem errang die Conservative Party unter David Cameron nicht genug Sitze, um allein die Macht zu übernehmen. Zum ersten Mal seit 1974 bildete sich im Vereinigten Königreich ein Parlament ohne klare Mehrheitsverhältnisse. Daraufhin gingen die Konservativen eine Regierungskoalition mit den von Nick Clegg geführten Liberaldemokraten ein. Um dem erheblichen Defizit im Staatshaushalt entgegenzuwirken, verfolgte die Koalitionsregierung dann eine Austeritätspolitik. Die fortwährende Unterstützung dieses Programms von Sparmaßnahmen durch die Mehrheit der Bevölkerung– die Conservative Party fuhr daraufhin bei der Parlamentswahl von 2015 einen klaren Sieg ein– überraschte sowohl politische Kommentatoren als auch Meinungsforscher. Mittlerweile von Ed Miliband geführt, kam die Labour Party bei der Wahl 2015 in Schottland arg unter die Räder– 56 von 59Wahlkreisen konnte die Scottish National Party für sich gewinnen, was zu Labours schlechtem Gesamtwahlergebnis beitrug. Die Liberaldemokraten erlitten eine vernichtende Niederlage und konnten lediglich 8 ihrer zuvor 57Sitze behaupten. Vor allem aber landete die UK Independence Party (UKIP)– eine von Nigel Farage geführte, rechtspopulistische Anti-EU- und Anti-Immigrations-Partei mit 12,6Prozent aller Stimmen auf dem dritten Platz. Dabei gewann sie lediglich einen einzigen Wahlkreis, stand jedoch landesweit in 120Wahlkreisen an zweiter Stelle. Der starke Zuspruch für UKIP traf Labour hart, da Erstere in Gebieten, die von der Globalisierung abgehängt worden waren, die weiße Arbeiterschaft, häufig ältere Menschen und solche mit niedrigerem Bildungsniveau für sich gewinnen konnte. 

			Erneut bemerkbar machte sich die Stärke von UKIP beim Referendum über die Mitgliedschaft in der Europäischen Union 2016: 51,9Prozent der Wählerschaft votierte für den Austritt aus der EU, während sich 48,1Prozent für einen Verbleib aussprachen. Die Auswertung des Wahlergebnisses zeigte, dass die »Leave«-Kampagne der Brexit-Befürworter in England (außerhalb Londons vor allem in Mittel-, Nordost- und Ostengland, darunter in zahlreichen von Labour regierten Gemeinden) und Wales in den Reihen von älteren Wählern und Nichtakademikern sowie bei denjenigen Anklang fand, die sich als »englisch« bezeichneten. Einmal mehr erwies sich die weiße Arbeiterschaft– insbesondere ältere Männer und Frauen mit niedrigem Bildungsstand– als offenkundig ent-schiedener EU-Gegner. Das Gefühl, abgehängt worden zu sein, eine Verunsicherung in Bezug auf das gegenwärtige Leben und ein pessimistischer Blick auf die Zukunft manifestierten sich in einer Stimmabgabe, die Unzufriedenheit mit Politikerinnen und Politikern sowie dem politischen System als Ganzem zum Ausdruck brachte. Von besonderer Bedeutung war neben der Klassenzugehörigkeit der Einfluss des Alters auf die Stimmabgabe: Wie Harold D. Clark und andere feststellten, »gab es ein drastisches und nahezu konstantes Altersgefälle bei den Präferenzen bezüglich des Referendums: Der prozentuale Anteil von Brexit-Befürwortern stieg von einem Tief von 25Prozent in den Reihen der 18- bis 25-Jährigen auf 66Prozent bei den über 65-Jährigen.«17 Die ältere weiße Arbeiterschaft war Farages »Volksarmee«.
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			Obwohl die Umfragen im Vorfeld des Referendums auf ein Kopf-an-Kopf-Rennen hindeuteten, traf der Triumph der Brexit-Befürworter das politische Establishment wie ein Schock. David Camerons Nachfolgerin Theresa May appellierte umgehend an jene, die sich abgehängt fühlten, die Conservative Party habe ein Ohr für ihre Sorgen und Ängste. Zur allgemeinen Überraschung kündigte sie für Juni 2017 eine Parlamentswahl an. Doch statt ein starkes Mandat für die anstehenden Brexit-Verhandlungen mit der EU zu bekommen, gingen der Conservative Party dabei mit 42,4Prozent der Stimmen 13Sitze verloren, sodass sie für die Regierungsbildung auf die Unterstützung der nordirischen Democratic Unionist Party (DUP) angewiesen war. Der Versuch, Wahlkreise zu erringen, in denen es eine hohe Zustimmung für den Brexit gegeben hatte, scheiterte– die meisten Brexit-Befürworter blieben Labour treu. Labour erhöhte seinen Stimmenanteil um 10,3Prozent, während der Stimmenanteil von UKIP um 12,1Prozent sank. Die Wahlbeteiligung war mit 68,7Prozent die höchste seit 20Jahren. Die Labour-Partei rückte programmatisch nach links– mit deutlichem programmatischem Rückgriff auf ihre Klassenpolitik der 1970er-Jahre.

			4	Weiterhin eine Klassengesellschaft

			Die Ereignisse der vergangenen Jahre spiegeln die neue Klassenpolitik in einer Nation wider, die in starkem Maße durch soziale und politische Konfliktlinien getrennt ist, und heute insbesondere durch die des Alters. Quer durch das politische Spektrum sprechen Kommentatoren zunehmend vom Beginn einer neuen Ära: Neue und verhärtete Ungleichheiten, verschärft durch die globale Finanzkrise vor zehn Jahren, werden zur Diskussion gestellt, die Grenzen der Leistungsgesellschaft in der öffentlichen Debatte anerkannt. Mehr und mehr setzt sich die Erkenntnis durch, dass es nicht nur wichtig ist, Chancengleichheit anzustreben, sondern dass zur Sicherung einer gerechteren Verteilung von Wohlstand auch die Gleichheit der Lebensverhältnisse wichtig ist. Offenkundig erfordert es die Situation, dass die Regierung das Problem der geringfügig Beschäftigten in der Wirtschaft angeht und insbesondere denjenigen hilft, die auf der untersten Stufe des Arbeitsmarktes stehen. Des Weiteren wäre es erforderlich, dass die Regierung das britische Steuersystem– unter anderem die Erbschaftssteuer und eine Grundsteuer– reformiert, damit es stärker zugunsten der niedrigeren Einkommen umverteilt als in der Vergangenheit.

			Gefragt ist eine Regierung, die sich der Schattenseiten eines stark wettbewerbsorientierten, hierarchischen Bildungssystems annimmt, in dem die üblichen »Sieger« alles gewinnen und die »Verlierer« keine zweite oder gar dritte Chance bekommen. Gefragt ist auch eine Regierung, die die Immobilienkrise ernst nimmt, insbesondere im Interesse junger Menschen, die auf dem Immobilienmarkt Fuß fassen möchten, um in Zukunft den Komfort und die Sicherheit von Wohneigentum für sich und ihre Kinder genießen zu können. Natürlich lassen sich die genannten Ungleichheiten nicht in einer, zwei oder drei Amtsperioden beseitigen. Die Prozesse von Anhäufung und Übertragung von Vorteilen (und Nachteilen) von einer Generation auf die nächste werden sich nicht über Nacht verändern lassen. Ungleichheiten sind eine der großen Herausforderungen des Vereinigten Königreichs in der Gegenwart. Für die Bearbeitung der damit verbundenen Probleme gibt es nicht die eine Lösung, vielmehr sind vielfältige Maßnahmen notwendig. Den entsprechenden politischen Willen vorausgesetzt, können kommende Regierungen wachsende Gegensätze und zunehmende Härten abmildern.

			Aus dem Englischen übersetzt von Peter Beyer.
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			Michael Krause


				Die überwachte Gesellschaft

			Das Verhältnis der Briten zum Thema Überwachung ist auf den ersten Blick nur schwer nachvollziehbar. Einerseits besitzt das Land die wohl größte Dichte an Videoüberwachungskameras weltweit und der Gesetzgeber gestattet staatlichen Stellen tiefere Einblicke in das Privatleben der Bürgerinnen und Bürger als in anderen Demokratien. Andererseits lehnt die Mehrheit der Briten bis heute Personalausweise ab, aus Sorge vor einem zentralen, staatlichen Einwohnermelderegister.

			Doch auch ohne Personalausweise ist das Leben der Briten nicht weniger gläsern als in anderen europäischen Gesellschaften. Im Gegenteil, der politische common sense hat sich in den letzten Jahrzehnten stärker als anderswo zugunsten der Überwachungsmöglichkeiten von staatlichen Stellen und Unternehmen verschoben. Mit Beginn der 1990er-Jahre wurde die öffentliche Videoüberwachung (Closed Circuit Television, CCTV) flächendeckend eingeführt. Laut Angaben der BBC wurden im Jahr 2013 ca. 5,9Millionen Überwachungskameras gezählt, wovon ca.eine Million auf die Metropolregion London entfällt. Der Nutzen der Kameras für die Kriminalprävention, insbesondere von Gewaltkriminalität, ist dabei bis heute umstritten. Als Teil der kommunalen Infrastruktur erlauben die Kameras jedoch problematische Eingriffe in die Nutzung des öffentlichen Raumes: Demonstrationen sind routinemäßig überwachbar, Gruppen von Jugendlichen und Obdachlosen werden mithilfe von CCTV aus vielen Innenstädten, insbesondere Englands, verbannt. Diese Grundrechtseingriffe werden zumeist sicherheitspolitisch begründet.

			Weiterhin hat die Polizei seit den 1990er-Jahren eine nationale DNA-Datenbank sowie verschiedene andere Verbunddatenbanken aufgebaut, die kritisch unter dem Stichwort Überwachung diskutiert wurden. Die National DNA Database ist umstritten, weil die schwarze Bevölkerung, insbesondere junge Männer, darin stark überrepräsentiert ist. Gespeichert werden DNA-Proben von all denjenigen, die im Zuge von Strafverfolgungen mit der Polizei zu tun haben, unabhängig von ihrer Schuld. Im Jahr 2013 waren 7,2Millionen Briten erfasst, darunter etwa eine Million Minderjährige. Kritiker weisen darauf hin, dass bereits der Eintrag in dieser Datenbank in der Praxis ein Verdachtsmoment darstellen kann und daher diskriminierende Effekte in der Polizeiarbeit durch eine Verstärkung von gruppenbezogenen Vorurteilen nach sich ziehen kann.

			Zu diesen Entwicklungen treten seit den 2000er-Jahren verstärkt Techniken der automatisierten Beobachtung, Analyse und Beeinflussung von menschlichem Verhalten. Diese werden unter dem Stichwort Big Data verhandelt, denn sie basieren auf der Aggregation und Auswertung großer Mengen personenbezogener Daten aus verschiedensten Bereichen. Je nach Branche und Organisation können dies zum Beispiel Kommunikations-, Positions-, Transaktions-, Gesundheits-, Verhaltens- oder Meinungsdaten sein. Diese Verfahren kommen sowohl in der Wirtschaft als auch in der Geheimdienst- und Polizeiarbeit zur Anwendung. Neben neuen regulatorischen Maßnahmen erfordern diese technischen Entwicklungen ein verändertes politisches Selbstverständnis aufseiten der Bürgerinnen und Bürger in Richtung einer technological citizenship, wie der Soziologe und Überwachungsforscher David Lyon anmahnt. Denn das Vordringen der Informationstechnologie in alle gesellschaftlichen Bereiche, insbesondere aber des Privatlebens der Bevölkerung, stellt die Mündigkeit und Grundrechte von Bürgern vor neue Herausforderungen. 

			Im europäischen Vergleich haben die britischen Regierungen der letzten Jahre wenig Interesse an Bürgerrechtsthemen wie Privatheit, Datenschutz und informationeller Selbstbestimmung gezeigt. Ihre Agenda war überwiegend von sicherheitspolitischen Zielen, insbesondere der Terrorismusbekämpfung, bestimmt. Im EU-Kontext nutzte die britische Regierung ihre Ratspräsidentschaft 2005 zur Einführung der umstrittenen Richtlinie über die Vorratsdatenspeicherung (2006/24/EG). 2014 wurde diese vom Europäischen Gerichtshof für ungültig erklärt. Dennoch ist in den vergangenen Jahren eine zunehmende Zahl an Kontroversen zu Problemen der digitalen Überwachung zu verzeichnen, etwa beim Phone-Hacking-Skandal (2011), den Snowden-Enthüllungen (2013) und der gesetzlichen Ausweitung der Überwachungsbefugnisse von Polizei und Geheimdiensten (2016).

			Im Zuge des Phone-Hacking-Skandals 2011 wurde unter anderem bekannt, dass Spionagetechniken wie das Anzapfen von Mobiltelefonen durch Privatdetekteien gängige Praxis in der Redaktion des Enthüllungsblattes News of the World sowie in anderen Boulevardzeitungen waren. Im Sommer 2013 publizierte der Guardian geheime Dokumente amerikanischer und britischer Geheimdienste, die die Zeitung von dem Whistleblower Edward Snowden erhalten hatte. Der NSA-Skandal nahm seinen Lauf. Die Berichterstattung zeigte unter anderem die führende Rolle des britischen Geheimdienstes GCHQ in der Online-Kommunikationsüberwachung der westlichen Staaten. Dies führte zwar nicht zu einer Beschränkung der geheimdienstlichen Überwachungspraxis durch das britische Parlament, doch wurde die Aufsicht über die Dienste gestärkt und mehr Transparenz durch regelmäßige Berichte beschlossen. 

			Eng verbunden mit dieser Entwicklung ist schließlich die jahrelange Kontroverse um den Data Retention and Investigatory Powers Act (DRIPA), die im Winter 2016 durch eine umstrittene Novellierung des Gesetzes ihr vorläufiges Ende fand. Diese, von den Kritikern als »Snooper’s Charter« (»Schnüffler-Gesetz«) bezeichnete Gesetzesänderung vergrößerte die ohnehin breiten Überwachungsbefugnisse britischer Geheimdienste und Polizeibehörden noch einmal beträchtlich– mit unabsehbaren Folgen für die demokratische Ordnung, wie Kritiker befürchten. Der DRIPA regelt alle Formen der verdeckten Überwachung durch staatliche Stellen sowie die Vorratsdatenspeicherung durch IT-Unternehmen, die nach dem Wegfall der EU-Richtlinie 2014 im britischen Recht bestehen blieb. Seit Dezember 2016 sind alle Internet- und Telefonanbieter verpflichtet, die Browserverläufe ihrer Kunden für zwölf Monate zu speichern und neben den Geheimdiensten auch der Polizei und weiteren staatlichen Stellen für Nachforschungen zur Verfügung zu stellen. Weiterhin darf die Polizei nach richterlichem Beschluss von Telekommunikationsunternehmen gezielt die Anruflisten und Webhistorien von Journalisten anfordern. Darüber hinaus verpflichtet das Gesetz Anbieter von Internetdiensten, staatlichen Behörden auf Nachfrage Auskunft über technische Details zu geben und gegebenenfalls Hintertüren für den verdeckten Zugriff einzubauen. Experten befürchten dadurch eine Schwächung kryptografischer Verfahren, wie sie für fast alle Webanwendungen benötigt werden.

			Ein weiteres, wichtiger werdendes Thema überwachungskritischer Debatten betrifft die Weitergabe von personenbezogenen Daten durch staatliche und öffentliche Stellen an die Privatwirtschaft. Der Verkauf von Krankenhausakten von 47Millionen Patientinnen und Patienten an Versicherungsunternehmen durch den National Health Service (NHS), den Betreiber des staatlichen Gesundheitssystems, im Jahr 2014 stellt dabei den bislang brisantesten Fall dar. Die Datensätze waren zwar anonymisiert, doch wurde bekannt, dass viele der Akten aufgrund ihrer hohen Detaildichte für die Versicherungsunternehmen einzelnen Personen zuzuordnen waren. Darüber hinaus wirft auch die anonymisierte Weitergabe von Gesundheitsdaten an Versicherer, die damit ihre Tarifsysteme verfeinern und zunehmend personalisieren, grundlegende politische Fragen zum Einfluss solcher Daten auf das Solidarprinzip im Versicherungswesen auf.
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			Schulpolitik in England

			1	Geschichte und Strukturen

			Ein schulgeldfreies Bildungswesen existiert in England bereits seit Ende des 19.Jahrhunderts. Doch erst der Education Act von 1944 schuf die Rahmenbedingungen für ein modernes System der Grundschul- und höheren Bildung in England und Wales. Ähnliche Gesetze folgten in Schottland (1945) und Nordirland (1947). Nach dem Gesetz von 1944 legten Schülerinnen und Schüler in England am Ende ihrer Grundschulausbildung im Alter von elfJahren eine Prüfung ab, die »11-plus« genannt wurde und darüber entschied, welche Art weiterführende Schule sie besuchen würden. Die renommiertesten Schulen, die Gymnasien (grammar schools), ermöglichten denen, die bei 11-plus am besten abschnitten, eine akademische Ausbildung. Haupt- bzw. Realschulen (secondary modern schools) boten allgemeine Bildung, genossen jedoch kein hohes Ansehen. Berufsfachschulen (technical schools) boten berufliche Ausbildung an, waren jedoch selten. Mitte der 1970er-Jahre hatte sich dieses dreigliedrige System weiterführender Schulen weitgehend aufgelöst. Es galt zunehmend als ungerecht, Schülerinnen und Schüler in einem so jungen Alter aufgrund eines einzigen Tests auf die verschiedenen Schularten aufzuteilen. An seine Stelle traten nicht selektive, weiterführende Gesamtschulen für Schülerinnen und Schüler sämtlicher Fähigkeitsniveaus. Die Zahl der Gymnasien war bis Mitte der 1960er-Jahre auf nahezu 1300angewachsen; auf ihnen wurde etwa ein Viertel aller Sekundarschülerinnen und -schüler unterrichtet. Heute gibt es nur noch 163Gymnasien. Die Debatte über die Vorzüge selektiver Bildung gegenüber dem Konzept der Gesamtschule ist aber nicht verebbt. In den letzten Jahrzehnten verband sich mit ihr eine Kontroverse über die Rolle von Marktmechanismen im Bildungswesen.

			Mit dem Schwerpunkt auf Wettbewerb, Auswahl und der ausdrücklichen Betrachtung von Eltern als »Verbraucher« stellt das gegenwärtige englische Bildungssystem eine Art Experiment dar, das andere Länder interessiert beobachten. Die englische Bildungspolitik, um die es in diesem Beitrag vornehmlich gehen soll, unterscheidet sich deutlich von der in Schottland, Wales und Nordirland. Seit der politischen Dezentralisierung (devolution) des Vereinigten Königreiches als Folge der Referendumsentscheidungen von 1997 bzw. 1998 (siehe S.108) in diesen Regionen des Landes hat sich deren Bildungspolitik, die schon vorher regionale Besonderheiten aufwies, weiter auseinanderentwickelt. Im Gegensatz zu dem Weg, den England eingeschlagen hat, haben sich Schottland und Wales im weitesten Sinne ein sozialdemokratisches, von Fortschritt und Universalismus sowie von Kooperation statt von Wettbewerb zwischen Schulen definiertes Modell bewahrt. Das Bildungssystem Nordirlands wiederum ist geprägt von der politischen Geschichte der Provinz, und seine bestimmenden Merkmale sind nach wie vor die einer akademischen und religiösen Segregation.

		Bevor wir einen Blick auf die Entwicklung des englischen Schulsystems in den letzten 30Jahren unter den jeweiligen Regierungen bis hin zu den aktuellen bildungspolitischen Maßnahmen in England werfen, zunächst ein Überblick: Das staatliche Bildungswesen in England umfasst gegenwärtig 16 778Grundschulen (für Schülerinnen und Schüler im Alter von 5 bis 11Jahren) sowie 3 401Sekundarschulen (von 11 bis 16Jahren), auf denen 3,5Millionen bzw. 3,2Millionen Schülerinnen und Schüler unterrichtet werden. Die meisten kirchlichen Schulen sind in das staatliche System integriert. Darüber hinaus gibt es 973Förderschulen (special schools) für Schülerinnen und Schüler mit Lernschwächen sowie 353 »Pupil Referral Units« (PRU), in denen Kinder unterrichtet werden, die aus gesundheitlichen Gründen keine andere Schule besuchen können oder von einer anderen Schule verwiesen wurden. Neben dem staatlichen Schulsystem existiert ein unabhängiges, schulgeldpflichtiges Schulwesen. Es besteht aus einer kleinen Zahl sehr renommierter, alteingesessener, elitärer Privatschulen (die ironischerweise public schools heißen) sowie etwa 2 300weiteren Privatschulen (von denen einige ehemals Gymnasien waren, sich dann aber entschieden, keine Gesamtschulen zu werden). Insgesamt werden im unabhängigen Schulsektor landesweit etwa sieben Prozent aller Schülerinnen und Schüler unterrichtet. Wie im staatlichen Sektor, richten sich einige der unabhängigen Schulen speziell an Schülerinnen und Schüler mit Lernschwächen. Manche Familien entscheiden sich für eine unabhängige Schule, weil sie beispielsweise ihren Kindern Zugang zu einer kleineren Schule oder einer überschaubareren Klassengröße ermöglichen wollen. Für die meisten jedoch besteht der größte Reiz dieses Sektors in seinen schulischen Leistungen bzw. der Tatsache, dass Schülerinnen und Schüler, die von diesen Schulen kommen, nach wie vor größere Chancen auf einen Studienplatz an den renommiertesten Universitäten und auf berufliche Spitzenpositionen haben. 

			2	(Quasi-)Ökonomisierung der Bildungspolitik und ihrUrsprung im Thatcherismus

			Der 1988 von der konservativen Regierung unter Premierministerin Margaret Thatcher eingeführte Education Reform Act (ERA) stellte die größte Veränderung in der englischen Schulpolitik seit den Reformen von 1944 dar. Die von diesem Gesetz geschaffenen Rahmenbedingungen prägen seitdem die Bildungspolitik in England.

			In diesem Gesetz spiegelte sich eine große, schon in den 1970er-Jahren entstandene Abneigung gegen die sozialdemokratischen Modelle des Wohlfahrtsstaats wider. Die damit einhergehende Tendenz, »den Staat zurückzudrängen«, hatte ökonomische wie auch ideologische Beweggründe. Diese wurden mit den Schlagworten »Neoliberalismus« oder »Thatcherismus« bezeichnet. Im Bildungswesen geriet die Rolle kommunaler Behörden beim Betrieb von Schulen, beispielsweise bei der Zuweisung von Mitteln und der Aufnahme von Schülerinnen und Schülern, unter Beschuss. Gleiches widerfuhr dem sogenannten Bildungsestablishment aus Lehrergewerkschaften und Lehrerausbildern sowie den von ihnen vorangetriebenen und so bezeichneten »progressiven«, »schülerorientierten« Lehrplänen und Lehrmethoden.

			Dieses Bildungsestablishment, so brachten die Regierung und ihre Unterstützer vor, habe dem Schulwesen triste Einförmigkeit und eine Herabsetzung der Standards eingebracht. Der ERA war ein erster Schritt auf dem Weg, die Macht des »Produzenten« zu reduzieren und die des »Verbrauchers« zu erhöhen. Er schränkte die Rolle kommunaler Behörden durch Einführung neuer Formen weiterführender Schulen ein (»Grant Maintained Schools« und »City Technology Colleges«). Diese erhielten ihre Finanzmittel direkt von der Zentralregierung und konnten selbst darüber bestimmen, welche Schülerinnen und Schüler sie aufnahmen. Eltern erhielten größere Wahlmöglichkeiten in Bezug auf die Schule, die ihre Kinder besuchen konnten; und Schulen wurden dazu ermutigt, individuelle Profile zu entwickeln, um ihre Attraktivität zu erhöhen. Sie hatten jetzt die Möglichkeit, Fachschulen (specialist schools) zu werden und sich ein Spezialgebiet zuzulegen (beispielsweise Naturwissenschaften oder Musik), anhand dessen sie bis zu zehn Prozent ihrer Schülerinnen und Schüler nach Begabung auswählen konnten.

			Diese Politik stellte eine Quasi-Ökonomisierung dar, denn die Regierung behielt die Kontrolle über die Erfolge, die Schulen auf diesem Markt erzielen sollten. Sie tat dies, indem sie einen Nationalen Lehrplan einrichtete (basierend auf traditionellen, neokonservativen Werten) sowie ein damit verbundenes System landesweiter Vergleichsarbeiten für Schülerinnen und Schüler (im Alter von 7, 11 und 14), mittels derer die Einhaltung bestimmter schulinterner Standards überwacht werden konnten. Daneben intensivierte sie die Schulinspektionen. Dahinter stand die Absicht, die dabei gewonnenen Informationen über die Leistungsfähigkeit der Schulen Eltern zur Verfügung zu stellen, damit diese die Auswahl einer Schule für ihr Kindes treffen konnten.

			3	Bildungspolitik unter New Labour (1997–2010)

			Anfang der 1990er-Jahre hatte die linksgerichtete Labour Party ihre vierte Wahlniederlage in Folge einstecken müssen. Als Reaktion darauf führte ihr damaliger Vorsitzender Tony Blair die Partei in die politische Mitte und firmierte sie in »New Labour« um. Unterstützt wurde diese Umstellung durch das Konzept des »Dritten Wegs«. Bei diesem vom britischen Soziologen Anthony Giddens postulierten Ansatz handelte es sich um den Versuch, die Sozialdemokratie und den Markt miteinander in Einklang zu bringen. Zwangsläufig musste dabei die Quasi-Ökonomisierung der Thatcher-Ära in Kauf genommen werden– wenn auch unter dem Banner einer Modernisierung statt einer Zurückdrängung des Staates. 1997 kam New Labour mit einer deutlichen Parlamentsmehrheit nach 18Jahren wieder an die Regierung.

			Was das Bildungswesen betraf, so brachte es die neue Parteiideologie mit sich, dass sowohl eine Vielfalt von Schulen als auch elterliche Wahlmöglichkeiten akzeptiert werden mussten. Tatsächlich stellte New Labour seine eigene komplexe Mischung aus staatlichen weiterführenden Schulen zusammen, von denen viele nicht der Kontrolle durch die kommunalen Behörden unterlagen und oftmals Fachschulen waren. Von all diesen Reformen war die Einführung von Akademien die bedeutendste und zugleich umstrittenste. Vollkommen neu war auch diese Politik nicht, da sie auf die Einführung der city technology colleges Ende der 1980er-Jahre zurückging. Neu hinzu kamen nun Lehrplaninitiativen wie die »National Literacy Strategy« zur Verbesserung der Lesefähigkeit und regionale Initiativen, beispielsweise »Education-Action Zones« zum Heben der Bildungsleistungen in benachteiligten Gebieten sowie das 2003 aufgelegte Schuloptimierungsprogramm »London Challenge« zur Stärkung der Schulen mit den schlechtesten Bildungsergebnissen. Insgesamt war es das Ziel, Schulen, die in weniger wohlhabenden Regionen angesiedelt waren, zusätzliche Finanzmittel zukommen zu lassen. New Labour führte darüber hinaus ein breiteres Spektrum beruflicher Abschlüsse für Schülerinnen und Schüler ein, um deren Engagement und Qualifikation zu erhöhen. 

			Von den ab 2002 gegründeten Akademien gab es zunächst nur einige wenige. Sie wurden eingeführt, um, nachdem alle anderen Maßnahmen zur Leistungsverbesserung gescheitert waren, das Problem erfolgloser, meist in sehr benachteiligten Gegenden angesiedelter Schulen zu lösen. Die Akademien unterlagen nicht der Kontrolle kommunaler Behörden und genossen– zum Beispiel bei den Lehrplänen– zusätzliche Freiheiten. Häufig waren sie in imposanten Neubauten untergebracht, gerade so, als solle damit gegenüber der Ortsgemeinde eine Aussage in Bezug auf eine tief greifende Veränderung gemacht werden. In dieser Phase hatten Akademien ausnahmslos Sponsoren, die in der Regel aus den Reihen der Unternehmerschaft stammten und sich an den Kapitalkosten beteiligten. Ein bemerkenswertes Beispiel gab der Teppichmagnat Sir Philip Harris ab, ein erfolgreicher Geschäftsmann und Sponsor der nach ihm benannten Akademie in London. 2017 gehörte diese Schule zu einer Reihe von mittlerweile 41Akademien unter dem Dach der Harris-Federation. Diese Expansion verdeutlicht, wie sich das Konzept der Akademien in der Folge entwickelte. Als New Labour 2010 aus dem Amt schied, gab es 203 dieser Sekundarschulen, 2016 waren es bereits 2 075.

			Selbst in den Zeiten, in denen die kommunalen Behörden die Aufnahme von Schülerinnen und Schülern kontrolliert hatten, setzte sich die Schülerschaft nur in ganz wenigen Gesamtschulen ausgewogen zusammen, was soziale Herkunft oder zuvor erbrachte schulische Leistungen anging. Da den Schulen nun Autonomie bezüglich der Aufnahme gewährt wurde, konnten wesentlich mehr von ihnen ihre Schülerinnen und Schüler selbst auswählen– sei es offen, also durch ihren Status als Fachschule, sei es verdeckt sozial selektiv. Wissenschaftliche Untersuchungen ließen in der Folge erkennen, dass die Aufnahmen mancher Schulen in keiner Beziehung zu den Gegenden standen, in denen sie angesiedelt waren. Spitzenschulen neigten dazu, bei der Aufnahme eine soziale Auslese vorzunehmen. Dies war besonders problematisch, da neben den unabhängigen Schulen de facto nur wenige staatliche Schulen den Zugang zu den renommiertesten Universitäten ermöglichten. Im Kontext der sogenannten High-Stakes-Tests sowie Leistungstabellen bzw. Ranglisten hegten Schulen ein Interesse daran, sich die fähigsten und engagiertesten Schülerinnen und Schüler auszusuchen. Mittelschichtfamilien bewiesen ihrerseits Geschick darin, ihren Kindern einen Platz an Schulen zu sichern, die auf diesen Ranglisten gut abschnitten. In Extremfällen wechselten Familien ihren Wohnsitz, um in der Nähe einer guten Schule zu wohnen, oder machten auf dem Anmeldeformular sogar falsche Angaben zu ihrem Wohnort, was strafrechtliche Verfolgung nach sich zog. 

			Das thatcheristische Ziel, informierte und aktive Konsumenten zu kreieren, hatte funktioniert, doch waren unterschiedliche gesellschaftliche Gruppen nur bedingt willens oder in der Lage, diese Rolle anzunehmen. Spätere Reformen seitens New Labour beseitigten die ärgsten Auswüchse dieser verdeckten Auslese; dabei trug man allerdings eher Sorge, weniger bevorteilten Familien dabei zu helfen, »bessere Auswählende« zu werden, anstatt die Auswahl als solche einzuschränken.

			2007 wurde Tony Blair als Premierminister von Gordon Brown abgelöst, der zum linken Flügel der Labour Party gehörte. Nun war die Rede davon, einen stärkeren Schwerpunkt auf Kooperation statt auf Wettbewerb zu legen sowie die Bildungskluft zwischen Schülerinnen und Schülern unterschiedlicher Herkunft zu verringern. Die Qualitätsmaßstäbe von Schulen wurden neu ausgerichtet und Schulen nun danach beurteilt, inwieweit sie die Leistungen der Schülerinnen und Schüler steigerten, und nicht mehr nur allein nach ihrer Abschlussquote. Zudem war eine Bereitschaft da, die Akademien so zu strukturieren, dass sie mit anderen Schulen in ihrer Region kooperierten, beispielsweise was ihren gerechten Anteil an den Schülerinnen und Schülern betraf, die von einer anderen Schule verwiesen worden waren. 

			Doch die Veränderung vollzog sich nur langsam, und nach drei Jahren war die Regierung Brown nicht mehr im Amt. Davon unabhängig äußerten sich viele Kommentatoren skeptisch in Bezug auf Browns Bemühungen, seine Agenda der sozialen Gerechtigkeit mit der Notwendigkeit in Einklang zu bringen, sich die Unterstützung der Wählerinnen und Wähler aus der Mittelschicht zu sichern– eben jene aktiv Auswählenden. Gleichwohl konnten sowohl die Regierung Blair als auch die Regierung Brown punkten, was die erzielten Fortschritte angeht. Vor allem die »National Literacy Strategy« hat die Standards im Lesen und Schreiben offenkundig angehoben (wenn sich die Verbesserungen auch erst später stabilisierten), und das Schuloptimierungsprogramm »London Challenge« gilt als sinnvollster Beitrag zur Wiederbelebung des Londoner Schulsystems seit Ende der 1990er-Jahre und lässt nun vor allem ärmere Schülerinnen und Schüler vergleichsweise gut abschneiden.

			4	Die Bildungspolitik der Koalitionsregierung (2010–2015)

			Weder Browns Labour Party noch die Conservative Party unter David Cameron konnte bei den Parlamentswahlen von 2010 eine absolute Mehrheit erringen. Damit war die kleine Liberal Democratic Party das Zünglein an der Waage und entschloss sich letzten Endes dazu, eine Koalitionsregierung mit den Konservativen zu bilden. Dies führte dazu, dass die Konservativen zwar wie in den meisten anderen Politikfeldern auch im Bildungswesen den Ton angaben, die Liberaldemokraten jedoch wichtige eigene Akzente setzten.

			Der erste Bildungsminister der Koalitionsregierung, der Konservative Michael Gove, war eine polarisierende Figur mit einer radikalen Agenda. Wie schon unter Thatcher geriet nun erneut das »Bildungsestablishment« bzw. der »Blob«, wie Gove es in Anspielung auf den gleichnamigen Science-Fiction-Film von 1958 nannte, unter Beschuss. Gove warf dem Bildungsestablishment das Aufrechterhalten einer »Entschuldigungskultur« vor, die alles versteht und rechtfertigt, auch offensichtliche Leistungsverweigerung, sowie eine niedrige Erwartungshaltung gegenüber benachteiligten Kindern. Geprägt war seine Agenda auch von der Notwendigkeit, Englands Wettbewerbsfähigkeit in einer globalen, wissensbasierten Wirtschaft zu stärken. Die von der OECD alle drei Jahre durchgeführte PISA-Studie hatte in der politischen Debatte zunehmend an Bedeutung gewonnen, und Englands mittelmäßiges Abschneiden gab vielerlei Anlass zur Klage. Gove sah Englands Wohlstand in den kommenden Jahren in Gefahr und befand, das Bildungssystem müsse mehr leisten, für alle Schülerinnen und Schüler. Seine ambitionierten Ziele gab er zu erkennen, als er vom Sprachgebrauch von New Labour, die Bildungskluft lediglich zu verringern, abwich und stattdessen nun davon sprach, sie schließen zu wollen. Er leitete weitreichende Reformen zur Schulentwicklung sowie zu Lehrplänen und Qualifikationen ein, die ihre Wurzeln allesamt eindeutig in den Reformen von 1988 hatten. Goves Nachfolgerin im Bildungsministerium, Nicky Morgan, hielt an seinem Reformprogramm fest.

			Die Reformen der Konservativen ermöglichten zunächst praktisch allen Sekundarschulen– und später auch Grund- und Förderschulen–, den Status einer Akademie und alle damit verbundenen Freiheiten zu erlangen. Auf dem Boden dieser Reformen entstanden die sogenannten converter academies, ehemalige staatliche Schulen, die sich aus eigenem Antrieb in eine Akademie umwandelten: Entsprach eine Schule den gesetzten Qualitätsansprüchen, war sie nicht zwingend auf einen externen Sponsor angewiesen, um eine Akademie zu werden. Schulen, die diesen Wandel vollzogen, kamen in den Genuss staatlicher finanzieller Vorteile; verstärkt wurde diese Entwicklung dadurch, dass die Leistungen, die sie von den kommunalen Behörden in Anspruch nehmen konnten, zum Beispiel für Kinder mit besonderen pädagogischen Bedürfnissen oder für Rechtsberatung, angesichts sinkender Etats fortwährend abnahmen. 2016 waren etwa 65Prozent aller Sekundarschulen Akademien, zudem waren bereits auch 18Prozent der Primärschulen »konvertiert«.

			Darüber hinaus ermutigte Gove unter anderem Eltern und Lehrer dazu, »Freie Schulen« zu eröffnen, die wie die Akademien nicht in den Zuständigkeitsbereich der kommunalen Behörden fielen. Die ersten Freien Schulen eröffneten 2011, 2016 gab es bereits 425. Große Beachtung fand beispielsweise die West London Free School, die der kritische Journalist Toby Young ins Leben gerufen hatte, sowie die Michaela Community School, gegründet von einer Lehrerin, Katherine Birbalsingh, die entschlossen war, in benachteiligten Gemeinden Schulen zu etablieren, deren Qualität ihren hohen Erwartungen entsprach.

			Seiner Abneigung gegenüber dem Bildungsestablishment treu bleibend, schaffte Gove bei Akademien und Freien Schulen die Anforderung ab, dass Lehrkräfte über eine abgeschlossene Lehrerausbildung verfügen mussten. Für die übrigen Schulen wurde diese Ausbildung diversifiziert. Zulasten der universitären Lehrerausbildung wurde die schulinterne Lehrerausbildung ausgeweitet. Die größeren Akademie-Ketten, etwa die oben genannte Harris-Kette, wurden derweil dazu ermutigt, eigene, hausinterne Lehrerausbildungsprogramme aufzulegen. Der Schwerpunkt lag nun auf Schulen, die Verantwortung für sich selbst und für das System übernahmen; ein »schools led system«, eine Art schulisches Netzwerk, bei dem sich Schulen untereinander unterstützten, sollte zur Verbesserung beitragen. Schulleiterinnen und Schulleiter leistungsstarker Schulen wurden jetzt wesentlich präsenter innerhalb des Systems, übernahmen häufig die Direktorenstelle kleinerer Ansammlungen von Akademien und wurden entsandt, um das Niveau von Schulen zu verbessern, die in Schwierigkeiten steckten, oder um Überprüfungen der Regierungspolitik zu leiten. 

			Gove trieb diese Reformen voran, obwohl das Niveau in den Reihen der Akademien und im Vergleich mit den kommunal geführten Schulen sehr uneinheitlich blieb: Manche Akademie-Ketten (z.B. ARK und Harris) erzielten große Erfolge dabei, Standards anzuheben und die Bildungskluft zwischen ihren Schülerinnen und Schülern zu schließen. Manch andere jedoch taten sich schwer damit, und einige waren Vorwürfen nicht repräsentativer Aufnahmen von Schülerinnen und Schülern oder sogar finanziellen Missmanagements ausgesetzt. Unter der liberal-konservativen Koalition wurde deutlich, dass eine zentrale Regierung nicht imstande war, Tausende autonomer Schulen zu verwalten. Statt die Rolle lokaler Behörden im Bildungswesen neu zu beleben, führte die Regierung regional school commissioners ein– eine alternative »mittlere Ebene« innerhalb des Schulsystems–, die verantwortlich dafür waren, die Qualitätsanforderungen regional zu überwachen.

			Derweil lag die übergeordnete bildungspolitische Priorität der Liberaldemokraten während der Dauer der Koalitionsregierung darin, die soziale Mobilität zu verbessern bzw. soziale Herkunft und spätere gesellschaftliche Stellung im Leben zu entkoppeln. Um dies anzugehen, bestand die Vorzeigepolitik der Liberaldemokraten in einem »Pupil Premium«, einem zusätzlichen Finanzierungsbetrag, der Schulen für jeden ihrer Schüler gewährt wurde, der kostenlose Schulspeisung bekam (Hauptindikator für Armut bei Schulkindern). Die ersten Ergebnisse des Programms waren enttäuschend und ließen erkennen, dass Schulen das Geld weder ausschließlich in Bildungsprogramme für ihre benachteiligen Schülerinnen und Schüler steckten, noch in Aktivitäten, die als bildungsfördernd galten. Spätere Untersuchungen zu den Auswirkungen zeigten positivere Effekte, also eine zielgerichtetere Verwendung der Mittel. Die bleibende Aufgabe für Schulen bestand darin, trotz Kürzungen der Schulbudgets und der Sozialhilfeleistungen für benachteiligte Familien auf den positiven Effekten des »Pupil Premium« aufzubauen. Angesichts der unmittelbaren Auswirkungen von Goves Reformen bei Lehrplänen und Qualifikationen standen sie damit vor einer weiteren Herausforderung.

			Beeinflusst vom amerikanischen Autor E.D. Hirsch und seiner These, alle Kinder sollten in Form eines traditionellen akademischen Lehrplans Zugang zu »aussagekräftigem Wissen« erhalten, schaffte Gove eine Vielzahl der von ihm als minderwertig betrachteten Berufsabschlüsse ab– genau diejenigen, die von New Labour eingeführt worden waren, um die Motivation und das Engagement der Schülerinnen und Schüler zu fördern. Weiterhin förderte er traditionelle Unterrichtsmethoden und ließ den Nationalen Lehrplan überarbeiten, wobei mehr Nachdruck auf Fachwissen und grundlegende Konzepte gelegt wurde. Er sah die Leistungsmaßstäbe für die Schulen kritisch, weil sie nicht beabsichtigte Folgen hatten, etwa wenn an Schulen berufliche Abschlüsse forciert wurden, die zwar relativ anspruchslos waren, aber dennoch bei den vergleichenden Schulranglisten Punkte einbrachten. 

			Darüber hinaus führte er ein komplexes Paket neuer Maßnahmen ein, um die Schulen auf neue Prioritäten auszurichten. Wichtigster Leistungsmaßstab sollte die Anzahl der Schülerinnen und Schüler einer Schule sein, die bei den im Alter von 16durchgeführten landesweiten Prüfungen (General Certificate of Secondary Education, GCSE) das Zertifikat der Sekundarstufe (das in etwa dem deutschen Realschulabschuss entspricht) erhielten. Um dieses neu konzipierte »English Bacculaureate« (Ebacc) zu erreichen, müssen Schülerinnen und Schüler eine Mindestpunktzahl in Englisch, Mathematik, Naturwissenschaften, einer Sprache sowie in Geschichte oder Geografie erzielen. Zuvor waren lediglich Englisch, Mathematik und Naturwissenschaften zwingend vorgeschrieben. Schulen werden nun auch anhand des Fortschrittes bewertet, den ihre Schülerinnen und Schüler innerhalb eines breiteren Spektrums an Unterrichtsfächern erzielen.

			5	Die Konservativen erneut an der Macht (seit 2015)

			Als die Konservativen die Parlamentswahlen von 2015 gewannen, blieb David Cameron Premierminister. Doch seine Zeit im Amt sollte nur von kurzer Dauer sein: Nach dem Ergebnis des EU-Referendums im Juni 2016 trat er zurück, und seine Nachfolgerin Theresa May stellte eine neue Regierungsmannschaft und eine klare eigene Agenda zusammen, auch was das Bildungswesen anging. 

			Mittlerweile hatte die Frage der sozialen Gerechtigkeit in der öffentlichen Debatte herausragende Bedeutung erlangt. Das EU-Referendum verschärfte sie noch, da viele Menschen die Entscheidung für den »Brexit« als Protest gegen wachsende Ungleichheit in Sachen Wohlstand und Entwicklungschancen betrachteten. Als Reaktion darauf richtete Theresa May ihre Amtszeit als Premierministerin auf die Bekämpfung sozialer Ungerechtigkeit und den Aufbau einer »geeinten Gesellschaft« aus. Dabei lag ihr Schwerpunkt auf der Unterstützung jener Familien, die »gerade so eben zurechtkommen«. Obwohl womöglich beide Elternteile Arbeit haben, fällt es diesen Familien schwer, ihre Rechnungen zu bezahlen und ihren Kindern eine Zukunft zu bieten. Hier handelt es sich also nicht um jene Mittelschichtfamilien, die es sich leisten können, umzuziehen, um ihrem Kind einen Platz in einer leistungsstarken Schule zu sichern oder Schulgeld zu bezahlen. Mays Lösungsvorschlag zur Verbesserung der Bildungschancen für diese Familien lag in der Einführung weiterer staatlicher Gymnasien. Dieser Vorschlag fand in einigen Medien Anklang, war aber umstritten, und zahlreiche Forschungsergebnisse deuteten darauf hin, dass seine Umsetzung wohl kaum größere soziale Mobilität fördern würde. Zwar schneiden benachteiligte Schülerinnen und Schüler, die einen Platz auf einem Gymnasium bekommen, mit ihren späteren akademischen Leistungen relativ gut ab, doch gelangen nur sehr wenige von ihnen überhaupt erst auf eine solche Schule. Eine Rolle hierbei spielt die Möglichkeit von Mittelschichtfamilien, in Nachhilfeunterricht für ihre Kinder zu investieren, der sie auf das 11-plus-Examen vorbereitet– wodurch sie einen Vorteil gegenüber Kindern aus ärmeren Familien haben. Schulleitungen ihrerseits lehnten diese Politik ab, weil sie befürchten, die Gründung eines Gymnasiums in ihrem Einzugsbereich würde die fähigsten und engagiertesten Schülerinnen und Schüler von ihrer Schule »abschöpfen«. Ein anderer Vorschlag der Premierministerin war es, dass unabhängige, schulgeldpflichtige Schulen schlechter gestellten Familien mehr Stipendien anbieten sollten. Hierdurch würden allerdings wiederum, so die Kritik, bildungsfähige Schülerinnen und Schüler von Gymnasien wie auch von anderen staatlichen Schulen abgeworben.

			Die neue Bildungsministerin Justine Greening unter der Regierung May verfolgte einen anderen Ansatz als ihre Vorgängerin Nicky Morgan. Ob aus freien Stücken oder notgedrungen, schwächte sie deren Politik in einigen Bereichen ab: So wurde das Ziel, sämtliche Schulen in Akademien umzuwandeln, aufgegeben; und vor dem Hintergrund eines sich abzeichnenden Lehrermangels unterstützte die Regierung stärker die Lehrerausbildung an den Universitäten. Das Vorzeigeprojekt der Bildungsministerin aber war die Einführung von »Opportunity Areas«. Dabei erhielten zunächst zwölf Regionen, die in Bezug auf soziale Mobilität als besonders problembehaftet gelten, Zugriff auf zusätzliche Mittel, um die Möglichkeiten benachteiligter junger Menschen– vom Kindergarten bis zum Eintritt ins Arbeitsleben– zu fördern. Dies geschieht etwa durch schulische Optimierungsmaßnahmen oder die Bereitstellung von mehr Berufspraktika für Schülerinnen und Schüler. In mancher Hinsicht ähnelt diese Politik den regionalen Initiativen der New-Labour-Regierung, vor allem den »Education-Action-Zones«. 

			Einen weiteren Schwerpunkt legte Greening auf berufliche Bildung. Ab einem Alter von 16Jahren können junge Menschen an ihrer Sekundarschule oder an einem College eine »weiterführende Ausbildung« absolvieren. Während der Weg für junge Menschen, die eine Universität besuchen wollen, längst in Form der zweijährigen A-Level-Prüfungen (Advanced Level, dem Abitur entsprechend) eindeutig definiert ist, sind die beruflichen Qualifizierungsmöglichkeiten einem permanenten Wandel und ungleichmäßiger Qualität unterworfen. Als Reaktion darauf erhöhte die Koalitions- und später die konservative Regierung rasch die Zahl der Lehrstellen. Um die berufliche Ausbildung grundsätzlich zu verbessern, führte Greening 2017 neue fachliche Qualifizierungen (sogenannte T-Levels) ein. Dabei werden etwa 13 000bestehende berufliche Qualifizierungen durch 15 auf den Bedarf von Arbeitgebern abgestimmte »Routes« (»Ausbildungswege«) ersetzt. Im Verlauf der Jahrzehnte sind aufeinanderfolgende Regierungen immer wieder bei dem Versuch gescheitert, in England einen technischen Ausbildungsweg aufzubauen, der genauso schlüssig und für junge Menschen wie Arbeitgeber transparent ist, wie es beim akademischen Ausbildungsweg der Fall ist. Es wird ein gutes Stück Arbeit bedürfen, Ausbildungspolitik und T-Levels diesbezüglich zu einem Erfolg werden zu lassen.

			6	Experimentierfeld Bildungspolitik

			Davon ausgehend, dass eine Wahlmöglichkeit für Eltern die Standards anheben wird, verfolgt die Bildungspolitik in England seit den letzten 30Jahren einen stärker marktorientierten Ansatz. Dies hat zum einen eine Zersplitterung zur Folge, da Akademie-Ketten und viele andere informellere Gruppierungen von Schulen die traditionelle Rolle kommunaler Behörden im Bildungswesen übernehmen– mit unklaren Auswirkungen. Zum anderen folgt daraus eine Schräglage bei der Aufnahme von Schülerinnen und Schülern, was eine Benachteiligung von Kindern aus bestimmten gesellschaftlichen Gruppen bedeutet. 

			Dennoch hat sich das Basismodell nicht verändert. Mit der Wahl Jeremy Corbyns zum neuen Vorsitzenden der Labour Party 2016 erhalten jedoch erstmals seit vielen Jahren wieder stärker sozialdemokratische Modelle der Bildungspolitik eine Stimme. Inwieweit sich dies auf die zukünftige Ausrichtung der englischen Bildungspolitik auswirken wird, bleibt abzuwarten. Derweil wurden enttäuschend wenige Fortschritte dabei erzielt, die Bildungskluft zwischen Armen und Reichen zu schließen; die Pläne für mehr Gymnasien könnten– wie gezeigt– in dieser Hinsicht sogar einen Rückschritt bedeuten. Dennoch haben die Schulen in London sowie eine Reihe einzelner Schulen und Akademie-Ketten außerhalb der Hauptstadt mit der Verbesserung schulischer Leistungen bewiesen, dass Fortschritt möglich ist. Die Herausforderung für die Gestaltung von Englands Bildungspolitik besteht darin, Ideologie und populistische Effekthascherei beiseitezulassen und von diesen Erfolgen zu lernen. 

			Aus dem Englischen übersetzt von Peter Beyer.
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			Cyprian Piskurek


			Sportnation(en) UK

			Großbritannien gilt gemeinhin als eine der großen Sportnationen, sowohl was die Erfolge britischer Athleten als auch die Begeisterung der Bevölkerung für verschiedenste Sportarten angeht. Eine Studie aus dem Jahr 2013 schätzt die Anzahl der Sportvereine im Land auf 151000, mit durchschnittlich je 114Mitgliedern. Bis zum 16.Lebensjahr ist die Teilnahme am Sportunterricht im öffentlichen Schulsystem verpflichtend, und in keinem anderen Sektor gibt es so viele ehrenamtliche Mitarbeiter wie im Sport. Soweit mag sich das Vereinigte Königreich nicht allzu sehr von anderen westlichen Nationen unterscheiden. Hinzu kommt aber, dass Großbritannien mit einigem Recht für sich beanspruchen kann, den Sport in seiner modernen Form vielleicht nicht allein erfunden, aber doch wie keine andere Nation entwickelt und geprägt zu haben. Dass England sich als Mutterland des Fußballs bezeichnet, ist hinlänglich bekannt, doch im Viktorianischen Zeitalter bildete sich in Großbritannien auch ein Ideal von spielerisch-körperlicher Betätigung heraus, das viel weiter greift.

			In diesem Beitrag werden zunächst die historische Entwicklung des modernen Sports seit dem 19.Jahrhundert skizziert und dann einige Schlaglichter auf die populärsten Sportarten und deren Bedeutung für die britische Kultur und Bevölkerung geworfen. Es wird deutlich werden, dass die komplexe Fragestellung der nationalen Identität innerhalb des Vereinigten Königreichs mit seinen vier Teilen England, Schottland, Wales und Nordirland– mehr als in anderen kulturellen Feldern wie Musik und Kunst– in nahezu alle Bereiche des Sports ausstrahlt.

			1	Die Entwicklung des modernen Sports

			Die Entwicklung des modernen Sports ist eng mit den Institutionen und Wertvorstellungen des Viktorianischen Zeitalters verbunden, insbesondere mit den public schools, den Internaten für die Söhne der oberen Schichten. An Schulen wie Rugby, Harrow oder Eton propagierten verschiedene Schulleiter das Prinzip der »muscular christianity«, was man als die untrennbare Einheit von christlichen Idealen und einer athletischen und moralischen Männlichkeit übersetzen könnte. Dieses Idealbild wird auf Thomas Hughes’ Roman Tom Brown’s Schooldays aus dem Jahr 1857 zurückgeführt und erwies sich als prägend für die Ausbildung der jungen Männer, die später die Führung des mächtigen Britischen Empires übernehmen würden. Um »Verweichlichung« und »Verweiblichung« vorzubeugen, war die moralische und christliche Erziehung eng mit der Betonung von Athletik, Disziplin und Teamfähigkeit gekoppelt. Aus diesem Grund wurde sportliche Betätigung und insbesondere die Entwicklung von Teamspielen an diesen Schulen gefördert. Dass der Abbau überschüssiger Energie auf dem Sportplatz bei heranwachsenden Jungen auch als Maßnahme galt, um von als unrein definierten Praktiken wie Masturbation abzulenken, wurde zwar nicht öffentlich geäußert, darf aber angenommen werden.

			Der Korpsgeist, den die public schools durch Mannschaftssportarten so effektiv betonten und vermittelten, wurde von den Absolventen dann weiter an die Universitäten getragen. Junge Männer taten sich zusammen, um Rugby, Cricket oder Fußball zu spielen, und da unterschiedliche Schulen unterschiedliche Spielarten pflegten, bemerkte man schnell die Notwendigkeit eines einheitlichen Regelwerks. So wurden beispielsweise in der Londoner Freemasons’ Tavern im Jahr 1863 die ersten (und teils heute noch gültigen) Fußballregeln festgelegt. Die umstrittene Frage des Handeinsatzes im Spiel führte schließlich zu Verwerfungen innerhalb dieses weltweit ersten Fußballverbands, sodass sich einige Mitglieder absplitteten und in der Folge den Rugbysport etablierten. Es wurden in allen größeren und vielen kleineren Städten Sportvereine gegründet: Schnell waren hier jedoch nicht nur public school boys, sondern auch Mitglieder von Kirchengemeinden, Fabrikarbeiter und andere Enthusiasten federführend. Die verschiedenen Sportarten begannen sich also zu regulieren und zu institutionalisieren. In der Folge entwickelten sich die ersten offiziellen Wettbewerbe: zunächst Pokalwettbewerbe (der Football Association Cup wurde 1871/72 das erste Mal ausgetragen) und aus wirtschaftlichen Gründen dann auch Ligabetriebe (die Football League startete im Jahr 1888), die den Vereinen eine Mindestzahl an Wettbewerbsspielen garantierten.

			Dass diese neugegründeten Vereine aber nicht nur Mitspieler, sondern auch ganze Horden an Zuschauern anziehen konnten, war– abgesehen von der Attraktivität der Sportarten und Wettkämpfe– einigen Veränderungen im Viktorianischen Zeitalter geschuldet. So profan es klingen mag: Einen großen Einfluss hatte dabei die großflächige Einführung einer Fünfeinhalbtagewoche, die es vielen Arbeitern überhaupt erst ermöglichte, an sportlichen Wettkämpfen als Freizeitaktivität teilzunehmen. Auch wenn die Etablierung der Strukturen des modernen Sports von der Mittel- und Oberschicht abhing, war für den Siegeszug verschiedener Sportarten die Tatsache bedeutsam, dass die Arbeiterschaft nicht nur Gefallen an den Spielen fand, sondern diese in Windeseile als ihre eigenen Sportarten adaptierte und mit ihren eigenen Bedeutungen auflud. Bei der Gründung der Football Association (FA) im Jahr 1863 war der moderne Fußball beispielsweise noch klar in der Hand der public school boys, aber spätestens zum Ende des 19.Jahrhunderts handelte es sich hier vornehmlich um einen Sport der Arbeiterklasse. Ebenso essenziell war der Ausbau des Eisenbahnnetzes, wodurch der Sport eine nationale Dimension bekam, da Mannschaften aus verschiedenen Regionen gegeneinander antreten konnten. Auch der Sportjournalismus, der sich im 19.Jahrhundert entwickelte und signifikant zur Popularität des Sports beitrug, konnte im Grunde erst durch die Entwicklung der Telegrafie entstehen. 

			2	Sport und Empire

			Die Beliebtheit vieler in Großbritannien entwickelter Sportarten blieb jedoch nicht lange auf die Britischen Inseln beschränkt. Dies hatte zuallererst mit der dominanten Rolle des Vereinigten Königreichs als imperiale Großmacht zu tun; etwas flapsig formuliert waren die Briten eben fast überall auf dem Globus anzutreffen– selbst dort, wo keine offiziellen Kolonien zu finden waren, trieben britische Geschäftsleute Handel, und so wurden Sportarten wie Fußball oder Cricket in alle Ecken der Welt exportiert. Oftmals war die Motivation hierfür einfach der Zeitvertreib, aber gleichzeitig passte es zum Sendungsbewusstsein des Empires, dass durch den Sport auch die so viel beschworenen britischen Werte wie Disziplin und Fairness transportiert wurden. Die ersten Fußballvereine in vielen europäischen Ländern oder auch in Südamerika wurden entweder von Briten im Exil gegründet oder zumindest durch deren Überzeugungsarbeit unter den anglophilen Eliten angestoßen. Vielfach zeugen die Namen der Vereine noch heute davon: First Vienna FC oder die Grasshoppers Zürich, ebenso River Plate Buenos Aires oder die Newell’s Old Boys (Rosario, Argentinien). In Uruguay mussten die Vereine in der Anfangszeit sogar englische Titel tragen, damit der Dachverband diese akzeptierte.

			Britische Emigranten zeichneten auch dafür verantwortlich, dass Cricket oder Rugby in verschiedensten Teilen der Welt populär wurden. In diesen beiden Sportarten ist der britische Ursprung besonders augenfällig, da sie insbesondere in früheren Kolonien praktiziert werden. Weltmeisterschaften in beiden Disziplinen ähneln im Teilnehmerfeld daher den Commonwealth Games (einer Art Olympischer Spiele im Kleinformat für Mitglieder dieses Staatenbundes), und es entbehrt heutzutage nicht einer postkolonialen Symbolik, wenn Nationen wie Indien, Südafrika oder Neuseeland hier den vier britischen home nations die Grenzen aufzeigen. Die britische Vorherrschaft bedeutete jedoch nicht, dass in allen Teilen der Welt die Spiele der Kolonialherren adaptiert wurden. In Irland wurden im Zuge des Gaelic Revival, der Bewegung zur Wiedererweckung der irischen Identität gegen Ende des 19.Jahrhunderts, zum Beispiel ganz bewusst eigene, nicht britische Sportarten wie Hurling gefördert. Das Credo, dass politische Unabhängigkeit nur aus kultureller Unabhängigkeit folgen könne, beinhaltete, dass die Adaption britischer Sportarten als dezidiert unirisch verpönt war. 

			Andererseits war auch in anderen Teilen des Königreichs schon früh das Bewusstsein aufgekommen, dass Sport eigene kulturelle Traditionen repräsentiert und somit auch auf diesem Feld kulturelle Autonomie betont werden konnte. In Schottland sind die sogenannten Highland Games noch heute äußerst populär. Zwar muten einige Wettbewerbe wie das Werfen von Baumstämmen (caber toss) oder riesigen Strohgarben (sheaf toss) karnevalesk an, aber für die Ausbildung einer eigenständigen kulturellen Identität sind diese Veranstaltungen nicht zu unterschätzen. Durch den urtümlichen Aspekt der aus der Natur stammenden Wurfgeschosse und den großen Kraftaufwand in diesen Disziplinen gelang es den Highland Games ziemlich problemlos, das Bild des wilden, unzähmbaren Widerstandskämpfers gegen die Engländer zu stilisieren. Ein auf den ersten Blick ganz anderes Bild Schottlands zeichnet die Liebe zum Golfsport, der bei den nördlichen Nachbarn ungleich populärer als in England ist. Dabei ist Golf für die Schotten nicht so sehr als exklusiver Sport der Reichen besetzt wie in vielen anderen Teilen der Welt; vielmehr ist dies ein Outdoor-Sport, für den die Natur Schottlands die ideale Bühne bietet. Mit mehr als 550Anlagen gibt es in Schottland gemessen an der Einwohnerzahl mehr Golfplätze als irgendwo sonst auf dem Globus.

			3	Sport und nationale Identität

			Auch wenn oft betont wird, dass Sport ein völkervereinendes Phänomen sei, ist nicht von der Hand zu weisen, dass er weitaus häufiger vereinnahmt wird, um Nationen voneinander abzugrenzen. Man muss sich nur die gesellschaftliche Relevanz internationaler Wettkämpfe vor Augen führen, um zu begreifen, wie der professionelle Sport nationale Identitäten verstärkt. Der Historiker Eric Hobsbawm hat festgestellt, dass die imaginäre Gemeinschaft von Millionen Einwohnern einer Nation sehr viel realer erscheint, wenn sie als Mannschaft aus elf namentlich bekannten Sportlern auftritt. Mit anderen Worten: Das abstrakte Konstrukt der Nation kann von grundverschiedenen Menschen, die sich persönlich nie begegnen werden, viel eher als gemeinsamer Nenner begriffen werden, wenn Symbole wie eine Nationalmannschaft dieses Konstrukt repräsentieren. Insbesondere im neuen Jahrtausend darf das Fahnenmeer, das während sportlicher Großveranstaltungen auf öffentlichen Straßen so omnipräsent geworden ist, exemplarisch für dieses kollektive Nationalgefühl gelten.

			Die Verbindung zwischen Sport und Nation wird im Vereinigten Königreich durch die Zusammensetzung der politischen Einheit des Landes jedoch kompliziert– besteht der Staat Großbritannien doch aus vier Nationen: England, Schottland, Wales und Nordirland. Insbesondere in Schottland und Wales gibt es seit Jahrzehnten Bestrebungen nach mehr Unabhängigkeit von Westminster, und im Zuge der sogenannten devolution haben beide Teile in den vergangenen zwanzig Jahren sehr viel Autonomie hinzugewonnen. Das Zugehörigkeitsgefühl des nördlichen Teils der irischen Insel zum Vereinigten Königreich ist trotz des befriedeten Nordirlandkonflikts nach wie vor fragil; und gerade das so dominante England hinterfragt im Zuge dieser Abgrenzungsprozesse zunehmend, was eigentlich seine nationale Identität innerhalb Großbritanniens ausmacht.

			Der Sport kann hier keine eindeutigen Antworten geben: Während sich die vier Fußballverbände historisch das Recht auf Unabhängigkeit innerhalb der Dachorganisationen FIFA und UEFA erkämpft haben, ist im Internationalen Olympischen Komitee (IOC) Großbritannien als einheitlicher Verband Mitglied. Deshalb nehmen an Wettbewerben wie der Fußballweltmeisterschaft– sofern sie sich qualifizieren– vier Nationalmannschaften aus dem Vereinigten Königreich teil, während bei Olympia nur ein Team UK an den Start geht. Zu hitzigen Debatten führte diese Eigenart im Vorfeld der Olympischen Spiele 2012 in London: Dem Nationalen Olympischen Komitee war es ein Anliegen, bei den Spielen im eigenen Land auch am Fußballturnier der Herren teilzunehmen. Insbesondere die Scottish Football Association stellte sich jedoch quer, aus Sorge, dass man die Autonomie des eigenen Fußballverbands aufs Spiel setze, wenn man sich auf die untergeordnete Rolle innerhalb eines »großbritischen« Teams einließe. Im Endeffekt trat eine britische Mannschaft an, deren Kader mit Ausnahme von drei Walisern jedoch nur aus Engländern bestand. Auch die Öffentlichkeit tat sich schwer, diese gesamtbritische Mannschaft zu unterstützen, da– ähnlich wie in den anderen großen Teamsportarten Cricket und Rugby– die historisch gewachsene Alleinstellung von vier Nationalmannschaften offenbar nicht einmal zeitweise zu überwinden war.

			Auch in anderen Kontexten (zusätzlich zu den oben erwähnten Highland Games) zeigt sich, dass gerade die Schotten im Sport einen wichtigen Identitätsanker sehen. Im Jahr 2013 konnte man beispielsweise beobachten, wie Schottlands erster Minister Alex Salmond hinter dem britischen Premier David Cameron saß und jubelnd eine schottische Flagge schwenkte, nachdem der in Glasgow geborene Andy Murray das Tennisturnier von Wimbledon gewonnen hatte. Salmond deutete so den historischen Triumph, dass nach 77Jahren wieder ein Brite diesen prestigeträchtigen Titel errungen hatte, in einen Triumph des nach Unabhängigkeit strebenden Schottlands um. 

			Schon im 19.Jahrhundert wurden Unterschiede zwischen England und Schottland deutlich. So waren Schotten maßgeblich verantwortlich für die Einführung des Profitums im englischen Sport. Durch ihren Hang zum Passspiel brachten schottische Fußballer englischen Teams eine ganz neue Qualität bei, die dem englischen Spielstil deutlich überlegen war. Viele Teams südlich der Grenze bemühten sich deshalb um die Verpflichtung schottischer Sportler. Diese wiederum wollten für ihre Dienste entlohnt werden, was mit dem viktorianischen Ideal des Amateursportlers, der wörtlich übersetzt aus Liebe zum Spiel Sport treibt, jedoch nicht vereinbar war. Es kam zum Bruch innerhalb des englischen Fußballs, an dessen Ende jedoch die Einführung des Fußballprofitums stand.

			4	Fußball: »The People’s Game«

			Eine Betrachtung einzelner Sportarten muss fast zwangsläufig beim Fußball beginnen, so eng scheint die Assoziation dieses weltweit populärsten Sports mit Großbritannien. Zum einen gilt Großbritannien (oder genauer gesagt England) wie oben bereits gesagt als das Mutterland des Fußballs, zum anderen ist das Land auch in mehrfacher Hinsicht die Wiege moderner und aktiver Fankultur. Fotografien von FA-Cup-Finals zu Beginn des 20.Jahrhunderts zeigen eindrucksvoll, welch unvorstellbare Massen das Fußballspiel anzulocken vermochte: Das sogenannte White Horse Final im Jahr 1923, bei dem ein einzelner berittener Polizist die Markierungen des Feldes gegen die bis an den Spielfeldrand gedrängten Zuschauer verteidigt, ist zu einem nationalen Mythos geworden. Ebenso führend erwiesen sich die Briten in puncto Fangesänge: Zwar waren rhythmische Anfeuerungen zunächst in Lateinamerika zu beobachten, aber inspiriert von diesen Darbietungen begannen englische Fankurven in den 1960er-Jahren, einen schier endlosen Fundus an kurzen Melodien oder ganzen, oftmals wundersam originellen Liedern für ihre Mannschaften oder einzelne Spieler zu entwickeln. Als Vorreiter (auch wenn diese Rolle von Historikern anderer Vereine bestritten wird) gilt hier »The Kop«, die Fankurve an der Liverpooler Anfield Road, in der Stadt, die als Hochburg der Beat-Ära ohnehin als Speerspitze musikalischer Trends dieser Zeit galt.

			Ebenfalls vor seiner Zeit (im Vergleich zu anderen Ländern und zur gesamtgesellschaftlichen Entwicklung) war der englische Fußball zunächst in puncto Gleichstellung: Nachdem in den 1880er-Jahren bereits die ersten Cricketklubs für Frauen gegründet wurden, zog der Fußball noch zum Ende des 19.Jahrhunderts nach. Insbesondere nach dem Ersten Weltkrieg, der durch die Abwesenheit und den Tod vieler Männer an der Front die längst überfällige Emanzipation in verschiedenen Bereichen vorantrieb (z.B. beim Wahlrecht), etablierten sich immer mehr Frauenmannschaften. 1920 wurde über ein Spiel zwischen zwei dieser Mannschaften berichtet, das 53000Zuschauer anlockte, und ein Jahr später gründete ein Teil der ca. 150landesweiten Teams die Ladies’ Football Association. Allerdings reagierte die männliche FA damit, Spiele weiblicher Mannschaften in den Stadien der Verbandsmitglieder zu verbieten, womit die Missachtung des Frauenfußballs durch die männliche Hegemonie der Gesellschaft doch wieder zementiert wurde. Immerhin wurde Frauenfußball in Großbritannien schon in den 1960er-Jahren wieder populärer als in vielen anderen europäischen Ländern und ist heutzutage der Sport mit den meisten Neuanmeldungen unter Jugendlichen im Land. Dennoch gilt, wie in so vielen männlich besetzten Sportarten, dass Frauen regelmäßig für die Anerkennung ihrer Leistungen kämpfen müssen.

			Traurigerweise fand in Großbritannien auch das Phänomen des Hooliganismus seinen Ursprung: Gruppen junger Fußballfans organisierten sich ab Ende der 1960er-Jahre, um sich im Kontext von Fußballmatches Schlägereien mit gegnerischen Fangruppen zu liefern. Auf der Fahrt zu Auswärtsspielen wurden Sonderzüge (football specials) verwüstet und in den gastgebenden Städten wurden wiederholt Läden geplündert oder in Kneipen randaliert. Gerade durch die Hooligangruppen der in internationalen Wettbewerben vertretenen Klubs wurde die organisierte Fußballgewalt auch auf den Kontinent gebracht– bekannt war der Hooliganismus jahrzehntelang dennoch als »englische Krankheit«. Zwar stand die Berichterstattung über Kämpfe zwischen Hooligans in Presse und Fernsehen in keinem Verhältnis zur tatsächlichen Gefahr und Anzahl solcher Randale, doch dass es regelmäßig zu Zusammenstößen in und um Fußballstadien kam, war trauriger Alltag im Großbritannien der 1970er- und 1980er-Jahre.

			Nichtsdestotrotz galt der englische Fußball mit seiner Fankultur vielen ausländischen Fans als eine Art Sehnsuchtsort: Die alten Stadien, die ohne die Laufbahnen und Fangnetze vieler deutscher Arenen des 20.Jahrhunderts ein direkteres Erleben des Spiels versprachen, die große Tradition und Begeisterung für das Spiel und natürlich auch die klangvollen Namen der Vereine trugen ihren Teil dazu bei. Ab 1992 zeigte sich die erste englische Liga, nun umbenannt in Premier League, im neuen Gewand. Durch neu verhandelte Fernsehverträge und weitere Umverteilungsmaßnahmen von Geldern lockten die Vereine mit immer höheren Gehältern internationale Topstars und vermarkteten sich insbesondere auch auf dem fernöstlichen Markt so geschickt, dass die Premier League zu einem der erfolgreichsten britischen Exportschlager wurde. Spieler wie Eric Cantona, David Beckham, Wayne Rooney oder Cristiano Ronaldo wurden bzw. werden wie Popstars verehrt und konnten sich als eigenständige Marken etablieren. Transfersummen und Gehälter sowie Ticketpreise stiegen in kaum vorstellbare Höhen, und der Fernsehvertrag aus dem Jahr 2015 sicherte der Premier League die Rekordsumme von 5,1Milliarden Pfund für die nächsten drei Jahre zu. Der weltweite Boom gab dem Produkt Recht, denn nicht nur die englischen Stadien waren meist ausverkauft; vor allem sahen in Ländern wie Thailand oder Malaysia Millionen Fernsehzuschauer mitten in der Nacht Spiele zwischen Manchester United und dem FC Chelsea.

			Was angesichts der globalen Marktdominanz und Popularität der Premier League jedoch oft übersehen wird, ist der tiefe Riss, den diese Erfolgsgeschichte dem englischen Fußball und seinen traditionellen Fankulturen zugefügt hat. Gegründet wurde die Premier League im Jahr 1992 als Abspaltung von den unteren drei Profiligen, da die erfolgreichsten Vereine überzeugt waren, als Premiumprodukt ohne die anderen einen weitaus lukrativeren Fernsehvertrag aushandeln zu können– das Aufkommen von Bezahlsendern wie BSkyB versprach hohe Renditen. Außerdem, so die Argumentation der Premier-League-Clubs, hatte der bisherige Verteilungsschlüssel für Fernsehgelder die Spitzenvereine übervorteilt, da diese aufgrund ihrer Popularität hauptverantwortlich für die Zahlungen der TV-Sender seien. Fast gleichzeitig hatte der sogenannte Taylor Report, der nach drei schockierenden Stadionkatastrophen (Bradford 1985, Heysel 1985, Hillsborough 1989) mit insgesamt fast 200Toten seitens der Regierung in Auftrag gegeben worden war, vorgeschlagen, die Stadien sicherer und familienfreundlicher zu gestalten, indem unter anderem alle Arenen der oberen Ligen in all-seaters, also reine Sitzplatzstätten verwandelt werden sollten.

			Den Kapazitätsverlust durch die »Versitzplatzung«, gepaart mit dem gestiegenen Komfort, nahmen die Vereine zum Anlass für eine beispiellose Erhöhung der Eintrittspreise. Im Zusammenspiel mit der medialen Repräsentation im Bezahlfernsehen wurde so eine neue, zahlungskräftigere Klientel in die Stadien gezogen, während der traditionell starke Rückhalt vieler Vereine innerhalb der Arbeiterklasse durch diese Prozesse sozialer Exklusion erodierte. Die gestiegenen Einnahmen wurden in noch teurere, oft ausländische Spieler investiert, was das Produkt Premier League wiederum noch attraktiver gestaltete; diese Spirale drehte sich nahezu unaufhaltsam weiter, bis die Eintrittspreise vielfach den Wert teurer Opernpremierentickets überstiegen. Allerdings sind mittlerweile auch Zeichen von Übersättigung zu beobachten: Seit der Saison 2012/13 werden die Preise für einzelne Spiele wieder gesenkt, weil leere Tribünen den Verkaufswert der Liga beschädigen könnten.

			Die festgefahrene Hierarchie der Liga, in der im Grunde genommen dieselben sechs Vereine (Chelsea, Manchester City, Manchester United, Arsenal, Liverpool, Tottenham) jedes Jahr dominieren, und fast zwei Dritteln der Liga, die demnach vom Abstieg bedroht sein könnten, hat in Bezug auf den sportlichen Wettbewerb die Premier League einiges an Attraktivität einbüßen lassen. Ob die Sensationsmeisterschaft des als Abstiegskandidat angetretenen Leicester City im Jahr 2016 mehr als ein Ausreißer war, darf bezweifelt werden. Dagegen kommt ein Abstieg aus der Premier League finanziell einer Katastrophe gleich, sodass sich viele Erstligisten (und noch viel mehr Klubs aus den unteren Ligen im verzweifelten Bestreben, am Reichtum der obersten Klasse zu partizipieren) an teils dubiose Investoren verkauft oder heillos verschuldet haben. Das Play-Off-Finale der Championship, der zweiten englischen Liga, gilt als das wertvollste Spiel im Weltfußball, weil der Gewinner durch den Aufstieg in die Premier League mit 180Millionen Pfund zusätzlich planen kann.

			In diesem wirtschaftlichen Wettbewerb haben sich viele Fans vom Profifußball entfremdet. Aus dem populären Genre des Fußballromans und aus den nach wie vor sehr aktiven Fanzines lässt sich diese Entfremdung schon seit den 1990er-Jahren ablesen, und es häufen sich die Berichte von Anhängern, die sich Zweitvereine in unteren Ligen suchen, um dort einem direkteren und authentischeren Ritual des Stadionbesuchs nachzugehen. Besonders bemerkenswert sind in diesem Zusammenhang von Fans gegründete und als Kollektiv geführte Vereine wie der AFC Wimbledon oder der FC United of Manchester, die aus Protest gegen die Exzesse der Spitzenvereine einen ursprünglicheren Fußball mit demokratischen Strukturen wiederbeleben wollen. Wimbledon, deren eigentlicher Klub im Jahr 2001 als Spekulationsobjekt in das 50Meilen entfernte Milton Keynes verpflanzt wurde, ist so mittlerweile bis in die dritte Liga aufgestiegen und sieht sich dort nun mit dem schwierigen Spagat zwischen Professionalisierung und Tradition konfrontiert; Portsmouth F.C. erlebte einen beispiellosen Niedergang von der ersten bis in die vierte Liga, nachdem die Besitzer sich offenkundig mit der Premier League übernommen hatten, aber seit der Verein im Besitz seiner Fans ist, scheint hier ein neues Beispiel des erfolgreichen Widerstands gegen die Macht der organisierten Investoren heranzuwachsen. 

			Ungebrochen bleibt also die Faszination der Engländer für den Sport an sich, wie diese Beispiele zeigen. Auch die Spiele der sogenannten Sunday League, den untersten Klassen im Hobbyfußball, sind ein Beweis dafür: Die 88Fußballplätze der Hackney Marshes in Nordlondon sind beispielsweise jeden Sonntag randvoll mit Enthusiasten jeglichen Alters, egal wie entwickelt ihre fußballerischen Fähigkeiten sein mögen.

			5	Cricket und die Frage nach Diversität

			Dass die Debatte um soziale Exklusion und Kommerzialisierung im Fußball überhaupt so hochkocht, ist vor allem der Tatsache geschuldet, dass der Sport seit fast einem Jahrhundert als »the people’s game« bezeichnet wird, das zwar seinen Ursprung in den oberen Schichten hatte, aber schnell von der Arbeiterklasse angeeignet wurde und somit stark demokratisierend innerhalb der rigiden Klassenstruktur der britischen Gesellschaft wirken konnte. Andere Sportarten hingegen hielten lange einen elitären und exklusiven Habitus aufrecht. Zu einem gewissen Grad kann man das dem Tennissport attestieren, dessen weiße Reinheit im altehrwürdigen Wimbledon Club immer noch einen Hauch nostalgischer Aristokratie vermittelt, und der traditionelle Ruderwettkampf zwischen den Achtern aus Oxford und Cambridge stabilisiert ebenso die alten Strukturen: weiß, männlich und (mindestens) obere Mittelklasse. Sehr markant und eindeutig ist die Fortdauer solcher Strukturen auch im äußerst populären Cricket zu erkennen. Es wäre jedoch nicht ganz richtig, wenn man deshalb der upper class nachsagte, Sportarten ohne Berührung zu bevorzugen und der Arbeiterklasse, körperlichere Disziplinen wie Fußball zu überlassen, denn ein sehr körperbetontes Spiel wie Rugby war, außerhalb Nordenglands, lange eher ein Sport der oberen Klassen.

			Der bekannteste Cricketklub des Landes ist der Londoner Marylebone Cricket Club (MCC). Hier gilt nach wie vor das Prinzip, dass neue Mitglieder von alten Mitgliedern vorgeschlagen und zugelassen werden müssen. Auf diese Art und Weise perpetuiert sich fast zwangsweise die Hegemonie der Bessergestellten. In der Literatur über den Sport findet sich wiederholt der Hinweis, dass Cricket die soziale Struktur des Landes abbilden würde: Die Gentlemen, also die meisten Mitglieder des MCC, wachen über den Sport, den auf dem Rasen dann aber oft Profis aus der Arbeiterklasse ausüben. Dabei gab es auch im Cricket schon früh die Diskrepanz zwischen sogenannten gentlemen players, die es sich aufgrund ihrer Herkunft leisten konnten, als Amateure auf ein Gehalt zu verzichten, und der Mehrzahl der Spieler, die als Profis aufliefen. Bis 1963 durften jedoch nur Amateure als Kapitäne von Teams agieren; damit war auch die moralische Deutungshoheit über Werte im Sport für die Gentlemen reserviert. Der Marylebone Cricket Club beruft sich bei der Legitimation etablierter Strukturen auf seine jahrhundertelange Tradition, denn er wurde bereits 1787 gegründet, ist Eigentümer der wichtigsten Spielstätte des Landes, des Lord’s Cricket Ground, und übt auch heute noch quasi die Funktion eines Dachverbands aus, der über die Regeln des Sports wacht. In den 1990er-Jahren wurde der MCC immerhin ein wenig egalitärer, als es endlich auch Frauen ermöglicht wurde, die Mitgliedschaft zu beantragen. Bis dahin war es lediglich der Queen möglich gewesen, aus dem Vereinspavillon heraus ein Cricketmatch zu sehen. 

			Cricket, dessen Regeln für deutsche Zuschauer oft nur schwer nachzuvollziehen sind und das von der Grundidee am ehesten mit dem amerikanischen Baseball zu vergleichen ist, erfreut sich konstanter Beliebtheit in Großbritannien. Zwar gibt es keine nationale Liga, sondern verschiedene regionale Ligenwettbewerbe, aber dennoch (oder gerade durch diese regionale Verankerung) ist Cricket eine der populärsten Ballsportarten. Das mag überraschend sein, da die ursprüngliche Version des Spiels nicht unbedingt zuschauerfreundlich wirkt: So kann ein einzelnes Match mehr als drei Tage andauern. Als in den 1960er-Jahren deshalb one-day cricket als Alternative eingeführt wurde, bedeutete das für Puristen wiederum eine Aufweichung des Sports.

			Cricket gilt auch als Spiel des Commonwealth, denn es sind insbesondere frühere Kolonien wie Indien, Pakistan, Südafrika oder Australien, in denen es die Rolle eines Nationalsports ausfüllt. Die soziale Zusammensetzung der Clubs war jedoch gerade in der Anfangszeit nicht überall dieselbe: In Australien oder auf den West Indies, den ehemaligen britischen Kolonien in der Karibik, war Cricket schon früh ein Sport der Arbeiterklasse, während in Indien oder auch in einem Land wie Argentinien das Spiel oftmals eine Freizeitbeschäftigung der Eliten darstellte. Aufgrund der Verbindungen mit den Ländern des Commonwealth kann aber zumindest konstatiert werden, dass Cricket auch auf den Britischen Inseln die Diversität ethnischer Herkunft besser abbildet als viele andere Sportarten.

			6	Aus dem Pub in die Öffentlichkeit: Darts und Sportwetten

			Ein weiteres interessantes Phänomen ist die große Popularität professioneller Dartwettkämpfe. Der Sporthistoriker Richard Holt hat Darts eine Form domestizierten Bogenschießens genannt und somit eine Brücke zu einer stets als nobel angesehenen und jahrhundertealten Sporttradition Großbritanniens gezogen. Zwar wirken bierbäuchige Stars wie Rekordweltmeister Phil Taylor oder Gary Anderson nicht im Geringsten wie die Nachfahren nobler Ritter, ausschlaggebend für die Begeisterung, die diese Dartprofis auslösen, ist aber vermutlich eher, dass sie den Zuschauern ähnlicher sehen als die durchtrainierten Profisportler in anderen Sportarten. Darts wurde schließlich vor allem als Kneipensport bekannt und ist so zu einem regulären Hobby zahlreicher Briten geworden. Auch wenn Darts keine besondere Athletik oder Ausdauer vorauszusetzen scheint, wird das Spiel dennoch als Sport klassifiziert. Holt erwähnt eine bemerkenswerte (wenngleich nicht belegte) Episode aus dem Jahr 1908, als ein Gericht das Dartspiel in Kneipen als eine Form des Glücksspiels verbieten wollte. Nachdem ein erfahrener Dartspieler im Gerichtssaal drei erfolgreiche Würfe hintereinander demonstrierte, während ein komplett unerfahrener Beamter kaum einmal die Scheibe traf, bekam Darts den offiziellen Segen als ein Spiel, das besondere Fähigkeiten erfordert. Darts ist zwar nur eines von vielen populären pub games, aber beim Pfeilwurf auf die runde Scheibe handelt es sich tatsächlich wohl um das einzige Kneipenspiel, das einen fast weltweiten Siegeszug antreten konnte.

			Abgesehen davon, dass das Spiel einer breiten Masse zugänglich ist und ein Großteil der Bevölkerung behaupten kann, schon des Öfteren auf eine Dartscheibe gezielt zu haben, wurde ab den 1960er-Jahren auch der professionelle Dartsport immer bekannter. Verantwortlich hierfür zeichnete das Fernsehen, das auf regional begrenztem Gebiet schon im Jahr 1962 begann, Turniere auszustrahlen. In den 1970er-Jahren übernahm dann der Sender ITV die Übertragung von Wettbewerben. Nachdem das Interesse etwas abgeebbt war, hat es jedoch gerade in den letzten zehn Jahren einen noch nicht dagewesenen Boom beim Darts gegeben. Die Weltmeisterschaften ziehen nicht nur Millionen vor den Fernsehbildschirm, auch die Hallen, in denen die großen Turniere stattfinden, werden immer größer, um dem riesigen Zuschaueransturm gerecht zu werden. 66000Zuschauer wohnten den 22Wettkampftagen der PDC Darts World Championship 2017 in London bei, das Preisgeld betrug zusammen 1,65Millionen Pfund, und selbst die Auslosung des Turniers wurde vom Sportsender Sky Sport News live übertragen. Die Spieler ziehen während dieser Wettkämpfe wie Boxer in den Ring ein, und durch die vielen kostümierten Fans auf den Rängen wird die karnevaleske Atmosphäre dieser Spiele noch betont. Somit gibt die leicht ironische Attitüde des professionellen Darts-Zirkus vielleicht auch unbewusst einen Kommentar zur Überhöhung des sportlichen Spektakels in der heutigen Welt ab.

			Ein weiterer zentraler– und durch seinen Ursprung in den Pubs durchaus verwandter– Aspekt der britischen Begeisterung für den passiven Konsum von Sport ist das Wetten. Es liegt in der oftmals unberechenbaren Natur des sportlichen Wettbewerbs, dass die Sportwette beinahe so alt ist wie der sportliche Wettkampf an sich. Im Viktorianischen England begeisterte sich die Arbeiterklasse in einem solchen Maße für das Glücksspiel einer Wette, dass der Gesetzgeber schon 1853 die Möglichkeiten hierzu einschränkte. Dennoch wetteten die Leute mit Vorliebe weiterhin auf alles, was einen möglichen Gewinn versprach. Zuvorderst waren Wettkämpfe zwischen Tieren populär, insbesondere Pferderennen, aber auch Hahnen- oder Hundekämpfe, selbst nachdem diese für illegal erklärt worden waren. Die Faszination der Wette leitet sich natürlich aus dem Versprechen auf leicht verdientes Geld ab, erklärt aber eben auch das Faszinosum des Sports an sich, da die Unvorhersehbarkeit des Ausgangs die utopische Natur jeglichen Wettkampfs bedingt. Das Delegieren des eigenen monetären Schicksals an einen anderen Wettkämpfer bedeutet auch, dass der Glücksspieler sich nach der platzierten Wette ganz seinem Schicksal ergibt. Aus moralischer Sicht war dies schon den Viktorianischen Eliten ein Dorn im Auge, aber ein Blick in die heutigen Stadtbilder des Vereinigten Königreichs mit den omnipräsenten offiziellen Wettbüros zeigt, wie sich die Zeiten geändert haben. Obgleich ethisch immer noch dubios, wird heutzutage ganz einfach die Wirtschaftskraft der Wettindustrie anerkannt; so sind Wettanbieter mittlerweile als Sponsoren auf Trikots und Werbebanden präsent oder veranstalten ganze Wettbewerbe, internationalen Wettskandalen zum Trotz. 

			Epilog: London 2012

			Im Sommer 2012 richtete London zum dritten Mal (nach 1908 und 1948) die Olympischen Sommerspiele aus. Jahrelang wurde hierfür die Infrastruktur erweitert und verbessert, und nationale Sportvereine hofften, aus einem solchen Großereignis, in Bezug auf ihre eigenen Strukturen oder einfach für ihre Popularität, Kapital schlagen zu können. Die Spiele, deren Kosten insgesamt auf knapp neun Milliarden Pfund geschätzt werden, gelten gemeinhin als großer Erfolg, und anders als bei anderen Großveranstaltungen der letzten Jahre (z.B. in Brasilien oder Südafrika) scheint die nachhaltige Nutzung der neu angelegten Sportstätten einigermaßen gesichert (so ist der Fußballklub West Ham United zur Saison 2017/18 ins Olympiastadion, mittlerweile umbenannt in London Stadium, umgezogen). Die sportlichen Erfolge der britischen Athleten waren oft beeindruckend und überraschten viele Beobachter: Insgesamt gewannen britische Sportler und Sportlerinnen 65Medaillen (darunter 29-mal Gold) und erreichten den dritten Platz im Medaillenspiegel. Besonders erfolgreich zeigten sich die Bahnradfahrer, Ruderer und Reiter, aber auch im Boxen, im Geräteturnen oder in der Leichtathletik standen Briten auf dem Podest. Zwar konnte mit dem weiblichen Hockeyteam nur eine Bronzemedaille in einer Teamsportart errungen werden, dafür wurden in den Einzeldisziplinen Olympiasieger wie die Siebenkämpferin Jessica Ennis, der Langstreckenläufer Mo Farah oder der Tennisspieler Andy Murray zu den Gesichtern des britischen Erfolgs.

			Diese Auflistung allein zeigt, wie wenig umfassend die Darstellung der britischen Sportwelt in diesem Kapitel sein konnte. Die Begeisterung für die britischen Erfolge, aber auch der Enthusiasmus der 70000freiwilligen Helfer oder die Weltoffenheit, mit der die Bevölkerung die Gäste aus aller Welt empfing, demonstrieren, dass die Definition nationaler Identität in Großbritannien weiterhin stark durch Sport geprägt wird. Als aktive Freizeitbeschäftigung, aber auch für Zuschauer verschiedenster Wettkämpfe ist Sport eine der zentralen Säulen des britischen Alltags.
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			Marcus Theurer


				Wetten als Volkssport 

			Wetten ist in Großbritannien Volkssport: Ob in Cornwall oder in Schottland– im Straßenbild britischer Städte sind die Filialen der großen Buchmacherketten allgegenwärtig. Nach Zählung der zuständigen Aufsichtsbehörde, der Gambling Commission, gab es im Jahr 2016 auf der Insel mehr als 8700 dieser staatlich lizenzierten Wettbüros. Der Fantasie der wettbegeisterten Bevölkerung sind kaum Grenzen gesetzt, denn es gibt wenige Dinge, auf die man im Vereinigten Königreich nicht wetten kann.

			Lieblingsobjekt der Zocker ist der Pferdesport. Kein Wunder: Auf der Insel sind rund 60Pferderennbahnen in Betrieb und damit etwa anderthalb mal so viele wie in Deutschland. Legendäre Veranstaltungen wie das Rennen in Ascot, das Grand National oder das Festival in Cheltenham ziehen die Nation in ihren Bann– und locken die Kundschaft scharenweise in die Filialen der Wettanbieter.

			Doch Sportwetten aller Art sind längst nicht alles, worauf man bei den »bookies«, wie die Briten die Buchmacher nennen, setzen kann. Beliebte Klassiker sind Fragen wie: »Welche Farbe hat der Hut, den die Queen dieses Jahr in Ascot trägt?« und »Liegt an Weihnachten in London Schnee?« Berufspendler wetten, ob ihre Züge pünktlich fahren, stolze Väter, dass ihr Sohn einmal in der Fußballnationalmannschaft spielen wird, Todkranke, dass sie länger leben werden als ihr Arzt prognostiziert. 

			Auf der Insel legendäre Geschichten wie die von David Threlfall faszinieren das Publikum: Threlfall setzte 1964 zehn Pfund darauf, dass noch, bevor das Jahrzehnt zu Ende gehe, ein Mensch den Mond betrete. Er machte sich damit zum Gespött. Doch acht Jahre später konnte er bei seinem Buchmacher einen Gewinn von 10 000Pfund abholen. 

			Beliebt ist zudem das sogenannte spread betting, bei denen die Zocker auf zukünftige Aktienkurse, Rohstoffpreise, Wechselkurse und andere Preise an den Finanzmärkten wetten können. Vielbeachtet sind auch politische Wetten. Denn in der Vergangenheit hat sich immer wieder gezeigt, dass die Quoten der Buchmacher beispielsweise Wahlergebnisse besser prognostizierten als Meinungsumfragen von Demoskopen. Deshalb achteten auch Bankanalysten im Londoner Finanzviertel vor dem Referendum über den Austritt Großbritanniens aus der EU stark auf die Quoten der Buchmacher. Zumindest in der Tendenz waren diese ein ganz guter Indikator. Kurz vor dem Volksentscheid im Juni 2016 signalisierten die Wettquoten jedenfalls eine deutlich wachsende Wahrscheinlichkeit für den »Brexit«.

			Das Wetten ist in Großbritannien auch ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. Die Gambling Commission beziffert für 2016 den Bruttoertrag in den britischen Buchmacherfilialen mit 3,3Milliarden Pfund. Hinzu kommt das stark wachsende Segment der Online-Wetten, auf das nach Angaben der Behörde 2016 ein Bruttoertrag von weiteren 1,6Milliarden Pfund entfällt. Die Marktführer wie Ladbrokes Coral oder William Hill sind Großkonzerne, die an der Börse notiert sind.

			Laut Branchenverband Association of British Bookmakers sorgen die Wettbüros für mehr als 40 000Vollzeitarbeitsplätze. Darüber hinaus sind sie eine wichtige Finanzierungsquelle für die vielen Pferde- und Hunderennbahnen im Land. Rechnet man diese Jobs dazu, hängen nach Verbandsangaben sogar rund 100000Stellen an der Wettleidenschaft der Briten. Über die freut sich auch der Finanzminister in Form milliardenschwerer Steuereinnahmen.

		Unumstritten ist das Wettgeschäft allerdings auch in Großbritannien nicht. Die britische Denkfabrik IPPR schätzte 2016 in einer Studie die gesellschaftlichen Kosten der Spielsucht, unter anderem für psychologische Betreuungsleistungen, auf der Insel auf bis zu 1,16Milliarden Pfund im Jahr. 1,1Prozent der erwachsenen Briten werden demnach als spielsüchtig eingeschätzt. Die Autoren der Studie sprachen von einem »Weckruf für die Regierung«. Sie forderten, der Staat müsse die Spiel- und Wettobsession ebenso ernst nehmen wie etwa den Alkoholismus.

		


		
			IV  Kultur

		


		
			Christa Jansohn


			Shakespeare heute 

			Auf der Hitliste der »100Greatest Britons« nimmt Englands berühmtester Dichter William Shakespeare nach Winston Churchill, Isambard Kingdom Brunel, Prinzessin Diana und Charles Darwin den 5.Platz ein, dicht gefolgt von Sir Isaac Newton und Queen Elizabeth I. Auch wenn nur 6,8Prozent bei dieser 2002 im BBC-Fernsehen durchgeführten Abstimmung für ihn votierten (Churchill bekam 28,1Prozent), gilt Shakespeare sowohl in Großbritannien als auch weltweit als der größte Dichter aller Zeiten. 400Jahre nach Shakespeares Tod scheint das Urteil des Zeitgenossen Ben Jonson über seinen Kollegen demnach immer noch Gültigkeit zu besitzen, wenn dieser in der First Folio (1616), der ersten Gesamtausgabe der Dramen Shakespeares, schreibt: »He was not of an age, but for all time.«1 Als grandioser Geschichtenerzähler fasziniert er die einen aufgrund der Vielschichtigkeit seiner noch heute aktuellen Themen und zeitlosen Figuren, die anderen begeistert er mehr mit den lyrischen Werken und deren enormer Sprachgewalt.

			Insgesamt verfasste Shakespeare 38Dramen, in denen 1223Figuren auftreten, sowie 154Sonette und zwei epische Gedichte (Venus and Adonis und The Rape of Lucrece). Zahlreiche Zitate und Anspielungen sind lebendiger Bestandteil der englischen Sprache. So benutzen Journalisten wie auch Politiker gern Shakespeares Worte, allen voran Winston Churchill, der besonders häufig aus den Historien und Tragödien zitierte, und hier vor allem aus King John,  Richard III. und Hamlet. Während Churchill in seinen Shakespeare-durchtränkten Reden mit großem Pathos auf das Nationalgefühl der Briten abzielte, benutzte man einige Jahre später das bekannte Zitat »Winter of our Discontent« aus Richard III. (I, i, 1), um die Streikwelle vom November 1978 bis März 1979 zu beschreiben, die fast das gesamte öffentliche Leben Großbritanniens lahmlegte. Boris Johnson, seit dem 24. Juli 2019 britischer Premierminister und zuvor auch als Publizist tätig, wiederum arbeitet nach seinem Buch über Winston Churchill (2014) sogar an einer Shakespeare-Biografie, deren Veröffentlichung nun aber auf unbestimmte Zeit verschoben ist.

			Auf Eis gelegt wurde dagegen eine 2013 beim Europäischen Parlament eingereichte Petition einiger Dozenten des nach Shakespeare benannten Instituts in seinem Heimatort Stratford-upon-Avon, die den englischen Dramatiker zu einem europäischen Dichter deklarieren wollten. Man wolle zeigen, wie wichtig Shakespeare für die europäische Kultur sei, »not just as somebody or something for Stratford and not just for self-congratulatory English patriotism«2, so einer der Initiatoren. Eventuell war der Antrag auch nur ein schwacher bzw. gutgemeinter Versuch, an EU-Gelder für die beiden sehr aufwendig konzipierten Jubiläumsfeierlichkeiten 2014 und 2016 (450.Geburtstag und 400.Todestag) im Geburtsort Shakespeares zu gelangen. Die Angelegenheit verlief jedenfalls im Sande, während sich fast gleichzeitig die Brexit-Kampagne immer mehr zu einer Shakespeare’schen Tragödie entwickelte. Hier wurde die Presse nicht müde, Parallelen zwischen den Königsdramen und der Realpolitik zu ziehen. The Economist präsentierte gar am 1.Juli 2016 unter dem Motto »Brexit does Shakespeare« in Anspielung auf Macbeth seine eigene Version von »The Tragedy of MacGove. A modern-day drama of political courage and bloody deeds«.

			Darüber hinaus gelangte besonders eine Szene aus The Book of Sir Thomas More (1600) ins Zentrum der aktuellen Diskussionen um die Fremdenfeindlichkeit. Das Drama, dessen Hauptverfasser Anthony Munday und Henry Chettle sind, enthält eine flammende Mahnrede aus der Feder Shakespeares, mit der der Protagonist Thomas Morus gewandt und bildreich zugleich die aufgebrachte Londoner Bevölkerung besänftigen möchte und für mehr Toleranz gegenüber den Fremden und Flüchtlingen aus Flandern und Frankreich plädiert. Die British Library stellte das Dokument anlässlich des 400.Todestages Shakespeares aus und der weltberühmte Schauspieler Sir Ian McKellen rezitierte am 23.April 2016 die sogenannte Immigration speech auf BBC Two, was zu äußerst kontroversen Äußerungen führte, letztendlich aber von den meisten als »Plädoyer für mehr Mitgefühl« in einer globalen Welt verstanden wurde.3

			In den letzten Jahren ist der nationale Shakespeare-Kult einem mehr globalen Shakespeare-Bild gewichen, das besonders die Theaterschaffenden mit ihren Inszenierungen erreichen. So tourten zum Beispiel genau zwei Jahre lang– nämlich zwischen dem 450.Geburtstag William Shakespeares im April 2014 und dem 400.Todestag des Dichters im April 2016– acht Schauspieler des Londoner Globe Theatre mit Hamlet durch die Welt und führten das Stück an ungewöhnlichen Spielorten auf, etwa auf Dorfplätzen, am sonnigen Strand, aber auch in renommierten Nationaltheatern. Am Ende ihrer Tour hatten sie insgesamt 205Nationen besucht, bevor am 23.April 2016 im Londoner Globe Theatre die letzte Vorstellung geboten wurde. Globaler kann man das Drama und Shakespeare sicherlich nicht vermarkten, dessen berühmte Zeile »to be or not to be« wohl in sehr vielen Sprachen zu einem geflügelten Wort geworden ist. 

			Zwei Jahre zuvor initiierte die Royal Shakespeare Company das »World Shakespeare Festival 2012«, an dem 60internationale Partner beteiligt waren. Tausende von Schauspielerinnen und Schauspieler sowie Künstlerinnen und Künstler spielten in nahezu 70Produktionen und nahmen an Ausstellungen und anderen kulturellen Ereignissen im ganzen Land teil. Mit diesem üppigen Programm konnte eine Brücke zu den in London stattfindenden Olympischen Sommerspielen geschlagen werden, deren Eröffnungsfeier am 27.Juli 2012 unter dem Motto »The Isles of Wonder« stand, einem abgewandelten Zitat aus The Tempest (Der Sturm), das der künstlerische Leiter der Feier, der Regisseur Danny Boyle, zum Anlass nahm, in einer bombastischen Show das Publikum durch die verschiedenen Zeiten dieser »Inseln der Wunder« zu führen. So verwandelte sich das olympische Stadion vom Agrarland mit Kühen, Gänsen und Schafen zum grauen Industrieland mit rauchenden Schornsteinen und schließlich zur digitalen Welt. Das Startsignal für die spektakuläre Feier gab der britische Tour-de-France-Sieger Bradley Wiggins, indem er eine riesengroße Glocke läutete, auf der die Worte der Figur Caliban eingraviert waren: »Be not afeard; the isle is full of noises«. Viele Britinnen und Briten, für die Shakespeare nach wie vor an den Schulen Pflichtlektüre ist, werden vermutlich die ganze Rede Calibans aus Der Sturm (III, ii, 132–140) in den Ohren gehabt haben:

			Be not afeard: the isle is full of noises,

			Sounds and sweet airs that give delight and hurt not.

			Sometimes a thousand twangling instruments
Will hum about mine ears; and sometime voices

			That, if I then had waked after long sleep,

			Will make me sleep again; and then, in dreaming,

			The clouds methought would open and show riches

			Ready to drop upon me, that, when I waked,

			I cried to dream again.4
			

Our William!

			Hatte bereits Danny Boyle mit seiner Olympiashow an den Nationalstolz der Briten appellieren wollen, so wurde dieser erst recht während der beiden Jubiläumsfeiern zum 450.Geburtstag Shakespeares im Jahr 2014 und noch extensiver zum 400.Todestages zwei Jahre später in Shakespeares Geburtsstadt, aber auch in London bedient. Jetzt war wieder stolz die Rede von »Biggest and best celebrations […] for our William!«5. So wurden die Feierlichkeiten zu touristischen Highlights, die Millionen Shakespeare-Verehrerinnen und -Verehrer anlockten. Diese gaben ihr Geld nicht nur für Badeenten im Shakespeare-Look, Shakespeare-Krawatten oder -Kochbücher in den diversen Souvenirshops aus oder kauften Shakespeare-Gedenkmünzen und Sonderbriefmarken, besuchten Ausstellungen und erwarben Bücher über Shakespeares Gärten oder über den ältesten Shakespeare-Club in Stratford.6 Den meisten ging und geht es auch um das lebendige Theatererlebnis, das die Royal Shakespeare Company (RSC) in Stratford-upon-Avon, und in London vor allem das Globe Theater, bieten. Dass mittlerweile von den Aufführungen recht bald DVDs und Tonträger wie CDs mit der Bühnenmusik angeboten werden, ist besonders in Stratford ein Novum der letzten Jahre, fördert aber durch die mediale Verbreitungsmöglichkeit die Globalisierung britischer Shakespeare-Inszenierungen, die zudem die mittlerweile etwas veralteten BBC-Fernsehserien aus den Jahren 1978 bis 1985 ablösen.

			Somit werden charakteristische Inszenierungen einem breiteren britischen und auch internationalen Publikum zugänglich gemacht, etwa die Hamlet-Inszenierung der RSC unter der Regie von Simon Godwin, dessen Konzeption von einer fast ausschließlich schwarzen Besetzung ausging. Hamlet wird hier vor allem als Entwurzelter dargestellt. Dass der Regisseur bei seiner Inszenierung sämtliche afrikanische Klischees verarbeitet– von der permanenten Trommelmusik bis hin zu prächtig gemusterten Gewändern–, mag manchen stören, es unterstreicht freilich die Realisierung eines konsequent durchdachten Regiekonzepts. Dieses wiederum wurde bei der großen Party »Shakespeare Live! From the RSC« in Stratford-upon-Avon geradezu ad absurdum geführt: Mehrere prominente Schauspielerinnen und Schauspieler (Benedict Cumberbatch, Dame Judi Dench, Sir Ian McKellen und David Tennant) rezitierten hierbei wetteifernd den Anfang von Hamlets berühmtem Monolog »To be or not to be«, bis schließlich der 67-jährige britische Thronfolger Prinz Charles mit seiner Version dem Treiben ein vergnügliches Ende setzte und dem Publikum mit seinem typisch britischen Humor zeigte, wie die wohl berühmteste Zeile aus Shakespeare zu betonen sei. Diese Hommage an Shakespeare wurde live von der BBC übertragen und war ebenfalls– wie so viele andere Shakespeare-Inszenierungen– in europäischen Kinos zu sehen und einige Monate später als DVD erhältlich.

			Shakespeare neu erzählt

			Wie die britische Erfolgsschriftstellerin und Man-Booker-Prize-Trägerin Antonia S.Byatt (geb. 1936) mehrfach betont hat, sind für alle britischen Autoren und Autorinnen die Werke William Shakespeares die Initialzündung ihres eigenen Schaffens. »Ich denke«, so Byatt, »dass Shakespeare die englische Sprache an sich geschaffen hat, er und Chaucer haben das getan. Und somit ist die Initialzündung sozusagen für alle gültig, ob sie das wissen oder nicht, der Funke hat alle getroffen. Wir beginnen in England mit elf Jahren, Shakespeare in der Schule durchzunehmen. Und weil ich ein Mädchen bin, haben wir mit den Komödien angefangen, was vielleicht nicht unbedingt das Beste ist, aber egal!«7

			Ganz im Lichte dieser Äußerung Byatts, die selbst mit The Virgin in the Garden (1978, deutsch: Die Jungfrau im Garten) einen Shakespeare-Roman verfasste, wird man die vielen literarischen Verarbeitungen sehen, die in neuerer Zeit entstanden. Besonders originell ist hier sicherlich Ian McEwans Roman Nutshell (2016, deutsch: Nussschale), in dem die Hamlet-Geschichte neu erzählt wird, und zwar aus der Sicht des Fötus im Mutterleib von Trudy (bei Shakespeare: Gertrude). Inspiriert wurde McEwan, wie auch der Titel dieses bizarren Romans nahelegt, durch Hamlets Worte in der zweiten Szene des zweiten Aktes, wo der Dänenprinz sagt: »O Gott, ich könnte in eine Nußschale eingesperrt sein und mich für einen König von unermesslichem Gebiete halten, wenn nur meine bösen Träume nicht wären.«

			Das Fortschreiben Shakespeares war auch Gegenstand des international angelegten Shakespeare-Hogarth-Projekts des britischen, 1907 von Virginia Woolf und ihrem Ehemann Leonard gegründeten Hogarth-Verlags, das zum 400.Todestag von William Shakespeare am 23.April 2016 zusammen mit zwanzig weiteren internationalen Verlagen initiiert wurde: Acht bekannte Autoren und Autorinnen wurden gebeten, einen Roman zu schreiben, der jeweils auf dem persönlichen Lieblingsdrama Shakespeares beruht.

			Den Auftakt dieses erfolgreichen Projekts machte im Oktober 2015 Jeanette Winterson mit The Gap of Time (deutsch: Der weite Raum der Zeit), ihrer Version des Wintermärchens, in der der Investmentbanker Leo (König Leontes) aus rasender Eifersucht seine schwangere Frau MiMi (Hermione) und seine neugeborene Tochter Perdita verstößt und daraufhin viele Jahre in Einsamkeit leben muss, bis seine Schuld abgegolten ist. Im Februar 2016 folgte Howard Jacobsons Fassung des Kaufmanns von Venedig (Shylock is my Name, deutsch: Shylock) und im Juni 2016 Anne Tylers Verarbeitung von Der Widerspenstigen Zähmung (Vinegar Girl, deutsch: Die störrische Braut, Oktober 2016) sowie im Oktober 2016 Margaret Atwood mit einer Fassung von Der Sturm (Hagseed, deutsch: Hexensaat). Die Autoren weiterer geplanter oder bereits erschienener Verarbeitungen sind Jo Nesbø (Macbeth), Tracy Chevalier (Othello), Edward St Aubyn (König Lear) und Gillian Flynns (Hamlet).

			Mit diesen sehr persönlichen Neuerzählungen Shakespeares wird eine lange Tradition von Shakespeare-Verarbeitungen fortgeführt, die schon seit der Renaissance in den unterschiedlichsten Genres gepflegt wurde. Freilich gelingt dem englischen Hogarth-Verlag– im Vergleich zu ausschließlich nationalsprachlichen Verarbeitungen– durch die geschickte Einbindung von zwanzig internationalen Verlagen und der zeitgleichen Übersetzung der englischen Romane eine rasche, weltweite Verbreitung, wodurch die englische Rezeption Shakespeares in einer globalen Welt nachhaltig beeinflusst wird und gleichzeitig kongeniale Adaptionen geschaffen werden.
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			Anna Auguscik


				Kulturereignisse und Kulturpreise

			Der kulturelle Kalender Großbritanniens platzt aus allen Nähten. Die Sommermonate sind mit Open-Air-Festivals gefüllt, die kalte Jahreszeit mit fernsehaffinen Übertragungen wie der Brit Awards für Popmusik. In einem Jahr werden auf der Insel ca. 400Literaturpreise vergeben, knapp 200Musikfestivals gefeiert. Culture diaries im Netz helfen bei der Navigation durch den Eventdschungel, ebenso wie die books&artspages der britischen Presse. Literaturpreise wie der Man Booker Prize sind mit den Bekanntmachungen ihrer Jurykonstellationen, ihrer long- und shortlists fast das ganze Jahr über in den Medien vertreten.

			Angesichts der Fülle von Kulturereignissen ist es wenig verwunderlich, wenn es zu Terminüberschneidungen kommt, die dann selbst für Schlagzeilen sorgen. Als im März 2016 die headliners für das »englische Woodstock«, das fünftägige Glastonbury Festival (22. bis 26.Juni), bekannt wurden, war bereits klar: Muse, Adele und Coldplay mochten die musikalischen Hauptacts sein, der wirkliche headliner am 23.Juni aber hieß »Brexit«. Noch vor dem Referendum über den Verbleib oder Austritt Großbritanniens aus der EU wurde spekuliert, ob es nicht gar zum konspirativen Plan der »Leave«-Kampagne gehörte, die jungen Wählerinnen und Wähler durch die Terminüberschneidung von Festival und Referendum von der Wahlurne abzuhalten. Nach dem Referendum wurde sogar behauptet (fälschlicherweise, wie spätere Statistiken zeigten), die jungen Briten hätten lieber auf dem Festival gefeiert, statt sich politisch zu engagieren, und dürften sich folglich auch nicht über das Brexit-Ergebnis beschweren.

			Das Brexit-Votum wäre auch mit einer einheitlichen »Remain«-Entscheidung aller 150000Festivalbesucher nicht anders ausgefallen, die Debatte um das Referendum in Verbindung mit dem Festival zeigt aber, wie eng die kulturellen Ereignisse mit den politischen und wirtschaftlichen Interessen des Landes verknüpft sind. Wie viele andere Kulturschaffende auch, haben sich die Organisatoren des Glastonbury öffentlich für den Verbleib des Vereinigten Königreichs in der EU ausgesprochen. Kein Wunder, da das kulturelle Leben auf der Insel ohne EU-Gelder deutlich ärmer wäre: Das renommierte Liverpooler Everyman Theatre ist nur eines von vielen Beispielen europäischer (Mit-)Finanzierung.

			Die Unabhängigkeit der Künste von Wirtschaft und Politik wird zu Recht gefordert und verteidigt, eine absolute Trennung ist aber nicht unbedingt wünschenswert. Um wahrgenommen zu werden, sind künstlerische Schaffensprozesse immer auch in einen Markt eingebettet, und selbst wenn das nicht im Einzelnen der Fall sein mag, wäre die Kunst ohne Chance auf politische Resonanz »entmachtet«. Kultur findet nicht in einem gesellschaftlich abgeschotteten Raum statt. Kulturereignisse bedürfen vielseitiger Teilhabe: Jemand muss auftreten, jemand muss zusehen, jemand muss dafür aufkommen.

			Großbritannien hat eine lange Tradition politisch institutionalisierter Kultursubvention, aber auch philanthropischer Unterstützung aus der Wirtschaft. Die Kunst ist ein wichtiger britischer Exportschlager: 20Prozent des globalen Kunstmarktes werden in London gehandelt, das Vereinigte Königreich ist der weltweit zweitgrößte Literatur- und Musikexporteur; und Kultur ist ein ernstzunehmender Wirtschaftszweig: Die britische creative economy beschäftigt 2,5Millionen Bürgerinnen und Bürger und macht zehn Prozent des Bruttoinlandproduktes aus. Dieses Gewicht verdankt sie nicht zuletzt bedeutenden Preisen und Festivals.

			Laut dem amerikanischen Literaturwissenschaftler und Kultursoziologen James F. English befindet sich die zeitgenössische Kunst- und Kulturszene im Preisrausch (prize frenzy): Den Ausgangspunkt für die Entwicklung dieses modernen Phänomens sieht er in der Gründung des Nobelpreises im Jahr 1901; dessen »Wucherungen« hätten dann nicht zuletzt wegen der für alle Seiten lukrativen Medienaffinität seit den 1980er-Jahren begonnen. In Anlehnung an Pierre Bourdieus symbolisches Kapital sieht English den Erfolg einiger Auszeichnungen in deren journalistic capital gegründet. Heute werden die vielzähligen Prestige- und Nischenpreise von diversen Interessenvertretern (Städte, Universitäten, Autoren- und Künstlerverbindungen, Medienkonzerne, Buchgeschäfte, Galerien) für eine noch diversere Zielgruppe vergeben: Es gibt Preise für junge und für alte Künstler; für solche mit unterschiedlicher nationaler, ethnischer und religiöser Zugehörigkeit; Preise nur für Frauen; nur für Erst- oder nur für Zweitwerke; themen-, gattungs-, sogar methodenspezifische Auszeichnungen.

			Der bekannteste Literaturpreis Großbritanniens, der Man Booker Prize, wird seit 1969 jährlich im Oktober für den besten Roman des Jahres verliehen. Galt er lange als State-of-the-Empire-Preis, wurde also nur an Autorinnen und Autoren der Commonwealth-Länder vergeben, so hat er sich seit 2014 nicht nur amerikanischen, sondern generell internationalen Autoren geöffnet, sofern ihre Werke auf Englisch erstveröffentlicht werden. Gesponsert wurde er zuerst von Booker plc, einem Lebensmittelgiganten mit dubioser Vergangenheit als kolonialer Ausbeuter, seit 2001 von der für Hedgefonds berüchtigten Investmentfirma Man Group. Der mit 50 000Pfund dotierte Preis beansprucht eine hohe Wirkmächtigkeit für Ruhm und Ehre zeitgenössischer Literaten, zum Beispiel für die steile Karriere des indisch-britischen Schriftstellers und Gewinners von 1981 Salman Rushdie. Der Preis sorgt aber auch regelmäßig für Skandale. Neben dem üblichen Medienrummel um zurückgetretene Jurymitglieder und beleidigte Autoren, entsteht das größte Debattenpotenzial des Booker Prize einerseits aus dem Spannungsfeld postkolonialer Strukturen, andererseits aus dem Spagat zwischen Kunst und Kommerz. So galt der Preisträger von 2008, Aravind Adiga mit White Tiger, in seinem Heimatland Indien als umstritten, weil das Debüt des im Westen ausgebildeten Journalisten so gar nicht dem Bild eines Incredible India à la Bollywood entsprach; immer wieder werden auch die niedrigen Verkaufszahlen der Shortlist-Titel bemängelt; wird dann– wie bei Life of Pi 2002– ein populärer Roman ausgezeichnet, scheint die Literaturkritik ebenso wenig zufrieden. Dennoch versucht sich der Preis nicht auf eine Seite zu schlagen, sondern gerade eine Vielzahl oft widersprüchlicher Interessen zu vereinen. Zunächst noch der britischen Publishers’ Association zugehörig, wurde der Preis bald von einem eigenen management committee verwaltet, das noch vielfältiger ist als die fünfköpfige, jährlich wechselnde Jury: Neben Autoren, Kritikern, Akademikern, Verlegern, Buchhändlern sowie Personen öffentlichen Interesses finden sich unter den Entscheidungsträgern auch Repräsentantinnen und Repräsentanten aus den Reihen der Politik, der Wirtschaft, des alten und des neuen Sponsors.

			Die Brit Awards (das Pendant zu den amerikanischen Grammys) bekennen dagegen eindeutig ihre Positionierung: Sie werden vom Verband der britischen Musikindustrie, der British Phonographic Industry (bpi), vergeben. Diesem gehören 300unabhängige Musikunternehmen sowie die größten Plattenfirmen des Vereinigten Königreichs (Universal Music, Warner Music und Sony Music) an. Unter den Interpreten ist der All-Time-Gewinner Robbie Williams (18Preise in den Jahren 1999–2017), der wirkliche Gewinner in der Geschichte der Brit Awards ist aber Sony Music (allein im Jahr 2017 mit 23Nominierungen und neun Preisen). So begleitet die Auszeichnung die Kritik, ein Preis von der Musikindustrie für die Musikindustrie zu sein. Im Gegensatz zum Booker und dessen kleiner Jury stimmt bei den BRITs die voting academy ab: 1000 zum Teil wechselnde Mitglieder der Musikbranche, darunter auch ehemalige Gewinner und Nominierte. Seit ihrer Gründung im Jahr 1977 pflegen die Brit Awards eine zwiespältige Beziehung zur Politik: Einerseits wurden sie im Silver-Jubilee-Jahr zu Ehren von Königin ElizabethII. ins Leben gerufen (es gewannen die Beatles). Andererseits werden seither politische Versuche, die Coolness der BRITs für die eigenen Zwecke zu gebrauchen, nicht gerade belohnt. 1998 schüttete der Sänger der Anarcho-Punk-Band Chumbawamba dem stellvertretenden Premierminister und Labour-Politiker John Prescott während der Veranstaltung einen Eimer kalten Wassers über den Kopf. Das jährlich im Februar über den Sender ITV ausgestrahlte Event kommt ganz ohne Preisgeld aus. Es gibt aber begehrte Trophäen, die von bekannten britischen Designern, Architekten und Künstlern gestaltet werden, darunter Vivienne Westwood, Damien Hirst, Tracey Emin und die 2016 verstorbene Zaha Hadid.

			Die britische Kunstszene– mit London als Epizentrum– gilt als Schmiede zeitgenössischer internationaler Kunst. Diesen Ruf verdankt sie nicht zuletzt der Tate Gallery und ihrem 1984 gegründeten Turner Prize. Politisch steht die Tate, zu der die Galerien Tate Britain, Tate Liverpool, Tate St Ives und Tate Modern gehören, unter der Schirmherrschaft des englischen Arts Council, einer nicht staatlichen öffentlichen Einrichtung des Ministeriums für »Culture, Media and Sport«. Das Ministerium ist– nicht zuletzt dank Erträgen aus der National Lottery– auch Hauptsponsor der Tate. Der Turner Prize wurde zunächst von den Freunden der Galerie– Patrons of New Art– finanziert, später von einer Investmentbank (Drexel Burnham Lambert). Als diese aufgrund illegaler Finanzaktivitäten Bankrott ging, übernahm der TV-Sender Channel4. Der aktuelle Sponsor, Gordon’s Gin, erhöhte 2004 das Preisgeld: Von den 40000Pfund gehen jährlich 25 000 an den Gewinner und 5 000 an die übrigen Nominierten. Dass es der Turner-Preis schafft, avant-garde zu sein, haben dessen Organisatoren unter Nicholas Serota (seit 1988 Direktor der Tate, seit 2016 Vorsitzender des Arts Council England) wiederholt gezeigt, am spektakulärsten vielleicht mit dem Gewinner des Jahres 1995, Damien Hirst und seiner Skulptur Mother and Child (Divided). Dennoch wird die Auszeichnung in ihrer Vorreiterrolle herausgefordert von Alternativpreisen wie dem Real Turner Prize for Painters, aber auch von der Frieze Art Fair, dem Kunstfestival, nach dem selbst die Auktionshäuser Sotheby’s und Christie’s ihren Kalender ausrichten und mit dem Tate seit 2003 kooperiert.

			Die Tendenz, Kulturfestivals in noch stärker partizipatorisch ausgerichteten Events aufgehen zu lassen, die aus Besuchern und Besucherinnen Kunstteilnehmende und zuweilen sogar Kunst(mit)schaffende machen, ist nicht nationalspezifisch. Die britische Festivalszene zählt in dieser Hinsicht aber zu den ältesten und lebendigsten der Welt. Mit dem Three Choirs Festival der Kathedralen von Worcester, Gloucester und Hereford wurde das erste Musikfestival bereits 1719 gefeiert. Neben den bekannten Spartenfestivals ist eine Entwicklung zu allgemeineren arts festivals zu beobachten. Das Glastonbury Festival, das größte Open-Air-Festival der Welt, hat sich seit der Gründung im Jahr 1970 vom reinen Musikevent zu einem Kulturereignis der contemporary performing arts entwickelt, mit Tanz-, Theater-, Kabarett- und sogar Zirkusvorstellungen. Das wohl bekannteste Festival, das es auch geschafft hat, die primäre Aufmerksamkeit von London und dem Süden der Insel auf den Norden zu lenken, ist das Edinburgh Festival– mittlerweile ein Kollektivname für eine Reihe jährlich im August ausgerichteter Parallelevents. Der offizielle Teil, The Edinburgh International Festival, feiert seit 1947 Theater, Oper, Musik, Tanz und die bildende Kunst und bietet außerdem unzählige Vorträge und Workshops. Es beherbergt seit 1983 auch das Edinburgh International Book Festival. Mit dem auf Straßenkunst spezialisierten Edinburgh Festival Fringe hat das offizielle Festival seit seiner Gründung eine rivalisierende Veranstaltung, und das mit durchaus produktiven Ergebnissen für beide Seiten.

			Die Einladungen zu und Programme von Kulturfestivals sowie die feierlichen Vergaben von Kulturpreisen sind Momentaufnahmen derjenigen, die zu einem bestimmten Zeitpunkt an der Diskussion um Kunst, Musik und Literatur partizipieren, kulturelle Trends setzen und Themen bestimmen. Festivals und Preise sind hochkonzentrierte Verdichtungs- und Knotenpunkte der Inhalte, die im Kontext der britischen Gegenwartskultur diskutiert werden.
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			Die britische Medienlandschaft

			Um zu erfahren, was in der Welt geschieht, verlassen sich die Menschen im Vereinigten Königreich auf ein breites Spektrum von Medien. Das britische Mediensystem lässt sich als hybrid beschreiben, da es sowohl unparteiische öffentlich-rechtliche Sendeanstalten und anspruchsvolle Zeitungen als auch eine Mischung aus marktschreierischen und hyperparteiischen Zeitungen und Online-Nachrichtendiensten umfasst. Einerseits verschlingen viele Menschen im Vereinigten Königreich Nachrichten geradezu. Andererseits sind sie zugleich nicht unbedingt gut informiert über Politik und öffentliche Angelegenheiten. So deckte eine 2015 in sämtlichen 28 EU-Mitgliedsstaaten durchgeführte Studie auf, dass Briten, gefolgt von Letten, die geringsten Kenntnisse über EU-Mitgliedschaft und EU-Parlament aufwiesen.1

			Tatsächlich sind die Medien im Vereinigten Königreich mittlerweile so berüchtigt für die schlechte Qualität ihrer Informationen, dass die EU-Kommission 2014 eine Website erstellte, auf der zahlreiche gern gedruckte EU-Mythen widerlegt wurden. Eine Meldung zu Brüssels angeblichem Dekolletéverbot für Kellnerinnen erschien am 4.August 2005 in der Zeitung The Sun:

			»Die EU reitet eine Schwachsinnsattacke gegen vollbusige Kellnerinnen und will ihnen verbieten, tief ausgeschnittene Blusen zu tragen. Griesgrämige Sesselfurzer halten es für ein GESUNDHEITSRISIKO, wenn Kellnerinnen zu viel Ausschnitt zeigen. Und mittels einer unsinnigen Verordnung, bei denen Biertrinkern ihr Pint im Halse stecken bleiben dürfte, haben Brüsseler Bürokraten eine Verhüllung angeordnet. Nach ihren Angaben riskieren Kellnerinnen Hautkrebs, wenn sie ins Freie hinausgehen und sich der Sonne aussetzen, um Gläser einzusammeln.« 

			Demgegenüber wies die Kommission darauf hin, die EU verbiete vollbusigen Kellnerinnen keinesfalls, Dekolleté zu zeigen. Stattdessen bezögen sich die neuen Vorschriften darauf, dass Arbeitgeber das Risiko von Haut- und Netzhautschäden für ihre Angestellten, die Sonnenstrahlen ausgesetzt sind, richtig einschätzten. Es sind jedoch nicht allein europaskeptische Zeitungen, die derlei EU-Mythen fortbestehen lassen– die Kommission entlarvte auch fast 20solcher Meldungen seitens der BBC.

			Um zu verstehen, wie (und wie gut) die Bürgerinnen und Bürger im Vereinigten Königreich informiert werden, wird in diesem Beitrag ein Überblick über das britische Mediensystem gegeben und eine evidenzbasierte Qualitätsbewertung der von unterschiedlichen Nachrichtenkanälen bereitgestellten Informationen vorgenommen. Dabei lohnt auch ein Blick auf die Berichterstattung über die Kampagne zum Brexit-Referendum von 2016. 

			1	Fernsehnachrichten im Vereinigten Königreich: vertrauenswürdig und hoch geachtet, aber auch objektiv?

			Dem Reuters Digital News Report von 2017 zufolge dient das Fernsehen den meisten Menschen im Vereinigten Königreich nach wie vor als wichtige Informationsquelle. Wie Tabelle1 zeigt, verlassen sich annähernd sieben von zehn Menschen in puncto Nachrichten auf das Fernsehen, übertroffen nur von den Online-Medien. Während der Konsum von Online-Nachrichten in den letzten Jahren stabil geblieben ist, ging der von Fernsehnachrichten seit 2013 um zehn Prozent zurück.

			Bei den Mediennutzungsgewohnheiten zeigen sich deutlich generationsbedingte Unterschiede. Junge Menschen wenden sich zunehmend Online- und Social-Media-Plattformen zu, ältere bleiben dem Fernsehen treu. Inwieweit diese generationsbedingten Muster Bestand haben, wenn die Jüngeren gealtert sind, bleibt abzuwarten; jedenfalls scheint sich die seit Langem währende Vorherrschaft der Fernsehsender dem Ende zuzuneigen. Dennoch erreichen Fernsehnachrichten nach wie vor jeden Abend viele Millionen Menschen– allein die BBC-Sendung News at Ten zieht über vier Millionen Zuschauerinnen und Zuschauer an. Fernsehnachrichten sind zudem die vertrauenswürdigste Nachrichtenquelle, und gleiches gilt für die wichtigste öffentlich-rechtliche Sendeanstalt, die BBC, die in dieser Hinsicht höher eingestuft wird als andere, kommerzielle Wettbewerber im Vereinigten Königreich wie ITV, Sky sowie Channel4 und 5. Dem Reuters Digital News Report 2017 zufolge hebt sich die BBC auch als das präziseste, informativste und unterhaltsamste Nachrichtenunternehmen ab (siehe Tabelle2). Darüber hinaus ist sie mit einigem Abstand das am meisten genutzte Nachrichtenunternehmen im Vereinigten Königreich.

			Tab. 1: Vorherrschende Nachrichtenquellen im Vereinigten Königreich 
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			Quelle: Reuters Digital News Report 2017, http://www.digitalnewsreport.org/survey/2017/united-kingdom-2017/ (28.2.2018)

			Tab. 2: Öffentliche Wahrnehmung in Bezug auf BBC-Nachrichten
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							Beste für Genauigkeit

						
							
							70 %

						
					

					
							
							Beste für Verständnis komplexer Zusammenhänge

						
							
							63 %

						
					

					
							
							Beste für kontroverse Stellungnahmen
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							Beste für Amüsement und Unterhaltung
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			Quelle: Reuters Digital News Report 2017

			Fernsehnachrichten gelten vor allem deshalb als die vertrauenswürdigsten, weil die Sender– im Gegensatz zu Zeitungen und Online-Medien, die zum Teil äußerst parteiisch und von Polemik durchzogen sind– gesetzlich vorgegebene Richtlinien zu »gebührender Überparteilichkeit« befolgen müssen. Mit Ausnahme von Sky sind alle großen marktorientierten Sender im Vereinigten Königreich– ITV, Channel4 und Channel5– lizensiert. Sie haben jeweils unterschiedliche Ausstrahlungslizenzen, die ihnen vorgeben, zu den Hauptsendezeiten lokal, national und international zu berichten. Neben einer professionellen journalistischen Kultur, die eine objektive Nachrichtenproduktion zelebriert, gibt es im Vereinigten Königreich relativ strenge Kontrollgremien, die die Qualität der Berichterstattung gewährleisten. Lange Zeit wurde die BBC von separaten Gremien reguliert (von 2007 bis 2017 vom BBC-Trust und davor vom BBC Board of Governors), im April 2017 übernahm dann die britische Medienaufsichtsbehörde, das Office of Communications (Ofcom), die Verantwortung für die wichtigsten öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten und für sämtliche kommerzielle Medien. Darüber hinaus überwacht jedoch auch das Executive Board der BBC intern Sendeinhalte und deren Objektivität, um sicherzustellen, dass hohe journalistische Standards eingehalten werden.

			An der Cardiff University durchgeführte Untersuchungen zeigen, dass Kontrollgremien eine Rolle bei der Optimierung der Qualität von Nachrichten spielen können, etwa, indem sie diese präziser und überparteilicher werden lassen. Doch obwohl das Berufsethos der Sender im Großen und Ganzen lautet, Objektivität zu wahren, kommt es dennoch vor, dass unausgewogen berichtet oder Objektivität untergraben wird. So räumten während der zehnwöchigen Kampagne des Brexit-Referendums 2016 zwar alle abendlichen Nachrichtensender im Vereinigten Königreich den für Austritt bzw. Verbleib plädierenden Politikern und Wahlkämpfern in etwa die gleiche Sendezeit ein. Dennoch bestand ein Missverhältnis an parteipolitischen Standpunkten: Die Konservativen als Regierungspartei machten über 71,4Prozent der parteipolitischen Quellen aus, Labour als offizielle Oppositionspartei lediglich 18,4Prozent. Nimmt man die europaskeptische Partei UKIP hinzu, stammten fast acht von zehn parteipolitischen Quellen im Verlauf der Kampagne aus dem politisch rechten Lager. Umgekehrt fand der Standpunkt der politischen Linken für den Verbleib in der EU im Verlauf der Referendumskampagne kein angemessenes Gehör in den Fernsehnachrichten. 

			Die Fernsehjournalisten scheuten sich zudem, die zahlreichen zweifelhaften Aussagen von Brexit-Befürwortern anzufechten. So wurde die Behauptung, die EU-Mitgliedschaft koste die Regierung wöchentlich 350Millionen Pfund (ca. 400Millionen Euro), zwar von unabhängigen Organen wie der Statistikbehörde des Vereinigten Königreichs heftig kritisiert, doch in Nachrichtensendungen wenig hinterfragt. Somit bestand die Berichterstattung zum Referendum meist eher aus statistischen Scharmützeln zwischen rivalisierenden Wahlkämpfern, und die jeweilige Stärke und Schwäche der Positionen beider Seiten wurde nur selten journalistisch bewertet. Auch wurden im Rahmen von Fernsehnachrichten nur selten Experten aus Denkfabriken oder Wissenschaftler hinzugezogen, obwohl erdrückende Beweise etwa dafür vorlagen, dass ein Austritt aus der EU der britischen Wirtschaft schaden würde.

			Wie lassen sich ein solcher Mangel an politischer Ausgewogenheit und die eher passive Auslegung von Objektivität während der Kampagne erklären? Der Grund für die Scheu davor, Positionen des Pro- und Kontra-Lagers in Bezug auf die EU-Mitgliedschaft anzufechten und vor allem gegenüber den vielen fragwürdigen Behauptungen von Brexit-Befürwortern eine angriffslustigere Rolle einzunehmen, mag darin liegen, dass die Sender selbst nicht den Anschein der Parteinahme erwecken und wegen möglicher Befangenheit in die Schusslinie geraten wollen. Insbesondere die überregionale Presse im Vereinigten Königreich, die durchweg europaskeptisch eingestellt ist, kritisiert seit vielen Jahren die angeblich mangelnde Objektivität der Sender scharf, vor allem die der BBC. 

			2	Die überregionale Presse im Vereinigten Königreich: agenda-setter trotz schwindender Leserschaft?

			Obwohl die landesweit erscheinenden Printmedien im Vereinigten Königreich seit vielen Jahren an Leserschaft verlieren, bleibt ihr indirekter Einfluss auf die Politik doch groß. Sie informieren nicht nur darüber, was politische Eliten über die brennenden Fragen unserer Zeit denken, sondern spielen auch eine tonangebende Rolle dabei, Themen zu setzen, die zahlreiche Sendeanstalten und Online-Medien dann aufgreifen.

			Die Beziehung zwischen Medien und Politik ist im Vereinigten Königreich traditionell innig, geriet nach den Wahlen von 1992 aber besonders in Verruf. Im Vorfeld dieser Wahlen sah zunächst alles nach einem Sieg für Labour aus. Während des Wahlkampfs diffamierte dann aber die Boulevardpresse Labours Parteichef, was nach gängiger Auffassung zu einer späten Verlagerung der Wählergunst und schließlich zu einem Sieg der Konservativen führte. The Sun, die meistgelesene Zeitung im Vereinigten Königreich, verkündete anschließend: »Die Sun hat gewonnen«. Seitdem wird das Ausmaß, in dem Zeitungen Einfluss auf die Politik nehmen, kontrovers diskutiert.

			Im Gegensatz zu Rundfunksendern ist die überregionale Presse im Vereinigten Königreich nicht zu einer überparteilichen Berichterstattung zur Politik und öffentlichen Angelegenheiten verpflichtet. Es steht ihr frei, ihrer jeweiligen politischen Agenda entsprechend zu berichten. Allerdings herrscht im Markt der überregionalen britischen Presse ein deutliches ideologisches Ungleichgewicht: Im politischen Spektrum rechts stehende bzw. den Konservativen zugewandte Zeitungen weisen höhere Verkaufszahlen auf als eher linksgerichtete, der Labour Party zugewandte Zeitungen (Tabelle3).

			Tab. 3: Ideologischer bzw. politischer Standpunkt der wichtigsten überregionalen Zeitungen im Vereinigten Königreich und ihre Auflage

			
				
					
							
							Zeitung

						
							
							Durchschnittliche Auflage

						
					

				
				
					
							
							The Sun / The Sun on Sunday (Conservative Party)

						
							
							1666715 / 1375539

						
					

					
							
							Daily Mail / Mail on Sunday (Conservative Party)

						
							
							1511357 / 1257984

						
					

					
							
							The Daily Telegraph / The Sunday Telegraph 

							(Conservative Party) 

						
							
							472258 / 359400

						
					

					
							
							The Times / The Sunday Times (Conservative Party)

						
							
							451261 / 792324

						
					

					
							
							Daily Express / Sunday Express (Conservative Party)

						
							
							392526 / 335772

						
					

					
							
							Daily Mirror / Sunday Mirror (Labour Party)

						
							
							724888 / 629277

						
					

					
							
							The Guardian / The Observer (Labour Party)

						
							
							156756 / 185752

						
					

				
			

			Erläuterung: In Klammern hinter dem Zeitungstitel jene Partei, die die jeweilige Zeitung im Vorfeld der Parlamentswahlen von 2017 unterstützte. 

			Quelle: Domini Ponsford, Observer both boost print sales year on year, in: Press Gazette, 19.2.2017; Freddy Mayhew, General election 2017 press endorsements: Tories backed by 80per cent of UK national Sunday newspaper market, in: Press Gazette, 5.6.2017.

			Die Überschriften der folgenden fünf Leitartikel im Vorfeld der Parlamentswahlen von 2017 machen nicht nur sichtbar, wie deutlich diese Blätter die Conservative Party unterstützten, sondern auch, wie negativ sie die linksgerichtete Labour Party aussehen ließen:

			»Wachen Sie auf, schnuppern Sie Kaffeeduft und machen Sie Ihr Kreuzchen bei der Conservative Party« (Sunday Times)

			»Für ein unabhängiges, wohlhabendes Großbritannien– wählen Sie die Conservative Party« (Sunday Telegraph)

			»Ihr Land braucht Sie … um es vor dem Mann zu bewahren, der seine Sicherheit und seinen Wohlstand zerstören könnte« (Mail on Sunday)

			»Geben Sie Theresa May Ihre Stimme– für einen besseren Brexit und für ein Großbritannien, auf das wir alle stolz sein können« (Sunday Express)

			»Es liegt im Interesse von Großbritannien, für die Conservative Party zu stimmen und dafür zu sorgen, dass Jeremy Corbyn nicht die Regierung übernimmt« (Sun on Sunday).

			Die fünf hier zitierten Sonntagszeitungen erreichen zusammen eine Auflage von mehr als vier Millionen und somit ca. 80Prozent der Leser von Sonntagszeitungen im Vereinigten Königreich.2

			Bei der Frage, warum Zeitungen politisch unausgewogen sind, spielt die Eigentumskonzentration eine wesentliche Rolle. Eine Untersuchung durch die Media Reform Coalition (2015), einen Zusammenschluss zivilgesellschaftlicher Organisationen zur Verbesserung der ethischen Standards in den Medien, zeigt, dass drei Unternehmen– News UK, DMGT und Trinity Mirror– 71Prozent des Marktes der überregionalen Zeitungen kontrollieren und The Sun, The Times, Daily Mail und Daily Mirror sowie die dazugehörigen Sonntagsausgaben besitzen. Der Studie zufolge wird dadurch der Pluralismus der überregionalen Presse im Vereinigten Königreich beschränkt: »Wir sind der Überzeugung, dass die Konzentration gerade in den Nachrichten- und Informationsmärkten des Vereinigten Königreichs endemische Ausmaße angenommen hat, und dass dringend wirksame Abhilfemaßnahmen nötig sind. Diese Form der Konzentration schafft Bedingungen, bei denen vermögende Privatpersonen und Organisationen enorme politische und ökonomische Macht anhäufen und die Medienlandschaft nach ihren Interessen und persönlichen Ansichten verzerren können.«3

			Diese Machtverzerrung wurde auch bei der Berichterstattung während der Kampagne zum Brexit-Referendum deutlich, in der das Pro-Brexit-Lager dominierte. Die Kommunikationswissenschaftlerin Julie Firmstone konnte darüber hinaus in einer Analyse der Berichterstattung zur Referendumskampagne zeigen, dass die den Brexit befürwortenden Zeitungen wesentlich hartnäckiger zur Sache gingen und für ihren Standpunkt stärker warben als der Teil der Presse, der für den Verbleib in der EU plädierte. Die Schlagzeilen bauten ein Szenario von »uns« gegenüber »denen« auf, ganz im Einklang mit dem Wahlversprechen der Brexit-Befürworter, »die Kontrolle zurückzuerlangen«: 

			»Dies ist eine echte Schlacht um England« (Daily Express, 19.Juni 2016)

			»Wir entlarven die vier noch verbliebenen Lügen der Brexit-Gegner« (Daily Mail, 23.Juni 2016)

			»Heute können Sie Geschichte schreiben– indem Sie Großbritanniens Unabhängigkeit aus den Klauen der Brüsseler Maschinerie reißen. Wir rufen Sie dazu auf, für den Brexit zu stimmen … und den heutigen Tag zum Unabhängigkeitstag zu machen« (The Sun, 23.Juni 2016). 

			Zeitungen brachten aber nicht nur vehement ihre Unterstützung eines EU-Austritts zum Ausdruck, sondern ließen auch viele der irreführenden Behauptungen aus dem Brexit-Lager fortbestehen. Dies gilt auch für die Berichterstattung zum Thema Einwanderung. Laut einer Studie des King’s College (Moore und Ramsay 2017) wurde dieses Thema während der zehnwöchigen Kampagne zum Brexit-Referendum besonders oft prominent auf den Titelseiten platziert: bei 15ausgewählten Zeitungen insgesamt 99-mal– siebenmal mehr als in den zehn Wochen vor der Parlamentswahl 2015. Mehr als drei Viertel der Schlagzeilen wurden in Zeitungen veröffentlicht, die den Brexit befürworteten, was heißt, dass sie zumeist überwältigend negativ in Bezug auf die Auswirkungen waren, die Einwanderung für das Leben und die Wirtschaft in Großbritannien bedeutet. Die meisten Berichte waren im Ton dramatisch und sensationslüstern und unterstellten, Einwanderung stelle eine übermäßige Bedrohung britischer Interessen dar:

			»Das Chaos unserer offenen Küsten: 4ungehörte Warnungen« (Daily Mail, 31.Mai 2016) 

			»Migrationskrise im Ärmelkanal« (Daily Express, 30.Mai 2016)

			»Migranten zahlen nur 100Pfund für Invasion Großbritanniens« (Daily Express, 1.Juni 2016). 

			Statt eine ausgewogene Einschätzung des Werts von Einwanderern vorzunehmen und beispielsweise auch wissenschaftliche Belege zu berücksichtigen, die zeigen, dass Einwanderung sich positiv auf die britische Wirtschaft auswirkt, wurden der Leserschaft häufig Unwahrheiten oder verzerrte Informationen zur Bedeutung der EU-Mitgliedschaft aufgetischt.

			Die Sorgfalt journalistischer Berichterstattung im Vereinigten Königreich wurde schon einmal zum Top-Thema, als 2011 Anschuldigungen publik wurden, dass Journalisten der Zeitung News oft the World Telefongespräche abgehört hatten. Dies führte zu einer von Lord Justice Leveson durchgeführten öffentlichen Untersuchung, in deren Rahmen »Kultur, Praktiken und Ethik der britischen Presse nach dem News-International-Skandal« 2011 und 2012 einer Prüfung unterzogen wurden. Viele Anhörungen wurden im Fernsehen übertragen und fanden eine breites Echo in den Medien (in gewissen Zeitungen allerdings nicht). Die Untersuchung machte unter anderem deutlich, wie lax Zeitungen im Vergleich zu Sendeanstalten reguliert werden. 2003 etwa titelte die Sun in einer ihrer Ausgaben: »Schwanenschnitzel– Asylbewerber stehlen königliche Vögel und legen sie auf den Grill«, gefolgt von einer– schlichtweg erfundenen– Story, die mit den Worten begann »Herzlose Asylbewerber rösten die Schwäne der Queen«. Obwohl die damalige Regulierungsbehörde– die Press Complaints Commission (PCC), der Beschwerdeausschuss des britischen Presseverbands– Richtlinien in Bezug auf Flüchtlinge und Asyl herausgegeben hatte, in denen gemahnt wurde, eine »unzutreffende, irreführende oder verzerrte Berichterstattung kann eine Atmosphäre der Angst und Feindseligkeit schaffen«, unternahm das Gremium kaum etwas, um gegen die haltlose Schlagzeile und Story von The Sun vorzugehen. Die PCC stellte schlussendlich fest, die in dem Artikel aufgestellten Behauptungen ließen sich nicht durch Fakten untermauern, doch die einzige Konsequenz bestand aus einer ein Jahr später gedruckten Entschuldigung– auf Seite 41.

			Die »Leveson Inquiry« brachte zahlreiche weitere Beispiele fehlerhafter Berichterstattung ans Licht, ebenso wie die enge Verbindung, die Politiker mit Zeitungsbesitzern wie Rupert Murdoch unterhielten. Doch obwohl Leveson zu dem Ergebnis kam, die Presse müsse mittels eines neuen, unabhängigen Gremiums mit gesetzlicher Grundlage stärker reguliert werden, lehnte die damalige Regierung die abschließende Empfehlung ab. Nach Stand der Dinge unterliegen die meisten Zeitungen der Selbstregulierung seitens eines Gremiums namens IPSO (Independent Press Standards Organisation), erfüllen jedoch laut Media Reform Coalition viele der von Leveson empfohlenen strengeren regulatorischen Vorschriften nicht. Da die öffentliche Untersuchung sich über einen längeren Zeitraum erstreckt hatte, stand das Thema zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Empfehlungen Ende 2012 nicht mehr im Brennpunkt der öffentlichen Wahrnehmung.

			Dass Zeitungen eine lange Geschichte parteiischer und zuweilen fehlerhafter Berichterstattung haben, schlägt sich darin nieder, wie viel Vertrauen die Menschen im Vereinigten Königreich in die überregionale Presse setzen. Allerdings darf man die britischen Zeitungen auch nicht über einen Kamm scheren, denn wie aus Tabelle4 hervorgeht, variiert das Vertrauen je nach Art der Zeitung. So gelten Zeitungen aus dem unteren Marktsegment, also bebilderte Massenblätter auf Schlagzeilensuche, wie Sun, Mirror und Daily Star durchgängig als die am wenigsten vertrauenswürdigen Nachrichtenanbieter, gleich hinter Zeitungen aus dem mittleren Marktsegment wie Mail und Express. Zeitungen aus dem oberen Marktsegment (Times, Guardian, Telegraph) genießen größeres Vertrauen, wenn auch nur bei einem Drittel der 2015 Befragten. Mehr Vertrauen genießen Nachrichtensprecher, insbesondere BBC-Journalisten, und zwar 2014 fast sechsmal mehr als Berichterstatter aus den Zeitungen des unteren Marktsegments.

			Tab. 4: Vertrauensstufen verschiedener Medientypen im Vereinigten Königreich (2007–2015)

			
				
					
							
						
							
							2007

						
							
							2008

						
							
							2010

						
							
							2011

						
							
							2012

						
							
							2013

						
							
							2014

						
							
							2015

						
					

				
				
					
							
							BBC-Journalisten

						
							
							62 %

						
							
							61 %

						
							
							60 %

						
							
							58 %

						
							
							51 %

						
							
							61 %

						
							
							58 %

						
							
							/

						
					

					
							
							ITV-Journalisten

						
							
							54 %

						
							
							51 %

						
							
							49 %

						
							
							47 %

						
							
							47 %

						
							
							55 %

						
							
							49 %

						
							
							/

						
					

					
							
							Zeitungen oberes Marktsegment

						
							
							43 %

						
							
							43 %

						
							
							41 %

						
							
							35 %

						
							
							40 %

						
							
							36 %

						
							
							40 %

						
							
							36 %

						
					

					
							
							Zeitungen mittleres Marktsegment

						
							
							20 %

						
							
							18 %

						
							
							21 %

						
							
							16 %

						
							
							17 %

						
							
							19 %

						
							
							17 %

						
							
							16 %

						
					

					
							 
						Zeitungen unteres Marktsegment

						
							
							7 %

						
							
							15 %

						
							
							10 %

						
							
							6 %

						
							
							10 %

						
							
							15 %

						
							
							10 %

						
							
							8 %

						
					

				
			

			Quelle: You Gov, How much do you trust the following to tell the truth?, 2015, https://d25d2506sfb94s.cloudfront.net/cumulus_uploads/document/usfthvzt97/YGtrackers-Trust.pdf (27.2.2018)

			Obwohl den Zeitungen breites Misstrauen entgegenschlägt, bleiben sie doch wichtige Informationsquellen, insbesondere in Bezug auf Politik. Andere Medien im Vereinigten Königreich reagieren regelmäßig auf Zeitungsschlagzeilen, unter anderem in den beliebten und themensetzenden Programmen wie der Today Show auf Radio 4, der Andrew Marr Show auf BBC1 und den TV-Nachrichtenkanälen. Im Vorfeld der Parlamentswahlen von 2017 bestimmten die Zeitungen allerdings nicht in dem Ausmaß die mediale Tagesordnung, wie es bei den vorangegangenen Wahlen der Fall gewesen war. Stattdessen geriet der Einfluss neuer, linksgerichteter Online-Nachrichten-Websites ins Blickfeld, was manche Kommentatoren zu der Feststellung veranlasste, es sei vorbei mit der Macht der Presse, da nun immer mehr Menschen auf soziale Netzwerke setzten, um Politik und öffentliche Angelegenheiten zu verstehen.

			3	Die neue Online- und Social-Media-Welt: neueMöglichkeiten, alte Einflüsse

			WieTabelle 1zeigt, sind Online-Nachrichten für viele Menschen zu einer wichtigen Informationsquelle geworden (auch wenn einigen Umfragen zufolge das Fernsehen nach wie vor die vorherrschende Quelle ist). Im Rahmen der Parlamentswahlen von 2017, bei denen Labour trotz gegenteiliger Prognosen zu Beginn des Wahlkampfes einen erheblichen Anteil von Wählerstimmen gewann, schlug sich dies anscheinend auch politisch nieder. Da im Vergleich zu vorherigen Wahlen weit mehr junge Menschen an die Urnen gingen, schrieb man es neuen, linksalternativen Websites wie The Canary,  Another Angry Voice und Evolve Politics zu, junge Leute für Politik interessiert und dazu bewegt zu haben, ihre Stimme Labour zu geben. Tatsächlich stammten einige der in den sozialen Medien am häufigsten geteilten Wahlartikel von linksalternativen Websites und erreichten fast genauso viele Klicks wie etablierte Online-Plattformen von Guardian, BBC und Independent oder sogar mehr als diese.

			In vielen Ländern, vor allem in den USA, ist der Konsum von Online-Nachrichten von Parteilichkeit gekennzeichnet. Statt Menschen ein breites Spektrum von Standpunkten zu bieten, kreiert die Online- und Social-Media-Welt den Menschen ihre eigenen Filter- bzw. Informationsblasen, mit denen sie lediglich in ihren schon bestehenden Meinungen bestärkt werden. Dieses Phänomen ließ sich auch bei den Parlamentswahlen beobachten. So ging aus einer Untersuchung auf Grundlage des Reuters Digital News Reports hervor, dass sich Menschen, die sich politisch als links vororten, eher Guardian online favorisierten, während Rechtsgerichtete unter den Befragten sich als Leserinnen bzw. Leser von Mail online erwiesen. Im Unterschied jedoch zur stärker parteiisch geprägten Online-Welt in den USA ist die BBC– eine überparteiliche öffentlich-rechtliche Sendeanstalt– mit einigem Abstand die vorherrschende Quelle von Online-Nachrichten für fast die Hälfte der Menschen im Vereinigten Königreich (siehe Tabelle 5). Online-Nachrichten unterliegen nicht den gleichen strikten Richtlinien der Objektivität, denen sich die Sendeanstalten gegenübersehen– auch wenn die BBC auf all ihren Plattformen unverändert an ihnen festhält–, und die meisten Online-Nachrichten-Seiten sind daher wie Zeitungen auch äußerst parteiisch.

			Tab. 5: Beliebteste Online-Nachrichtenquellen 

			
				
					
							
							
							Letzte Woche benutzt

						
							
							Drei Tage oder mehrbenutzt

						
					

				
				
					
							
							BBC News online

						
							
							47 %

						
							
							37 %

						
					

					
							
							Guardian online

						
							
							14 %

						
							
							7 %

						
					

					
							
							Mail online

						
							
							14 %

						
							
							10 %

						
					

					
							
							Huffington Post

						
							
							14 %

						
							
							5 %

						
					

					
							
							Website einer Lokalzeitung

						
							
							10 %

						
							
							6 %

						
					

					
							
							Sky News online

						
							
							10 %

						
							
							6 %

						
					

					
							
							Buzzfeed News

						
							
							8 %

						
							
							3 %

						
					

					
							
							MSN News

						
							
							7 %

						
							
							4 %

						
					

					
							
							Telegraph online

						
							
							6 %

						
							
							3 %

						
					

					
							
							Independent online

						
							
							6 %

						
							
							3 %

						
					

					
							
							The Lad Bible

						
							
							6 %

						
							
							2 %

						
					

					
							
							Mirror online

						
							
							6 %

						
							
							3 %

						
					

					
							
							Yahoo! News

						
							
							6 %

						
							
							3 %

						
					

					
							
							The Sun online

						
							
							5 %

						
							
							2 %

						
					

					
							
							ITV News online

						
							
							4 %

						
							
							2 %

						
					

					
							
							Times online

						
							
							4 %

						
							
							2 %

						
					

				
			

			Quelle: Reuters Digital News Report 2017

			Aus Tabelle5 geht auch hervor, dass relativ neue Websites wie Huffington Post, Buzzfeed und Lad Bible allmählich den Platz etablierter Online-Marken wie The Sun, Mirror und Telegraph einnehmen. Was Buzzfeed betrifft, so handelte es sich dabei anfänglich um einen Nachrichtenkanal mit relativ trivialem Inhalt. In den letzten Jahren investierte er jedoch erheblich mehr Mittel in seine Nachrichten, und seine Journalisten, etwa der politische Redakteur Jim Waterson, treten mittlerweile regelmäßig in tonangebenden Fernsehprogrammen auf. Die neuen Online-Anbieter gestalteten die etablierte Nachrichtenhierarchie demnach allmählich um. 

			Doch darf man den fortdauernden Einfluss herkömmlicher Online-Medien nicht unterschätzen. Immerhin sind es die großen Nachrichtenmarken im Vereinigten Königreich, die im Jahresverlauf am häufigsten geteilt und gelikt werden. Und es sind tendenziell Rundfunkpersönlichkeiten und Printjournalisten wie die politischen Redakteure von BBC und ITV, die auf Twitter die meisten Follower und auf Facebook die meisten Freunde haben. Wie der Kommunikationswissenschaftler Neil Thurman geltend gemacht hat, sollten wir zudem vorsichtig sein, was die angebliche Reichweite von Online-Nachrichten und Social-Media-Plattformen angeht. Thurmans eingehende Analyse dessen, wie Reichweitenmetrik errechnet wird, legt nahe, dass der Konsum von Online-Nachrichten überbewertet wird, da die Menschen nur wenig Zeit mit ihrer Lektüre verbringen. Wie Tabelle6 zeigt, wenden die Menschen im Schnitt weit mehr Zeit dafür auf, traditionelle Zeitungen zu lesen als Online-Nachrichten.

			Tab. 6: Zeitspanne einer Zeitungslektüre im Vergleich zum Besuch einer Online-Nachrichtenquelle

			
				
					
							
							
							Tägliche Lektüre von Printmedien in Minuten

						
							
							Tägliche Online-Besuche in Minuten und Sekunden

						
					

				
				
					
							
							Mail 

						
							
							43

						
							
							2:00

						
					

					
							
							Guardian

						
							
							39

						
							
							0:41

						
					

					
							
							Sun

						
							
							32

						
							
							0:40

						
					

					
							
							Mirror 

						
							
							37

						
							
							0:21

						
					

					
							
							Record

						
							
							31

						
							
							0:19

						
					

					
							
							Times

						
							
							47

						
							
							0:17

						
					

					
							
							Telegraph

						
							
							53

						
							
							0:17

						
					

					
							
							Star

						
							
							31

						
							
							0:16

						
					

					
							
							Express

						
							
							39

						
							
							0:12

						
					

					
							
							Scotsman

						
							
							38

						
							
							0:10

						
					

					
							
							Herald

						
							
							50

						
							
							0:09

						
					

					
							
							Durchschnitt

						
							
							40

						
							
							0:29

						
					

				
			

			Quelle: Neil Thurman, What’s a reader actually worth?, in: British Journalism Review, 28 (2017) 2), http://www.bjr.org.uk/current-edition+what%E2%80%99s_a_reader_actually_worth? (28.2.2018).

			Natürlich ist die Messung von Online-Konsum etwa auf Plattformen wie Twitter und Facebook komplizierter als die der Lektüre traditioneller Zeitungen. Doch mögen Facebook und Twitter insgesamt betrachtet den Nachrichtenkonsum auch radikal verändert haben, scheint es so, als übe ein großer Teil der alten Medien nach wie vor Einfluss auf die neue Medienlandschaft aus. Eine Untersuchung über die Online-Berichterstattung zum Brexit-Referendum 2016 (Moore und Ramsay 2017) zeigt, dass neue Online-Seiten wie Vice und Buzzfeed im Vergleich zu den Online-Seiten von Zeitungen und Sendeanstalten, also beispielsweise Guardian, Daily Express und BBC, nur wenige Reportagen verfassten und damit weniger Hintergrundinformationen lieferten. Aufgrund der Tatsache, dass bei Zeitungen viele Artikel sowohl online als auch in gedruckter Form erscheinen, überrascht es nicht, dass Themenspektrum und negativer Ton der den Brexit befürwortenden Zeitungen auch auf ihren Online-Portalen widerhallte. Während zahlreiche neue Online-Seiten relativ ausgewogen und neutral über die Kampagne des Referendums berichteten, griff die Parteinahme seitens der Presse zum großen Teil auch auf Online- und Social-Media-Plattformen über.

			Insgesamt zeigt sich darin die vergrößerte Reichweite von Nachrichten in einer Online- und Social-Media-Welt: Zwar gibt es neue Geräte, über die Menschen ihre Nachrichten konsumieren– Smartphones, Tablets, Uhren und Laptops–, doch wird dabei oft der identische redaktionelle Inhalt konsumiert. Vielmehr als das Medium selbst, sind es vor allem Medieninhaber und Regulierungsbehörden, welche die Qualität von Nachrichten in der Online- und Social-Media-Welt beeinflussen.

			4	Fazit: Wie gut informieren die Nachrichtenmedien im Vereinigten Königreich dessen Bürgerinnen und Bürgern?

			Aufgrund des hybriden Mediensystems im Vereinigten Königreich unterscheiden sich die redaktionellen Standards, je nachdem, welche Quelle man verwendet. Die bei Fernsehen und Online-Medien vorherrschende Nachrichtenquelle ist die BBC, eine gebührenfinanzierte öffentlich-rechtliche Sendeanstalt. Seit ihrer Gründung verpflichtet sie sich zu Genauigkeit und Objektivität, was sich auch in Meinungsumfragen widerspiegelt, aus denen immer wieder hervorgeht, dass die BBC als vertrauenswürdigste Informationsquelle gilt. Aufgrund der starken Präsenz der BBC und der anhaltenden Dominanz des öffentlich-rechtlichen Mediensystems im Vereinigten Königreich existiert ein seit Langem gehegtes Berufsethos hinsichtlich eines objektiven Journalismus. In diesem Sinne gelten Rundfunkanstalten als gesundes Gegengewicht zu den meisten Zeitungen und ihren Online-Plattformen, die oft marktschreierisch und in hohem Maße parteiisch sind. Die Forschung hat längst erwiesen, dass sie häufig mit den Standards von Präzision und Objektivität in Konflikt geraten. Dennoch wird die Presse im Vereinigten Königreich häufig dafür gefeiert, dass sie die Mächtigen zur Verantwortung zieht und sich weigert, der herrschenden Elite mit Ehrerbietung gegenüberzutreten. Obwohl Zeitungen viele Leserinnen und Leser verlieren und von neuen Nachrichten-Websites herausgefordert werden, üben sie weiterhin einen maßgeblichen Einfluss auf Politik, öffentliches Leben und andere Medien aus. Auch wenn dieser schwer messbar ist, ziehen Zeitungen nach wie vor auf eine Art und Weise die Aufmerksamkeit von Nachrichtenredaktionen der Rundfunksender auf sich, wie es andere Medienquellen nicht tun.

			Der problematische Einfluss der Presse zeigt sich in ihren lang gehegten europaskeptischen Ansichten. Viele Untersuchungen zeigen, dass Zeitungen und Online-Plattformen während der Kampagne zum Brexit-Referendum 2016 nicht objektiv oder in irreführender Weise Bericht erstatteten. Die BBC und andere Sendeanstalten wiederum wollten möglicherweise ihre Legitimation als objektive Instanz schützen, was sie dann davon abhielt, zu bestimmten Themen Partei zu ergreifen, selbst wenn die Expertenmeinung etwa zu Wirtschaft und Einwanderung immer stärker für einen Verbleib in der EU sprach.

			Tatsächlich ist aus früheren Forschungsarbeiten bekannt, dass die BBC nicht laufend darüber berichtet, was in den Institutionen der EU geschieht. Häufig schafft es die EU nur dann in die Nachrichten, wenn die Premierministerin bzw. der Premierminister an einem Gipfeltreffen teilnimmt oder wenn das EU-Parlament oder der Europäische Gerichtshof Entscheidungen fällt, die mit britischen Interessen und Werten kollidieren. Dies ist zwar kein klarer Verstoß gegen die Objektivität. Aber wenn Menschen limitierten Informationen in Bezug auf die EU ausgesetzt werden, die das Verhältnis des Vereinigten Königreichs zu Brüssel zudem auch noch meist negativ darstellen, ist ein Ergebnis wie jenes beim Brexit-Referendum kaum verwunderlich.

			Nach den Umfragedaten des Meinungsforschungsinstituts Ispos Mori (2016a) hatten viele Menschen wenige Wochen vor dem Referendum falsche Vorstellungen in Bezug auf die EU-Mitgliedschaft, was ihr Abstimmungsverhalten möglicherweise beeinflusste. So überschätzten die meisten Befragten beispielsweise beim Thema Einwanderung– ein wichtiger Aspekt während der Kampagne– die Anzahl der im Vereinigten Königreich lebenden EU-Ausländer. Diese machen lediglich fünf Prozent der Bevölkerung aus, 3,5Millionen Menschen. Die Befragten glaubten jedoch im Durchschnitt, es wären 15Prozent, Brexit-Befürworter gaben sogar 20Prozent an. Trotz der zehnwöchigen Kampagne, die der Abstimmung beim EU-Referendum vorausging, fühlte sich nach einer Umfrage der Lobbyorganisation Electoral Reform Society nur ein Drittel der Befragten »gut oder sehr gut informiert«. Eine andere Umfrage deckte auf, dass fast die Hälfte der Befragten der weitgehend diskreditierten Behauptung Glauben schenkten, die EU-Mitgliedschaft koste die Regierung des Vereinigten Königreichs jede Woche 350Millionen Pfund, umgerechnet knapp 400Millionen Euro (Ispos Mori 2016b).

			Angesichts der Auswirkungen, die der Brexit auf Wirtschaft und Gesellschaft nehmen dürfte, hätten die Nachrichtenmedien im Vereinigten Königreich eine wirksamere Rolle dabei spielen können, während der Kampagne des Referendums den Kenntnisstand und das Verständnis der Menschen in Bezug auf die EU-Mitgliedschaft zu verbessern. Anders gesagt: Hätten die Medien im Vereinigten Königreich genauer und weniger parteiisch über europapolitische Fragen berichtet, würde das Land womöglich nicht aus der Europäischen Union austreten.

			Aus dem Englischen übersetzt von Peter Beyer.
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			Populär- und Jugendkulturen

			Die Verbindung von Jugend und Populärkultur scheint auf den ersten Blick so sinnfällig und logisch, wie sie beim zweiten Hinschauen problematisch wird. Zwar haben Jugendliche in Großbritannien und anderswo ein besonderes Verhältnis zu Rock- und Popmusik, zu Smartphone und MP3-Player. Die Rezipientinnen und Rezipienten der in unzählige Stile und Richtungen aufgegliederten populären Musik sowie der Angebote des Internets kommen jedoch aus allen Altersgruppen. Alter ist damit nur eine Kategorie, unter der sich Populärkultur betrachten lässt. Daneben gilt es, die soziale und ethnische Zugehörigkeit ebenso einzubeziehen wie das Geschlecht, die geografische Herkunft oder den Lebensort. Diese Kategorien machen zugleich die Unterschiede hinsichtlich der sozialen Erfahrungen von Jugendlichen sichtbar, aus denen ihre verschiedenartigen Interessen und Bedürfnisse erwachsen, die nur zu oft hinter der homogenisierenden Rede von »der« Jugend zu verschwinden drohen. Nach einem kurzen Überblick über Definitionen und Elemente von Populärkultur werden in diesem Beitrag ausgewählte Bereiche, mediale Erscheinungsformen und Akteure der britischen Populärkulturen des 20. und 21. Jahrhunderts vorgestellt, worunter auch die jugendlichen Subkulturen der 1950er- bis 1990er-Jahre fallen.

			1	Was ist Populärkultur?

			Nach dem kulturwissenschaftlich einschlägigen historischen Begriffswörterbuch Keywords (1976) von Raymond Williams beinhaltet ein weitgefasster Kulturbegriff nicht nur den Prozess der intellektuellen, geistigen und ästhetischen Entwicklung oder künstlerische und intellektuelle Tätigkeiten und ihre Ergebnisse, sondern die gesamte Lebensweise eines Volkes oder einer Gemeinschaft zu einer bestimmten historischen Periode. Dies schließt Lebensformen ebenso ein wie Ideale und Symbole, Wertvorstellungen und Wissen, materielle Gestaltungsformen der Umwelt und Institutionen des menschlichen Zusammenlebens. Williams, ein Mitbegründer der British Cultural Studies, zeichnet die Bedeutungen des Begriffs »popular« nach: Dieser ist vom Lateinischen »popularis« (»zum Volk gehörend«) abgeleitet und wird in Großbritannien seit dem späten 18. Jahrhundert mit »allgemein beliebt« und »weitverbreitet« assoziiert. Die Bezeichnung »Populär- oder Volkskultur« stammt allerdings nicht von den Produzenten oder Konsumenten dieser Kultur selbst, sondern von denjenigen, die diese von außen betrachten. Zwei ältere Bedeutungsschichten des Wortes aus dem 16. und späten 17. Jahrhundert verweisen folglich zum einen auf eine Minderwertigkeit populärer Werke (wie in »popular literature« oder »popular press« im Unterschied zur Hochliteratur bzw. zur Qualitätspresse) und zum anderen auf Werke, die bewusst verfasst wurden, um breiten Anklang zu finden (wie sie die Fügungen »popular journalism« oder »popular entertainment« nahelegen). Im modernen Wortgebrauch dominieren die Kriterien der allgemeinen Verbreitung und Beliebtheit, aber auch Elemente der älteren, abwertenden Bedeutungen sind darin bewahrt.

			In kulturwissenschaftlichen Definitionen werden die bereits erwähnten Bedeutungsbestandteile von Populärkultur unterschiedlich stark akzentuiert. Sie lassen sich danach differenzieren, womit sie Populärkultur kontrastieren: mit Massenkultur, Hochkultur, der Kultur der Arbeiterklasse oder der des Volkes. Populärkultur erscheint dann als das jeweils »andere«. Das führt zu einem widersprüchlichen Bild von Populärkultur, die aus ein und demselben Grund – ihrem hohen Bekannt- und Beliebtheitsgrad – einmal als »gut« bejaht und einmal als »schlecht« verworfen wird. Urteile über Populärkultur sind nie neutral, sondern drücken immer die politisch geprägte Sichtweise der sie bewertenden Person aus, die zudem (auf einer abgestuften Skala der Verbindlichkeit) entweder an Populärkultur teilhat und sich zumindest partiell mit ihr identifiziert oder sie von außen betrachtet.

			Folgt man den sechs sich teilweise überschneidenden Definitionen aus John Storeys Einführung Cultural Theory and Popular Culture, so ist Populärkultur zunächst also (1) die Kultur, die viele Menschen mögen. Verbreitung und Ansehen lassen sich durch Statistiken von Zugriffen auf Webseiten, von Verkaufszahlen oder Einschaltquoten belegen, geben aber keine Auskunft über die kulturellen Gebrauchszusammenhänge. Daher ist eine rein quantitative Definition unzureichend. Populärkultur umfasst (2) vor allem jene kulturellen Texte und Praktiken, die dem Standard der Hochkultur nicht entsprechen. Dieser scheinbar zeitlose Qualitätsmaßstab beruht auf Kriterien wie formaler Komplexität und moralischem Gehalt, über die sich ein schöpferisches Subjekt kreativ ausdrückt. Populärkultur hingegen bedient ein Massenpublikum mit kommerziell produzierter Massenware ohne Tiefgang und ästhetische Finesse. Bis in die Mitte des 20. Jahrhunderts blickten Kulturkritiker wie Matthew Arnold und F. R. Leavis von den Gipfeln der Hochkultur in die Niederungen der kleinbürgerlichen wie proletarischen Massenkultur und pflegten einen Diskurs der Kultivierten über die Kultur der Unkultivierten. Diese Herangehensweise beruht auf zweigeteilten Wertungsmustern, lässt die Funktionen von Populärkultur außer Acht und übersieht, dass auch die sogenannte Hochkultur den Gesetzen des Marktes unterworfen ist.

			Damit ist Populärkultur (3) zugleich als Massenkultur definiert. Hier steht die Wirkung auf die als wahllos konsumierend gedachten Rezipientinnen und Rezipienten im Mittelpunkt, die durch den formelhaften Charakter der Produkte passiv gehalten werden. Diese Betrachtungsweise wurde in den 1940er-Jahren von den politisch links stehenden Philosophen der Frankfurter Schule Max Horkheimer und Theodor W. Adorno im amerikanischen Exil begründet. Angesichts der erfolgreichen faschistischen Propaganda in dieser Zeit sehen diese Kulturkritiker bei den Empfängern wenig Spielraum für eigene Aktivität, sondern betonen die manipulierende und damit systemstabilisierende Funktion von Populärkultur. Politisch konservative Kritiker der Massenkultur wie Arnold oder Leavis warnen dagegen vor dem Qualitätsverfall, der auch vor der Hochkultur nicht haltmacht. Im Interesse des politischen Status quo wollen sie (zum Beispiel durch verbesserte Bildungsangebote für die unteren bürgerlichen wie proletarischen Schichten) eine Öffentlichkeit heranziehen, der minderwertige Massenkultur nichts anhaben kann.

			Im Gegensatz zu dieser ablehnenden Auffassung von Populärkultur kann man sie (4) auch als Kultur begreifen, die vom Volk für das Volk gemacht wird. Mit kritischem Blick auf die besonders über ihre Einstellungen und Lebensanschauungen definierte Arbeiterklasse gilt Populärkultur als eine wichtige Quelle des (symbolischen) Widerstands gegen den Kapitalismus. In Großbritannien findet sich diese sozialkritische Sichtweise in den Arbeiten von Raymond Williams, Richard Hoggart und E. P. Thompson aus den 1950er- und 1960er-Jahren. Neben seinem kulturbewahrenden Impetus läuft dieser Zugang allerdings Gefahr, Populärkultur als rebellisch und radikal zu verklären und ihre gleichfalls vorhandenen konservativen Züge zu verdrängen.

			Vertreterinnen und Vertreter der British Cultural Studies, wie sie mit dem (inzwischen geschlossenen) Centre for Contemporary Cultural Studies der Universität Birmingham assoziiert sind, deuten Populärkultur (5) als den Bereich, in dem sich untergeordnete soziale Gruppen der Eingliederung in die herrschende Ordnung entziehen, die sie ausbeutet und unterdrückt. Gleichzeitig versuchen die oberen Klassen, ihre Hegemonie und damit die dominante Ordnung statt durch Zwang durch Konsens und freiwillige Einpassung der Beherrschten zu sichern. Dieses Konzept vermittelt zwischen dem Verständnis von Populärkultur als manipulierender Massenkultur von »oben« (im Sinne der Frankfurter Schule) bzw. als authentischer Widerstandskultur »von unten« (in der Tradition der älteren britischen Kulturwissenschaft). Befürworter dieser neueren Lesart, wie der 2014 verstorbene Stuart Hall oder John Storey selbst, interpretieren die Phänomene der Populärkultur als Orte ideologischer Auseinandersetzung zwischen dominanten und untergeordneten Klassen und Kulturen. Das Interesse an Populärkultur ist somit nicht nur akademischer, sondern politischer Natur, denn es richtet sich auf die das Alltagsleben prägenden gesellschaftlichen Machtverhältnisse mit dem Ziel, die Gesellschaft zu verändern.

			Unter dem Vorzeichen des Postmodernismus gilt Populärkultur (6) als wenig brauchbare Kategorie, weil sich Hoch- und Massenkultur in der Kunstproduktion kaum noch unterscheiden. Während Susan Sontag oder Jean-François Lyotard dies als Sieg über eine künstliche und elitäre Unterteilung begrüßen, beklagen andere, wie Fredric Jameson, in Übereinstimmung mit der Frankfurter Schule, den Triumph des Kommerzes über die Kultur. Eine mittlere Position, wie die von John Fiske, betrachtet als Populärkultur das, was die Menschen aus den Angeboten der Kulturindustrie für sich machen und wozu sie sie in ihrem Alltag benutzen. Offen bleibt aber vor allem im Zeitalter der digitalen Medien, ob daraus ein stabiles gesellschaftliches Protestpotenzial erwachsen kann oder ob sich die neuen Verwendungsweisen kultureller Gegenstände nur im ewigen Kreislauf von Innovation und deren profitorientierter Vermarktung erschöpfen.

			Bei Populärkultur handelt es sich also um eine historisch variable Erscheinung, die von verschiedenen theoretischen Schulen ganz unterschiedlich definiert wird. Je nach ihren politischen Zielsetzungen betonen die Betrachter entweder die aktivierende oder die konservierende Seite von Populärkultur. Beide Seiten können gesellschaftskritische Elemente enthalten. Die tätigkeitsbetonte Sicht unterstreicht die kreative Auseinandersetzung der Akteure und Adressaten dieser Kultur mit den angebotenen Objekten, die sie für ihre Zwecke nutzen. Im digitalen Zeitalter wurden hierfür die Konzepte der prosumer und produser geprägt, um die aktive Seite des Konsumierens hervorzuheben und zu betonen, dass soziale Netzwerke zu demokratischer Teilhabe mobilisieren können. Die konservierende Sicht hingegen rückt die ökonomischen Strukturen und politischen Machtverhältnisse in den Blick und stellt heraus, wie Populärkultur dazu beiträgt, den Status quo zu bewahren. Jede Beschäftigung mit Populärkultur muss daher nach den konkreten Interessen der Produzierenden und Konsumierenden in deren jeweiligen gesellschaftlichen Umfeld fragen, um die komplexen Formen und Funktionen dieses vielfältigen Phänomens zu erschließen.

			2	Populärkultur im digitalen Zeitalter

			Ursprünge und Trends

			Die moderne Populärkultur entstand im Zuge des Industriekapitalismus, der sich in Großbritannien bereits im frühen 19. Jahrhundert und damit eher als in allen anderen westlichen Ländern entfaltete. Vor der Industrialisierung und Urbanisierung hatte Großbritannien zwei Kulturen: eine allen Klassen gemeinsame, regional stark differenzierte, meist mündlich tradierte Kultur mit gelegentlich karnevalesken Zügen, aus der sich die Oberschicht aber schon ab dem 16. Jahrhundert immer mehr zurückgezogen hatte, sowie eine schriftzentrierte Elitekultur. Ab dem 18. Jahrhundert entwickelte sich zunächst vor allem in England und Schottland das Bürgertum zur politisch, ökonomisch und kulturell dominanten Klasse. In diesem Prozess schuf es sich mit dem Roman ein erstes eigenes, höchst produktives literarisches Genre. Bürgerliche Autorinnen und Autoren verhandeln bis heute in dessen zahlreichen Varianten ihr Verhältnis zu den Kulturen der anderen Klassen, die sie gewöhnlich ablehnen, aber dennoch gern verwerten.

			Trotz aller bürgerlicher Reformbemühungen und kommerzieller Eingriffe in das Alltagsleben der unteren Klassen im 19. Jahrhundert gelang es nie, die Populärkultur vollständig zu kontrollieren und zu zähmen. Während sie in ihren unpolitischen und unkritischen Formen einerseits dem Erhalt der sozialen Ordnung diente, sorgte sie andererseits doch immer wieder für Unruhe durch ihre Fähigkeit zu schockieren und gegen ebendiese Ordnung zu rebellieren. Diese Fähigkeit war dem Varietétheater, der music hall, in der damaligen Zeit ebenso eigen wie später der Rockmusik oder heute manchen Videospielen, deren Gewaltdarstellungen regelmäßig für Aufregung und Angst in der bürgerlichen Öffentlichkeit sorgen. 

			Es ist dieses widersprüchliche Potenzial von Anpassung und Aufbegehren, das alle modernen Formen der Populärkultur mit ihren Vorläufern aus dem 19. Jahrhundert teilen. Die aus der Tradition der Schausteller und Jahrmarktspiele hervorgegangene populäre Unterhaltung speist das Musical ebenso wie die Rockballaden von Elton John, die allseits beliebten Sitcoms in Theater und Fernsehen, die exzentrischen Kunstfiguren vieler Popmusiker sowie den anarchischen und grotesken Witz der Sketchserien und Monty-Python-Filme.

			So wie die Sketche von Monty Python inzwischen zur »Weltliteratur der Komik« (Frankfurter Allgemeine Zeitung) gehören, finden auch weitere spezifisch britische Beiträge zur Populärkultur in anderen Regionen der Welt Anklang. Das belegen die mittlerweile weltweit präsente, einst britische Popmusik ebenso wie die Verkaufsrekorde der Harry Potter-Romane und -Filme oder die noble Kostümfilmserie Downton Abbey, die ITV von 2010 bis 2015 ausstrahlte und international vermarktete. Vor allem letztgenannte TV-Serie steht dabei für den Trend zur Nostalgie, der die britische Populärkultur, besonders seit dem Regierungsantritt der Konservativen im Jahr 2010, in Literatur, Film und Musik prägt. In analogen wie digitalen Medien werden seither zum einen die vorzugsweise aristokratische Vergangenheit und zum anderen früher beliebte Formate und Shows sowie deren bewährte Inhalte immer wieder neu in klingende Münze umgesetzt. So knüpft Downton Abbey an das sehr erfolgreiche Upstairs, Downstairs (1971–75) an: Beide Serien erzählen von einer Familie der Oberklasse Anfang des 20. Jahrhunderts und verbinden deren Probleme mit denen ihres Dienstpersonals im Souterrain. Opulent ausgestattet und hervorragend gespielt, inszenieren die nach allerlei Verwicklungen glücklich endenden Geschichten die Klassengesellschaft immer wieder aufs Neue als friedvoll-funktionale Ordnung, die sich den jeweils neuen Bedingungen anpassen muss.

			Diesem Muster folgt auch die britische Monarchie selbst, die als königliche Familie in der realen »Seifenoper« der Medien eine zentrale Rolle spielt. Die aufwendig arrangierte Feier zum 60. Thronjubiläum von Elizabeth II. im Jahr 2012 mit Schiffsparade auf der Themse und Konzert am (und auf dem) Buckingham Palace, die Hochzeit des königlichen Enkels und Zweiten in der Thronfolge, William, im Jahr zuvor sowie die Geburt der königlichen Urenkel George, Charlotte und Louis 2013, 2015 und 2018 – all diese Ereignisse lieferten den Medien unendlichen Stoff. Auf die emotionale Bindungskraft theatralischer Spektakel rund um die Monarchie wies bereits der britische Verfassungstheoretiker Walter Bagehot hin, dem es vor dem Hintergrund der zweiten Wahlrechtsreform 1867 vor allem um die Einbindung der nun erstmals wahlberechtigten Bevölkerungsgruppen in die politisch-gesellschaftlichen Strukturen ging. Seither hat das Königshaus die auch durch die neuen Medien immens erweiterten Möglichkeiten immer wieder mit Erfolg genutzt, um Rückhalt bei den Untertanen zu gewinnen und damit der Erosion des sozialen Zusammenhalts des Königreichs entgegenzuwirken. Die mit öffentlichen wie privaten Geldern finanzierte königliche Jubiläumsfeier lässt sich je nach Blickwinkel als sensationelle Unterhaltung mit allem, was Großbritannien gegenwärtig musikalisch zu bieten hat, interpretieren oder als hegemonialer Akt all jener, denen die bestehenden Eigentums- und Machtverhältnisse Gewinn und Stabilität bringen. Filmisch überhöht erscheint die Modernisierungsanstrengung der Aristokratie in weltweiten, preisgekrönten Kinoerfolgen wie The King’s Speech (2011) mit Colin Firth in der Rolle George VI. oder The Queen (2006) mit Helen Mirren als Elizabeth II. Nicht zuletzt durch die jüngsten Fernsehserien Victoria und The Crown (beide seit 2016) wird die Monarchie Teil der Populärkultur, die sie selbst wiederum auf der königlichen Webseite (https://www.royal.uk) sowie bei Facebook, Instagram und Youtube nährt.

			Internet und neue Medien

			Am wenigsten spezifisch britisch ist erwartungsgemäß die in Großbritannien allerdings besonders hohe Verbreitung der technischen Geräte und der durch sie ermöglichten Nutzung des 1989 von einem britischen Naturwissenschaftler entwickelten World Wide Web. Wie die Industrielle Revolution des 19. Jahrhunderts wälzt auch die digitale Revolution mit der Arbeits- zugleich die Freizeitwelt um. Sie eröffnet neue Verdienstquellen und Möglichkeiten, die eigene Persönlichkeit zu entfalten und Unterhaltungsbedürfnisse zu befriedigen. Solche kreativ-demokratischen Momente verbergen sich hinter themenspezifischen Webseiten von Organisationen und Einrichtungen, Kollektivprojekten (Wikipedia), Diskussionsgruppen und Webtagebüchern (Blogs, Vlogs), die es den Nutzern gestatten, selbstbestimmt Informationen zu suchen, zu generieren und zu verbreiten. Sie fördern den Ausbau einer Öffentlichkeit, die nun unabhängig von den etablierten Medien ist. Das Internet gibt seinen Nutzern das Gefühl, ihr Leben selbst kontrollieren zu können, anstatt nur der Kontrolle ausgesetzt zu sein. Auf diese Weise bringt die Globalisierung mit der Integration von Ökonomie, Kultur und Politik zum einen zwar eine kulturelle Homogenisierung mit sich, die sich in weltweit gleichen Trends niederschlägt. Zum anderen bedeutet Globalisierung im Sinne von Stuart Hall jedoch auch eine dezentralisierte kulturelle Ermächtigung des Einzelnen, Randständigen und Lokalen. 

			Dennoch sind die in Großbritannien am meisten genutzten Internetdienste privatwirtschaftliche Unternehmen zur Erzeugung von Gewinnen: die sozialen Medien Facebook (zunehmend abgelöst von Snapchat), Twitter, Instagram und Whatsapp, das Videoportal Youtube sowie die gebührenpflichtigen Streaming-Anbieter Netflix, Prime Video, Spotify und Deezer. Die Online-Werbung und der Verkauf riesiger Datenmengen an Firmen entsprechen den Praktiken des auch in Großbritannien marktführenden Online-Händlers Amazon, dem Besitzer von Prime Video, oder des Google-Konzerns, dem wiederum Youtube gehört. Von direktem ökonomischem Nutzen für das Land sind hingegen die vielen dort ansässigen, Steuern zahlenden Firmen, die Videospiele entwickeln, produzieren und weltweit vertreiben. Mit Tomb Raider (1996) und Grand Theft Auto (1997) stammen die beiden bis heute meist verkauften Spieleserien des Abenteuer-Action-Genres aus Großbritannien. Das auffälligste Element von GTA ist dessen detailreiche, satirische Behandlung der amerikanischen Populärkultur und des Traums vom sozialen Aufstieg. Im Spiel, angesiedelt in fiktiven amerikanischen Städten, wird dieser nur durch genau die kriminellen Akte möglich, die die Spielerinnen und Spieler schöpferisch ersinnen und aktiv begehen. Tomb Raider hingegen ist eines der wenigen Spiele- und Franchiseserien mit einer Protagonistin, auch wenn das Design der Lara-Croft-Figur deutlich männliche und imperiale (Gewalt-)Fantasien bedient. 

			Wie im folgenden Kapitel zu sehen, beeinflusst das Internet auch die als »typisch britisch« bekannten Jugendkulturen in einer Weise, die in den letzten 20 Jahren das gewohnte Bild grundlegend verändert hat.

			3	Populäre Musik und die britischen Jugendkulturen

			Sichtbar altersgebundene und dennoch klassenspezifische Jugendkulturen entstanden in Großbritannien erst in den 50er-Jahren des 20. Jahrhunderts. Die nach dem Krieg erhöhte Geburtenrate, wirtschaftliche Prosperität und technische Entwicklungen rückten zum ersten Mal Jugendliche als eine besondere Konsumentengruppe in den Blick der Freizeitindustrie. In rascher Folge bzw. parallel zueinander traten, zunächst vor allem in London, zahlenmäßig meist kleine jugendliche Subkulturen an die Öffentlichkeit. Sie definierten sich über bestimmte Rockmusikrichtungen, einen besonderen Kleider- und Verhaltenscode sowie über Lebensauffassungen, die von denen der dominanten bürgerlichen Kultur abwichen. Diese Subkulturen wurden, mit wenigen Ausnahmen, von männlichen Jugendlichen der weißen Arbeiterklasse getragen.

			In den 1950er-Jahren waren Musikprogramme von Funk und Fernsehen am Geschmack und an den Werten des kleinbürgerlichen Mittelstands orientiert. Viele Jugendliche fanden sich von der Tanzmusik im Swing-Sound nicht angesprochen und wandten sich stattdessen dem amerikanischen Rock’n’Roll zu, der ihrer emotionalen Befindlichkeit eher entgegenkam. Klang und Rhythmus des Rock’n’Roll versinnbildlichten für die britischen Arbeiterjugendlichen die Sehnsucht nach einem emotional erfüllten Leben jenseits der Zwänge von Schule, Elternhaus und Beruf. Die erste sichtbare proletarische Subkultur war die der Teddy Boys (zeitweilig auch Edwardians genannt) am Anfang der 1950er-Jahre. Sie entstammten dem ungelernten Teil der Arbeiterjugend und wollten über aggressive Selbstbehauptung ihr Ausgeschlossensein aus der Konsumgesellschaft kompensieren. Ihre auffällige Kleidung kombinierte britische aristokratische Mode vom Anfang des 20. Jahrhunderts, wie überlange Anzugsjacketts mit breiten Samtrevers, mit modernen amerikanischen Schnürsenkel-Krawatten und Röhrenhosen. Sie orientierten sich, wie ihre Nachfolger, die Rocker und Skinheads in den späten 1960er-Jahren, an den ursprünglichen Formen des Rock’n’Roll.

			Die Mitte der 1960er-Jahre prominenten Mods (von modernists) hingegen waren Kinder und Jugendliche aus den Schichten der qualifizierten Arbeiter, die am Wohlstand der sich entwickelnden Konsumgesellschaft teilhatten. Entgegen der damals verbreiteten Beatles-Euphorie waren The Who (neben den frühen Rolling Stones) die Lieblingsgruppe der Mods, mit der sie gemeinsam die Konsumgesellschaft parodierten. Während The Who nach Konzerten gern ihre Instrumente zerschlugen, karikierten die Mods die Konsumrituale durch übertriebenen Kleiderkult, rauschende Klubnächte und aufpolierte italienische Motorroller. Die Verklärung der eigenen Jugend in »My Generation« (1965) von The Who konnte aber nur für den Moment die dominanten bürgerlichen Werte zurückweisen, denn eine Lebensperspektive oder ein Zukunftskonzept bot diese Subkultur ihren Anhängern nicht. Dafür lieferte sie der Musikindustrie die Zutaten zu einer Modewelle, die als Mythos vom Swinging London in die Kulturgeschichte eingehen sollte.

			In den späten 1960er-Jahren entfalteten sich so unterschiedliche Subkulturen wie die der Skinheads und Hippies, zu denen Anfang der 1970er-Jahre die Glamrocker kamen. Mit den Einwanderern aus den Ländern des Commonwealth entwickelten sich neue Musikstile. Von Reggae und Ska beeinflusste Musiker lenkten mit ihrem in der Kampagne »Rock Against Racism« gebündelten Protest gegen Rassismus und Rechtsradikalismus die Aufmerksamkeit auf das Leben der Migrantinnen und Migranten. In den 1980er-Jahren fasste mit Bhangra in Großbritannien eine bereits in Nordindien populäre Musikrichtung Fuß, die Discomusic mit Traditionen aus dem Pandschab verschmolz und bis heute über eigene Labels und Vertriebsformen verfügt. In einem Dialog zwischen farbigen und weißen Musikerinnen und Musikern entstehen so immer neue Mischformen, die wie Bhangramuffin, Ragga oder Jungle auch die verschiedenen ethnischen Traditionen untereinander verbinden.

			Mitte der 1970er-Jahre entwickelte sich mit den Punks zum ersten Mal eine jugendliche Subkultur, die nicht vorwiegend auf einer proletarischen Trägerschicht basierte. Vor dem Hintergrund der neoliberalen Wirtschaftspolitik unter Margaret Thatcher (1979–90) erreichten Arbeitslosigkeit und Sinnverlust bisher ungekannte Ausmaße unter Jugendlichen aller sozialen Schichten. »Anarchy in the UK« hieß die 1977 von den Sex Pistols veröffentlichte erste Punkrock-Single, die auf die bürgerliche Öffentlichkeit so wirkte (und wirken sollte), als wäre der Alptraum der Kritiker der Massenkultur des späten 19. Jahrhunderts, wie Matthew Arnold ihn 1869 in Culture and Anarchy beschworen hatte, endgültig wahr geworden. Die Punkkultur löste zunächst einen Sturm der Entrüstung und des Abscheus aus, gewann dann aber immer mehr Anhänger und Nachahmer und ist bis heute eine der folgenreichsten Entwicklungen in der britischen Populärkultur und Rockmusik. Sowohl die äußere Erscheinung der Punks, gekleidet in zerrissenem Wohlstandsmüll und gespickt mit Sicherheitsnadeln, als auch ihre aggressiv lärmende Musik brachten mit destruktiver Wut die Hoffnungslosigkeit von Jugendlichen zum Ausdruck, die keine politischen Handlungsmöglichkeiten für sich sahen. Punkrock gab der Rockmusik ihre soziale Dimension zurück und sorgte für die Dezentralisierung der Musikindustrie durch kleine unabhängige Labels. Im Gefolge der bedingungslosen Verneinung aller Normen und Werte durch die Punkkultur entstand in Großbritannien erstmals auch eine von Frauen und ihren Lebenserfahrungen bestimmte Rockrichtung und die Bewegung »Rock Against Sexism«, die Frauenfeindlichkeit in Musik und Gesellschaft bekämpfte.

			Während all diese Stile in immer kleineren Fangemeinden fortlebten, florierten in den 1990er-Jahren unzählige Mischformen, oft als Ableitungen aus amerikanischen Vorlagen. New Wave, House und Acid House (in Verbindung mit dem Konsum von Ecstasy), Techno, Rave oder die verschiedenen Varianten von Britpop waren nur einige von vielen Stilen, die keine so deutlich sichtbaren Subkulturen mehr bildeten wie noch ihre Vorläufer. Die partybetonten House-, Techno- und vor allem Raveszenen stilisierten endloses Tanzen zum politischen Statement und ließen so Raum für die konkret politisch engagierten, aber dennoch nicht unumstrittenen Formen der Rockmusik, wie der von Bob Geldof und Bono (U2). Für einen kurzen historischen Moment wirkte es Mitte der 1990er-Jahre so, als wollte die im nordenglischen Manchester aktive Band Oasis, die sich an den Beatles und den Sex Pistols orientierte, im Wettstreit mit den Londoner Bands Blur und Suede, die ihrerseits von der Musik der 1960er-Jahre und dem frühen David Bowie beeinflusst waren, die Popmusik erneuern. Die Medien inszenierten eine künstliche Nord-Süd-Rivalität, die als Britpop zwar kurzzeitig das Geschäft belebte, langfristig jedoch nicht darüber hinwegtäuschen konnte, dass es keine ausreichend starken sozialen Kräfte gab, die eine neue Popkultur hätten stimulieren können. Kritische Betrachterinnen und Betrachter des Britpop empfanden ihn als musikalisch wenig originell, britisch-engstirnig und konservativ, was aber den 1994 zum Vorsitzenden der Labour Party gewählten Tony Blair nicht davon abhielt, Britpop für seine Version von Britishness als »Cool Britannia« zu hofieren, mit der er, ab 1997 auch Premierminister, die Zustimmung junger Menschen zu gewinnen suchte.

			Angesichts der Dominanz der digitalen Medien und der damit einhergehenden Individualisierung des Konsums hat sich seit den 2000er-Jahren weder eine neue Jugendkultur noch eine neue und provokante Musikrichtung entwickelt. Stattdessen sind einige der einst erfolgreichen Gruppen und Sänger noch immer aktiv und werden, wie Paul McCartney, Elton John, Stevie Wonder oder die Ska, Pop und Punk mischende Gruppe Madness bei königlichen Jubiläumsfeiern wie der von 2012 umjubelt. Bereits 1965 hatte Königin Elizabeth II. den Beatles die Auszeichnung Member of the Order of the British Empire für ihre wirtschaftlichen und künstlerischen Leistungen verliehen und sie damit der gesellschaftlich akzeptablen Kategorie der Familienunterhaltung zugeschlagen – eine Ehre, die der 2016 verstorbene David Bowie ebenso ablehnte wie die Erhebung in den Adelsstand.

			1998 führte New Labour unter Tony Blair die bis heute nur leicht reformierte »Anti-Social Behaviour Order« (eine gerichtliche Verfügung zur Verhinderung öffentlichen Ärgernisses) ein, um das Ausleben jugendkultureller Normabweichungen wie Herumlungern, öffentlicher Alkoholkonsum, Graffitisprühen zu kriminalisieren und damit zu disziplinieren. Dagegen rebellierten in den frühen 2000er-Jahren vor allem die sogenannten Chavs, eine von den bürgerlichen Medien als subproletarisch stigmatisierte Gruppe, die durch meist imitierte extravagante Designerkleidung und überladenen Schmuck provozierte, aber keine weitreichenden Wirkungen erzielte.

			Parallel zur Disziplinierung durch das Gesetz sorgen Jugendarbeitslosigkeit und Preisanstiege für die Erosion der für britische Jugendliche besonders wichtigen club and pub culture. Zu den Klängen von elektronisch produzierter Tanzmusik, dem Gegenpol zum Rock, übt man sich in den Klubs in drogenhaltigen Übergangsritualen zum Erwachsenwerden und streift die Reste puritanischer Zwänge ab.

			4	Populärkultur in Literatur, Film und Fernsehen

			Im Bereich der Printmedien, als selbstständige Formen in Kino und Fernsehen, bei Streaming-Diensten und auf DVD florieren die Genres der Trivialliteratur, das heißt Familien- und Liebesromane bzw. -filme (die vor allem Frauen bevorzugen), Horrorgeschichten, Kriminalromane und Thriller, Reise- und Abenteuererzählungen, Science Fiction und Fantastik, historische und zeitgeschichtliche sowie Heimatromane bzw. -filme. Ihre mehr oder weniger standardisierte Gestaltung variiert je nach Bildungsgrad ihrer Rezipientinnen und Rezipienten. Diese kommen aus allen Schichten und favorisieren je nach Geschlecht, Alter oder ethnischer Zugehörigkeit verschiedene Genres und Ausprägungen von Kultur.

			Das nach seinen Verkaufszahlen erfolgreichste Buchprodukt der 2000er-Jahre ist J. K. Rowlings siebenbändige Fantasy-Serie um Harry Potter, die 1997 begann und schon bald eine wahre Euphorie auslöste. Es folgten acht Verfilmungen und eine Vielzahl an Franchise-Artikeln. Wie viele Künstlerinnen und Künstler vor und nach ihr erhielt Rowling 2001 den Orden Officer of the British Empire. Ihre Romane werden in allen Schichten und Altersstufen, besonders aber von Kindern, Jugendlichen und Frauen gelesen. In mehr als 200 Sprachen übersetzt, sind sie, wie die Songs der Beatles, mittlerweile einer der größten Exportschlager der britischen Kulturindustrie, die damit einmal mehr auch den amerikanischen Markt erobert hat.

			Mit ihren Anleihen aus dem fantastischen Genre sind Rowlings Bücher J. R. R. Tolkiens Trilogie Lord of the Rings verwandt, die den Kampf zwischen Gut und Böse in eine ferne (aber deutlich südenglisch-ländliche) Welt voller eigenartiger Wesen verlagert hatte. Harry Potter spielt dagegen in einer sozial gehobenen Umgebung der 1980er- und 1990er-Jahre und verbindet das Märchenhafte mit dem Alltäglichen. Die Hauptfigur erwirbt an einer Privatschule für Hexen und Zauberer unter der Leitung eines weisen Direktors das Rüstzeug, das ihn darauf vorbereitet, den Herrn der Dunkelheit zu besiegen. Die bekannten kulturellen Muster aus Tolkiens, aber auch aus unzähligen anderen populären Texten und Filmen dieses Genres sowie aus der englischen Jugendliteratur mit ihren Internatsromanen sorgen für rasche Wiedererkennung und das identitätsstiftende Vergnügen, sich als Teil einer durch gemeinsame Interessen verbundenen Gruppe fühlen zu können. Namensgebung und Charakterisierung, Erzählstrukturen und Fabel enthalten klare Orientierungen und Werturteile als Gegenpole zur wachsenden Verunsicherung und Ohnmacht des Einzelnen in der realen, immer undurchschaubarer werdenden Welt voller sozialer Ungerechtigkeiten, Kriege und Katastrophen. Rowlings wie Tolkiens Romane, die hier als Beispiele für populäre Literatur genügen sollen, enthalten sowohl systemstabilisierende als auch persönlichkeitserweiternde Elemente. So sind sie einerseits konservierende Ordnungsfiktionen und bieten andererseits Freiräume, in denen die Rezipientinnen und Rezipienten ihren Wunsch nach einer besseren Welt und nach Handlungsmächtigkeit zugunsten des Guten wenigstens imaginativ ausleben können und dabei noch abwechslungsreich unterhalten werden.

			Der Hang zur nostalgisch-glorifizierenden Beschäftigung mit den oberen Schichten der historischen Klassengesellschaft zeigt sich auch in den immer neuen Verfilmungen klassischer britischer Romane des 19. Jahrhunderts von Jane Austen, den Brontë-Schwestern oder Charles Dickens. Eine gelungene Mischung aus Retro und Revival ist die neueste, ironisch-witzig modernisierte und beschleunigte Sherlock-Holmes-Variante mit Benedict Cumberbatch in der Hauptrolle. Die Fernsehprogramme leben dazu von Neuauflagen bewährter Formate wie dem der Science-Fiction-Serie Doctor Who (1963–89 und seit 2005) und von der Vorliebe des Publikums für alles Serielle, ob in der Sitcom, im Familienfilm, im Historiendrama oder im Krimi. Zu den viel konsumierten Krimiserien des Fernsehens gehören zurzeit die eher wertkonservativen Midsomer Murders (mit Inspector Barnaby, seit 1997), die in gehoben-ländlicher Umgebung begangen werden, sowie die als »Nordic Noir« bezeichneten und für britische Verhältnisse ungewöhnlich untertitelten Krimis aus Skandinavien wie The Bridge aus Dänemark oder Trapped aus Island.

			Die gebührenfinanzierten Sender investieren jedoch auch in sozialkritische Kriminalfilme wie in die nordenglische Reihe Vera (seit 2011) mit einer älteren Ermittlerin im Zentrum, das in Wales spielende und teilweise auf Walisisch gedrehte Hinterland (seit 2013) oder das in Yorkshire angesiedelte Happy Valley (seit 2014) mit einer ungeschönten Polizistin als Hauptfigur. Diese Serien führen die besten Traditionen realistischer Darstellung und Fallkonstruktion fort, die das englische Fernsehen seit den 1960er-Jahren in Szene setzt. Gleichfalls in Serie laufen die als nationale Institutionen fungierenden Familiendramen Coronation Street (seit 1962) und EastEnders (seit 1985), die das Leben der Arbeiterklasse mit einer Mischung aus Realismus und Melodrama abwechslungsreich darstellen.

			Mit der Liberalisierung des Medienmarktes entstehen seit den 2000er-Jahren immer mehr Fernseh- und Radiosender, deren kommerzielle Produkte sich an ein Massenpublikum wenden. Im Zuge dieser Entwicklung hat sich auch die BBC dem Trend des Reality-TV angeschlossen und ihr Programm mit unzähligen Talente-, Rate- und Talkshows, Ratgeber- und Kochsendungen bestückt. Bei The Great British Bake-Off (2010–16) messen sich vor laufender Kamera Hobbybäckerinnen und -bäcker aller ethnischen Gruppen in der Herstellung typisch britischer Backwaren. Auch auf dem Buchmarkt erreichen Koch- und Backbücher enorme Verkaufszahlen, die von TV-Sendungen dieser Art noch gesteigert werden. Die Talentshows The X Factor (seit 2004) und Britain’s Got Talent (seit 2007) sowie die Gesangs-Castingshow The Voice UK (seit 2012), die, wie auch Big Brother, aus den Niederlanden kommt, suggerieren ihrem Publikum die Möglichkeit eines raschen sozialen Aufstiegs ohne übergroße Anstrengung.

			Zusammenfassend und ausblickend lässt sich festhalten, dass jede kulturelle Epoche unter Rückgriff auf bereits Vorhandenes ihre eigenen Populär- und Jugendkulturen ebenso wie deren Gegnerinnen und Gegner hervorbringt, die jeweils an konkrete Trägerschichten und deren Sozialerfahrungen gebunden sind. Die meisten Konsumentinnen und Konsumenten rezipieren Populärkultur schlicht als Kultur. Die meisten Kritikerinnen und Kritiker hingegen stehen ihr skeptisch gegenüber, haben aber die unverhohlene Ablehnung der frühen Jahre abgelegt und betrachten das Phänomen nun mit gemischten Gefühlen. Was die einen beunruhigt(e), erfreut die anderen und umgekehrt, denn britische Populärkultur kann – wie die Definitionen bei Storey zeigen – sowohl rebellischen Identitäten und utopischen Sehnsüchten einen Ort geben, als auch für die systemstabilisierende Einpassung ihrer Konsumentinnen und Konsumenten in die bestehende Ordnung sorgen. Mit dem Wandel der Arbeitsgesellschaft nimmt die Bedeutung der Freizeit als nicht entfremdeter Lebensbereich zu, der sinnstiftende Beschäftigung ebenso gestattet wie die Rückbindung der Lebenserfahrung an den eigenen Körper über Ernährung, Sport oder Musik. Der ständig wachsende Bedarf an Freizeitvergnügungen bietet nicht nur der Unterhaltungsindustrie ein reiches Betätigungsfeld, sondern auch den Kulturwissenschaftlerinnen und Kulturwissenschaftlern.
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				Die Musealisierung des industriellen Erbes

			Die Wiege der Industriellen Revolution stand im Großbritannien des 18.Jahrhunderts. Noch heute erinnern landesweit zahllose Gebäude, Maschinen, Produktionsanlagen, Brücken, Tunnel und andere Infrastrukturelemente an diese erste Industrialisierung der Neuzeit. Museumswissenschaften und Industriearchäologie bemühen sich um Rekonstruktion und Erhaltung solcher industrial monuments sowie um deren Präsentation im Kontext ihrer historischen Produktions-, Arbeits- und Lebensbedingungen. Entsprechend finden sich vor allem in den Midlands, dem Nordwesten und dem Nordosten Englands, aber auch in Wales und Schottland zahlreiche international bekannte Industriemuseen bzw. museal aufbereitete Industrielandschaften. Einige Beispiele mögen die enorme Vielfalt des heutigen Umgangs mit der industriellen Vergangenheit illustrieren: 

			
					Das Black Country Museum in Dudley bei Wolverhampton ist ein Freilichtmuseum, das die einst Black Country genannte historische Industrielandschaft um Birmingham, von alters her ein Zentrum der Eisen- und Metallverarbeitung (Rohre, Ketten, Schlösser, Werkzeuge, eiserne Kleinteile wie Nägel, Nieten und Ähnliches), mit zahlreichen, aus der Region zusammengetragenen Gebäuden und Gerätschaften des späten 18. und frühen 19.Jahrhunderts nachzubilden sucht.

					Das Dörfchen Ironbridge, im engen Tal des Severn nahe Telford in Shropshire gelegen, vermarktet sich mit seinem Ensemble aus Museen und frühindustriellen Monumenten, darunter der erste mit Kohle betriebene Hochofen sowie die erste gusseiserne Brücke der Welt, als birthplace of the industrial revolution und genießt UNESCO-Weltkulturerbe-Status. Der Quäker Abraham Darby, frühindustrieller Unternehmer und Pionier der kohlebasierten Eisenschmelze, und seine Nachfahren schufen hier vom Beginn des 18.Jahrhunderts an eines der vielen frühen Glutnester der Industriellen Revolution in Großbritannien.

					Ähnlich präsentiert sich im Tal des Afon Lwyd in Südwales auf 3300Hektar Fläche die Blaenavon Industrial Landscape, ebenfalls mit UNESCO-Weltkulturerbe-Status. Sie umfasst neben dem Big Pit National Coal Museum1 und der Blaenavon-Eisenhütte mehr als einhundert unter Denkmalschutz stehende Monumente und Gebäude und veranschaulicht beispielhaft die einstige Kohle- und Eisenförderung und -verarbeitung im Industrierevier von Südwales.

					Das Museum of Science and Industry (MOSI) in Manchester befindet sich auf dem Gelände des ehemaligen Bahnhofs Liverpool Road, der Endstation der weltweit ersten dampfbetriebenen fahrplanmäßigen Eisenbahnverbindung zwischen Liverpool und Manchester. Es gehört mit dem Londoner Science Museum, dem National Railway Museum in York und dem National Media Museum in Bradford zur Science Museum Group und ist einer der sogenannten Ankerpunkte der Europäischen Route der Industriekultur. Ein thematischer Schwerpunkt des MOSI, der in zahlreichen Industriemuseen der angrenzenden Grafschaften Lancashire und Yorkshire vielfältig vertieft wird, ist die Textilindustrie, vor allem die Baumwollverarbeitung.

			

			In Industriemuseen werden historische Exponate, Gebäude, Maschinen und andere Relikte häufig als detailverliebte Arrangements vergangener Arbeits- und Lebenswelten inszeniert. Diese Inszenierungen werden nicht selten– etwa in als nachgebaute Industriedörfer angelegten Museumslandschaften wie dem North of England Open Air Museum bei der Ortschaft Beamish nahe Newcastle/Tyne– unterstützt durch entsprechend gekleidete und agierende Darstellerinnen und Darsteller, meist ehrenamtliche Laien. Sie gehören in der Regel unterstützenden Fördervereinen an und haben den langwierigen Prozess des Aufbaus solcher Museen auf ehemaligen Industriebrachen oft über viele Jahre aktiv begleitet, in einigen Fällen sind ihnen die Gebäude, Maschinen oder Produktionsanlagen noch aus ihrem früheren Arbeitsleben vertraut.

			Industriemuseen erzählen wie andere Museen Geschichten über die Vergangenheit, und sie tun dies heute mehr denn je in einem Kontext von– oft als traumatisch erfahrenem– ökonomischem, sozialem und kulturellem Wandel. Angesichts der beträchtlichen staatlichen Fördermittel, die in den Erhalt des industriellen Erbes fließen, überrascht es nicht, dass seit Langem zentrale Fragen seiner musealen Präsentation kontrovers diskutiert werden: Wessen Vergangenheit soll mit welchen Zielen in diesen Erzählungen vorkommen? Es geht also um die Frage, ob und inwieweit frühere Arbeits- und Lebenswelten in die museale Präsentation einbezogen werden. Dies wird besonders deutlich, wo die Musealisierung historischer Industrien im– oftmals konfliktgeladenen– Kontext des Verschwindens dieser Industriezweige und des damit verbundenen sozialen und kulturellen Verlusts erfolgte. Ein Beispiel: Nach dem gescheiterten landesweiten Bergarbeiterstreik von 1984/85, der das Ende des Kohlebergbaus in Großbritannien besiegelte, wurde auch die Zeche Caphouse nahe Wakefield in West Yorkshire geschlossen. Nur drei Jahre später wurde dort das National Coal Mining Museum for England eröffnet.

			Insgesamt dienen industriekulturelle Monumente in Großbritannien verschiedensten Zwecken: Sie werden als nostalgisch ästhetisierte Produkte für den Freizeit- und Tourismusmarkt aufbereitet. Daneben sind sie oftmals zentrale Bestandteile der baulichen Sanierung und Erneuerung altindustrieller Zentren, wie das Beispiel der Industriekanäle in den revitalisierten Innenstädten von Manchester oder Birmingham eindrucksvoll belegt. Sie bilden darüber hinaus aber auch neue Ansatzpunkte zur Wiederbelebung lokaler oder regionaler Identitäten, die durch den Niedergang der traditionellen Industrien arg in Mitleidenschaft gezogen wurden. 

			Literatur

			Nevell, Michael/Marilyn Palmer/Mark Sissons, Industrial Archeology, a Handbook, Council for British Archeology, York 2012.

			Smith, Laurajane, Uses of Heritage, London-New York 2006.

			Stinshoff, Richard, Between History and Heritage: The Debate about Industrial Archaeology in Britain, in: Peter Itzen/Christian Müller (Hrsg.), The Invention of Industrial Pasts. Heritage, Political Culture and Economic Debates in Great Britain and Germany, 1850–2010, Augsburg 2013, S.36–57.

			Anmerkungen

			
				
					1	Walisisch: Pwll Mawr Amgueddfa Lofaol Cymru.

				

			

		


		
			Bernd-Peter Lange


				Der englische Garten, britische Gärten

Gärten und kulturelle Identität

			Gärten gelten seit langer Zeit als wesentliches Motiv der britischen nationalen Identität. In ihnen treffen sich kulturgeschichtliche mit aktuellen touristischen, durchaus über den britischen Bereich ausgreifenden gartenästhetischen Interessen. Diese Funktion haben Gärten auch ohne die Festlegung auf einen bestimmten Gartentyp, der als »englischer Garten« einen internationalen Siegeszug antrat und dabei seinen symbolischen Gehalt als liberale Kunstform mit sich führte. In einem weiteren, politischen und ideologischen Sinn standen britische Gartenanlagen immer auch für eine stabile überkommene Ordnung des ländlichen Lebens, besonders in den Parks und Gartenanlagen der herrschenden Eliten. Selbst in Zeiten, in denen die wirtschaftliche und gesellschaftliche Macht in die Metropolen oder global abwandert, grundieren Gartenbilder in den visuellen Medien ein konservatives Setting. So in der langlebigen Nostalgie von Filmen wie Brideshead Revisited oder in weit ausstrahlenden Stereotypen von Englishness in Fernsehserien wie Midsomer Murders und Downton Abbey. In einer Jahrhunderte übergreifenden Entwicklung des britischen Verhältnisses zur räumlichen Umwelt besitzen Gärten eine ebenso reale soziale wie symbolische Funktion: von der Umgestaltung der Landschaft zum Zweck der Naturnachahmung in der aristokratisch dominierten Gesellschaft seit der Restauration der britischen Monarchie 1660 bis zum (post)modernen flirting with space, in dem eine urbanisierte Bevölkerung sich des Erbes des Landlebens bemächtigt.

			Die Gestaltung der Landschaft als bewusster sozialer und ästhetischer Akt fiel in Großbritannien mit der Verbreitung von Privatbesitz an Grund und Boden zusammen. Die nach dem Mittelalter einsetzenden Einhegungen dienten der Privatisierung von immer größeren Teilen besonders im Süden und der Mitte Englands. Sie förderten allmählich den Prozess der Abtrennung von immer stärker rationalisierter, geometrisch geordneter Landwirtschaft von dem Natur nachahmenden Design des dem Konsum gewidmeten Parks oder Landschaftsgartens. Träger dieser langwährenden Umgestaltung war die landbesitzende Elite. Ihre erste große Schöpfung waren die Parks ihrer Landgüter. Im englischen Wort »estate« lebt heute, als Bezeichnung von Landgut und Nachlass, die frühe Verbindung von Lokalität und Besitz fort. Als Privatbesitz waren die frühen aristokratischen Ländereien ab dem 16.Jahrhundert exklusiv: nach der Auflösung des Kirchenbesitzes im Gefolge der anglikanischen Reformation vor allem als Ausschluss der Masse der Bevölkerung von vormaligem Gemeindeland, und zugleich als visuell anspruchsvolle Gestaltung der Umgebung von Schlössern und Landhäusern.

			Gartengeschichte

			Von den wenigen für das Mittelalter belegten Gärten auf den Britischen Inseln sind keine Spuren mehr zu finden. Den überlieferten Quellen nach handelte es sich bei ihnen um Klostergärten und um königliche Parks wie etwa Woodstock. Beides waren Anlagen mit praktischem Nutzen: Heilmittel, Obst und Gemüse und Jagd. In der Renaissance, während der Tudor-Monarchie, entstanden drei große königliche Gärten: Hampton Court, Whitehall und Nonsuch Palace. Unter französischem Einfluss waren dies quadratisch geformte Grünflächen mit einem zentralen Brunnen sowie überdeckten Laubengängen an der Peripherie. Im Elisabethanischen Zeitalter (1558–1603) wurde die hohe Aristokratie zum Auftraggeber von Lustgärten um ihre Paläste und Landhäuser. In ihnen wurde die Gartengestaltung erstmals zur von einer eigenen theoretischen und praxisbezogenen Literatur begleiteten Kunstform. Ab dem frühen 17.Jahrhundert kam es zu einer oft Gartenrevolution genannten Blüte aristokratischer und königlicher Gärten. Ein wichtiger Vermittler kontinentaler Gartenästhetik war dabei der englische Architekt Inigo Jones. Seine Entwürfe spiegelten die Naturbeherrschung als Reflex aristokratischer Macht und Luxusentfaltung, aber auch einen Impuls des Sammelns und Klassifizierens von Pflanzen. Solche Motive behielten die Oberhand gegenüber den Ideen revolutionärer Pflanzerkolonien im britischen Bürgerkrieg um 1650 wie denen der Diggers, die für Gemeineigentum und agrarische Lebensweise in kleinen Kommunen eintraten.

			In den Designs von Parks und Gärten nach der Glorious Revolution von 1689 setzte sich ein für den englischen Garten charakteristischer Stil durch. Das 18.Jahrhundert sah die Entstehung und begrenzte Durchsetzung des bald »englisch« genannten Gartenstils in seiner geglückten Simulation von Natürlichkeit. In seinen kurvigen Sichtachsen, schön geformten Baumgruppen, seinen zentralen Wasserflächen und seinem Gegensatz zur umliegenden landwirtschaftlichen Arbeitswelt setzte er sich von der rationalistischen Symmetrie der formalen Gärten französischen Stils ab. Zu seinem Idealtyp wurde der riesige Garten von Stowe. Während die Ästhetik von Landschaftsgärten um die country houses zur Mode gelangte, entstand der Beruf des Landschaftsgärtners mit seinen ersten Vertretern William Kent, Capability Brown und Humphry Repton. Sie wetteiferten mit bis heute attraktiven Anlagen um das improvement des Landes, als ökonomische und ästhetische Einheit. Der neue Gartenstil verdankte seine kulturelle, freilich nie ganz uneingeschränkte Hegemonie der Verbindung mit politischen Freiheitsvorstellungen. Dem widersprach allerdings der drakonische gesetzliche Schutz gegen Übergriffe der von ihrem Genuss ausgeschlossenen Bevölkerungsmehrheit. Als Gegenbild zum absolutistischen Gepräge von Versailles formulierte der englische Garten das klassische, sich auf Freiheitlichkeit berufende Erbe der britischen Landschaftsästhetik. 

			Im immer stärker bürgerlich geprägten 19.Jahrhundert vergrößerte die Integration des kleinen Adels, der gentry, und der reicheren Schichten des Bürgertums die soziale Basis der alten und neuen Gartenanlagen, auch wenn die neuen unter ihnen nur noch in Ausnahmefällen wie Chatsworth die vorher übliche Größe erreichten. Popularisatoren der Gartenkunst im Viktorianischen Zeitalter wie das Ehepaar John und Jane Loudon bedienten die Bedürfnisse der vorstädtischen Mittelschichten, nun auch der Frauen gehobener Schichten, in ihren Büchern und Gartenzeitschriften. Sie publizierten auch über die neuen Volksparks als Erholungsorte für die Massen der industrialisierten Gesellschaft. Daneben expandierten zum gleichen, aber auch ökokomischen Zweck die allotments (Kleingärten) für eine wachsende Zahl der manuell in Handwerk und Industrie Arbeitenden. In der späteren Viktorianischen Zeit entstand eine lebhafte Kontroverse zwischen Vertretern eines stärker formal ausgerichteten Gartendesigns und den sogenannten wilden Gartenkonzepten von William Robinson und bald der Arts-and-Crafts-Bewegung, in denen freiere Formen vorherrschten. In vielen viktorianischen Gärten verbanden sich formale und freie Elemente zu einem hybriden Kompromissstil.

			Gärten in der Moderne

			Nach dem Eigentümerwechsel bei vielen der größeren aristokratischen Gärten seit dem Verfall der Bodenpreise in den ökonomischen Krisen des britischen Kapitalismus nach 1880, bei dem das Design von Gärten selten eine Rolle spielte, trat eine Konsolidierung der Gartenkunst erst durch die öffentliche Förderung und das allmählich anwachsende öffentliche Interesse an diesem kulturellen Erbe ein. Sie wird durch Massenkommunikationsmedien und die Bildung des National Trust bis heute gestützt. Auf den Untergang der Country-House-Kultur folgte der Aufstieg neuer landbesitzender urbaner Eliten mit industriellem oder finanziellem Hintergrund. In Einzelfällen bereits in den 1920er- und 1930er-Jahren, verstärkt dann in der Hochphase der Wohlstandsgesellschaft im späteren 20.Jahrhundert kam es auch zu neuen Gartengestaltungen. Zwischenzeitlich bedienten sogenannte Kriegsgärten die praktischen Bedürfnisse nach Obst und Gemüse, ebenso wie schon zuvor die traditionellen proletarischen Nutzgärten. In der ökologischen Bewegung und dem urban gardening wurden die funktionale Begrenztheit botanischer Gärten und die Gestaltungszwänge formaler Gartenkunst zugunsten gesellschaftsbezogener Motive aufgehoben. Soziale Ziele prägten daneben auch die in der Metropole und in den Städten begründeten Gemeinschaftsgärten. Für die hauptsächlich städtisch orientierte Bevölkerung Großbritanniens, deren Binnentourismus wesentlich zum Erhalt der historischen Parks und Gärten beiträgt, sind in den Stadtlandschaften ihrer Umgebung vielfältige neue Formen gärtnerischer Gestaltung hervorgetreten: von Stadtwanderwegen über Dachgärten bis zu vertikalen Gärten. Daneben prägen seit der Industrialisierung die zahlreichen Kleingärten das Freizeitverhalten breiter Bevölkerungsschichten. In der vielfältigen Gartenliteratur nach der letzten Jahrhundertwende ist öfter von einem »neuen englischen Garten« die Rede. Die Bezeichnung zielt auf einfachere, mehr naturalistische Gestaltungsweisen, die sich europäischen Einflüssen öffnen. Diese neue Phase ist nicht mehr von einem einheitlichen Gartentyp geprägt. Dies gilt besonders für die avantgardistischen Gartengestaltungen von Künstlern, wie Ian Hamilton Finlays Little Sparta in Schottland und Derek Jarmans kulturkritischen Garten gegenüber dem Atomkraftwerk in Dungeness an der englischen Kanalküste.
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		V  Wirtschaft

		


		
			Stephen Wilks


			Britische Wirtschaft und Wirtschaftspolitik 

			In den 70Jahren nach 1945 wuchs die britische Wirtschaft stetig, und der Lebensstandard der Briten verbesserte sich dramatisch. Großbritannien erlebte kein »Wirtschaftswunder« enormen und nachhaltigen Wirtschaftswachstums wie Deutschland oder Japan. Die drei Zäsuren, die für den Wandel der britischen Wirtschaft stehen, sind

			
					die Bildung des »Wohlfahrtstaats« durch die Nachkriegs-Labour-Regierung (1945–51),

					der Abbau der staatlich-privaten »Mischwirtschaft« zugunsten einer freien Marktwirtschaft durch die Regierungen unter Margaret Thatcher (1979–90)

					und das historische Referendum vom 23.Juni 2016 für den Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union (der sogenannte Brexit).

			

Im historischen Vergleich stellen der wirtschaftliche Fortschritt und das Wachstum der britischen Wirtschaft nach 1945 eine beachtliche Erfolgsgeschichte dar. Allerdings sehen die Briten dies anders: Fast über den gesamten Verlauf der genannten 70Jahre wurden sie von Selbstzweifeln geplagt und zerbrachen sich den Kopf über Großbritanniens vermeintlichen politischen und wirtschaftlichen Niedergang. Die Briten waren sich auf unangenehme Weise ihres vergangenen Ruhms bewusst, der die Erwartungshaltung der Bürger prägte. Großbritannien war bis in die letzten Jahrzehnte des 19.Jahrhunderts ein Fertigungsstandort gewesen, die »Werkstatt der Welt«. Es hatte ein Weltreich erschaffen, das eine Quelle des Selbstwertgefühls war und in seinem Zenit 1922 ein Viertel der Weltbevölkerung umfasste. Darüber hinaus war natürlich der Sieg im Zweiten Weltkrieg eine Quelle sowohl des Stolzes als auch des Anspruchs auf wirtschaftliches Wohlergehen. 

Als die Realität der Nachkriegsentbehrungen und eines relativen wirtschaftlichen Niedergangs durchschlug, wurde aus dem Kriegsruhm ein fortwährender Selbstvorwurf. Die »Niedergangsmentalität« erklärt, warum Wirtschaftspolitik im Mittelpunkt des Wettstreits zwischen den großen politischen Parteien steht und warum die britischen Regierungen immer wieder radikale politische Programme verabschiedet haben, um den wahrgenommenen Problemen des Niedergangs entgegenzuwirken. Als Gegenmittel zum Niedergang galt wirtschaftliches Wachstum, und die britische Politik legte großen Wert auf Konjunktursteuerung. 

1	Merkmale der britischen Ökonomie

Die britische Wirtschaft weist gegenüber denen der anderen großen entwickelten Länder eine Reihe markanter Unterschiede auf. In diesem Abschnitt werden fünf spezifische Merkmale herausgestellt, die das Wesen der Wirtschaft und die Form der Wirtschaftspolitik erklären helfen. Es sind dies die Deindustrialisierung, die Internationalisierung, die Stärke des Finanzdienstleistungsbereichs, die Weiterentwicklung des Spektrums der Handelspartner und schließlich die Veränderung der Eigentumsverhältnisse in der Wirtschaft. Diese Merkmale sind allesamt miteinander verbunden und verdeutlichen, inwiefern sich die britische Wirtschaft von 2018 imVergleich zu der von 1945 verändert hat (siehe auch Karte zu Wirtschaft und Handel).

Industrie

1950 entfiel auf Großbritannien ein Viertel der weltweiten Exporte von Industrieerzeugnissen, sodass das Land hinter den Vereinigten Staaten zweitgrößte Exportnation war. In der Produktion waren 34Prozent der Arbeitnehmerschaft beschäftigt und davon nur sehr wenige in der Landwirtschaft. Danach erfolgte ein unerbittlicher Rückgang der verarbeitenden Industrie als Teil der Wirtschaft: 1990 waren nur noch 18Prozent der Arbeitnehmerschaft in der Fertigung beschäftigt, und 2014 war diese Zahl auf unter 10Prozent gefallen. Das damit verbundene Defizit im Handel mit Fertigwaren hat schwerwiegende Bedenken aufgeworfen, was die Gesamtzahlungsbilanz des Vereinigten Königreichs angeht, die seit 1998 konstant defizitär ist und durch Kapitalimporte finanziert werden muss. Einen Rückgang im Produktionssektor verzeichnen die meisten anderen hochentwickelten Volkswirtschaften auch, aber die Deindustrialisierung erfolgte in Großbritannien schneller und ging weiter als in jeder anderen hochentwickelten Volkswirtschaft.

Internationalisierung

Die historische Kombination aus Weltreich, Seemacht, Freihandel und der Rolle des Pfundes als Reservewährung führte zu einer starken Einbindung Großbritanniens in die Weltwirtschaft. Dies schlägt sich in einem ungewöhnlich hohen Anteil am Welthandel und an Kapitalflüssen nieder (weit höher im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt als für die Vereinigten Staaten) und spiegelt sich auch in der Unternehmensverflechtung wider. Großbritannien heißt ausländische, international agierende Unternehmen uneingeschränkt und herzlich willkommen, sowohl als Direktinvestoren als auch mittels Übernahmen durch britische Konzerne; so ist zum Beispiel die große britische Automobilindustrie mittlerweile vollständig in ausländischem Besitz. Das Land ist jedoch auch Heimat weltweit tätiger, renommierter Konzerne wie HSBC, Diageo, Shell und Unilever. Großbritannien wurde daher den Kräften der Globalisierung früher und systematischer ausgesetzt als seine Mitbewerber. Dies ist wohl die wichtigste Besonderheit für das Verständnis der Nachkriegsentwicklung der britischen Wirtschaftspolitik.

Finanzdienstleistungen 

Ein drittes Merkmal, das alle hochentwickelten Volkswirtschaften gemeinsam haben, ist das Wachstum im Dienstleistungssektor. Der im Fall von Großbritannien einzigartige Aspekt ist das außergewöhnliche Wachstum im Bereich der Finanzdienstleistungen. Auch hier gibt es eine historische Dimension: Londons jahrhundertealte Bedeutung als Finanz- und Handelsplatz. Darüber hinaus spielt die City of London, der Finanzplatz im Herzen der britischen Hauptstadt, eine bedeutende Rolle bei der Kapitalbeschaffung für die Wirtschaft durch den Verkauf von Aktien an der Börse. Dieser »Finanzmarktkapitalismus« steht im Gegensatz zu den anderen entwickelten Volkswirtschaften Europas, in denen sich Unternehmen Kapital von Banken oder dem Staat beschaffen. Der Finanzsektor machte 1948 bescheidene drei Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) aus, wuchs jedoch während der 1950er- und 1960er-Jahre fortwährend. Der große Aufschwung erfolgte in den 1970er-Jahren und der zweiten Hälfte der 1980er-Jahre, als die Regierungen unter Margaret Thatcher eine Deregulierung auf breiter Front betrieben, am drastischsten beim »Big Bang« von 1986, als die Londoner Börse dereguliert wurde. Die Finanzdienstleistungsbranche ist groß und umfasst Bankwesen, Investment, Versicherungen, Pensionsfonds und natürlich Spekulanten wie Hedgefonds. Sie unterstützt eine breite Palette von Dienstleistungsbranchen, etwa die großen, weltweit führenden britischen Unternehmen in den Bereichen Buchhaltung und Rechtsgeschäfte.

2006 machten Finanzdienstleistungen etwa ein Viertel des BIP aus, und einer bzw. eine von fünf Angestellten arbeitete in diesem Bereich. London konkurriert mit New York um die globale Führungsposition im Finanzsektor und zeichnet im 21.Jahrhundert für ein Fünftel der weltweiten Ausfuhren verantwortlich, ein weit größerer Anteil als der seiner europäischen Wettbewerber. Großbritannien weist daher im Gegensatz zum Sektor der verarbeitenden Industrie für den Bereich der Finanzdienstleistungen einen erheblichen Zahlungsbilanzüberschuss auf. In einem sonderbar anmutenden Spiegelbild von Deutschland glänzt Großbritannien im Finanzsektor, während es im Bereich der Produktion schlecht abschneidet.

Außenhandelsstruktur 

Handel ist wichtig für die Beschaffung von Devisen zum Erwerb unverzichtbarer Güter, und auch, um Wohlstand zu generieren, indem sich die Länder auf das spezialisieren, was sie am besten können. Auf freien Handel legen britische Regierungen traditionell größten Wert, und so unterstützte Großbritannien nach 1945 die amerikanischen Bemühungen, den Protektionismus zu beenden und eine liberale Weltwirtschaftsordnung zu schaffen, die das Wachstum des Handels fördern sollte. In den ersten Nachkriegsjahrzehnten waren Großbritanniens wichtigste Handelspartner die Vereinigten Staaten und die (vor allem Commonwealth-)Länder, in denen zur Abwicklung internationaler Transaktionen das Pfund benutzt wurde (Sterlinggebiet). Der Handel mit dem Sterlinggebiet ließ in den 1960er-Jahren nach und Großbritannien betrachtete bald Europa als vorrangigen Handelspartner. Diese bedeutende Schwerpunktverlagerung veranlasste Großbritannien 1961 dazu, die Mitgliedschaft in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) zu beantragen– ein Antrag, gegen den zunächst der französische Staatspräsident Charles de Gaulle sein Veto einlegte. Die Frage eines EWG-Beitritts wurde kontrovers diskutiert, da dieser mit einem Gefühl der Illoyalität gegenüber Familienangehörigen, Freunden und Verbündeten in Commonwealth-Ländern wie Australien und Neuseeland verbunden war. 

Nachdem Großbritannien 1973 schließlich den Europäischen Gemeinschaften (EG) beigetreten war, ließen die günstigen Zollsätze und die spätere Schaffung des Binnenmarktes den Handel mit Europa florieren. 1990 wickelte Großbritannien über die Hälfte seines Handels mit Ländern der EG ab. Seinen Zenit erreichte der Handel mit europäischen Ländern um 2000. Danach kam es zu einem raschen Wachstum im Handel mit Schwellenländern, vor allem China. 2015 waren Großbritanniens wichtigste Importlieferanten Deutschland, China und die Vereinigten Staaten (in dieser Reihenfolge).

Im Hinblick auf die sektorale Struktur des Handels verzeichnet Großbritannien eine Reihe international erfolgreicher Branchen, beispielsweise die Pharmabranche sowie die gesamte Bandbreite von Finanz- und anderen Dienstleistungen. Traditionell »unsichtbare Exporte« in Gestalt von ausländischen Einkommen aus Zinsen und Gewinnen spielen ebenso eine große Rolle wie Kulturexporte und die Ausbildung ausländischer Studierender. Hier wirken sich die englische Sprache und das Ausmaß internationaler Verbindungen zugunsten Großbritanniens aus. Das Nachkriegs-Handelsgefüge hat zu einer ausgeprägten Einbindung in das globale Unternehmensnetzwerk geführt (siehe Internationalisierung).

Eigentumsverhältnisse in der Wirtschaft

Im Jahr 1945 stieß die Labour-Regierung unter Clement Attlee grundlegende Reformen in der Sozial- und Wirtschaftspolitik an. Die Sozialreformen legten den Grundstein für den Wohlfahrtsstaat, und viele dieser Reformen sind heute noch erkennbar, vor allem der riesige staatliche Gesundheitsdienst (National Health Service, der größte Arbeitgeber in Europa). Die Wirtschaftsreformen hingegen sind heute nur noch vage in Erinnerung. Die Regierung führte Branchen in Staatsbesitz über, die als »Kommandohöhen der Wirtschaft« galten. Zu diesen verstaatlichten Branchen zählten Stahl, Kohle, Elektrizität, Gas und Verkehrswirtschaft (Straße und Schiene). Etwa zwei Millionen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wechselten so aus der Privatwirtschaft in den öffentlichen Dienst, und die Regierung erlangte durch diese dominanten Branchen deutlich größeren Einfluss auf die Wirtschaft. Im Verlauf der folgenden 25Jahre betrieb Großbritannien eine »Mischwirtschaft« aus öffentlichen und privaten Unternehmen. Diese wurde aufgrund von Fehlschlägen in der staatlichen Wirtschaftsplanung in den 1960er-Jahren und heftigen Arbeitsunruhen in den 1970er-Jahren infrage gestellt. Margaret Thatcher, ab 1979 Premierministerin, verwarf den Konsens in Bezug auf die Mischwirtschaft und setzte mit ihren prinzipiellen Bedenken gegenüber Staatsbesitz missionarisch und ideologisch auf den freien Markt. Daher verfolgte die Konservative Partei von 1983 an ein revolutionäres Programm der »Privatisierung«.

1979 waren acht Prozent der Arbeitnehmerschaft in öffentlichen Unternehmen beschäftigt. Bis Mitte der 1990er-Jahre waren praktisch alle diese Unternehmen an die Börse gebracht worden. Der wirtschaftliche Nutzen der Privatisierung ist zweifelhaft, doch der politische Nutzen für die Konservative Partei war enorm. Die Privatisierung unterminierte das Fundament der Gewerkschaftsbewegung, indem sie die Arbeitnehmerschaft zersplitterte und verletzlich gegenüber den Marktgesetzen machte. Gleichzeitig schränkten restriktive Gewerkschaftsgesetze das Streikrecht ein. Die Mitgliedschaft in Gewerkschaften erreichte 1979 mit 53Prozent der Arbeitnehmerschaft ihren Höchststand, wurde dann aber rückläufig und fiel bis 2013 auf 25Prozent. 

Indem die Privatisierung den Gewerkschaften das Wasser abgrub, schwächte sie auch die Labour Party. Die Regierungen unter Thatcher veräußerten auch den Großteil der Wohnungen öffentlicher Träger und schufen damit eine neue Gruppe von Eigenheimbesitzern, die– ebenso wie die große Anzahl derer mit Aktien an privatisierten Unternehmen– weit eher dazu neigten, ihre Stimme der Konservativen Partei zu geben. Zugleich ermöglichten die erheblichen finanziellen Einkünfte aus der Privatisierung Steuersenkungen. Diese Pluspunkte halfen den Konservativen, bis 1997 an der Macht zu bleiben, und bewegten zudem die »New Labour Party« unter Tony Blair dazu, zahlreiche Reformen von Margaret Thatcher zu übernehmen. Eines der bedeutendsten Vermächtnisse von Thatcher war, darin herrscht weitgehend Übereinstimmung, die Akzeptanz einer freien Marktwirtschaft durch New Labour.

Die Privatisierung verstärkte die Tendenz der britischen Wirtschaft, von großen Konzernen dominiert zu werden, viele von ihnen in ausländischem Besitz. Anders als der deutsche Mittelstand ist der Wirtschaftssektor der kleinen und mittleren Unternehmen in Großbritannien unterentwickelt. Im Vorstand großer britischer Unternehmen sitzen keine Arbeiternehmer, die Rahmenbedingungen des Gesellschaftsrechts sind großzügig und Unternehmen haben– einzeln wie kollektiv– erheblichen politischen Einfluss. Seit Mitte der 1990er-Jahre hatte sich Großbritannien zu einem »Unternehmensstaat« entwickelt. Gleichzeitig hat die mangelnde gesellschaftliche Verantwortung der Unternehmen in den Reihen von Arbeitnehmerschaft und Konsumenten zu Unmut über wachsende Ungleichheit geführt.

2	Regierung und Wirtschaftspolitik 1945 bis heute

In Großbritanniens antagonistischem, die Konservative Partei der LabourPartei gegenüberstellendem Parteiensystem hingen (und hängen) Wahlergebnisse meist von der gesellschaftlichen Wahrnehmung wirtschaftlicher Kompetenz, der Verteilung der wirtschaftlichen Erträge und der Glaubwürdigkeit wirtschaftlicher Versprechungen seitens der politischen Parteien ab. In der Nachkriegszeit galt die Fähigkeit britischer Regierungen, die Wirtschaftsleistung erfolgreich zu steuern, als ihr wichtigster Qualitätsnachweis überhaupt. Die jeweiligen Regierungen verfolgten dabei vor allem vier wirtschaftspolitische Ziele: das Wirtschaftswachstum zu maximieren, die Arbeitslosigkeit möglichst gering zu halten, ein niedriges Inflationsniveau zu erreichen (zwei Prozent gelten traditionell als akzeptabel) und zugleich ein großes Zahlungsbilanzdefizit zu vermeiden. Diese Ziele sind nicht miteinander vereinbar und erforderten häufig konkrete Kompromisse. So hat eine hohe Beschäftigungsquote (bis vor Kurzem) einen Anstieg der Inflation bewirkt und umgekehrt. In unterschiedlichen Zeiträumen und unter unterschiedlichen Regierungen änderte sich die Priorität, die diesen Zielen beigemessen wurde. Labour stellt in der Regel die Vollbeschäftigung in den Vordergrund, während die Konservativen größeres Augenmerk auf eine niedrigere Inflationsrate legen.

Politische Prioritäten und Niedergang, 1945 bis 1979

Während des Zweiten Weltkriegs entwickelte sich in Großbritannien eine erfolgreiche zentrale Planwirtschaft. Diese legte den Grundstein für staatliche Kontrolle in der Nachkriegszeit, die dann zugunsten einer Wirtschaftspolitik im Sinne von John Maynard Keynes, dem einflussreichsten britischen Wirtschaftswissenschaftler des 20.Jahrhunderts, stufenweise abgebaut wurde. Keynes skizzierte eine Politik der »Nachfragesteuerung«, bei der Besteuerung und Ausgaben (Fiskalpolitik) im Verbund mit der Kontrolle über Zinsen und Kreditvergabe (Geldpolitik) die Regierung in die Lage versetzen, Einfluss auf die Nachfrage nach Produkten zu nehmen. Starke Nachfrage würde zu Vollbeschäftigung führen, dem Hauptziel politischer Entscheidungsträger von 1945 bis Mitte der 1950er-Jahre. Vollbeschäftigung blieb auch danach ein wichtiges Ziel, bis es Mitte der 1970er-Jahre niedriger bewertet wurde. 1976 erreichte die Arbeitslosigkeit erstmals die Millionenmarke und stieg dann unter der ersten Regierung Thatcher 1982 auf über drei Millionen an. 

Mitte der 1950er-Jahre verschob sich der Schwerpunkt der Wirtschaftspolitik von Vollbeschäftigung auf Wachstum. Die Phase von 1950 bis 1973 wird als das »Goldene Zeitalter« des Kapitalismus bezeichnet, während dem sich die meisten hochentwickelten kapitalistischen Länder jahrelangen, starken und stabilen Wachstums erfreuten. Großbritanniens Wirtschaftswachstum war beachtlich, allerdings weit weniger spektakulär als das von Deutschland, Frankreich oder Japan. Daher galt Großbritannien in den 1970er-Jahren in wirtschaftlicher Hinsicht als »kranker Mann Europas«. Berichterstatter begannen damit, auf Großbritanniens »relativen wirtschaftlichen Niedergang« hinzuweisen, und Politiker beider großer Parteien suchten nach alternativen Wegen zur Förderung des Wirtschaftswachstums. Von Anfang der 1960er-Jahre bis 1979 wurden nachhaltige Bemühungen unternommen, um durch die Herstellung eines Konsenses zwischen den drei Sozialpartnern– Regierung, Gewerkschaften, repräsentiert durch den Trades Union Congress (TUC), sowie Arbeitgebern, vertreten durch den Verband der Britischen Industrie (CBI)– die Konjunktur zu stabilisieren. Beeinflusst wurde die Regierung durch den offenkundigen Erfolg der staatlichen Wirtschaftsplanung in Frankreich, und so kamen die drei Sozialpartner im sogenannten National Economic Development Council zusammen, der 1965 ein nationales Konjunkturprogramm vorlegte.

Für Großbritannien waren die späten 1960er- und die 1970er-Jahre eine Phase wirtschaftlicher Verwerfungen und Misserfolge sowie zunehmend schmerzlicher Debatten über einen Niedergang. Dem Misserfolg der wirtschaftlichen Planung unter der Regierung Harold Wilson (1964–70) folgten die »Krisenrettungen« der Regierung Edward Heath (1970–74). Diese hatte sich gezwungen gesehen, in die Wirtschaft einzugreifen, nachdem die Inflation steil angestiegen war und Arbeitskämpfe zu außergewöhnlichen Krisenmaßnahmen geführt hatten, darunter 1973 eine Drei-Tage-Woche. Die Regierung Heath befand sich in einer Auseinandersetzung mit den mächtigen Gewerkschaften und schien die Kontrolle über die Wirtschaft verloren zu haben. Kaum besser sah es unter den Regierungen Wilson/James Callaghan (1974–79) aus, als die Inflation (1975 auf einem Stand von 24Prozent), Zahlungsbilanzkrisen, gewerkschaftliche Militanz und das Scheitern der Einkommenspolitik (zur Begrenzung von Lohnerhöhungen) zusammen ein Gefühl der Hoffnungslosigkeit aufkommen ließen, dessen Höhepunkt der Streikwinter 1978/79 (»Winter of Discontent«) war. Es lag auf der Hand, dass die Bestrebungen, die britische Marktwirtschaft nach kontinentaleuropäischem Vorbild über kooperative Institutionen zu koordinieren, gescheitert waren. In Erscheinung trat nun eine alternative, marktorientierte Methode der Koordinierung, ein eher amerikanischer denn europäischer Ansatz. Vor diesem Hintergrund wandte sich die britische Wählerschaft wieder der Konservativen Partei zu, die mittlerweile von der relativ unbekannten Margaret Thatcher angeführt wurde und 1979 einen deutlichen Wahlsieg errang.

Thatcheristische Umgestaltung und New Labour, 1979 bis 2007

Die Regierungen der Konservativen von 1979 bis 1997 (Thatcher trat 1990 zurück) gestalteten die britische Wirtschaftspolitik um. Es gelang ihnen, eine freiere Marktwirtschaft zu schaffen, die Großbritanniens relativen wirtschaftlichen Niedergang umkehrte.

Thatchers Haltung bezüglich der Lenkung der Wirtschaft war konfrontativ. Am deutlichsten wurde dies an dem Kurs, den sie gegenüber den Gewerkschaften einschlug, die in den 1970er-Jahren dem Anschein nach so stark waren wie die Regierung selbst. Durch Gesetze, die die Rechte der Gewerkschaften einschränkten, und indem sie sich Streikmaßnahmen entgegenstellte, entmachtete sie die Gewerkschaften, deren Mitgliederzahl und Einfluss ab Mitte der 1980er-Jahre unerbittlich sank. Darüber hinaus nahm sie es mit zahlreichen Interessensgruppen in der Wirtschaft auf, etwa den großen Arbeitgebern, dem öffentlichen Dienst und mit der City of London. Und mit der »Wirtschaftskultur«: Sie verwarf den Keynesianismus zugunsten des Monetarismus und der wirtschaftspolitischen Rezepte des amerikanischen Wirtschaftswissenschaftlers Milton Friedman. Ihr in hohem Maße ideologisches Programm legte den Akzent auf das Funktionieren freier Märkte, die Schaffung von Märkten, die zuvor nicht existiert hatten, sowie eine Ermutigung zu individueller Anstrengung und individuellem ökonomischen Erfolg durch das Eintreten für eine »Unternehmenskultur«. In einem bemerkenswerten Paradoxon setzte Margaret Thatcher die Stärke des britischen Staats dazu ein, um seine genaue Antithese zu erschaffen– eine freie Marktwirtschaft.

Thatcher nutzte die starke Zentralgewalt des britischen politischen Systems, das einer entschlossenen Premierministerin mit einer sicheren Mehrheit im Unterhaus geradezu diktatorische Vollmachten einräumt. Das Ziel der Vollbeschäftigung wurde praktisch aufgegeben. Die von der Zahlungsbilanz ausgehenden Beschränkungen wurden durch die Einkünfte beseitigt, die das Land zu seinem Glück mit dem Verkauf von Nordseeöl, einhergehend mit flexiblen Wechselkursen, erzielen konnte. Dafür konzentrierte sich die Regierung ganz darauf, die Inflation gering zu halten und das Wirtschaftswachstum zu beschleunigen. Dementsprechend schlugen die Regierungen Thatchers einen Privatisierungskurs ein, betrieben umfassende Deregulierung und lagerten öffentliche Dienstleistungen in den Privatsektor aus. Ziel der Konservativen war es, das Niveau öffentlicher Ausgaben in der Wirtschaft zu senken und den Staat »zurückzudrängen«.

Unter John Major, dem Nachfolger Thatchers, wurde nach 1990 deutlich, dass freie Märkte Regulierungen durch den Staat erforderten, damit sie unter fairen Bedingungen und berechenbar funktionieren konnten. Nun wurden zur Beaufsichtigung von Märkten– von Elektrizität über Telekommunikation bis zu Lebensmitteln– Regulierungsbehörden eingerichtet, und Großbritannien entwickelte sich zu einem »regulatorischen Staat«. Angesichts von Rezessionen Anfang der 1980er-Jahre und erneut Anfang der 1990er-Jahre hatte der Wachstumskurs noch ein zwiespältiges Bild ergeben, doch Mitte der 1990er-Jahre ging es der Wirtschaft gut, und die thatcheristischen Reformen schienen erfolgreich zu sein. Gespalten war die konservative Regierung hauptsächlich in Bezug auf die Europäische Union. Großbritannien war begeistert vom Binnenmarkt und hatte den Beitritt zur geplanten Europäischen Währungsunion debattiert. Doch zahlreiche Politiker der Konservativen zeigten sich höchst skeptisch, was das ganze europäische Projekt, vor allem seine politische Dimension, anging. Öffentlich ausgetragene Meinungsverschiedenheiten taten das ihre, die Regierung Major in Misskredit zu bringen. 1997 verlor sie die Parlamentswahlen und unterlag der von dem jungen, charismatischen Tony Blair geführten Labour Party. 

In wirtschaftlicher Hinsicht waren die zehn Jahre unter Blair (1997–2007) die erfolgreichsten seit den 1950er-Jahren. Großbritannien stand an der Spitze der Rankings, die das nationale Wirtschaftswachstum vergleichen. Das stabile, nachhaltige Wachstum ließ Gordon Brown– Blairs Finanzminister, Thronanwärter und dominierende Figur in der Wirtschaftspolitik– behaupten, Labour habe »Auf- und Abschwung abgeschafft« (Worte, die später auf ihn zurückfielen). New Labour wurde die erfolgreichste Labour-Regierung aller Zeiten und gewann 1997, 2001 und 2005 dreimal nacheinander die Wahlen. In einer erstaunlichen Abweichung von den pingpongartigen Wechseln in der Wirtschaftspolitik, die mit neuen Regierungen üblicherweise einhergingen, herrschte eine beachtliche Kontinuität zwischen Konservativen und Labour. Das von Blair und Brown erarbeitete New-Labour-Programm »Der Dritte Weg« (The Third Way) beinhaltete einen historischen Kompromiss mit dem Thatcherismus und übernahm viele der seit 1979 entwickelten Strategien. Insbesondere teilte es das Bekenntnis zu Märkten und Marktlösungen. Dabei wurde »Old Labour« ausdrücklich verworfen, und die Regierung Blair unternahm kaum etwas, um den Einfluss der Gewerkschaften wieder zu stärken.

Allerdings startete die Labour-Regierung 1997 mit zwei überraschenden Veränderungen. Gordon Brown gewährte der Bank of England volle Unabhängigkeit über die Geldpolitik (angeblich ohne Rücksprache mit Blair). Die Absicht dahinter war es, die Finanzmärkte zu beruhigen und politische Interventionen bei der Festlegung von Zinsen und Geldmengenzielen auszuschließen. Nachfolgende Regierungen haben die Unabhängigkeit der Bank, die weitgehend als vorteilhaft betrachtet wurde, aufrechterhalten. Die zweite Veränderung war Blairs Entscheidung, ein Referendum zur Schaffung eines schottischen Parlaments mit Steuerbefugnissen abzuhalten. Die erfolgreiche Annahme des Referendums führte zur Einrichtung einer dezentralisierten Legislative in Edinburgh (und in Cardiff für Wales). Das schottische Parlament erlangte beachtliche Kontrolle über öffentliche Ausgaben in Schottland. Die Kontrolle über die Einnahmen aus dem Nordseeöl erhielt das schottische Parlament nicht. Zur Finanzierung öffentlicher Ausgaben blieb Schottland auf das Westminster-Parlament angewiesen.

Die eher sozialdemokratischen Prioritäten von Labour zeigten sich bei den Staatsausgaben. Hier wurde das Verteidigungsbudget beschnitten, während die Budgets für Gesundheit und Bildung erhöht wurden. Grund dafür, einen Schwerpunkt auf die Bildung zu legen, war zum Teil das Gefühl, dass Großbritannien in sein Bildungskapital investieren müsse, um in einer globalisierten Wirtschaft wirksamer in den Wettbewerb treten zu können. Darüber hinaus führte Labour einen Mindestlohn ein, um unverhohlener Ausbeutung einen Riegel vorzuschieben, und legte einen Schwerpunkt auf die Bekämpfung von Alters- und Kinderarmut.

Nur knapp drei Monate nach Tony Blairs Rücktritt zugunsten von Gordon Brown forderte die internationale Finanzkrise im September 2007 ihr erstes Opfer: Northern Rock wurde die erste britische Bank seit 150Jahren, die einen Run über sich ergehen lassen musste (bei dem in Panik geratene Sparer mehr Geld abziehen, als die Bank auszahlen kann), und in der Folge das erste Unternehmen seit den 1970er-Jahren, das verstaatlicht wurde. Der neue, ohne Wahl zum Premierminister bestellte Gordon Brown verbrachte die folgenden beiden Jahre mit dem Versuch, die Finanzkrise in den Griff zu bekommen.

Finanzkrise und Koalitionsregierung, 2007 bis 2015

Man kann den Schock, den die Finanzkrise von 2007/08 in Großbritannien auslöste, kaum überbetonen. Die Wirtschaft hatte den Anschein einer absoluten Erfolgsgeschichte erweckt, doch dem Ansturm auf Northern Rock folgten massive Rettungspakete für die Royal Bank of Scotland (RBS– eines der größten Finanzinstitute der Welt), die Bank of Scotland, Lloyds Bank und eine Reihe kleinerer Institute. In einem schnellen und entschlossenen Schritt garantierte die Regierung Brown Bankeinlagen, stellte Notfallkredite bereit, mit denen im Endeffekt RBS und Lloyds verstaatlicht wurden, und stellte durch den Ankauf von Vermögenswerten der Banken riesige Mengen Liquidität zur Verfügung. Die betreffenden Geldsummen, Hunderte von Milliarden, waren buchstäblich unvorstellbar, aber gerechtfertigt angesichts der Gefahr eines Zusammenbruchs des gesamten Finanzsystems mit schrecklichen gesellschaftlichen Auswirkungen.

Aufgrund der außergewöhnlichen Größe seines Finanzsektors war Großbritannien stärker betroffen als viele andere Länder. Die Rezession von 2008 und 2009 war die schlimmste seit 1945 und tiefer als die in den Vereinigten Staaten. Die Arbeitslosigkeit stieg, und die staatliche Kreditaufnahme war die höchste aller OECD-Staaten. Die öffentliche Haushaltslage war angespannt, zum Teil wegen der Bankenrettungspakete, mehr jedoch noch aufgrund des Einbruchs der Steuereinkünfte aus dem Finanzsektor. Es hatte den Anschein, als sei das Wirtschaftssystem auf verhängnisvolle Weise mit einer riesigen Kreditblase und grotesken Auswüchsen von Habgier und Risiko innerhalb des Systems behaftet. Viel schlimmer jedoch wog das offenkundige Versagen einer Wirtschaftstheorie, die von effizienten Märkten und einem selbstregulierenden Finanzsystem ausging. Allerdings hielt sich der Schaden in Grenzen. Brown erntete Lob für die effektiven Maßnahmen, die seine Regierung in Form einer keynesianischen Ausweitung der Nachfrage ergriff, und für einen gewissen Erfolg bei der Organisation internationaler Zusammenarbeit. 2010 wuchs die Wirtschaft wieder und die Katastrophe war abgewendet. Vor diesem Hintergrund verschaffte die Parlamentswahl von 2010 den Konservativen keine klare Mehrheit. Als historisches Ereignis bildeten die Konservativen eine Koalitionsregierung mit den von Nick Clegg geführten Liberaldemokraten.

Mit David Cameron als neuem konservativen Premierminister erlebte eine leicht irritierte britische Öffentlichkeit erneut Kontinuität: Einige wenige leitende Bankiers verloren ihre Jobs (am dramatischsten »Sir« Fred Goodwin, der RBS-Chef, dem in einer klassischen englischen Geste zwar der Adelstitel aberkannt, die Pension jedoch belassen wurde), doch es gab keine Strafverfolgungen, keine Haftstrafen und auch keine Geldbußen. Der Tatsache zum Trotz, dass praktisch alle Voraussetzungen für eine Abkehr vom Modell der freien, liberalen Marktwirtschaft vorhanden gewesen waren, änderte sich kaum etwas. Nachdem die Banken schrittweise reprivatisiert, die Finanzregulierungen verstärkt und die öffentlichen Finanzen verbessert worden waren, offerierte der Finanzsektor seinen leitenden Mitarbeitern erneut riesige Boni. Die post-thatcheristische, auf freiem Markt beruhende Volkswirtschaft Großbritanniens hatte überlebt. Der Eindruck verbreitete sich, dass die für die Finanzkrise Verantwortlichen ungeschoren davongekommen waren, während die Austeritätspolitik die Unschuldigen, die Armen, die Arbeitslosen und jene, die niedrige Löhne oder Sozialhilfe bezogen, bestraft hatte. Die Krise hatte ein Gefühl der Ernüchterung in Bezug auf das vorherrschende wirtschaftliche System und die wirtschaftlichen und politischen Eliten verstärkt.

Die Wirtschaftspolitik der Koalitionsregierung wurde von Austerität geprägt. David Cameron ging eine ungewöhnlich enge Zusammenarbeit mit seinem Schatzkanzler ein, dem Konservativen George Osborne, dessen Schwerpunkte zum einen die Wachstumssteigerung, scheinbar um jeden Preis, zum anderen der Abbau von Staatsschulden, vor allem durch Kürzung der öffentlichen Ausgaben, waren. Tatsächlich beschleunigte sich das Wachstum und war im internationalen Vergleich recht ordentlich, vor allem, da sich die größten europäischen Volkswirtschaften Problemen in der Eurozone sowie Staatsschuldenkrisen gegenübersahen. Nach herkömmlichen wirtschaftlichen Maßstäben herrschten außergewöhnliche Zeiten. Um das Wachstum zu fördern, fuhr die Regierung damit fort, Kapital in das Finanzsystem zu pumpen, während die Zinsen auf historische Tiefstände fielen. 2009 wurden sie auf 0,5Prozent festgelegt, 2016 fielen sie noch weiter auf 0,25Prozent. Trotzdem gab es praktisch keine Inflation. Diese fiel 2015 auf unter ein Prozent, und es gab kurze Perioden der Deflation. Derweil ging auch die Arbeitslosigkeit zurück und erreichte wieder Vorkrisenniveau.

Ein weit deprimierenderes Bild gaben die Ausgaben der öffentlichen Hand ab. Mit geradezu machohafter Haltung gab Osborne das Ziel eines Haushaltsüberschusses bis 2015 vor und setzte die massiven Kürzungen der Staatsausgaben fort. Gesundheit und Bildung standen unter Schutz, was dazu führte, dass Ausgaben in allen anderen Bereichen, etwa Justiz und Gefängnisse, Kommunalverwaltungen, Umwelt und Sozialhilfe drastisch gekürzt wurden. Dabei wurde die Zahl der Mitarbeiter im öffentlichen Dienst auf den niedrigsten Stand seit 1945 gesenkt, mit potenziell schädlichen Auswirkungen auf die Staatsverwaltung und damit auf die Handlungsfähigkeit der Regierung.

Die wirtschaftliche Performance der Koalitionsregierung wirkte relativ beruhigend auf all diejenigen, die nicht direkt von den Einschnitten bei den öffentlichen Ausgaben betroffen waren. Die Wahlen von 2015 brachten eine klare, wenn auch kleine Mehrheit für die Konservativen, während sowohl Labour als auch die Liberaldemokraten schlecht abschnitten und die SNP einen erstaunlichen Erfolg einfuhr. Wieder einmal schien es, als habe wahrgenommene Wirtschaftskompetenz das Ergebnis entschieden. Es war den Konservativen gelungen, die Regierung Blair bzw. Brown (ungeachtet allgemein akzeptierter wissenschaftlicher Gutachten) für die Finanzkrise verantwortlich zu machen.

Brexit und wirtschaftspolitische Folgen

Die wirtschaftlichen Konsequenzen des Brexits sind noch nicht abzusehen. Alles hängt von der Vereinbarung ab, die das Vereinigte Königreich mit der Europäischen Union für die Zeit nach dem Austritt des Landes aus der EU finden wird. Gleichwohl lassen sich hier drei womöglich hilfreiche Anmerkungen machen.


	Zu den düsteren Prognosen über die negativen Auswirkungen des Brexits gehören der Verfall des Pfundes, eine leichte Rezession, Panik an den Finanzmärkten, eine sinkende Investitionstätigkeit und ein Anstieg der Arbeitslosigkeit. Diese Vorhersagen wurden maßgeblich von Matthew Osborne, Ökonom der Bank of England, gemacht, werden aber auch von der Mehrheit der Wirtschaftsexperten getragen. Tatsächlich hat das Pfund an Wert verloren, mit Vorteilen für britische Exporteure, doch keine andere dieser düsteren Prognosen ist bislang in Erfüllung gegangen. Allerdings fanden bereits Verlagerungen von Produktionsstätten statt und die britische Regierung hat Notfallpläne entwickelt, um die Versorgung der Bevölkerung nach einem Brexit ohne Übergangsperiode zu sichern. 


	Es gibt eine Debatte über einen »weichen Brexit« und einen »harten Brexit« und damit im Wesentlichen darüber, ob Großbritannien darauf abzielen sollte, wie Norwegen im Binnenmarkt und im Europäischen Wirtschaftsraum zu verbleiben. Ob Großbritannien den Binnenmarkt verlassen wird, wie ursprünglich geplant, ob das Land in einer Zollunion mit der EU bleibt und neue Abkommen mit Europa findet, um Handelsbeschränkungen zu vermeiden und eine eigene Handelspolitik zu betreiben, steht zur Diskussion. Ein wirklich »harter Brexit« würde bedeuten, dass Großbritannien schlichtweg nach den Regeln der Welthandelsorganisation WTO Handel triebe und auf Exporte nach Europa Zölle entrichten und auf Importe Zölle erheben würde. Dies ist eine Perspektive, die nicht nur große, in Europa eingebundene multinationale Unternehmen mit Schrecken betrachten.

	Die Auswirkungen des Brexits auf die gesamte Wirtschaftspolitik sind absolut grundlegend. Großbritannien ist nicht Mitglied der Eurozone, wofür viele Briten dem ehemaligen Finanz- und Premierminister Gordon Brown dankbar sind, der den von Tony Blair gewünschten Euro-Beitritt des Vereinigten Königreichs blockiert hatte, und war daher auch zuvor keinen steuerlichen und monetären Einschränkungen ausgesetzt, wie sie in der Eurozone gelten. Doch der Austritt aus der EU bedeutet, dass Großbritannien nicht länger an die europäische Wettbewerbspolitik gebunden ist, etwa an die Kontrolle der staatlichen Beihilfen, und auch nicht länger dem Europäischen Gerichtshof unterliegt. Andere steuerliche und geldpolitische Instrumente werden zwar nicht direkt betroffen sein, aber ohne Zweifel in einem völlig anderen Kontext agieren. Eine neben den zu erwartenden Handelshemmnissen für britische Unternehmen ebenso furchterregende Komponente wäre ein Rückzug von den europäischen Regulierungsnormen und Netzwerken, die so gut wie jeden Aspekt der britischen Wirtschaft regeln. Von Dünger zu Lebensmittelnormen, von Verpackungen zu Tierversuchen– die entsprechenden Regulierungssysteme wurden 44Jahre lang mit europäischen Partnern ausgehandelt und gemeinsam gebilligt, in europäischen Rechtsvorschriften verankert und häufig von europäischen Einrichtungen implementiert. Was soll davon behalten, was geändert werden? Wer wird neue Normen durchsetzen? Es ist nicht verwunderlich, dass praktisch jede britische Organisation, die regulatorischen Bestimmungen unterworfen ist, sich nach dem Brexit in einem Zustand der Fassungslosigkeit und Verwirrung befinden könnte. Zwei gute Beispiele dafür geben Landwirtschaft und Finanzdienstleistungen ab. Beide verdanken ihren Bestand europäischen Regelungen und, im Fall der Landwirtschaft, europäischer Finanzierung. Noch weiß niemand, inwiefern sich diese marktbestimmenden Vereinbarungen ändern werden.



3	Bewertung der Wirtschaftsleistung

Das Großbritannien von heute ist ein weit wohlhabenderes und besser mit Dienstleistungen versorgtes Land als das von 1950. Es ist ein in sozialer wie wirtschaftlicher Hinsicht ganz anderes Land. Ob es »besser« ist, ist eine zutiefst subjektive Frage. Vielleicht können die folgenden Bemerkungen einen Beitrag zur Bewertung leisten.

2017 ist der Durchschnittsbrite bzw. die Durchschnittsbritin bezüglich ihrer Finanzkraft dreimal besser gestellt, als es 1950 der Fall war. Mit anderen Worten herrscht wesentlich größerer Wohlstand, und im großen historischen Vergleich haben die letzten 70Jahre europäischen Friedens die Lebensbedingungen in Großbritannien in einem noch nie dagewesenen Ausmaß verbessert. Großbritannien ist eine selbstbezogene Konsumgesellschaft geworden, mit mehr oder weniger allgemein zugänglichen Möglichkeiten zu Komfort, Amüsement und Erleichterung bei der Hausarbeit. Die absolute Armut hat sich verringert, und auch wenn es nach wie vor echte Härtefälle gibt, so erbringt der Wohlfahrtsstaat doch Sozialleistungen und gewährt finanzielle Zuschüsse, etwa bei der Bildung, sozialen Dienstleistungen, Altersrenten und Kinderbetreuung, sowie die äußerst populäre kostenlose Gesundheitsversorgung über den NHS. Die Gesellschaft wird weniger von repressiven Standesvorurteilen geprägt und ist mit ihrer zuversichtlicheren, individualistischeren Wirtschaftskultur ehrgeiziger. All diese positiven Aspekte der britischen Gesellschaft stehen in direktem Zusammenhang mit dem Funktionieren einer freien Marktwirtschaft und dem Wohlstand, den diese schafft und verteilt.

Gleichzeitig weist eine Marktgesellschaft allerdings weniger wünschenswerte Merkmale auf: Großbritanniens Wirtschaft ist ungleicher, sozial unsicherer, umweltschädigender und weniger demokratisch steuerbar. Die Ungleichheit in Großbritannien nahm während der 1980er-Jahre sehr deutlich zu; heute ist Großbritannien eines der OECD-Länder mit der größten Ungleichheit zwischen Arm und Reich. Legt man den Maßstab der verfügbaren Einkommen an, so war Großbritannien 2014 das Land mit der ungleichsten Verteilung in der EU. Ungleichheit gilt als grundsätzlich unerwünscht und höhlt den sozialen Zusammenhalt aus. Was die soziale Unsicherheit betrifft, so führt Großbritanniens willentlich flexibler Arbeitsmarkt im Verbund mit der Beschränkung von gewerkschaftlichem Aktivismus dazu, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer relativ wenig Arbeitsplatzsicherheit zuteilwird. Arbeitgeber sind in der Lage, die Lohntarife zu drücken und greifen zunehmend auf Aushilfskräfte oder Teilzeitangestellte zurück, deren Jobs dauerhaft gefährdet sind. Millionen von Arbeitskräften erhalten lediglich den Mindestlohn und seit dem Jahr 2000 ist ein stetiger Anstieg der Zahl der Menschen zu verzeichnen, die zwar Arbeit haben, aber zu solch geringer Entlohnung, dass sie als relativ arm definiert werden. Sowohl Ungleichheit als auch Unsicherheit spiegeln eine Wirtschaft wider, die zahlreichen Haushalten schwere Belastungen auferlegt und zu einer weiter gespaltenen, verängstigten und ressentimentgeladenen Gesellschaft führen könnte.

Die unbeirrbare Ausrichtung auf Wirtschaftswachstum bringt noch einen weiteren bekannten Nachteil mit sich: Sie belastet die Umwelt. Vor ökologischen Schäden warnen Stimmen in Großbritannien schon seit Beginn der Industriellen Revolution, doch die moderne Umweltbewegung erlangte erst Ende der 1980er-Jahre Bedeutung. An übermäßigem Ausbau von Industrien, intensiver Landwirtschaft und Befischung, Schadstoffbelastung und Ausbeutung der natürlichen Ressourcen wurde beredte Kritik geübt, staatliche Reaktionen auf ökologische Herausforderungen waren bislang jedoch unvollkommen und unbefriedigend. Die beiden großen Parteien stehen im Zweifel eher für die Interessen der Unternehmen, und die kleine Green Party wird durch das Wahlsystem marginalisiert. 2015 erzielten die Grünen ein Rekordergebnis von 1,1Millionen Stimmen, sicherten sich damit jedoch lediglich einen einzigen Sitz im Parlament. Eine entschiedenere Reaktion auf Umweltprobleme und den Klimawandel ist wohl nur dann zu erwarten, wenn diese das Wirtschaftswachstum beeinträchtigen oder direkte Kosten verursachen. So ergriff etwa Gordon Brown, als der Stern-Report 2006 zu verstehen gab, dass der Klimawandel sich auf das Wirtschaftswachstum auswirken würde, die Initiative und leitete aktive Maßnahmen zum Schutz vor Überschwemmungen und für die Verbesserung der Luftqualität ein. 

Aus den genannten Gründen ist Großbritanniens Umweltbilanz dürftig; die Prozentsätze an Recycling sind gering, die Performance bei erneuerbaren Energien ist schwach, eine ungezügelte Bebauung dringt bis in ländliche Gemeinden ein und die Bilanz in der Biodiversität ist düster. Das britische Wirtschaftsmodell ist weit entfernt von Nachhaltigkeit. Vorhersagen einer »postmaterialistischen Entwicklung«, wonach der Konsum an seine Grenzen stoßen werde, scheinen sich für die britische Gesellschaft nicht zu erfüllen. Großbritanniens Wirtschaftsmodell ist auf hohen Konsum angewiesen, und es bleibt deprimierend materialistisch.

Eine weitere Schattenseite der freien Marktgesellschaft, wie sie sich in Großbritannien entwickelt hat, ist ein Verlust an Autonomie, eine ernstzunehmende Abnahme an demokratischen Entscheidungen. Die Fähigkeit der britischen Regierung, die Wirtschaft zu »steuern«, wurde durch eine Reihe Faktoren vermindert: durch die Globalisierung (die Wechselkurse und Steuern beeinflusst), die EU (die Wettbewerb, Regulierung und staatliche Beihilfen beeinflusst) sowie unabhängige Einrichtungen (vor allem die Bank of England) und Auslagerung der Steuerung auf Unternehmen (so wird zum Beispiel wegen der Öffnung der Aktienmärkte für ausländische Investoren die Energiepolitik von ausländischen Unternehmen wie Électricité de France (EDF) vorangetrieben). Die moderne britische Gesellschaft wird eher von Großunternehmen als von den traditionellen Institutionen des britischen Establishments wie Kirche, öffentlicher Dienst und Privatschulen geprägt. Große Teile der Wählerschaft sind entfremdet, verärgert, misstrauisch und verängstigt. Dies ist eine der Erklärungen für das Brexit-Votum. Meinungsumfragen zeigen, dass der wichtigste Grund für das Votum für den Austritt der Wunsch war, Großbritannien solle eigenständige Entscheidungen treffen (der zweite Grund war die Zuwanderung). 

Die Antwort auf die Frage, ob Großbritannien 2018 »besser dran« ist, als es in den 1950er-Jahren war, dürfte vom Alter desjenigen oder derjenigen abhängen, der oder die sie gestellt bekommt. Aus der Sicht jüngerer Menschen ist die Gesellschaft wohl selbstbewusster, viel wohlhabender, weniger vom Klassendenken beherrscht und bietet mehr Chancen für Selbstverwirklichung. Doch die vor 1960 geborene Nachkriegsgeneration ist womöglich weniger optimistisch. Ihre Vertreterinnen und Vertreter wuchsen in der Zeit der friedlichen Auflösung des Britischen Weltreichs auf, in der Euphorie eines gewonnenen Krieges, in einem Staat, der als Nuklearmacht eine nationale Mission und weltweite Führungsposition beanspruchte. Umfragen zeigen, dass eine beträchtliche Mehrheit der über 65-Jährigen für den Brexit stimmte. Demgegenüber stimmte die jüngere Generation der unter 25-Jährigen zu 75Prozent für den Verbleib in der EU. Es ist ein widersinniges Ergebnis, wenn im Streben nach einer »besseren« politischen und ökonomischen Zukunft ein entfremdeter, alternder Teil des Wahlvolks seinen jüngeren, zufriedeneren Landsleuten eine Entscheidung auferlegt, die wohl kaum das Los der britischen Wirtschaft oder des britischen Volks verbessern dürfte.

Aus dem Englischen übersetzt von Peter Beyer.
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			Marcus Theurer


				Großbritannien setzt auf Atomkraft 

			Es ist eine der größten Baustellen Europas: In der Grafschaft Somerset im Südwesten Englands entsteht das erste britische Atomkraftwerk seit mehr als zwei Jahrzehnten. Die Baukosten für die Nuklearanlage namens Hinkley Point C werden auf 18Milliarden Pfund geschätzt, umgerechnet also rund 21Milliarden Euro. 

			Das Kraftwerk ist damit eines der teuersten der Welt. Während Deutschland nach der Katastrophe im japanischen Fukushima im Jahr 2011 beschlossen hat, aus der Atomkraft auszusteigen, plant die Regierung in London eine Art nukleare Renaissance: Hinkley Point C ist nur das erste einer ganzen Reihe neuer Atomkraftwerke, die in Zukunft auf der Insel gebaut werden sollen.

			Anders als in Deutschland wird die Atomkraft im Vereinigten Königreich als eine zukunftsträchtige Säule der Stromversorgung gesehen. Das Land muss in den nächsten anderthalb Jahrzehnten viele überalterte Kraftwerke ersetzen– und der Atomstrom gilt der Regierung als klimaschonende Alternative zu den bisherigen Kohlekraftwerken. Allein Hinkley PointC soll mit einer Leistung von 3,2Gigawatt ab 2025 rund sieben Prozent des britischen Stromverbrauchs decken. Wirtschaftsverbände und Gewerkschaften begrüßen den Bau des neuen Atomkraftwerks.

			Allerdings ist der Atomausbau auch in Großbritannien durchaus umstritten. Vor allem wegen der hohen Kosten gibt es viel Kritik. Im Fall von Hinkley Point C hat der britische Staat den beiden ausländischen Investoren– dem französischen Staatskonzern EdF und dem ebenfalls staatseigenen chinesischen UnternehmenCGN– für 35Jahre einen Stromabnahmepreis von 92,50Pfund je Megawattstunde plus Inflationsausgleich garantiert. Zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses war das mehr als doppelt so viel wie der aktuelle Großhandelspreis am Strommarkt. Kritiker sagen deshalb, die britischen Stromkunden müssten für das neue Atomkraftwerk teuer bezahlen.

			Die zivile Nutzung der Nukleartechnik hat in Großbritannien eine lange Tradition: Schon 1956 weihte Königin ElisabethII. in der Grafschaft Cumbria im Nordwesten Englands Calder Hall ein, eines der ersten kommerziellen Atomkraftwerke der Welt. Es befand sich auf dem Areal der umstrittenen Atomanlage Sellafield, die wegen ihrer Störfälle weltweit bekannt geworden ist. In der strukturschwachen Region an der Irischen See genießt die Atomwirtschaft, die dort für Tausende von Arbeitsplätzen sorgt, allerdings bis heute große Unterstützung.

			Auch in der Nähe von Sellafield will die britische Regierung ein neues Atomkraftwerk bauen: Ob das Projekt namens Moorside verwirklicht wird, ist jedoch wegen wirtschaftlicher Probleme des potenziellen Investors Toshiba aus Japan ungewiss. Auch im Fall von Hinkley Point C hatte es wegen der hohen Baukosten und technischen Bedenken eine jahrelange Hängepartie gegeben, bevor sich die beiden Atomunternehmen EdF und CGN im Herbst 2016 schließlich doch zu einer endgültigen Investitionszusage durchringen konnten.

		


		
			Elisabeth Wesser


			Die Londoner City in der britischen Wirtschaft und in der Weltwirtschaft

			Wer über London spricht, hat die Hauptstadt Großbritanniens vor Augen, mit 8,6Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern die größte Stadt Westeuropas. Kaum jemand denkt dabei an die City of London, den historischen Stadtkern und größten Finanzplatz der Welt.1 Der kleinste Stadtteil Londons, der aufgrund seiner Fläche von einer Quadratmeile auch Square Mile genannt wird, hat nur 8072Einwohner, es arbeiten aber fast 50-mal so viele Menschen in der City und 17 980Unternehmen haben hier ihren Sitz.2 Londons City ist das Rückgrat der britischen Wirtschaft. Sie zieht Kapital aus aller Welt an. Ihre günstige Lage zwischen den Zeitzonen ermöglicht morgens Geschäfte mit Asien und abends mit Amerika.
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			Vom Financier der Krone zum bedeutendsten Finanzzentrum der Welt

			Als zentrale Handelsstadt prägte die City of London seit ihren Anfängen, mit der Gründung Londiniums im Jahr 43n. Chr. durch die Römer, die wirtschaftliche Entwicklung Großbritanniens. 886 erhielt sie das Recht zur Selbstverwaltung und nimmt seitdem einen Sonderstatus innerhalb der Londoner Stadtbezirke ein. Auch nach der Eroberung Englands 1066 durch die Normannen behielt sie ihre volle Autonomie, denn die unternehmerisch erfolgreiche Stadt besaß Geld, das die herrschende Klasse über Jahrhunderte hinweg dringend benötigte. Ihre Verwaltungsbehörde, The Corporation of the City of London, fungierte als Mittler zwischen Krone und Kreditgebern. Noch heute ist es tradierte Norm, dass die britische Königin zuerst ein Ersuchen an den Bürgermeister der City stellt, ehe sie diese besucht.

			Im 16. und 17.Jahrhundert stützte die Kapitalmarktpolitik der Banken den gesamten britischen Staat und die Ausdehnung des Empires. 1694 wurde die Bank of England gegründet, um den pfälzischen Erbfolgekrieg gegen Frankreich (1688 − 97) zu finanzieren. Für den Warenaustausch hatte es bereits seit 1571 die königliche Börse (Royal Exchange) gegeben. Der neu aufgekommene Berufsstand der Aktienhändler gründete 1801 die Wertpapierbörse London Stock Exchange. Die City wuchs zum international führenden Banken- und Finanzzentrum heran und zog ausländische Investoren an. Regierungen aus aller Welt ließen hier ihre Wertpapiere emittieren. In der Phase des weltweiten Protektionismus nach dem Ersten Weltkrieg entstand in der Square Mile dank eines niedrigen Regulierungsgrades der weltweit größte Devisen- und Geldmarkt.

			Anfang der 1930er-Jahre geriet die Stellung der City als Finanzzentrum jedoch ins Wanken. Der Kursverfall an der New Yorker Börse 1929 veranlasste zwei Jahre später die britische Regierung, das Pfund vom Gold abzukoppeln. Das Vertrauen in die Stabilität des Pfundes schwand, das System des internationalen Goldstandards zerfiel. Mit dem Abkommen von Bretton Woods 1944 löste der US-Dollar das Pfund als Leitwährung ab. Durch den Zweiten Weltkrieg rückten weltweit nationale Interessen gegenüber einer liberalen Weltwirtschaft in den Vordergrund. Die britische Regierung verstaatlichte 1946 die Bank of England und übernahm damit die Kontrolle über die Geldpolitik. In den 1950er-Jahren nahm die Bedeutung der City wieder zu. So strebten vor allem amerikanische Bankiers auf den Londoner Finanzplatz, um Beschränkungen in der Heimat zu umgehen. Rasch folgten Banken aus Asien und Kontinentaleuropa, sodass sich der größte Eurodollar-Markt3 der Welt entwickelte.

			Die Währungskrisen 1964 und 1976 brachten die britische Wirtschaft allerdings erneut in eine Schieflage. Aus Sorge um einen Rückgang des ausländischen Kapitalstroms in die City lehnten die Regierungen jeweils eine Abwertung des Pfundes ab. Produktivitätsschwächen der Industrie und steigende Arbeitslosigkeit machten Großbritannien in den 1970er-Jahren zum »kranken Mann Europas«. Doch auch eine Kreditversorgung der Unternehmen durch die mächtigen Bankhäuser war aufgrund der historisch gewachsenen Interessenabgrenzung von Industrie und Finanzwesen kein Ausweg. Anders als in Kontinentaleuropa finanzierten britische Firmen ihre Investitionen traditionell selbst.

			In diesen Zeiten, in denen Deindustrialisierung und massiver Arbeitsplatzabbau das Land prägten, sorgte die Finanzbranche für wirtschaftlichen Aufschwung. 1979 ging die neue Premierministerin Margaret Thatcher zu einer Politik der Privatisierung, der Deregulierung des Finanzsektors und der Aufhebung der Devisenkontrollen über. Mit dem Big Bang 1986, der Liberalisierung der London Stock Exchange, wurde die City zum bedeutendsten Finanzzentrum der Welt.4

			Die City als volkswirtschaftlicher Motor und weltwirtschaftliches Zentrum

			Auch zu Beginn des 21.Jahrhunderts ist die Finanzbranche die treibende Kraft der britischen Wirtschaft. Banken, Versicherungen und Vermögensverwaltungen erwirtschaften 11,8Prozent der Staatseinnahmen (190Milliarden Pfund).5 Sie tragen mehr zum Steueraufkommen des Landes bei als jeder andere Sektor. Keine Nation exportiert mehr Finanzdienstleistungen als Großbritannien. Der Bilanzüberschuss der Finanzbranche, der 2014 rund 72Milliarden Pfund ausmachte, trägt einen wichtigen Teil dazu bei, das chronische Leistungsbilanzdefizit des Landes auszugleichen.

			Der Stellenwert des Finanzsektors spiegelt sich auch auf dem Arbeitsmarkt wider. 2014 waren landesweit 2,2Millionen Menschen im Banken- und Versicherungswesen sowie in Kanzleien, Beratungsunternehmen und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften tätig. Ein Drittel davon war in London beschäftigt. In der Hauptstadt wurde 2014 mit 364Milliarden Pfund mehr als ein Fünftel der britischen Wertschöpfung erwirtschaftet, auf den Finanz- und Versicherungssektor entfielen 68,7Milliarden Pfund. Den größten Beitrag zu Londons Wertschöpfung lieferte die City mit 14Prozent (45Milliarden Pfund) und damit drei Prozent des britischen Bruttoinlandsprodukts.

			Die City ist nicht nur das Herz der britischen Finanzwelt, sondern auch Europas wichtigster Finanzstandort. 2013 wurden hier 80Prozent des europäischen Hedge-Fonds-Vermögens und 70Prozent des Private-Equity-Kapitals verwaltet sowie 50Prozent des europäischen Investmentbankings getätigt.6 Knapp die Hälfte aller ausländischen Direktinvestitionen (496Milliarden Pfund) stammte 2014 aus der Europäischen Union, aus den USA hingegen nur 24Prozent.7

			Die ausländischen Geschäftsaktivitäten und die internationale Vernetzung machen die City auch weltweit zum größten Auslandsfinanzplatz. 529ausländische Unternehmen haben sich hier niedergelassen. Darunter befinden sich 251Banken, mehr als an jedem anderen Finanzplatz. Zusammen stehen sie für 20Prozent des weltweiten Aktienkapitals. 60Prozent des globalen Handels in Euroanleihen am Primärmarkt und 70Prozent des Sekundärmarkthandels finden hier statt. Mit 37Prozent des weltweiten Währungshandels war die City 2014 der größte Devisenmarkt. Im internationalen außerbörslichen Derivategeschäft lag sie 2016 mit 39Prozent an zweiter Stelle, hinter den USA. 2015 wurde in der City insgesamt ein Vermögen von 6900Milliarden Pfund verwaltet.8 Auch als Börsenstandort ist sie international führend. Die Londoner Wertpapierbörse ist die viertgrößte Börse der Welt nach der New Yorker NASDAQ, der New York Stock Exchange sowie der Tokio Stock Exchange. 2 292Unternehmen aus 63Ländern waren 2016 an der London Stock Exchange notiert, mit einer Marktkapitalisierung von 43 838Milliarden Pfund. Der tägliche Umsatz belief sich 2015 auf 5,3Milliarden Pfund. Lloyd’s of London, die größte internationale Versicherungsbörse, sowie die Terminbörsen London Metal Exchange und London International Financial Futures and Options Exchange befinden sich ebenfalls hier.

			Auch nach der Finanz- und Bankenkrise 2008 blieb die City ein globaler Finanzstandort. Zwar wurden die Risiken einer einseitigen Abhängigkeit vom Finanzsektor für die britische Wirtschaft deutlich, für das internationale Kapital hingegen blieben ihre geopolitische Lage, ein niedriges Steuerniveau und liberale Regulierungen von höchster Attraktivität. Inwiefern dies auch nach dem Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union langfristig zutreffen wird, bleibt abzuwarten.

			Fazit

			Die City of London ist einer der ältesten und bedeutendsten Banken- und Finanzplätze weltweit. Bereits in vorindustrieller Zeit war sie das führende Handels-, Finanz- und Versicherungszentrum. Dies konnte sie sich auch nach dem Zerfall des Britischen Imperiums und dem Niedergang der industriellen Vormachtstellung Großbritanniens Ende des 19.Jahrhunderts bewahren. Grundlage für den britischen Strukturwandel zu einer Dienstleistungsgesellschaft waren die internationalen Geschäftsaktivitäten in der City ab den 1950er-Jahren. Ihre Finanzindustrie ist der Wirtschaftsmotor des gesamten Landes. Gleichzeitig ist die City so international ausgerichtet wie kein anderer Finanzplatz. Im Gegensatz zu New York und Tokio, den beiden anderen führenden Weltfinanzzentren, ist sie unabhängiger vom Binnenmarkt. Ihre unternehmensfreundlichen Steuer- und Finanzmarktregelungen machen sie hochattraktiv für Investoren aus aller Welt. Die Dominanz ausländischer Finanzinstitutionen bestärkt Kritiker sogar darin, die City als globalen Offshore-Finanzplatz und nicht als britisches Finanzzentrum einzustufen. Der Brexit gibt dieser Diskussion über die Rolle der Londoner City für Großbritannien und die Welt Aufwind.
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					2	Das britische Statistikamt verzeichnete 2015 in der City 438000 Beschäftigte. 
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			Gerald Wood


				Der Nordosten Englands

			In einzelnen Räumen Großbritanniens lassen sich zum Teil erheblich unterschiedliche Lebensbedingungen, ökonomische Entwicklungslinien und Sichtweisen zu gesellschaftlichen Fragen ausmachen. Aber nicht nur zwischen den britischen Nationen England, Schottland und Wales sind solche Unterschiede vorhanden, sondern auch unterhalb dieser Ebene, zwischen den Regionen. Ein besonders interessantes Beispiel in diesem Zusammenhang ist der Nordosten Englands mit den beiden Hauptorten Newcastle und Durham, der mit Schottland eine gemeinsame Grenze bildet.

			Auf der einen Seite repräsentiert dieser Raum den Typus der »Altindustrieregion«, der im Zuge der Industriellen Revolution im 18. und 19.Jahrhundert in Großbritannien entstanden ist. Um den Rohstoff Kohle, der hier bereits seit Jahrhunderten abgebaut worden war, entwickelte sich Nordost-England ab dem 18.Jahrhundert zu einer schwerindustriell geprägten Region. Eisen- und Stahlerzeugung, Schiffbau, chemische und Rüstungsindustrien bildeten den ökonomischen Kern, bis sich infolge von globalen Strukturveränderungen in diesen Wirtschaftszweigen ein tief greifender und bis heute andauernder ökonomischer Umbau vollzog. 

			Vor dem Hintergrund dieser landesweit ablaufenden Strukturbrüche und angesichts der historisch angelegten und bis heute andauernden Dominanz des Londoner Großraumes bzw. des englischen Südostens insgesamt hat sich ein erhebliches Gefälle im Land herausgebildet und über Jahrzehnte verfestigt, für das in der öffentlichen Debatte auch der Begriff »North-South-divide« Verwendung findet. Diese Kluft zwischen dem Südosten und weiter nördlich gelegenen Landesteilen– einschließlich des Nordostens– lässt sich anhand zahlreicher ökonomischer, demografischer und sozioökonomischer Indikatoren feststellen. So betrug die Bruttowertschöpfung in Nordost-England im Jahr 2015 nur 74,7Prozent des Wertes für das Vereinigte Königreich und lag damit ähnlich niedrig wie in Nordirland und Wales.1 Und die persistent hohe Arbeitslosigkeit in der Region erreichte zwischen Dezember 2015 und Februar 2016 mit 8,0Prozent einen landesweiten Spitzenwert, gefolgt von Nordirland, Yorkshire and the Humber und London mit jeweils 6,3Prozent 2 (siehe auch dieKarte zur Verteilung des Bruttoeinkommens).

			Auf der anderen Seite verweist die Geschichte Nordost-Englands auf einen einmaligen Entwicklungspfad, sodass dieser Raum trotz der angedeuteten Gemeinsamkeiten mit anderen Regionen durchaus als ein Sonderfall betrachtet werden kann. Selbstverständlich lassen sich auch für andere (englische) Regionen eigene Entwicklungspfade konstatieren, doch der Nordosten repräsentiert eine sehr spezifische sozialräumliche Entwicklung, an deren Beispiel grundlegende Fragen zum gesellschaftlichen (und sozialräumlichen) Wandel in England bzw. in Großbritannien insgesamt aufgeworfen werden können.

			Zu den Besonderheiten Nordost-Englands gehört die Wahrnehmung des Raumes als Einheit, sowohl in der wissenschaftlichen Debatte als auch in den Massenmedien. Gerade die ökonomischen Entwicklungen und die damit im Zusammenhang stehenden demografischen, soziokulturellen und siedlungsstrukturellen Veränderungen ab dem späten 18. Jahrhundert haben zu homogenisierenden Wahrnehmungsmustern geführt. In den Massenmedien beispielsweise wird Nordost-England auch heute noch als Altindustrieregion wahrgenommen, obwohl nur noch Reste der ehemaligen ökonomischen Strukturen übrig geblieben sind. Romanautoren knüpfen an solche Vorstellungsbilder an, aber auch die von der BBC oder privaten Fernsehsendern produzierten und landesweit ausgestrahlten Serien, die auf die Lebenswirklichkeit in der Region explizit Bezug nehmen. Ein besonders herausragendes Beispiel in diesem Zusammenhang ist die Serie Auf Wiedersehen, Pet, die der Privatsender ITV in drei Staffeln produziert und zwischen 1983 und 2004 ausgestrahlt hat. In dieser Serie wird das (prekäre) Leben von Bauarbeitern aus Nordost-England wiedergegeben, die durch die ökonomische Krise der Region zur Arbeitsmigration gezwungen werden.

			Auch auf der sprachlichen Ebene gibt es Beispiele für die Gleichsetzung von Region und Schwerindustrie. Besonders sinnfällig beispielsweise ist das Sprichwort »to carry coals to Newcastle« (im Sinne von »Eulen nach Athen tragen«): Hierdurch werden die überkommenen und heute kaum noch existenten ökonomischen Strukturen der Region im Alltagsbewusstsein perpetuiert– keine leichte Ausgangssituation für die Modernisierung einer Region, wenn damit nicht nur das Bild von ökonomischem Stillstand, sondern auch von mentaler Inflexibilität hervorgerufen bzw. wachgehalten wird.

			Die Entwicklung Nordost-Englands zu einer der führenden schwerindustriellen Regionen des Vereinigten Königreichs ab dem 18.Jahrhundert bedingte auch die Entstehung eines Industriearbeitertums, das schon frühzeitig stark gewerkschaftlich organisiert war. Die Beziehungen zwischen Arbeitern und Besitzenden waren von dem gemeinsamen Glauben an den Erfolg des entstehenden Industriekapitalismus geprägt. Aus ihnen resultierte eine spezifische politische Kultur, in der zunächst die Liberale Partei und ab 1914 die Labour-Partei eine führende Rolle innehatte. Die besonderen Merkmale dieser politischen Kultur sind ihr pragmatischer und konsensorientierter Charakter und, damit verbunden, die Hervorbringung partei- und klassenübergreifender regionaler Interessenszusammenschlüsse seit den 1930er-Jahren zum Zwecke der Wirtschaftsförderung, der Lobbyarbeit und des Place Marketing. Ein wichtiger Auslöser der Entstehung dieser Interessenszusammenschlüsse waren die ökonomischen Strukturbrüche, die in den Zwischenkriegsjahren des 20.Jahrhunderts einsetzten. 

			Diese langlebige Tradition der bewussten Einflussnahme für die Region in Form von Interessenszusammenschlüssen schuf für England die einmalige Situation eines institutionalisierten Regionalismus, durch den Nordost-England quasi formal als Region konstituiert wurde. Zwar hatte es in Nordost-England, wie in anderen englischen Regionen auch, bis zum Ende des 20.Jahrhunderts keine staatlich sanktionierte eigenständige politische Steuerungsebene gegeben, doch die regionsintern entstandenen Einrichtungen hatten mit Blick auf das bestehende Steuerungsvakuum eine gewisse kompensatorische Wirkung. Die letzte dieser regionsweiten Institutionen war die 1999 gegründete Entwicklungsagentur One NorthEast. Die Aufgabe dieser Einrichtung zur Wirtschaftsförderung bestand im Wesentlichen in der Ansiedlung von ausländischem Direktinvestitionen zur wirtschaftlichen Entwicklung und Diversifizierung der Region. Sie war der Regionalversammlung rechenschaftspflichtig, die auf der Grundlage des Regional Development Agencies Act von 1998 (unter der damaligen Labour-Regierung von Tony Blair) geschaffen worden war. Mit diesem Gesetz beabsichtigte die Regierung eine politische Aufwertung der englischen Regionen durch dezentrale Steuerungsstrukturen in Form von Regional Development Agencies (RDAs) und Regionalversammlungen (Regional Assemblies) in allen acht englischen Regionen.

			Nachdem im Jahr2000 bereits eine Versammlung für das Verwaltungsgebiet Greater London und das Amt eines direkt gewählten und mit exekutiven Vollmachten ausgestatteten Bürgermeisters geschaffen worden waren, wollte die Blair-Regierung den devolution-Prozess auf Gesamt-England ausdehnen. Ein erster Schritt hierzu war die Durchführung eines Referendums in Nordost-England. Die Wahl fiel auf den englischen Nordosten, weil es hier bereits einen institutionell verankerten Regionalismus gab und die Regierung einen ausreichend starken Wunsch zur Einrichtung einer Regionalversammlung erkannte.

			Trotz der Zuversicht sowohl der Zentralregierung als auch wichtiger politischer Akteure aus der Region scheiterte das Referendum am 4.November 2004 kläglich, da 78Prozent der abgegebenen Stimmen gegen die Etablierung eines Regionalparlaments waren. Dieses Ergebnis ist unterschiedlich gedeutet worden. Enttäuschte Befürworter haben angeführt, dass es bei dem Referendum weniger um die Regionalversammlung als vielmehr um die Abstrafung der Zentralregierung für politische Versäumnisse gegangen sei. Angesichts der ausgesprochen niedrigen Wahlbeteiligung von 49Prozent lässt sich der Ausgang der Volksabstimmung jedoch auch als Ausdruck einer deutlich schwächeren »regionalen Identität« in der Bevölkerung interpretieren, vor allem im Vergleich zu den Bevölkerungen in Schottland und Wales, die in getrennten Volksabstimmungen bereits Jahre zuvor mit zum Teil großer Mehrheit für die Schaffung von Regionalparlamenten gestimmt hatten.

			Natürlich lässt sich angesichts des Referendumsergebnisses auch fragen, ob die Vorstellung von einer unterstellten »einheitlichen regionalen Identität« überhaupt plausibel ist, und auch, ob die beschriebenen Besonderheiten des Nordostens nur in der Wahrnehmung der jeweiligen regionalen Eliten sowie der Wissenschaft und der Medien existieren, aber nicht in breiten Kreisen der Bevölkerung. Tatsächlich, so heben etwa die Historiker Adrian Green und Anthony Pollard hervor, ist Nordost-England heute gespaltener und fragiler, als diejenigen gern zugeben würden, die sich intensiver mit der Region beschäftigen. Zu Recht machen sie darauf aufmerksam, dass diese Erkenntnis nicht nur für Nordost-England bedeutsam ist, sondern ganz generell für Fragen der britischen Geschichte des Regionalismus. So ließe sich ebenso für andere Regionen Großbritanniens, beispielsweise auch für Schottland oder Wales, fragen, wie groß die Bindekraft der regionalen Identität (bzw. der nationalen Identität) gegenüber anderen raumbezogenen Identitäten jenseits der regionalen Ebene (auf Dauer) ist.
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			Irene Dingeldey


			Sozialpolitik im Vereinigten Königreich

			Der britische Wohlfahrtsstaat unterscheidet sich maßgeblich vom deutschen Wohlfahrtsstaat. Dies schließt ein unterschiedliches Verständnis von Sozialpolitik wie auch deren Umsetzung ein. Die Ideen eines Wohlfahrtsstaatsrückbaus bzw. eines aktivierenden oder sozialinvestiven Wohlfahrtsstaates, die zunächst in den Vereinigten Staaten, aber auch in Europa Reformen inspirierten, haben Großbritannien seit den 1980er-Jahren nachhaltig verändert. Um dies zu zeigen, werden im Folgenden die Entwicklung der Arbeitsmarktpolitik, einschließlich der Arbeitsregulierung und Mindestlohnpolitik, die Berufsbildungspolitik sowie punktuell die Bildungs- und Rentenpolitik diskutiert. Um die aktuelle Sozialpolitik zu verstehen, ist es dabei unumgänglich die entsprechenden Weichenstellungen unter den konservativen Regierungen unter Margaret Thatcher und John Major sowie unter New Labour mit Tony Blair und Gordon Brown kurz zu skizzieren. Der Fokus liegt danach auf den Reformen der Koalitionsregierung zwischen Konservativen und Liberaldemokraten von 2010 bis 2015 und der anschließenden Alleinregierung der Konservativen. Aspekte der sozialen Spaltung werden abschließend erörtert.

			Zunächst muss jedoch angemerkt werden, dass die seit 1999 durchgeführte devolution, also die Regionalisierung der britischen Gesetzgebungskompetenz durch Parlamente in Schottland, Wales und Nordirland auch die Sozialpolitik betraf. Entsprechend beziehen sich die folgenden Ausführungen primär auf England.

			1	Kein durch und durch liberaler Wohlfahrtsstaat 

			Großbritannien wird in der Fachliteratur neben den USA als Inbegriff eines liberalen Wohlfahrtsstaates dargestellt. Dieser zeichne sich unteranderem dadurch aus, dass ein Leben jenseits der Arbeitsmarktteilhabe, zum Beispiel bei Arbeitslosigkeit oder im Alter, nur bedingt bzw. nur durch geringe staatliche Transferleistungen abgesichert ist. Entsprechend komme dem Markt sowohl bei der Existenzsicherung, aber auch beim Erbringen sozialer Leistungen eine starke Rolle zu. Gleichzeitig wurde die staatliche Bildungspolitik– anders als in Deutschland– schon immer als zentrales Feld der Sozialpolitik gesehen, nicht zuletzt um gleiche Chancen auf gesellschaftliche Teilhabe zu gewährleisten. Das britische ökonomische Modell beruht jedoch auf einer Produktionsstrategie mit niedrigen (Lohn-)Kosten bei gleichzeitig geringen Investitionen der Arbeitgeber in die Berufsausbildung der Beschäftigten. Diese Strategie wird nicht zuletzt dadurch begünstigt, dass eine staatliche Regulierung der Arbeitsbeziehungen traditionell abgelehnt und damit im Gegensatz zu Deutschland nicht als Teil der Sozialpolitik verstanden wird. Dies geht einher mit dem weitgehenden Fehlen eines institutionalisierten dualen Berufsbildungssystems, das über die Kombination von schulischer und betrieblicher Ausbildung zu zertifizierten berufsfachlichen Qualifikationen führt. In Großbritannien sind entsprechende berufliche Ausbildungen, apprenticeship genannt, stärker unternehmensspezifisch und traditionell weder standardisiert noch zertifiziert. Obgleich prinzipiell verschiedene Qualifikationsebenen möglich sind, wird dabei faktisch oftmals nur das Niveau einer Art Anlernqualifikation realisiert. Apprentices erhalten einen Arbeitsvertrag sowie einen reduzierten Mindestlohn. Insgesamt sind mittlere Qualifikationen jenseits der Hochschulbildung deutlich weniger verbreitet als in Deutschland. Viele junge Menschen kommen entsprechend ohne eine berufsfachliche Qualifizierung direkt in den Arbeitsmarkt.

			Großbritannien ist zugleich auch ein Sozialstaat im Sinne von William Beveridge. Dieser britische Wissenschaftler skizzierte in einem Bericht von 1942 die Einrichtung eines universellen und umfassenden (die gesamte Bevölkerung und alle Risiken abdeckenden) Wohlfahrtsstaates. Dem folgend wurde in der Nachkriegsära der National Health Service (staatliches Gesundheitswesen) aufgebaut, der jedem Einwohner Zugang zu umfassenden, staatlich finanzierten Gesundheitsleistungen gewährt. Des Weiteren wurden von Beveridge die Ausweitung staatlicher Bildungsangebote (zunächst über die Schulpflicht) und des sozialen Wohnungsbaus sowie die Einführung von staatlichen Transfers in Form von Versicherungs- und Grundsicherungsleistungen zur Absicherung von Arbeitslosigkeit, Erwerbsunfähigkeit und Alter genannt.

			Die entsprechende Expansion des britischen Wohlfahrtsstaates wurde unter wechselnden Regierungen von Labour und Konservativen vorangetrieben, sodass diesbezüglich ein parteiübergreifender politischer Konsens angenommen werden konnte. Trotz der Prosperität der Nachkriegsära blieben die Einkommensungleichheit und das Armutsniveau jedoch bis in die 1980er-Jahre vergleichsweise hoch.

			2	»From welfare to work« mit Margaret Thatcher und TonyBlair 

			Mit der Wirtschaftskrise der 1970er-Jahre, dem anschließenden Strukturwandel von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft und den damit einhergehenden Problemen hoher Arbeitslosigkeit formierte sich– wie auch in anderen europäischen Ländern– vielfältige Kritik am Wohlfahrtsstaat. So wurde einerseits von der neuen Linken argumentiert, dass der Wohlfahrtsstaat die sozialen Probleme im Kapitalismus wie Armut und soziale Ungleichheit nicht löse. Dabei wurde insbesondere auch die fortbestehende Benachteiligung von spezifischen Gruppen wie Frauen und ethnischen Minderheiten kritisiert. Bei der neoliberal inspirierten Kritik stand dagegen die Kostenexpansion staatlicher Sozialpolitik als Wettbewerbshemmnis, die dauerhafte Abhängigkeit sozial Benachteiligter von staatlichen Transferleistungen und die Bürokratie staatlicher Dienstleistungen im Vordergrund.

			Mit dem Regierungsantritt der Conservative Party unter Margaret Thatcher 1979 und später unter John Major wurden entsprechende, von der neoliberalen Seite propagierte »Lösungen« umgesetzt. Die Abschaffung der Institutionen zur Sicherung der unteren Löhne wurde mit der Deregulierung des Arbeitsmarktes und der Marginalisierung der Gewerkschaften kombiniert.

			Sozialpolitische Reformen sollten die Eigenverantwortung der Bürgerinnen und Bürger stützen, womit primär die Unabhängigkeit von staatlichen Transfers durch die Integration des Einzelnen in den Arbeitsmarkt gemeint war. Entsprechende finanzielle »Anreize« für Arbeitnehmer sollten durch Reformen des Steuersystems, aber auch durch Kürzung von Transferleistungen und die Verschärfung der Arbeitspflicht für Leistungsbezieher gesetzt werden. Der Umbau der Sozialverwaltungen bzw. das Erbringen von sozialen Dienstleistungen, einschließlich der Bildung, orientierte sich an den Prinzipien des Marktes, also des Wettbewerbs. Die staatliche Leistungserbringung wurde dezentralisiert und überwiegend an private Anbieter delegiert. 

			Im Zusammenhang mit den arbeitsmarktpolitischen Umbauten gilt die Reform der Arbeitslosentransfers, also die Substitution des alten Arbeitslosengeldes (unemployment benefit) durch die sogenannte Jobseeker’s Allowance, 1996 am Ende der Regierungszeit der Konservativen als epochal. Sie beinhaltete eine Verschmelzung des versicherungsbasierten Arbeitslosengeldes mit der bedürftigkeitsgeprüften Sozialhilfe auf dem Niveau der Sozialhilfe. Seitdem gibt es in Großbritannien auch für langjährige Mitglieder der Sozialversicherung kein auf die Sicherung des Lebensstandards abzielendes Arbeitslosengeld mehr, das heißt, jeder Arbeitslose erhält ab dem ersten Tag der Arbeitslosigkeit lediglich Leistungen auf Grundsicherungsniveau (mit bedürftigkeitsgeprüften Zuschlägen für Familienmitglieder)– vergleichbar den Arbeitslosengeld-II-Leistungen in Deutschland. Im Jahr zuvor waren bereits die Erwerbsunfähigkeitstransfers reformiert worden, die als eine Art Alternative zum Arbeitslosengeld fungierten, bei zum Teil deutlich höheren Leistungen.

			Zur Verbesserung der beruflichen Bildung wurden unternehmensbasierte Förderinstitutionen geschaffen. Zudem wurde ein System zur Erfassung beruflicher Standards etabliert. Der effektive Output dieser Initiativen im Sinne einer spürbaren Erhöhung des berufsfachlichen Qualifikationsniveaus wird jedoch als gering eingeschätzt.

			Vor dem Hintergrund des allmählich einsetzenden wirtschaftlichen Aufschwungs ging mit der Politik der Konservativen ein Sinken der Arbeitslosigkeit einher. Diese lag Anfang der 1990er-Jahre bei über zehn Prozent und sank bis 1996 auf etwa acht Prozent. Entsprechend verringerte sich die Zahl der Empfänger der Jobseeker’s Allowance, die Zahl der Bezieher von Erwerbsunfähigkeitstransfers blieb jedoch weitgehend unverändert hoch. Gleichzeitig wuchs allerdings die Einkommensungleichheit und 1995 bezog allein unter den Vollzeitbeschäftigten ein Fünftel einen Niedriglohn, wobei Teilzeitbeschäftigte noch deutlich stärker betroffen waren.

			Aus kritischer Distanz zu dieser Politik wurde in Anlehnung an Reformentwürfe führender Wissenschaftler wie Anthony Giddens der sogenannte Dritte Weg zwischen Staat und Markt bzw. der social investment state (Sozialinvestitionsstaat) als neues Sozialstaatsparadigma von New Labour unter Tony Blair propagiert. Nach dem Wahlsieg 1997 hielt die Labour-Regierung weitgehend an der Wirtschaftspolitik der Vorgängerregierung fest. Kürzungen der Transferleistungen für Arbeitslose bzw. Erwerbsunfähige blieben bestehen und wurden durch die Einführung der Employment Support Allowance als Reform der Transferleistungen für erwerbsgeminderte Personen partiell verschärft. Gleichzeitig sollten allerdings Armut und Arbeitslosigkeit durch die verbesserte Befähigung der Individuen zur Arbeitsmarktteilhabe im Rahmen staatlicher Politik bekämpft werden.

			Der Slogan »From Welfare to Work« (vom Transferbezug zurück in Arbeit) charakterisierte den Kern der arbeitsmarktpolitischen Programme, die als »New Deal« bezeichnet wurden. Sie zielten auf die Vermittlung und Förderung von arbeitslosen Jugendlichen und Langzeitarbeitslosen sowie später auf ältere Arbeitslose und Alleinerziehende. 2009 wurden sie im »Flexible New Deal« zusammengefasst. Die Durchführung entsprechender Maßnahmen erfolgte durch private Anbieter, deren Bezahlung an Erfolgskriterien wie die anschließende Vermittlung der Teilnehmer in die Erwerbstätigkeit geknüpft war.

			Die dem Aktivierungsgedanken innewohnende Ambivalenz von Fordern und Fördern bzw. von Rechten und Pflichten wurde von New Labour fortgeführt. Dazu zählt auch, dass die Zeitspanne zwischen Arbeitslosmeldung und verpflichtender Teilnahme an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen bzw. Aufnahme eines Jobs für Erwachsene auf ein Jahr verkürzt wurde. Für Alleinerziehende galt die entsprechende Pflicht mit dem siebten Geburtstag des jüngsten Kindes. Sanktionen in Form der Reduzierung oder Streichung der staatlichen Transfers erfolgten bei unbegründeten Ablehnungen von Arbeit. Im Vergleich mit den skandinavischen Ländern oder auch mit Deutschland erscheinen die entsprechenden Sanktionen bzw. deren Implementation allerdings nicht besonders strikt, sodass die vielfach verbreitete Bezeichnung des britischen Systems als workfare– also Arbeitszwangsregime– eher in Bezug auf die durch allgemeine Leistungskürzungen forcierten finanziellen Zwänge zutrifft. Gleichzeitig waren die Aspekte des Förderns zunächst primär als finanzielle Anreize im Rahmen der Steuer- und Transferpolitik angelegt. Zudem wurde die Erwerbsunterstützung vor allem von Frauen durch den Ausbau der Familienpolitik begünstigt. Der Ausbau der Berufsbildung stellte sich demgegenüber als eher schwierig dar.

			Entlang des Mottos »Making Work Pay« (Arbeit muss sich lohnen) wurden finanzielle Erwerbsanreize zur Unterstützung von Geringverdienern ausgebaut. Die verschiedenen tax credits stellten eine Art negativer Einkommensteuer dar, die bei Aufnahme einer Erwerbsarbeit mit einer Entlohnung unter der Bedürftigkeitsgrenze (Letztere steigt mit der Haushaltsgröße) das erzielte Einkommen nur bedingt auf die Transferleistung »anrechnet«. Damit wurde sichergestellt, dass die durch Erwerbstätigkeit erzielten Einkommen deutlich über dem Transferleistungsanspruch für Nichterwerbstätige lagen. Dies kam insbesondere Erwerbstätigen im unteren bzw. mittleren Einkommenssegment mit Familie zugute. Um dabei einem Verfall der unteren Löhne bzw. deren ungewollte »Subventionierung« durch staatliche Leistungen zu begegnen, wurde 1999 der gesetzliche Mindestlohn eingeführt. Dieser wird in Anlehnungen an die Empfehlungen der neu eingerichteten Low-Pay Commission jährlich angepasst. Im weiteren Sinne ist für die Lohnpolitik der von New Labour 1999 verabschiedete Employment Relations Act zu nennen, durch den Gewerkschaften beim Führen von Tarifverhandlungen in den Betrieben gestützt wurden– und der indirekt zur Anhebung des allgemeinen Lohnniveaus beitrug.

			Darüber hinaus wurde die Erwerbsintegration insbesondere von Frauen durch die Verbesserung der Work-Life-Balance unterstützt. Zu nennen ist hier eine sukzessive Ausweitung des bezahlten Mutterschaftsurlaubs bis auf 39Wochen im Jahr 2006. Seit 2010 besteht die Möglichkeit auf (unbezahlten) Elternurlaub bis zu einem Jahr sowie das Recht auf flexible Arbeitszeiten für Eltern mit Kindern unter sechs Jahren. Wesentlich war zudem der Ausbau der bis dahin nur in geringem Umfang vorhandenen Kinderbetreuungsplätze. Dies wurde in zweifacher Weise auch mit der Armutsbekämpfung verknüpft, indem einerseits die erweiterte Arbeitsmarktintegration insbesondere von alleinerziehenden Müttern angestrebt und andererseits auf die frühkindliche Förderung im Rahmen staatlich finanzierter Kinderbetreuung gesetzt wurde. Für Geringverdiener wurden die Kosten bis zu 80Prozent über den Child Tax Credit übernommen, sofern beide Eltern mindestens 16Stunden pro Woche arbeiteten.

			Die den Eltern entstehenden Kosten für Kinderbetreuung wurden im europäischen Vergleich gleichwohl als sehr hoch eingeschätzt, was unter anderem damit zusammenhing, dass der Ausbau überwiegend über private Anbieter (und nicht über öffentliche oder Dritter-Sektor-Organisationen) erfolgte und diese in Bezug auf die Gebührengestaltung wenig reguliert waren. Gleichwohl stellte der bis 2010 verwirklichte Rechtsanspruch für alle Drei- und Vierjährigen auf 15Stunden Betreuung pro Woche für 38Wochen im Jahr eine wichtige sozialpolitische Verbesserung dar, obgleich die mit dem nicht ganzjährigen oder »vollzeitigen« Betreuungsanspruch bestehenden Probleme für eine Erwerbsintegration beider Eltern mehr als offensichtlich sind. 

			Weitere Maßnahmen setzten konkret bei der Bekämpfung sozialer Ausgrenzung an, so das »Sure Start«-Programm, das unter anderem den Ausbau der Beratungs- und Hilfszentren in benachteiligten Stadtteilen förderte. Ergänzend ist die zwischen 1997 und 2003 deutliche Erhöhung des bis dahin sehr geringen Kindergeldes zu nennen, das mit weiteren einmaligen Finanzhilfen im Rahmen des Child Trust Fund kombiniert wurde. Wichtig war auch die Einführung einer Art Ausbildungsbeihilfe, die den Verbleib von Jugendlichen (bis 18Jahre) aus einkommensschwachen Familien im Schulsystem unterstützte.

			Chancengleichheit wie auch die Befähigung zur Arbeitsmarktteilhabe sollten zudem durch die Ausweitung von Qualifizierung und Bildung gestützt werden. Dazu erhöhte New Labour die Investitionen in Bildung. Schulen und auch Universitäten erhielten deutlich mehr Autonomie und wurden zum Teil aus der Kontrolle der Kommunen entlassen. Als Teil der arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen bzw. im Feld der beruflichen Bildung verblieben diese Initiativen allerdings auf einem vergleichsweise geringen Niveau und gelten als nur bedingt erfolgreich. Beispielsweise blieb die Zahl der apprenticeships in England bis 2006/07 unter 200000Anfängerinnen und Anfängern pro Jahr und erreichte erst 2009/10 die Marge von 300000.1 Bemerkenswert erscheint die 2006 gestartete Initiative »Train to Gain«, die Arbeitgeber bei ihren Qualifikationsstrategien berät und Ausbildungsmaßnahmen finanziert. 

			Wie die Arbeitsmarkt- und Familienpolitik ist auch die Rentenpolitik in erheblichem Umfang unter dem Stichwort der Armutsprävention von New Labour zu subsumieren. Obgleich zunächst nicht im Fokus, wurde schließlich die Basic State Pension, also die staatliche Grundrente, sukzessive angehoben und dynamisiert sowie durch weitere Leistungen ergänzt, um schließlich in ein garantiertes Mindesteinkommen umgewandelt zu werden. Zudem wurde die State Second Pension als individuelle Zusatzversorgung aufgebaut, um die Renten angesichts des demografischen Wandels langfristig zu sichern. Gleichzeitig hoffte man, diese Leistung durch die Stakeholder Pension, ein staatliches Berufsrentensystem, ersetzen zu können.

			Im Zusammenwirken mit der Konsolidierung der Wirtschaftsentwicklung Ende der 1990er-Jahre bis 2008 hat die Sozialpolitik der Labour-Regierung zu einer deutlichen Reduzierung der Arbeitslosigkeit, insbesondere der Langzeitarbeitslosigkeit geführt. Die Beschäftigungszunahme war maßgeblich durch die Steigerung der Teilzeiterwerbstätigkeit von Frauen bedingt. Nicht zuletzt die Anreize im Rahmen von tax credits haben dabei zu einer erhöhten Erwerbsintegration von Alleinerziehenden, aber auch von Paaren beigetragen. Entsprechend wurde das tradierte männliche Ernährermodell zunehmend durch ein Vollzeit-Teilzeit-Modell ersetzt. Dabei kann die britische Arbeitsmarktpolitik als »Work First«-Ansatz charakterisiert werden, denn Elemente der Qualifizierung der Arbeitslosen allgemein wie auch insbesondere der Jugendlichen sind bis heute weiterhin eher gering ausgeprägt. Entsprechend blieb das Phänomen der working poor, also der trotz Arbeit Armen, in erheblichem Umfang bestehen. Die vor allem unter Premierminister Gordon Brown forcierte soziale Umverteilungspolitik hat zwar zur Unterstützung der unteren Einkommen beigetragen, aber die Einkommensungleichheit insgesamt nur sehr bedingt verringert.

			Die weltweite Finanzkrise von 2008 führte kurzfristig zum Schrumpfen der britischen Ökonomie und erforderte kreditfinanzierte staatliche Investitionen, um die Krisenfolgen abzuschwächen. Gleichwohl konnte ein erneuter Anstieg der Arbeitslosigkeit bis zu einem Höchststand von achtProzent 2011 nicht verhindert werden. Jugendliche waren dabei besonders betroffen, sodass der Anteil der Arbeitslosen unter den 15- bis 24-Jährigen auf knapp über 20Prozent anstieg.2

			Tab.: Entwicklung arbeitsmarkt- und sozialpolitischer Indikatoren in Großbritannien
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							Jugendliche (15 bis 24Jahre)

						
							
							14,7

						
							
							11,7

						
							
							14,1%

						
							
							20,2

						
							
							15,4

						
							
							11,8

						
					

					
							
							Armutsgefährdungsquote

							(60Prozent des Median) gesamte Bevölkerung– in Prozent 

						
							
							 
						19,0*

						
							
							19,5

						
							
							18,0

						
							
							17,9

						
							
							18,2**

						
					

					
							 
						Gini-Koeffizient

							(Einkommensungleichheit anhand des verfügbaren Einkommens der 18- bis 65-Jährigen)

						
							
						
							 
						0,352*

						
							 
						0,369

						
							 
						0,354

						
							 
						0,360

						
							 
						0,351**

						
					

				
			

			*	bezieht sich auf Definition von Armutsgefährdungsquote und Gini-Koeffizient, die bis 2011 genutzt wurden;

			** bezieht sich auf 2016.

			Quelle: OECD.Stat, Labour Force Statisticis, http://stats.oecd.org/Index.aspx?QueryId=64196# (15.6.2018)

			3	Im Schatten der Krise– die Sozialpolitik der konservativ dominierten Regierungen

			Die 2010 in die Regierungsverantwortung gewählte konservativ-liberale Koalition verschärfte die Sparpolitik, um der steigenden Staatsverschuldung zu begegnen. Kürzungen wurden vor allem bei Leistungen für Personen im Erwerbsalter bzw. Familien umgesetzt und Ausgaben für Schulen und Gesundheit weitgehend festgeschrieben. Allein die Rentenpolitik weicht davon ab.

			Hier war die Erhöhung des Renteneintrittsalters ebenfalls von der Idee der Kostendämpfung inspiriert. Gleichzeitig wurde jedoch die jährliche Anpassung der staatlichen Renten neu festgelegt, sodass sie jährlich um mindestens 2,5Prozent steigen. Damit wollte man einem Problem entgegenwirken, das die zunehmende Privatisierung der Alterssicherung in den vorangegangenen Jahren verursacht hatte: Viele alte Menschen konnten keine ausreichenden Rentenleistungen erwerben und waren auf Sozialhilfeleistungen angewiesen.

			Das Ziel der Armutsbekämpfung bei Menschen im Erwerbsalter bzw. die Abschaffung der Kinderarmut sollte primär durch die Verbesserung der sozialen Mobilität und von Lebenschancen erreicht werden. Die Einführung des Universal Credit 2013, also der Zusammenführung von Einzeltransferleistungen für Menschen im erwerbsfähigen Alter (tax credits, Arbeitslosenunterstützung, Transfers für Erwerbsgeminderte, Sozialhilfe sowie das in Großbritannien sehr relevante Wohngeld), ging mit deutlichen Kürzungen insbesondere für Familien mit Kindern einher. Beim Kindergeld wie auch bei den tax credits wurden Einkommensgrenzen für den Bezug gesenkt– und die Leistungen damit auf besonders Bedürftige reduziert. Gleichzeitig führte aber die allgemeine Deckelung von Transfers in Höhe des durchschnittlichen Jahreseinkommens (nach Steuern) dazu, dass vor allem größere Familien beim staatlichen Leistungsbezug massive Einkommenseinbußen erfuhren. Beim Wohngeld erfolgten Kürzungen, wenn die Wohnfläche als zu groß erachtet wurde. Zudem lag die jährliche Anpassung der Transferleistungen für die kommenden drei Jahre mit einem Prozent unter der Inflationsrate von damals zwei Prozent.3

			Unter dem liberaldemokratisch geführten Familienministerium wurden 2014 die kostenlosen Betreuungsstunden auf 40Prozent besonders benachteiligter Kinder ausgeweitet. Unter erneut konservativer Regie ab 2015 traten die armutspräventiven Ziele zugunsten der allgemeinen Ausweitung von Kinderbetreuungsplätzen in den Hintergrund– auch wegen steigender Geburtenraten. Dringend geforderte Regulierungen zur Verbesserungen der Qualifizierung des Personals und der Betreuungsqualität unterblieben. Das Ziel der Eindämmung von Gebühren wurde nicht erreicht. Die Ausweitung des Kinderbetreuungsangebots erfolgte primär durch Tagesmütter.

			Im Widerspruch zu formulierten Zielen der Förderung von Chancengleichheit, aber wiederum im Einklang mit der von der Regierung formulierten Sparpolitik steht, dass die unter Labour eingeführte Ausbildungshilfe für Kinder aus einkommensschwachen Familien gestrichen, eine Studiengebühr von 9000Pfund pro Jahr eingeführt und die Budgets der Universitäten gekürzt wurden.

			Als eine Ausweitung der Bildungsleistungen jenseits der Universitäten ist dagegen zu sehen, dass die Schulpflicht 2015 auf 18Jahre verlängert wurde. Gleichzeitig können Jugendliche nun bereits mit 14Jahren in stärker berufsorientierte Ausbildungsgänge wechseln. Die politische Rhetorik, junge Menschen zu qualitativ hochwertiger Arbeit zu befähigen, anstatt sie in »Jedermannsjobs« zu drängen, zielte nicht zuletzt auf die Aufwertung der betrieblichen Berufsausbildung. Diese war bis dahin wenig anerkannt und galt eher als »Ausweg« für Jugendliche, die keine anderen Möglichkeiten hatten. Entsprechend war bislang auch der Anteil junger Menschen, die eine abgeschlossene Berufsausbildung haben (higher vocational education degree) mit knapp 17Prozent nur halb so groß wie der Anteil mit einer akademischen Ausbildung (30Prozent).4

			Nunmehr soll die apprenticeship als eine gleichwertige Alternative zur universitären Ausbildung etabliert werden. Dazu wurde eine Mindestausbildungsdauer von zwölf Monaten festgelegt sowie eine Umstrukturierung des Regelwerks durch sogenannte Apprenticeship Trailblazers angestrebt. Bislang wurden mehr als 140solcher »Wegbereiter« unter Beteiligung von mehr als 1 200Arbeitgebern initiiert, um sektorspezifische berufsfachliche Standards und Lerninhalte festzulegen sowie deren Einhaltung zu überwachen.

			Die Zahl derjenigen, die eine apprenticeship aufnehmen, ist mittlerweile auf über eine halbe Million in England angestiegen, wobei knapp die Hälfte bereits über 25Jahre alt ist. Dies wird von einer stärkeren Nachfrage nach umfassender Qualifikation begleitet, sodass für knapp 200000apprentices eine Annäherung an das Qualifikationsniveau der dualen Ausbildung in Deutschland erreicht wird.5 Für Betriebe, deren Lohnkosten drei Millionen britische Pfund übersteigen, wurde eine Ausbildungssteuer in Höhe von 0,5Prozent der entsprechenden Summe ab 2017 eingeführt, die zu zahlen ist, sofern nicht ausgebildet wird. Damit sollen bis 2020 drei Millionen Pfund in zusätzliche apprenticeships investiert werden.

			Daneben wird eine Art traineeship gefördert, die in einem Förderungszeitraum zwischen sechs Wochen und sechs Monaten eine Berufseinstiegsqualifizierung für diejenigen gewährleisten soll, die noch keine Ausbildungsreife haben. Zudem werden die Weiterbildungsmaßnahmen für Erwachsene gebündelt, sodass vor allem unter 24-Jährige ein Anlern- oder sogar Berufsausbildungsniveau erreichen. Über 24-Jährige sollen selbstverantwortlich in ihre Ausbildung investieren. Dies bedeutet, dass sie »lediglich« durch Ausbildungskredite und ein nationales Karrierecenter unterstützt werden. Gleichzeitig wurde das von Labour eingeführte Programm »Train to Gain« abgeschafft, das gewährleisten sollte, dass Arbeitgeber ihren Angestellten eine Qualifikation auf dem Niveau einer Anlerntätigkeit ermöglichen.

			Ob die gesetzten Ziele einer Verbesserung und Ausweitung der (beruflichen) Ausbildung erreicht werden, scheint offen, da die Umsetzung stark fragmentiert ist und die Finanzierung primär bei den Arbeitgebern liegt bzw. wie bei den Studiengebühren vielfach auch durch die Jugendlichen und ihre Familien geleistet werden muss. Arbeitgeber haben zudem stärkere Kontrolle über den Einsatz der staatlichen Weiterbildungsmittel erhalten, die allerdings von einer 35-prozentigen Kürzung zwischen 2010 und 2014 betroffen waren.6 Dies wirkte sich insbesondere negativ auf die Weiterbildungsträger aus. Trotz der gemachten Anstrengungen scheinen daher Zweifel angebracht, dass Großbritannien in unmittelbarer Zukunft das im internationalen Vergleich konstatierte Qualifizierungsdefizit der Arbeitnehmerschaft schnell aufholen wird.

			Positiv zu verbuchen bleibt, dass sich die Reformen der Berufsbildungspolitik in der Arbeitsmarktpolitik niederschlagen. Mit dem 2012 eingeführten »Youth Contract« wird hier verstärkt auf Ausbildung gesetzt. Dazu gehören Subventionen von Lohn und Ausbildungskosten für Kleinbetriebe, die zuvor keine Auszubildenden hatten. Bislang wurden etwa 30 000Förderungen von 16- bis 24-Jährigen realisiert. Für 16- bis 17-Jährige, die weder in Ausbildung noch Arbeit sind, werden Unterstützungs- und Mentoringprogramme für die Dauer von bis zu einem Jahr ausgedehnt, um individualisierte Übergänge in Bildung oder Ausbildung zu gewährleisten. Zudem werden in den sektorspezifischen Work Academies allgemeine Trainings gefördert, die mit einem sechswöchigen Praktikum und einem garantierten Vorstellungsgespräch verbunden sind. Lohnsubventionen für Arbeitgeber, die jugendliche Langzeitarbeitslose für mindestens 26Wochen beschäftigten, wurden wegen der geringen Inanspruchnahme und der Gefahr von Mitnahmeeffekten bereits 2014 wieder abgeschafft.

			Darüber hinaus wird uneingeschränkt an der »Work First«-Orientierung der britischen Arbeitsmarktpolitik festgehalten und auch die Regulierung der Arbeitspflicht verschärft. Der Slogan »Get Britain Working« wurde vor allem über Work-Programme für Langzeitarbeitslose umgesetzt. Diese ersetzen in England seit 2011 die zuvor eingeführten, verschiedenen gruppenspezifischen New-Deal-Programme durch ein universelles Programm. Dabei wurden die Erwerbspflichten und damit auch die Bedingungen für den Bezug von staatlichen Transferleistungen weiter verschärft. Neben einer vierzehntätigen Meldepflicht bei der britischen Arbeitsagentur Jobcentre Plus ist die Teilnahme an Maßnahmen für Jugendliche (18 bis 24Jahre) aktuell bereits nach sechs Monaten und für Erwachsene ab einem Jahr Transferbezug verpflichtend. Für Alleinerziehende endet die Befreiung davon, sobald das jüngste Kind fünf Jahre alt ist. Wer dem nicht nachkommt, muss mit finanziellen Sanktionen rechnen.

			Die Bezahlung für Anbieter entsprechender Maßnahmen ist noch stärker an den Erfolg, sprich die langfristige Integration von Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt, geknüpft. Da aber entsprechende Integrationsleistungen in Zeiten wirtschaftlicher Krisen schwer zu erreichen sind, sind seit 2013 für diejenigen, die nach zwei Jahren keine Beschäftigung gefunden haben, verpflichtende kommunale Arbeitsprogramme eingerichtet worden– also eine Art zweiter Arbeitsmarkt. Zudem werden kurzfristige, verpflichtende und unbezahlte Arbeitspraktika bei gemeinnützigen Trägern für Arbeitslose mit besonderem Bedarf zur Entwicklung ihrer Arbeitsfähigkeit angeboten.

			Unter dem Begriff »Lighter Touch« erfolgte auch eine Überprüfung des Arbeitsrechts mit dem Ziel der Deregulierung. Das Arbeitsgerichtssystem wurde reformiert, indem Klagen gegen nicht gerechtfertigte Entlassungen erschwert, Abfindungen gekürzt und Verfahren beschleunigt werden. Eine Verschärfung des Streikrechts der Gewerkschaften wird erwogen. Da der Kündigungsschutz in Großbritannien insgesamt niedrig ist, ist die Zahl befristeter Verträge vergleichsweise gering. Insbesondere junge Menschen sind jedoch von den sogenannten zero-hours contracts betroffen. Dabei werden Arbeitszeit und -volumen nicht klar festgelegt, sodass die Beschäftigten quasi auf Abruf arbeiten. Zudem ist auch die ungewollte Teilzeitarbeit stark angestiegen.

			Insgesamt konnte im Zuge des erneuten wirtschaftlichen Aufschwungs die Arbeitslosenquote bis 2017 auf 4,5Prozent gesenkt werden– und lag damit nur wenig über der in Deutschland (nach OECD Angaben). Allein die Jugendarbeitslosigkeit blieb mit knapp 12Prozent mehr als doppelt so hoch. Die Langzeitarbeitslosenquote war mit 27Prozent im Vergleich zu 40Prozent in Deutschland jedoch deutlich niedriger.7

			Vor diesem Hintergrund stellte die Einführung eines National Living Wage 2015 durch den Finanz- und Wirtschaftsminister der damals mit knapper Mehrheit bestätigten, konservativen Alleinregierung vor allem eine Maßnahme zur Bekämpfung des Lohnverfalls am unteren Ende der Einkommensskala dar– und des damit einhergehenden Problems der Armut in Arbeit. Unter Umgehung der Low Pay Commission wurde faktisch eine Erhöhung des Mindestlohns für über 25-Jährige von 6,50Pfund auf 9,00Pfund unilateral von der Regierung eingeführt. Über jährliche Anpassungen wird ein Einkommensniveau auf mindestens 60Prozent des Medianstundenlohns (Niedriglohngrenze) angestrebt. 

			Die Weiterführung einer entsprechenden Umverteilungspolitik ist jedoch offen. Mit dem für die Neuwahlen im Juni 2017 verabschiedeten Parteiprogramm der Konservativen unter Führung von Theresa May wurde die Rücknahme kostenloser Schulessen wie auch das Streichen von Vergünstigungen für Rentner angekündigt. Gleichzeitig hat Labour-Chef Jeremy Corbyn nicht zuletzt mit Fragen zur mangelnden sozialen Gerechtigkeit und mit der Kritik an der eisernen Sparpolitik Wählerstimmen gewonnen, sodass sich möglicherweise auch die konservative Regierung genötigt sieht, entsprechenden Bedürfnissen nachzugehen– zumal die entsprechenden Probleme in Großbritannien durchaus ausgeprägter sind als in vielen anderen Ländern.

			4	Soziale Spaltung

			Die soziale Ungleichheit in Großbritannien ist gemessen am Gini-Koeffizienten des verfügbaren Einkommens (einem Standardinstrument der Wirtschaftswissenschaft,siehe Tabelle) seit dem Regierungsantritt der Konservativen und den von ihnen verfolgten Kürzungen von dem ohnehin hohen Ausgangsniveau von 0,352 im Jahr 2010 auf 0,360 im Jahr2015 gestiegen, um dann bis 2016 in etwa wieder auf den alten Wert zurückzufallen.8 Sie bleibt damit weiterhin deutlich stärker ausgeprägt als in den skandinavischen Ländern mit Werten um 0,280 oder auch in Deutschland mit 0,293 (2016).

			Nicht zuletzt die Marginalisierung der Gewerkschaften und die geringe Dichte von Tarifverhandlungen auf Betriebsebene im privaten Sektor haben dazu beigetragen, dass die Lohnungleichheit in Großbritannien sehr hoch ist. Dem Abrutschen der untersten Löhne haben jedoch die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns und dessen jüngste Erhöhung in Form des »Living Wage« positiv entgegengewirkt. Gleichwohl stagnierte die Armutsquote bei etwa 18Prozent zwischen 2010 und 2016– und lag damit klar über dem Niveau in Deutschland, wo 2015 16,8Prozent erreicht wurden.9

			Die Aktivierung von Transferleistungsempfängern ist angesichts aktuell relativ geringer Arbeitslosenzahlen sowie dem– vor allem in Vergleich zu Deutschland– geringen Anteil von Langzeitarbeitslosen auf den ersten Blick als gelungen zu sehen. Die schnelle Vermittlung in Arbeit ist jedoch nicht zwangsläufig mit stabiler und nachhaltiger oder gar qualifizierter Beschäftigung gleichzusetzen. Vor allem junge Menschen sind weiterhin vergleichsweise stark von Arbeitslosigkeit, aber auch den verschiedenen Formen der flexiblen Arbeitsverhältnisse betroffen. 

			Die Rhetorik zur Schaffung von Chancengleichheit und der Verbesserung von Ausbildung und Qualifikation prägt die Reformpolitik aller Regierungen. Gleichwohl erscheint die soziale Mobilität über die allgemeinbildenden Schulen bis zur Universität eher gering. Und obgleich erste Erfolge zu verzeichnen sind, erweist sich der Aufbau eines berufsfachlichen Ausbildungssystems auf mittlerem Qualifizierungsniveau als schwierig. Reformanstrengungen in beiden Feldern werden immer wieder durch Phasen der Sparpolitik eingeschränkt.

			Es bleibt ein populäres Ziel britischer Politik, die Staatsintervention in Wirtschaft und Gesellschaft möglichst gering zu halten. Zudem erfolgt das Erbringen sozialer Dienstleistungen überwiegend durch private Träger und in Anlehnung an Marktmechanismen. Die Regulierung zur Sicherung einheitlicher und hoher Qualitätsstandards wird von Experten vielfach als ungenügend oder ineffizient beurteilt.

			Alles in allem ist zu konstatieren, dass der britische Wohlfahrtsstaat seit den 1980er-Jahren maßgeblich reformiert wurde, wobei bestimmte soziale Dienstleistungen wie die Kinderbetreuung ausgebaut wurden, während Sozialtransfers eher abgebaut bzw. an die Erwerbsteilhabe geknüpft wurden. Verschiedenen Phasen der Sparpolitik wie auch die Transformationen entlang der Ideen des sozialinvestiven oder aktivierenden Staates haben jedoch die anhaltend hohe soziale Ungleichheit und Armut und das vielfach geringe Qualifikationsniveau der Jugendlichen jenseits der universitären Bildung bislang nicht nachhaltig beseitigen können.
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			Scott L. Greer


			Das englische Gesundheitssystem

			Der englische National Health Service (NHS) ist der Archetyp eines Gesundheitssystems. Nach dem Zweiten Weltkrieg eingeführt, wurde er weltweit unter der Bezeichnung »Beveridge-System« bekannt und gilt als Alternative zum deutschen Bismarck-System. Auf diese beiden Idealtypen eines Gesundheitssystems wird in Debatten in aller Welt Bezug genommen. Erörterungen über ihre jeweiligen Vorzüge und Mängel nehmen Einfluss auf die Gesundheitspolitik und Gesundheitsreformen in fast allen Ländern.

			Fakten zum NHS

			Sechs wichtige Fakten in Bezug auf den englischen NHS sollte man kennen. Erstens wird der NHS mit Steuergeldern finanziert und nicht– wie im Bismarck-System– durch eine Sozialversicherung. Die Regierungen des Vereinigten Königreichs legen die Mittelzuteilung Jahr für Jahr fest. Veränderungen in der Finanzausstattung sind in der Regel eher der Parteipolitik als dem tatsächlichen Bedarf geschuldet. Infolgedessen herrscht im NHS wechselweise Überfluss oder Mangel: Labour-Regierungen in Zeiten guter Konjunkturlage geben sehr viel für den NHS aus, was im Allgemeinen zu einer höheren Qualität der Gesundheitsversorgung sowie einer höheren Zufriedenheit mit dem Gesundheitssystem führt. Konservative Regierungen sowie Labour-Regierungen unter Kostendruck verordnen dem NHS normalerweise einen Sparkurs, was im Lauf der Zeit zu personeller Unterbesetzung, einer sich verschlechternden physischen Infrastruktur sowie allgemeiner Unzufriedenheit führt.

			Aus Steuermitteln finanziert zu werden, bedeutet auch, dass der NHS sehr stark auf Umverteilung beruht. Schlechte Gesundheit korreliert mit Armut, während die Reichen mehr Steuern bezahlen. Allein dadurch also, dass er mit Steuergeldern finanziert wird und damit seine Aufgabe erledigt, nämlich die Behandlung von Kranken, nimmt der NHS eine Umverteilung von reicheren zu ärmeren Bevölkerungsgruppen vor. Zwar wird dieser Punkt nur selten zur Sprache gebracht, doch könnte er die relativ geringere Unterstützung des NHS durch Besserverdienende erklären.

			Zweitens wird der NHS von der Regierung organisiert, und sein Fachpersonal ist entweder bei der Regierung oder einem ihrer Vertragspartner angestellt. Krankenhausärztinnen und -ärzte werden direkt vom NHS eingestellt. Allgemeinmediziner– das Herzstück der primären Gesundheitsversorgung– werden dagegen in unabhängigen Unternehmen beschäftigt, wobei deren Unabhängigkeit kaum mehr ist als ein schöner Schein, denn ihr einziger Auftraggeber ist der NHS. Die professionelle Autonomie bezüglich der Behandlung des einzelnen Patienten ist groß, doch auf die Verwaltung kann die Ärzteschaft keine Kontrolle ausüben.

			Infolgedessen ist es ein Leichtes, den NHS umzuorganisieren– zu leicht, um genau zu sein. Viele Regierungen bauen den NHS der Einfachheit halber lieber um, statt sich mit den kleinteiligeren Problemen von Qualität und Investitionen zu befassen, was dem Gesundheitswesen besser zugutekäme. Man kann es ihnen nicht übelnehmen: Der englische NHS ist mit etwa 1,1Millionen Beschäftigten die fünftgrößte Organisation der Welt; viele von ihnen sind Fachkräfte, in deren Augen leitende Verwaltungsangestellte Eindringlinge in ihre Berufsdomänen darstellen. Doch die sich aus dem ständigen Umbau ergebenden, häufig abenteuerlich komplexen Organisationsstrukturen sind oft kostenintensiv, undurchsichtig und nicht praktikabel. Dies gilt jedenfalls für das derzeitige, von David Camerons Koalitionsregierung (2010–15) geschaffene System.

			Verknüpft man die beiden erstgenannten Sachverhalte miteinander, wird ein dritter ersichtlich: Der Zustand des NHS hängt von Regierungsbeschlüssen ab. Für ihre Gesundheitsversorgung machen die Engländerinnen und Engländer zu Recht ihre Regierungen verantwortlich. Da der NHS in der Hand der Regierung liegt und diese ihn nach eigenem Ermessen organisieren kann, ist es nur recht und billig, wenn der einzelne Patient nationale Politikerinnen und Politiker für seine Behandlung verantwortlich macht. Die Politik wiederum gibt gern bürokratischen Strukturen die Schuld an Missständen. Aus Sicht der Öffentlichkeit hingegen ist der Grund für lange Wartezeiten Missmanagement bzw. unzureichende Mittelausstattung von Seiten der Regierung.

			Die These, der NHS sei gewissermaßen unbezahlbar und müsse privatisiert oder in eine Sozialversicherung umgewandelt werden, spielt seit Jahrzehnten aber nur eine untergeordnete Rolle, und es gibt wenig Anzeichen dafür, dass sich dies ändern wird. Daneben gab es im Verlauf der Geschichte des NHS Vorstöße, die auf mehr Verantwortung auf lokaler Ebene und auf eine größere Rolle der Kommunalverwaltung im Gesundheitswesen abzielten, da es offensichtlich zu Problemen führt, wenn die Verantwortung für lokale Angelegenheiten auf nationaler politischer Ebene liegt. Nicht zuletzt aufgrund eines tief verwurzelten Misstrauens der Engländerinnen und Engländer gegenüber Kommunalverwaltungen sind diese Vorschläge weitgehend verhallt. Wie sein Name bereits zu erkennen gibt, ist der National Health Service nach wie vor prinzipiell ein nationaler Dienstleister.

			Viertens ist der NHS ein sehr gutes Gesundheitssystem. Die Internationale Vergleichsforschung, etwa die permanent laufenden, vom Commonwealth Fund1 durchgeführten Qualitätsstudien, belegen, dass der englische NHS im Verhältnis zu den aufgewendeten Mitteln einen extrem hohen Qualitätsstandard hat. Als die Regierung Blair mehr Mittel für ihn bereitstellte, verbesserte sich auch seine Qualität.

			Die »Qualität in der Gesundheitsversorgung« umschließt vielerlei Indikatoren, von »Hoteldienstleistungen« wie bequemen Betten und kurzfristigen Terminen über die zuverlässige Durchführung von Eingriffen bei gesundheitlichen Problemen wie Leistenbruch oder Grauem Star bis hin zu Präventivmedizin, mit der sich zukünftige Krankheiten vermeiden lassen, und schließlich zu gewagten Operationen an der technologischen Grenze, die naturgemäß mit einem Risiko verbunden sind. Das Problem bei der politischen Steuerung anhand der genannten Qualitätsindikatoren liegt jedoch darin, dass Patientinnen und Patienten vor allem die Qualität von »Hoteldienstleistungen« sehen und bewerten: War das Personal freundlich? Begann mein Termin pünktlich? Habe ich das Gefühl, dass der Arzt sich persönlich um mich kümmert? Konnte ich mir den Arzt selbst aussuchen? War es möglich, einen weiteren Arzt für eine zweite Meinung hinzuzuziehen? Musste ich lange auf die OP warten? Musste ich mir das Zimmer mit anderen teilen? War das Essen gut? Konnte ich gut schlafen? Im englischen NHS lautet die Antwort auf all diese Fragen oft »nein«– was dazu führt, dass Regierungen versucht sind, sich auf Themen wie die Stärkung der Wahlfreiheit oder die Verkürzung von Wartezeiten zu konzentrieren. Bei der Organisation eines effizienten Gesundheitssystems werden diese Probleme allerdings häufig nur als zweitrangig eingestuft. Die Patientenzufriedenheit mit dem NHS kommt also eher zu kurz, während sich seine Wirtschaftlichkeit auf Regeln stützt wie begrenzte Arztwahl, keine Möglichkeit sich an einen Spezialisten zu wenden oder Kontingentierung durch Wartelisten für nicht dringende Eingriffe. Es gibt in Europa zwar Gesundheitssysteme mit höherer Patientenzufriedenheit, doch bewertet nach Messgrößen wie vermeidbare Mortalität, finanzielle Belastung für Patienten, übermäßige Verschreibungen oder Behandlungsfehler schneiden diese schlechter ab als der NHS.

			Seit 2010 führt die Finanzpolitik der Conservative Party allein durch Reduzierung von Mitteln für die Deckung des Bedarfs im Bereich der gesundheitlichen Versorgung zu längeren Wartezeiten und eingeschränkten Wahlmöglichkeiten. 2018 traten die entsprechenden Folgen zutage. Nach jahrelangen Sparmaßnahmen sank die Patientenzufriedenheit– die Menschen stellten fest, dass sie länger auf Arzttermine warten mussten oder das Pflegepersonal überlastet war.2 Mittlerweile ist auch die medizinische Qualität bedroht. So arbeitet der NHS beispielsweise mit einer sehr hohen Belegquote bei Krankenhausbetten. Dies bedeutet zum einen, dass ein vorhersehbarer Zustrom von Patienten, wie er etwa während einer Grippesaison zu verzeichnen ist, zur Absage von nicht dringenden Operationen führen kann. Es bedeutet darüber hinaus, dass es schwieriger wird, Krankenhäuser steril zu halten und mit im Krankenhaus erworbenen Infektionen fertigzuwerden. Ein Krankenhaus, dessen Betten zu etwa 80Prozent belegt sind, riskiert Infektionsausbrüche, und im Jahr 2018 überschritt fast jede Einrichtung in England diese Belegquote. So kommt es zur »Winterbettenkrise«, ein wiederkehrendes Merkmal des NHS, das von Jahr zu Jahr länger währt und gravierende Ausmaße annimmt. Desgleichen ruft die Streichung von Stellen beim Pflegepersonal und die Nichteinstellung von Ärztinnen und Ärzten zunächst Patientenunzufriedenheit hervor, gefährdet nach einer Weile aber die Pflegequalität. Einschnitte im Gesundheitshaushalt, zu denen es seit 2010 in dramatischem Ausmaß gekommen ist, führen insgesamt zur Verschlechterung des Zustands der Gesundheit– und damit zu erhöhten Kosten: 2010 vorgenommene Mittelkürzungen bei Leistungen im Rahmen der Raucherentwöhnung können ohne Weiteres zehn Jahre später zu einem Anstieg (kostenintensiver) Herzerkrankungen führen.

			Kurzum: Der NHS ist ein bemerkenswert gutes Gesundheitssystem, das im Vergleich mit allen anderen wohl die hochwertigste Versorgung zum niedrigsten Preis bietet. Diese hohe medizinische Qualität zu einem niedrigen Preis hält es häufig um den Preis der Patientenzufriedenheit aufrecht. Wirtschaftlichkeit ist letzten Endes kein Ersatz für ausreichende Finanzierung, und die Finanzierung des NHS ist seit 2010 in fast jeder Hinsicht unzureichend. Dies ließ sich schon einmal in den 1980er- und 1990er-Jahren beobachten, als sich die Konservativen alle Mühe gaben, die Finanzierung des NHS auf niedrigem Niveau zu halten; in der Hoffnung, mittels anderer Managementstrukturen ließe sich mehr aus dem Budget herauspressen, bauten sie ihn mehrmals um. Gemessen an Patientenzufriedenheit und Behandlungsergebnissen verschlechterte sich die Qualität des Systems Mitte der 1990er-Jahre rapide. Mit den Folgen konfrontiert wurden die Konservativen bei den Wahlen von 1997: Das Versprechen, den »NHS zu retten«, bescherte Labour einen erdrutschartigen Sieg.

			Fünftens liegt der Grund für stabile Qualität und Wirtschaftlichkeit des NHS zum großen Teil in seiner Grundstruktur, deren Elemente stark aufeinander abgestimmt sind und die eine stark ausgeprägte Grundversorgung beinhaltet. Für viele Patienten ist ein kurzer Austausch mit einer Fachkraft, die kein Arzt zu sein braucht, alles, was sie in der Erstversorgung benötigen (denn die meisten gesundheitlichen Probleme verschwinden bekanntlich recht schnell wieder). Auf dieser Basis beruht das »Gatekeeping«-Konzept, der maßgebliche Grund dafür, dass die NHS-Systeme hochwertige Versorgung wirtschaftlich organisieren können. Es gibt grundsätzlich zwei Möglichkeiten, diese Versorgung in Anspruch zu nehmen: entweder über den als Gatekeeper fungierenden Haus- bzw. Allgemeinarzt oder, bei einem schweren Notfall, über einen Krankenwagen bzw. die Notaufnahme eines Krankenhauses. Bevor ein Patient zur Nicht-Notfallversorgung an einen Spezialisten überwiesen wird, wird er daher zuvor auf Primärversorgungsebene beraten und häufig auch behandelt, und dies zu weit geringeren Kosten, als es bei einem Spezialisten oder im Rahmen einer Krankenhausbehandlung der Fall wäre.

			Für die wachsende Zahl von Patientinnen und Patienten mit Mehrfacherkrankungen geht es derweil darum, sich mit Behandlungen niedriger Intensität, beispielsweise jahrelanger Medikamenteneinnahme, zu behelfen; ein lokaler Anbieter medizinischer Grundversorgung ist gut dafür gerüstet, dies mit höherer Effizienz und zu niedrigeren Kosten zu bewerkstelligen als ein Facharzt. Primäre Grundversorgung verhindert zudem eine Fragmentierung der Versorgung, zu der es kommen kann, wenn ein Patient von mehreren Spezialisten behandelt wird, die sich nicht untereinander abstimmen.

			Sechstens und letztens ist der englische NHS nicht der einzige NHS. 1998 wählten Nordirland, Schottland und Wales jeweils autonome Regierungen mit großer Machtkompetenz in Bezug auf ihre Gesundheitssysteme. Infolgedessen begannen sich die verschiedenen Systeme auseinanderzuentwickeln. Im Lauf der Zeit näherten sich die drei genannten »dezentralisierten« Systeme einander strukturell wieder an, wenn auch mit verschiedenen Bezeichnungen und formalen Ausrichtungen. Nach ihrem Modell gliedert sich das Gesundheitswesen in integrierte territoriale Behörden, die für den größten Teil der Gesundheitsfürsorge auf ihrem Gebiet zuständig sind, während nur einige wenige Bereiche, beispielsweise öffentliche Gesundheit oder Krankenwagen, von Fachorganisationen übernommen werden. Dies ist verwaltungstechnisch unkompliziert und baut Hindernisse für Innovation und Integration ab, indem der jeweiligen Behörde Anreize geliefert werden, sich für den wirtschaftlichsten Weg zu entscheiden, um die Gesundheitsfürsorge zu gewährleisten. Auf diese Weise werden die Anzahl der leitenden Verwaltungsangestellten und die Komplexität (die die diversen Umbauexperimente des englischen NHS regelmäßig erfordern) im Rahmen gehalten, ohne dass darunter die Effizienz oder Qualität leidet.

			Im Ergebnis erweist sich Schottlands NHS als kostengünstiger und egalitärer als die beiden anderen Systeme. Die Gesundheitssysteme in Wales und Nordirland hingegen leisten offenbar nicht die Versorgung, die insgesamt an das Niveau von England und Schottland herankommt. In mancher Hinsicht, etwa wenn es um geringe Verwaltungskosten geht, ist der schottische NHS eines der besten Gesundheitssysteme auf der Welt, besser noch sogar als das in England. Wie die anderen dezentralisierten Gesundheitssysteme auch, kann es jedoch den generell schlechten Gesundheitszustand seiner Bevölkerung nicht kompensieren. Insgesamt aber ist kein deutlicher Qualitätsunterschied zwischen den vier Gesundheitssystemen zu erkennen– England und Schottland erbringen womöglich in den meisten Fällen eine qualitativ hochwertigere Versorgung, viel mehr jedoch lässt sich aus den Daten nicht herauslesen.

			Aus den genannten Eigenschaften ergeben sich die Vor- und Nachteile des NHS-Systems. Es beruht auf Umverteilung, da die Reichen höhere Steuern bezahlen und die Armen einen schlechteren Gesundheitszustand aufweisen. Es schneidet deutlich besser ab bei der Versorgungsintegration und ist weit wirtschaftlicher als Systeme mit größerer Autonomie für Ärzte und Patienten; hervorragend ist es in der Festlegung der Prioritäten und der auf gute Belege gestützten Entscheidungsfindung. Es ist jedoch anfällig für politische Einflussnahme, da die Politik über sein Budget und seine Prioritäten bestimmt. Bei der Patientenzufriedenheit schneidet es weniger gut ab. Andererseits ist es durch die Zusage kostenloser Versorgung für alle, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in England haben, wann immer es notwendig ist, derart beliebt in der Bevölkerung, dass es mitunter als »wahre Kirche von England« bezeichnet wird. Dieser Widerspruch, nämlich einerseits fortwährende öffentliche Klagen über und andererseits tiefgehende öffentliche Unterstützung für den NHS, ist das offenkundig so Verblüffende am englischen Gesundheitssystem.

			Herausforderungen für den NHS

			Welchen Herausforderungen steht der NHS gegenüber? Die NHS-Systeme stehen vor den gleichen Herausforderungen wie alle europäischen Gesundheitssysteme auch: eine alternde Gesellschaft, eine Zunahme nicht übertragbarer, zumeist auf Fettleibigkeit und einen sitzenden Lebensstil zurückzuführender Krankheiten sowie die auf den Klimawandel zurückzuführenden zunehmenden Risiken von Katastrophen und Epidemien. Wie anderswo werden auch in England Spekulationen darüber angestellt, inwieweit Altern und der Anstieg nicht übertragbarer Krankheiten die Kosten im Gesundheitswesen explodieren und das System unbezahlbar werden lassen. Konkrete Belege hierfür liegen im Allgemeinen nicht vor– kostenintensiv ist eher das Lebensende als ein Lebensabend mit chronischen Krankheiten. Für die meisten Menschen in reichen Ländern werden ihre letzten sechs Lebensmonate die bei Weitem kostenintensivste medizinische Versorgung in ihrem Leben einfordern, unabhängig davon, ob sie nun mit 80 oder mit 18Jahren sterben. Eine bessere medizinische Behandlung macht aus zuvor akuten und rasch tödlich verlaufenden Krankheiten wie Krebs, AIDS und Diabetes langwierige chronische Krankheiten, die unterschiedliche Behandlungsmethoden erfordern. Für den Umgang mit chronischen, sich über Jahrzehnte hinziehenden Erkrankungen wird indes eine Umverteilung von Ressourcen erforderlich. Die NHS-Systeme sind aus zweierlei Gründen hervorragend dafür aufgestellt, um diese Veränderungen zu bewältigen. Erstens werden sie mit geringeren Pro-Kopf-Ausgaben finanziert als die meisten vergleichbaren Systeme, sodass schon allein eine Angleichung an die durchschnittlichen Ausgaben von Deutschland oder Frankreich eine bedeutende Erhöhung darstellen würde. Zweitens eignen sich sowohl die Integration von Diensten als auch die stark ausgeprägte Primärversorgung, die den NHS kennzeichnen, besser für die Bewältigung lang dauernder chronischer Krankheiten als die zersplitterten und stärker wettbewerbsorientierten Systeme.

			Auch wenn die Bewältigung des Austritts Großbritanniens aus der Europäischen Union eine echte Herausforderung für den NHS darstellt, zeigt das Ergebnis des Brexit-Referendums auf bizarre Weise, wie sehr die Öffentlichkeit den NHS zu schätzen weiß: Auf einem während der Brexit-Kampagne benutzten Kampagnenbus prangte der Slogan: »Jede Woche schicken wir 350Millionen Pfund an die EU– lasst sie uns stattdessen unserem NHS geben!« Widerrechtlich wurde dabei sogar das NHS-Logo benutzt. Meinungsumfragen belegen, dass diese Behauptung zu den wirkungsvollsten gehörte, die von den Brexit-Befürwortern aufgestellt wurde. Sie war jedoch falsch und verschleierte zudem die Gefahr, die der EU-Austritt für den NHS darstellt. Zunächst einmal ist es nahezu unvorstellbar, dass sich der Brexit positiv auf die Wirtschaft im Vereinigten Königreich auswirken wird; daher werden der öffentlichen Hand weniger Mittel zur Verfügung stehen (die Financial Times schätzt, dass der Brexit die Wirtschaft im Vereinigten Königreich fast genau 50Millionen Pfund am Tag bzw. 350Millionen Pfund pro Woche kosten wird– eine bittere Ironie für alle, die sich an den Slogan auf dem Bus erinnern). Zum zweiten ist der NHS in allen Bereichen stark abhängig von Beschäftigten aus anderen EU-Staaten, von spezialisierten Fachärzten bis hin zu Krankenhauspförtnern. Die Ungewissheit in Bezug auf ihren zukünftigen Status und ein Unbehagen bei der Vorstellung, im Brexit-Land Großbritannien zu leben, hat schon zu einer Abwanderung von EU-Bürgern, etwa in Pflegeberufen, geführt. Der NHS, schon heute geprägt von geringen Gehaltserhöhungen und wenig Neueinstellungen, wird von Quellen billiger, qualifizierter Arbeitskräfte aus der EU abgeschnitten. Drittens könnte es bis zu dem Zeitpunkt einer Austrittsvereinbarung passieren, dass britische Staatsbürger, insbesondere Rentner ohne großes Vermögen, die sich anderswo in der EU niedergelassen haben, in das Vereinigte Königreich zurückkehren müssen und dort (statt in Spanien oder einem anderen EU-Mitgliedsstaat) medizinische Versorgung in Anspruch nehmen.

			Das gänzlich vom Brexit-Denken in Beschlag genommene politische System im Vereinigten Königreich und ein NHS ohne Plan B sind derzeit nicht in der Lage, die beschriebenen Probleme zu lösen. Eine falsche Behauptung bezüglich des NHS könnte das Referendum zugunsten des EU-Austritts entschieden haben, hat zugleich aber für die größte Herausforderung gesorgt, mit der der NHS seit Langem konfrontiert wird.

			Fazit

			Das Modell des NHS, wie es im Vereinigten Königreich umgesetzt wird, hat eine Menge zu bieten: Hohe Qualität, hohe Wirtschaftlichkeit, ermöglicht durch eine starke Primärversorgung und eine Integration von stationärer und ambulanter Behandlung sowie Sozial- und anderen Pflegediensten. Wie das Beispiel Schottland beweist, können sich seine Management- und Verwaltungskosten auf extrem niedrigem Niveau halten. Neben einem hochwertigen klinischen Gesundheitswesen und einer häufig stark ausgeprägten Prävention durch ihre Zweige der öffentlichen Krankenpflege und der Primärversorgung, nehmen die NHS-Systeme eine Umverteilung von Reich zu Arm vor und halten eine der weltgrößten und anspruchsvollsten biomedizinischen Forschungseinrichtungen im Gang. Angesichts dieser Vorzüge haben Regierungen entweder das System mit finanziellen Mitteln versehen, um die Zufriedenheit zu fördern, oder sie haben versucht herauszufinden, wie lange sie eine Mittelaufstockung vermeiden können, ohne dafür in den Umfragen abgestraft zu werden. Des Öfteren kam es dabei zum Umbau der Verwaltung, doch kein ernstzunehmender britischer Politiker macht sich dafür stark, den NHS durch etwas anderes zu ersetzen, da aus seiner Perspektive jeder andere umfassende Systemtyp weniger egalitär, komplexer, weniger effizient und wahrscheinlich von geringerer Qualität wäre. Nicht verwunderlich also, dass die NHS-Systeme von der Öffentlichkeit gut angenommen werden. Nicht immer erkennen britische Politikerinnen und Politiker, dass der wirtschaftliche Umgang mit Ressourcen letztendlich kein Ersatz für die Ressourcen selbst ist. Diese Lektion lernen britische Regierungen in der Regel auf die harte Tour– nämlich dann, wenn das Wahlvolk sie ihnen an der Urne erteilt. 

			Aus dem Englischen übersetzt von Peter Beyer.

			Anmerkungen
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					2	Vgl. die Umfrage des Kings’ Fund: https://www.kingsfund.org.uk/projects/public-satisfaction-nhs.
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			Wohnen im Vereinigten Königreich

			1	Die Bedeutung des Wohnens

			Wohnen spielt im Leben der Menschen eine zentrale Rolle. Der Philosoph Martin Heidegger bezeichnete in einem Vortrag (Bauen Wohnen Denken, 1951) Wohnen als eine ureigenste Tätigkeit des Menschen, die der Befriedigung vieler menschlicher Bedürfnisse dient, zum Beispiel jenen nach Sicherheit, Vertrautheit, Geborgenheit, Beständigkeit, Individualität, Prestige, Selbstdarstellung oder Unabhängigkeit. Gleichzeitig unterliegt das Wohnen einem ständigen Wandlungsprozess– die Befriedigung der mit dem Wohnen verbundenen Grundbedürfnisse ändert sich sowohl in historischer Perspektive als auch im Verlauf des Lebens jedes einzelnen Menschen. Zudem gibt es unterschiedliche individuelle, soziale und regionale Ausprägungen des Wohnens. Im Vereinigten Königreich lässt sich dies unter anderem an den zum Teil erheblichen Differenzen zwischen den einzelnen Landesteilen aufzeigen. So entwickelten sich ab dem 19.Jahrhundert aufgrund unterschiedlicher gesetzlicher Grundlagen (Gesundheitsgesetze, Raumordnung etc.) gänzlich unterschiedliche Stadtlandschaften in den damals entstehenden bzw. sich ausweitenden (Industrie-)Städten Englands, Wales’ und Schottlands, die bis heute im Stadtbild prägend sind. In England entstanden aufgrund der hier früher verabschiedeten und lokal umgesetzten Gesundheitsgesetze großflächig errichtete Reihenhaussiedlungen für die Arbeiterschaft und auch den Mittelstand (»bye-law-houses«), deren massenhafte Verbreitung in der spätviktorianischen Zeit verantwortlich für die ausgeprägte Monotonie weiter Teile englischer Industriestädte ist. Das Fehlen dieser »stadtmorphologischen Zäsur der bye-law-house-Phase«1 in Schottland hat dazu geführt, dass in den großen schottischen Städten (vor allen Dingen in Glasgow und Edinburgh) durch den massenhaften Bau von drei- bis fünfgeschossigen Mietskasernen »Steinwüsten der Innenstadt« entstanden, deren Bau unvermindert bis zum Ersten Weltkrieg anhielt. Diese historisch unterschiedlichen Entwicklungspfade sind noch heute gut erkennbar, wenngleich ein Teil dieses historischen Erbes im Rahmen von Stadterneuerungsmaßnahmen umgewandelt bzw. abgerissen worden ist.

			Auch in ökonomischer und politischer Hinsicht ist Wohnen von großer Relevanz. So betragen die Werte von Wohnimmobilien im Vereinigten Königreich gegenwärtig etwa 6,8Billionen Pfund. Das entspricht dem 3,65-fachen des Bruttoinlandsproduktes Großbritanniens.2 Mit dieser hohen volkswirtschaftlichen Bedeutung korrespondiert die übermäßige Abhängigkeit der finanziellen Altersabsicherung privater Haushalte durch Immobilienwerte sowie die damit einhergehende generelle hohe symbolische Aufladung spezifischer Formen des Wohnens, allen voran des Wohnens in den eigenen vier Wänden. 

			Nicht zuletzt wegen seiner großen alltagsweltlichen, ökonomischen und auch symbolischen Bedeutung ist Wohnen ein wichtiges Feld politischer Einflussnahme und Steuerung. Dabei wird das Thema Wohnen auch immer wieder politisch instrumentalisiert, um Wahlen zu beeinflussen. Als besonders sinnfälliges Beispiel gilt hier die von Margaret Thatcher im Jahr1980 eingeführte Gesetzgebung (»right-to-buy«), die es Bewohnern von kommunalen Sozialwohnungen ermöglichte, diese Immobilien zu einem erheblich unter dem Marktwert liegenden Preis zu erwerben. Die Hoffnung von Thatcher und ihren konservativen Parteikollegen bestand darin, eine »Demokratie des Immobilienbesitzes« (»property-owning democracy«) zu schaffen und damit der Konservativen Partei neue Wählerschichten zu erschließen. Umgekehrt haben auch Vertreter der Labour-Partei das Wählerpotenzial der Immobilien besitzenden »Klasse« erkannt. Insbesondere Tony Blair, der im Jahr1997 zum Premierminister gewählt wurde, und sein Schatzkanzler Gordon Brown haben die »right-to-buy«-Gesetzgebung sowie ganz generell den Besitz von Wohnimmobilien als gesellschaftlichen Wert nachdrücklich bekräftigt.

			2	Die aktuelle Krise des Wohnens 

			Die aktuelle Lage des Wohnens im Vereinigten Königreich ist vor allen Dingen durch krisenhafte Entwicklungen gekennzeichnet. Bereits ein kursorischer Blick in die Massenmedien sowie in die wissenschaftliche Literatur unterstreicht dies nachdrücklich. Ein Kommentator von Management Today beispielsweise konstatiert, dass »sich die Träume von einer Demokratie des Immobilienbesitzes der Nachkriegszeit aufgrund von explodierenden Immobilienpreisen, einer untragbar hohen Verschuldung und enttäuschten Erwartungen in Nichts auflösen« würden.3 So ist der Anteil der Haushalte mit Wohneigentum in England laut dem Englisch Housing Survey (2017) von 71Prozent im Jahr 2003 auf 63Prozent im Jahr2016 gesunken. Stattdessen sind immer mehr Haushalte darauf angewiesen, von privaten Eigentümern zu mieten. Die private Vermietung wird immer mehr zur Norm und betrifft in zunehmendem Maße Haushalte mit Kindern: In England ist der Anteil dieser Haushalte an privat vermieteten Wohnimmobilien zwischen 2005 und 2015 von 30 auf 36Prozent gestiegen. Dies entspricht einem absoluten Anstieg von 945000Haushalten. Der Anteil des privaten Mietwohnungsmarktes am gesamten Wohnimmobilienbestand hat sich generell deutlich ausgeweitet, von 10Prozent im Jahr 2001 auf 19Prozent im Jahr 20144 und übersteigt den Anteil des Sozialwohnungsbaus, der bei 18Prozent liegt. In Schottland verzeichnet der private Mietwohnungsmarkt ebenfalls deutliche Zuwächse. Laut Statistik der schottischen Regierung (2017) entfielen 10Prozent aller Wohnimmobilien im Jahr 2008 auf diesen Sektor, im Jahr 2015 waren es bereits 15Prozent oder 382000Wohneinheiten.

			Das Problem der privaten Vermietung besteht unter anderem darin, dass Mietverträge (in England) in der Regel eine Laufzeit von sechs bis zwölf Monaten haben, sodass ein hohes Maß an Unsicherheit und Unvorhersehbarkeit den gesamten privaten Mietwohnungsmarkt prägt. Besonders sensible Themen sind die Entwicklung der Mietforderungen und die generelle Sicherheit der Mietverhältnisse. Immer wieder taucht in der Diskussion zudem das Schlagwort von der »Generation Miete« auf. Gemeint ist hiermit die zunehmende Unfähigkeit weiter Bevölkerungsteile, die zur Miete wohnen, ihren Wunsch nach Bildung von Wohneigentum zu realisieren, da aufgrund des hohen Mietniveaus in vielen Haushalten immer weniger Geld übrig bleibt, um Eigenkapital zur Finanzierung von Wohneigentum zu bilden. Gegenwärtig wenden englische Haushalte im Besitz von hypothekenfinanzierten Immobilien 18Prozent ihres Einkommens für Hypothekenzahlungen auf, während Mieter von Sozialwohnungen 28Prozent und Mieter von privat vermieteten Immobilien sogar 35Prozent des Haushaltseinkommens für Mietzahlungen aufbringen müssen. Die mangelnde Erschwinglichkeit (affordability) von Wohneigentum gilt daher als wichtiges Krisensymptom der aktuellen Wohnungslage im Vereinigten Königreich. Im sogenannten Barker-Report (2004) wird festgehalten, dass bereits im Jahr2002 nur 37Prozent aller neu gegründeten Haushalte in der Lage waren, Wohneigentum zu erwerben, verglichen mit 46Prozent in den späten 1980er-Jahren.

			Die Zunahme der privaten Vermietung von Wohnraum– wie ganz allgemein der tief greifende Wandel auf den Wohnungsmärkten der letzten Jahrzehnte– hängt unter anderem mit den veränderten Prioritäten im Rahmen der nationalen Wohnungspolitik (»Housing Policy«) der 1980er- und 1990er-Jahre zusammen, deren Kernelemente die Deregulierung und Privatisierung waren. Insbesondere ist hier die »right to buy«-Gesetzgebung (Housing Act, 1980) zu nennen, die zu einer massiven Veräußerung des öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbaus geführt hat. Die Folge des Politikwechsels ist eine deutliche Abnahme des Anteils der Haushalte, die in Sozialwohnungen leben: von 35Prozent im Jahr 1981 auf 18Prozent im Jahr 2011.5 Erschwerend kommt hinzu, dass mehrere britische Regierungen in Folge den Kommunen untersagten, die Einnahmen aus den Immobilienerlösen zum Bau neuer Sozialwohnungen einzusetzen.

			Aus historischer Perspektive war diese Entwicklung insofern bedeutsam, als der Ausbau des staatlich geförderten und von den Kommunen umgesetzten sozialen Wohnungsbaus (»Council Housing«) ein Eckpfeiler des Sozialstaates der Nachkriegszeit und damit ein wesentliches Element des sogenannten Nachkriegskonsenses zwischen der Konservativen und der Labour-Partei gewesen war. Der Wunsch, aus den Erfahrungen des Krieges zu lernen und ein »besseres Großbritannien« entstehen zu lassen, ging quer durch die gesellschaftlichen Lager. Angesichts der zum Teil massiven Kriegszerstörungen war dies jedoch weit mehr als eine Vision, sondern entsprang einer praktischen Notwendigkeit. Die erste Nachkriegsregierung unter dem damaligen Labour-Premierminister Attlee errichtete in ihrer Amtszeit mehr als eine Million Wohnungen, von denen 80Prozent Sozialwohnungen waren. Auch unter den Konservativen wurde diese Wohnungspolitik nach 1951 fortgesetzt. Während in der unmittelbaren Nachkriegszeit Kriegsschäden beseitigt wurden, gerieten ab 1951 zunehmend die innerstädtischen Slums in den Fokus des Städte- und Wohnungsbaus.

			Dieser Nachkriegskonsens wurde dann ab den späten 1970er-Jahren unter der Premierministerin Margaret Thatcher aufgekündigt und damit auch die Rolle des Wohnungsmarktes grundsätzlich neu definiert. In einer Vision von einer »Demokratie des Immobilienbesitzes« gab es nur noch wenig Spielraum für öffentlich geförderten Wohnungsbau, allerdings eine umso größere Notwendigkeit, durch entsprechende staatliche Maßnahmen dafür zu sorgen, dass immer mehr Menschen in den Besitz von Wohnimmobilien gelangen. Getragen wurde dieser Politikwechsel von der Überzeugung, dass der Markt ganz generell wesentlich effizientere und bessere Steuerungsmechanismen besitzt als die öffentlichen Hände und dass– bezogen auf den Wohnungsbau– die kommunale Ebene nicht fähig sei, bestehende Probleme zu lösen. Zumindest das Ziel der Ausweitung der »immobilienbesitzenden Klasse« ist unbestreitbar erreicht worden: Der Anteil der Bewohner von selbstgenutztem Wohneigentum stieg von unter 50Prozent im Jahr 1971 auf 69Prozent im Jahr 2001.6 

			Der Glaube an die Steuerungsfähigkeit des Marktes ist aufgrund der Entwicklungen der letzten Jahre stark infrage gestellt. Darauf deuten die bereits angesprochenen Krisensymptome hin. Hinzu kommt eine weitere, besonders problematische Situation: das Auseinanderfallen einer steigenden Wohnraumnachfrage und der dahinter deutlich zurückbleibenden Fertigstellung von neuem Wohnraum. Nach einem Diskussionspapier des britischen Unterhauses7 wurden im Jahr 2015/16 190000neue Wohnungen fertiggestellt, gleichzeitig aber stieg die Nachfrage aufgrund der wachsenden Zahl von Haushalten auf 240000 bis 250000Wohnungen. Da es sich hierbei um einen langfristigen Trend handelt, sprechen die Autoren auch von einer »Wohnungskrise«, der nur dadurch zu begegnen sei, dass auf absehbare Zeit mindestens 300000neue Wohneinheiten jährlich fertiggestellt werden. Eines der größten Probleme des Wohnungsmarktes des Vereinigten Königreiches besteht daher in einem mittel- und langfristigen Nachfrageüberhang, der auch in Zukunft für steigende Preise sorgen und damit das Problem der mangelnden Erschwinglichkeit weiter verschärfen dürfte. 

			Eine reine marktwirtschaftliche Lösung des Problems ist insofern problematisch, als die Ausweitung der Bautätigkeit paradoxerweise nicht im Interesse der beteiligten großen Akteure am Immobilienmarkt (»big players«) liegt, da hiermit ein Fallen der Preise verbunden wäre und damit eine Verringerung der Gewinnspanne. Auch die Eigentümer von existierenden Immobilien wären hiervon tangiert, da davon auszugehen ist, dass es bei einer Ausweitung des Angebotes zu einem Wertverlust des Wohnraumbestandes kommen würde. Von daher befindet sich die Politik des Landes in einer komplexen bzw. widersprüchlichen Situation: Um die angestrebte »Demokratie des Immobilienbesitzes« zu gewährleisten (und damit auch weiterhin die eigene Wählerbasis zu sichern), müsste es zu einer nennenswerten Ausweitung des Angebotes kommen; gleichzeitig droht die Gefahr, dass ein zu starkes Eingreifen in die Immobilienmärkte durch den Staat den bereits Wohneigentum besitzenden Teil der Wählerschaft verprellt.

			3	Räumliche Muster 

			Die Entwicklung des Wohnens vollzieht sich in den Teilräumen des Vereinigten Königreiches nicht gleichförmig. Das wurde bereits eingangs mit Blick auf die historische Stadt- und Siedlungsentwicklung deutlich. Zwischen den räumlichen Mustern des Wohnens und den Tendenzen des sozialen Wandels, also demografischen, ökonomischen, politischen und soziokulturellen (»Wertemuster«) Entwicklungen, bestehen dabei enge Verbindungen. So lässt sich beispielsweise ein Zusammenhang zwischen der Wohnraumnachfrage und den großen wirtschaftsstrukturellen Veränderungen seit den 1970er-Jahren herstellen. In dieser Zeit kam es zu einem Aderlass im produzierenden Sektor mit massiven Arbeitsplatzverlusten auf der einen Seite und zu einem kräftigen Wachstum der Dienstleistungsökonomie auf der anderen. Diesen gegenläufigen wirtschaftlichen Tendenzen entsprachen räumliche Muster: Vom Niedergang des produzierenden Sektors war im Wesentlichen das »industrielle Herzland« betroffen, die Midlands und der Norden Englands, Südwales und der Westen Zentralschottlands. Auf der anderen Seite profitierte von der sich ausweitenden Dienstleistungsökonomie der Südosten Englands, insbesondere London. Mit diesen ökonomischen Trends korrespondierten wiederum die Nachfragemuster auf den Wohnungsmärkten: Während der ökonomische Niedergang mit einer zum Teil erheblich nachlassenden Nachfrage nach Wohnraum und damit einem Wertverlust bei Wohnimmobilien einhergeht, verzeichnet der Südosten Englands eine bis heute wachsende Nachfrage und entsprechende Entwicklungen des Preisgefüges. Besonders deutlich wird dies in London, wo der durchschnittliche Preis für ein Haus zwischen 2010 und 2015 um 51Prozent auf 500000Pfund gestiegen war, während die Preissteigerung in England gesamt 31Prozent betrug (auf 280000Pfund).8
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			Ein anderer wichtiger Aspekt zum Verständnis der räumlichen Muster des Wohnens ist die Entwicklung der Einkommen. Auch hier lassen sich die späten 1970er-Jahre als Wasserscheide identifizieren, da sich ab diesem Zeitpunkt die in der Nachkriegszeit erzielte Verringerung der Einkommensunterschiede durch eine zunehmende Spreizung der Einkommen umkehrte. Mit anderen Worten: Die Einkommen der besser verdienenden Haushalte sind ab den 1980er-Jahren stärker gestiegen als die der geringer verdienenden, mit entsprechenden Auswirkungen für die Nachfrage nach Wohnraum. So ist das Wohnen im Zentralbereich von London für weite Bevölkerungsteile mittlerweile unerschwinglich geworden, da die Einkommensentwicklung mit dem Anstieg von Immobilienpreisen und Mieten nicht Schritt gehalten hat. Die Entwicklung der Wohnkosten in London hat mit dazu beigetragen, dass die Stadt– eine der führenden global cities mit einem weltweit bedeutsamen Dienstleistungssektor– die höchste Armutsrate des Landes aufweist und dass sich diese Situation zudem kontinuierlich verschärft.

			Die räumlichen Muster des Wohnens hängen auch in erheblichem Maße von den Handlungsorientierungen des Staates ab, etwa im Zusammenhang mit der zunehmenden Dezentralisierung des Staatshandelns. Ab den 1990er-Jahren kam es unter dem damaligen Premierminister Tony Blair zu einer Verlagerung von zentralstaatlichen Kompetenzen auf das schottische Parlament und die Nationalversammlung von Wales (Welsh Assembly), wozu auch die Wohnungspolitik gehörte. Spätestens ab diesem Zeitpunkt vollzogen sich in den Teilräumen des Vereinigten Königreiches zum Teil deutlich voneinander abweichende Entwicklungen im Bereich des Wohnens, auch weil die Regierungen unterschiedliche Prioritäten in der Wohnungspolitik setzten. In Schottland beispielsweise wird dem sozialen Wohnungsbau eine höhere Priorität eingeräumt als in England, sodass ein deutlich größeres Angebot an Wohnraum für einkommensschwächere Haushalte zur Verfügung steht. Auch im Hinblick auf den Umgang mit Obdachlosigkeit, die Besteuerung von Grundbesitz und die »right to buy«-Gesetzgebung lassen sich erhebliche Unterschiede zwischen Schottland und den anderen Landesteilen aufzeigen. Insgesamt zeichnet sich das Bild einer stärker in die Marktmechanismen eingreifenden Staatsgewalt ab, die seit 2007 von der Scottish National Party (SNP) dominiert wird. Allerdings sind auch in Schottland die Wohnungsprobleme nicht gelöst. Hinzu kommt, dass der Handlungsspielraum der schottischen Regierung in erheblichem Maße von den zentralstaatlichen Zuwendungen abhängt, sodass finanzielle Kürzungen aus London sich auf die sozialstaatlichen Programme, darunter dem sozialen Wohnungsbau, auswirken würden.

			Fazit

			Wohnen im Vereinigten Königreich hat sich im Verlauf des 20. und frühen 21.Jahrhunderts erheblich verändert. Generell hat sich die Wohnsituation für weite Bevölkerungsteile entscheidend verbessert, was unter anderem auf den wirtschaftlichen Boom, die gestiegenen Einkommen und den wachsenden Staatsinterventionismus in der Nachkriegszeit zurückzuführen ist. Ab den späten 1970er-Jahren vollzogen sich nicht nur in der Wirtschaft, sondern auch in den Handlungsorientierungen des Staates weitreichende Veränderungen, die bedeutende Auswirkungen auf das Wohnen hatten. Vor diesem Hintergrund sind die für überwunden erachteten Probleme des Wohnens erneut auf der Agenda: das Auseinanderdriften von Angebot und Nachfrage, die Erschwinglichkeit von Wohnen gerade für einkommensschwächere Haushalte und sozialräumlicher Ausschluss bis hin zur Obdachlosigkeit.
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			VI  Großbritannien in der Welt

		


		
			Hans-Dieter Gelfert


			Typisch britisch, typisch deutsch: Einvergleichender Blick

			Briten und Deutsche scheinen ihre stereotypen Selbstbilder getauscht zu haben. Während die Deutschen, die einst eine Kultur der Innerlichkeit pflegten und einen politischen Sonderweg beanspruchten, heute mehrheitlich für Europa sind, ziehen sich die Briten, die einmal ein Viertel des Erdballs beherrschten, auf ihre Insel zurück und verteidigen ihre Englishness. Haben sich die beiden Völker um 180Grad gedreht oder entspricht auch dies den nationalen Eigenheiten, die man seit Langem kennt? Fünf davon auf britischer Seite sollen im Folgenden betrachtet werden: der englische Humor, das Gentleman-Ideal, der englische Landschaftsgarten, englischer Geschmack und die spezifisch britische Form von Rationalität, die man unter dem Namen »Common Sense« kennt. Wenn diese Fünf als typisch englisch aufgezeigt und auf historische Ursprünge zurückgeführt werden sollen, muss vorab geklärt werden, ob »englisch« dasselbe wie »britisch« ist. Die Schotten werden dagegen protestieren. Dass sie anders ticken als die Engländer, hat ihr Votum gegen den Brexit gezeigt. Viel von dem, was Kontinentaleuropäer für britisch halten, ist in England entstanden und nur dort in typischer Form ausgeprägt. Doch ebenso viel ist durch die lange politische Verbindung auch in die walisische und schottische Bevölkerung diffundiert und hat zur Ausbildung einer britischen Mentalität geführt. Insofern ist es wohl gerechtfertigt, vom typisch Englischen zu sprechen und es mit einer Art Generalvorbehalt auch auf die Briten zu beziehen.

			Humor 

			Die am häufigsten wiederholte Sendung im deutschen Fernsehen ist der englische Sketch Dinner For One, der seit 1963 alljährlich am Silvestertag auf mehreren Kanälen bis zu zwanzigmal ausgestrahlt wird. Deutsche Zuschauer halten ihn für ein typisches Beispiel englischen Humors, während er in Großbritannien so gut wie unbekannt ist. Dass die beiden Völker offensichtlich ein sehr unterschiedliches Humorverständnis haben, ist schon daran abzulesen, dass die Briten den Deutschen den Humor oft gänzlich absprechen, während die Deutschen ihrerseits im englischen Humor eine Art Markenartikel sehen, nach dem sie, wie der genannte Sketch zeigt, immer wieder verlangen.

			Humor ist eine psychische Disposition, die dazu befähigt, eine zwischenmenschliche Spannung gewaltfrei aufzulösen. Tiere haben in solchen Situationen nur die Wahl, anzugreifen, zu fliehen oder sich tot zu stellen. Menschen können einen ernsthaften Konflikt mit Gelächter entschärfen. Nötig ist diese Fähigkeit besonders dort, wo Menschen auf engem Raum zusammenleben, also in Städten. Mit den Waffen des Humors konnten sich selbstbewusste Bürger gegen die Autorität des Adels, der Kirche und selbst gegen die der herrschenden Moral Freiraum verschaffen. Deshalb ist es kein Wunder, dass das Aufblühen der europäischen Stadtkultur im Spätmittelalter mit der Entwicklung einer ausgeprägten Lachkultur einherging. Damals gab es auch in Deutschland den anarchisch-respektlosen Humor, den die Briten noch heute haben. Eulenspiegel ist dafür das bekannteste Beispiel. Doch mit der Zerstörung der Stadtkultur im Dreißigjährigen Krieg verschwand auch dieser Stadtbürgerhumor. An seiner Stelle bildete sich danach etwas aus, was man als »Staatsbürgerhumor« bezeichnen könnte. Stadtbürger, die sich gegen den Druck der Konkurrenz behaupten müssen, lachen mit dem Störer gegen die Ordnung; Staatsbürger, die sich, wie damals die Deutschen, nach einer schützenden Ordnung sehnen, lachen mit der Ordnung gegen den Störer. Dieser Unterschied prägte bis ins 20.Jahrhundert hinein die beiden hier betrachteten Völker. Die Sehnsucht nach dem störungsfreien Innenraum gilt unter dem Namen »Gemütlichkeit« im Ausland noch heute als typisch deutsch; und von moralisierender Didaktik, wie sie das ebenso typisch deutsche Kabarett betreibt, ist auf höherer Ebene die gesamte Dichtung der deutschen Klassik durchtränkt. Im englischen Humor sitzt dagegen fast immer ein amoralischer Stachel.

			Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs, durch den Deutschlands Tor nach Westen gewaltsam aufgestoßen wurde, kehrte auch der alte Stadtbürgerhumor zurück. Heute lachen die Deutschen genauso bereitwillig wie die Briten über Monty Pythons Scherze, doch Züge des gemütlichen wie auch des moralisierenden Humors sind weiterhin präsent und prägen vor allem im Fernsehen große Teile der Unterhaltungskultur. Die latente Grausamkeit, die der Humorist George Mikes dem englischen Humor insgesamt als Grundzug attestiert, ist für Deutsche noch immer gewöhnungsbedürftig. Grausamkeit ist das, was auch dem eingangs erwähnten Sketch fehlt. Dort sieht man eine alte Dame, die ihren 90.Geburtstag zusammen mit vier verstorbenen Freunden feiert. Für alle vier ist der Tisch gedeckt und der arme Butler muss für jeden der nicht anwesenden Gäste ein Glas zwischen den einzelnen Gängen des Dinners leeren. Seine zunehmende Trunkenheit ist die Hauptquelle der Komik. Über dem Ganzen liegt ein Hauch von Gemütlichkeit. Der Butler ist kein Falstaff, der seinen Bedienstetenstatus ins Gegenteil verkehrt, er ist vielmehr eifrig bemüht, die durch den Tod der Gäste gestörte Ordnung wiederherzustellen. Der einzige humoristische Stachel, der dem Sketch eine für Briten reizvolle Pikanterie geben könnte, ist der letzte Satz, als der Butler in fast volltrunkenem Zustand die alte Dame zu Bett bringen will und von der Treppe herab augenzwinkernd zum Publikum sagt: »Ich werde mein Bestes geben.«

			Der Gentleman

			Nationale Mentalitäten sind ein Produkt der Kultur- und Sozialgeschichte und werden wie diese durch Zufälle und objektive Gegebenheiten geprägt. Das gilt auch für die unterschiedlichen Bildungsideale der Nationen. Das englische ist unter der Bezeichnung »Gentleman« genauso eine Weltmarke wie der englische Humor. Ihm steht das deutsche Ideal des Gebildeten gegenüber. Der Hauptunterschied zwischen beiden besteht darin, dass der Gebildete eine geistige Leistung repräsentiert, die er oder sie auch zeigen darf, während vom Gentleman erwartet wird, dass er ohne erkennbare Leistung allein durch seine Haltung Eindruck macht.

			Als die Deutschen im 19.Jahrhundert zur ökonomischen Aufholjagd ansetzten, entwickelten sie eine Leistungsethik, die bis heute in allen Bereichen des Alltags wie auch in der Hochkultur zum Ausdruck kommt. Das deutsche Lobeswort schlechthin ist »tüchtig«. Es entstammt der gleichen Wurzel wie »Tugend« und »taugen« und drückt ein uneingeschränktes Lob aus. Besonders auffällig zeigt sich die Leistungsethik im Schrifttum, in dem Deutsche zu einem sprachlichen Imponiergehabe neigen, das Engländern auf die Nerven geht. Deren Haltungsethik verlangt von ihnen das genaue Gegenteil: Ein Gentleman darf sich nicht anmerken lassen, dass seine Ranghöhe auf Anstrengung beruht. Deutsche Autoren bemühen selbst da, wo sie humoristisch sein wollen, gern die elaborierte Ironie des Overstatements– ein Meister darin war Thomas Mann–, während die Engländer seit dem 18.Jahrhundert das Understatement zu ihrem Markenzeichen gemacht haben. Jane Austen ist dafür ein herausragendes Beispiel. Der Grund für diesen Unterschied ist nicht schwer zu erraten. Großbritannien stand bereits im 18.Jahrhundert an der Spitze Europas. Angehörige eines Weltreiches brauchten nicht mehr ihre Tüchtigkeit herauszustellen. Für sie war es ehrenvoller, sich nicht anmerken zu lassen, wie anstrengend es ist, an der Spitze zu stehen. Während für Deutsche bis heute der Schweiß auf der Stirn ein Ehrenzeichen ist, macht auf Briten die scheinbare Mühelosigkeit einer Spitzenstellung mehr Eindruck. Briten reagieren auch heute noch reserviert auf Deutsche, die ihre Tüchtigkeit allzu forsch zur Schau stellen. 

			Als »Fabriken für Gentlemen« galten im 19.Jahrhundert die berühmten public schools. Mit welchen Leiden dort das antrainiert wurde, was danach als mühelose Haltung erschien, ist in zahlreichen Autobiografien nachzulesen, in denen Männer von blutig geprügelten Rücken berichten. Ein zukünftiger Gentleman hatte solche Züchtigungen with a stiff upper lip, »mit steifer Oberlippe«, zu ertragen. Solcher Stoizismus ist noch immer ein charakteristisches Merkmal der Briten.

			Der Landschaftsgarten

			Bis zum Ende des 17.Jahrhunderts hatten sich auch die englischen Gartengestalter an den streng durchgeformten französischen Gärten orientiert. Danach aber setzte sich eine Entwicklung in entgegengesetzter Richtung durch. Die drei großen Landschaftsgärtner William Kent, Capability Brown und Humphrey Repton schufen Gärten, die die Illusion einer von der Natur selbst geschaffenen Parklandschaft wecken sollten. Es ist bezeichnend, dass dieses Ideal zum ersten Mal in einer Schrift erörtert wird, die kurz vor der Glorreichen Revolution von 1688 geschrieben und kurz nach ihr veröffentlicht wurde: William Temples Upon the Gardens of Epicurus. Diese Revolution hatte England zu einer konstitutionellen Monarchie gemacht und damit den Aufstieg des Bürgertums und den Durchbruch des Parlamentarismus besiegelt. Dass sich im englischen Landschaftsgarten ein Ideal von Freiheit ausdrückt, ist bereits der genannten Schrift zu entnehmen. Temple schreibt darin, dass die Chinesen, wenn sie die geometrischen Gärten der Europäer sehen könnten, nur Spott dafür übrig hätten, weil den Gärten das »Sharawadgi« fehle. Das Wort, dessen Etymologie nicht eindeutig geklärt ist, bezeichnete etwas, das »durch Regellosigkeit gefällt«.

			Joseph Addison, vom dem es heißt, er habe als Erster einen Sprachstil von unangestrengter Eleganz geschaffen, beschrieb 1710 in einem Essay eine Traumvision von einer Berglandschaft, die exakt dem Ideal des Sharawadgi entspricht. Im Traum erfährt er den Namen der Herrin dieser paradiesischen Landschaft: Es ist Liberty, die Göttin der Freiheit. Zu ihrem Gefolge gehören zwei weitere Göttinnen mit Namen Plenty (Fülle) und Commerce (Handel). Addisons Traumvision stand am Anfang der Geschichte des englischen Landschaftsgartens und stellt diese neue Kunstform unter das Dreigestirn von Freiheit, Fülle und Handel, das über dem Aufstieg des Bürgertums leuchtete. Freiheit war auch vorher schon der politische Leitwert des freeborn Englishman, doch im 18.Jahrhundert wurde daraus ein spezifisch englischer Individualismus, der sich auf Geburtsrecht und Natur berief.

			Der Garten, selbst im Kleinstformat, hat auch heute noch für die Briten einen großen emotionalen Wert, vergleichbar dem des Waldes für die Deutschen. Letzterer aber steht nicht für Freiheit, sondern für Geborgenheit in einem Ehrfurcht gebietenden großen Ganzen. Geborgenheit ist der Begriff, der den deutschen Leitwert »Sicherheit« am intensivsten ausdrückt. Mit den fatalen Folgen dieser deutschen Sehnsucht setzte sich der Kulturhistoriker Hermann Glaser in seinem Buch Spießer-Ideologie. Von der Zerstörung des deutschen Geistes im 19. und 20.Jahrhundert und dem Aufstieg des Nationalsozialismus (1964) auseinander. Er zitiert dort den Reichsarbeitsführer Robert Ley, der sich selbst die rhetorische Frage stellte: »Weshalb liebt der deutsche Mensch Adolf Hitler so unsagbar?«, und darauf diese Antwort gab: »Weil er sich bei Adolf Hitler geborgen fühlt. Das ist es, das Gefühl des Geborgenseins. Das ist es. Geborgen!« In einem Garten fühlt man sich nicht geborgen, man beherrscht ihn. Doch dem englischen Garten darf man die Beherrschung nicht anmerken.

			Das Pittoreske 

			Garten und Wald symbolisieren im emotionalen Haushalt der beiden Völker nicht nur zwei unterschiedliche Leitwerte der politischen Orientierung, sondern auch der ästhetischen Präferenz. Die Ästhetik, die im 18.Jahrhundert als philosophische Disziplin aufkam, orientierte sich anfangs an zwei zentralen Werten, dem Schönen und dem Erhabenen. Eine einflussreiche Untersuchung zu diesen beiden Begriffen steuerte der Engländer Edmund Burke bei, der damit vorübergehend auch in England eine Begeisterung für den als neu empfundenen Wert des Erhabenen auslöste. Als Kennzeichen des Schönen galt das harmonische Zusammenspiel wohlgeformter Teile in einem geordneten Ganzen, während man im Erhabenen die Auflösung der Teile in einer überwältigenden Totalität sah. Das Erhabene wurde zum Ideal der deutschen Kultur des 19.Jahrhundert, wofür in der Musik Richard Wagner und in der Dichtung die späte Entdeckung und Wertschätzung Hölderlins typische Beispiele sind.

			Die Engländer verloren schon bald ihr Interesse am Erhabenen und erkoren für sich bereits im 18.Jahrhundert einen dritten ästhetischen Wert, the picturesque, zu ihrem Geschmacksideal. Der Kunsthistoriker David Watkin bezeichnet es im Titel seines 1982 erschienenen Buches als The English Vision (Die englische Sicht). Das Pittoreske ist nichts anderes als eine verständlichere Bezeichnung für das, was vorher »Sharawadgi« genannt wurde. Vom Schönen einerseits und vom Erhabenen andererseits unterscheidet es sich dadurch, dass es den Einzelteilen ihre individuelle Freiheit lässt und sie weder in ein harmonisches Ganzes zwingt noch in einer Totalität auflöst. Pittoresken Zügen begegnet man in Großbritannien auf Schritt und Tritt, nicht nur in der Gartengestaltung, sondern überall im englischen Landleben, dessen Widerspiegelung in englischen Fernsehkrimis auch für Deutsche den Charme des typisch Britischen hat. In gewissem Sinn trägt das ganze britische Gemeinwesen pittoreske Züge, denn es kennt keine geschriebene Verfassung, sondern wird nur durch ein System von gewachsenen Regeln und Ritualen zusammengehalten. Vor allem die ländlichen Regionen, die beim Brexit-Referendum den Ausschlag gaben, sind von solchen Zügen geprägt. Insofern bedeutet der Brexit eine Abkehr von der urbanen Kultur Londons und eine Rückbesinnung auf traditionelle Englishness.

			Common Sense 

			Obwohl es in kaum einem anderen europäischen Land so viele scheinbar irrationale Rituale und Bräuche, Schlossgespenster und spiritistische Sitzungen gibt wie auf der Insel, gelten deren Bewohner dennoch als sprichwörtliche Besitzer von Common Sense. Selbst die Entscheidung für den Brexit wird an dieser Einschätzung wenig ändern. Ein Blick in die englische Kulturgeschichte zeigt, dass dort die Sonne der Aufklärung sehr viel früher aufging als auf dem Kontinent. Schon im Hochmittelalter wies die englische Spielart der Scholastik, der sogenannte Nominalismus, eine deutliche Tendenz zu realitätsnahem Empirismus auf. Statt auf geoffenbarte oder durch Spekulation gewonnene Wahrheiten scheinen die Briten schon früh mehr auf solche Erkenntnis vertraut zu haben, die durch praktische Sinneserfahrung gewonnen wird. Von dem Nominalisten Roger Bacon über Francis Bacon, den Zeitgenossen Shakespeares, und weiter über Thomas Hobbes, John Locke, David Hume, Jeremy Bentham, John Stuart Mill bis hin zu Bertrand Russell zieht sich eine lange Reihe von Vertretern einer spezifisch englischen Denkweise, die jegliche Art von spekulativem Denken ablehnt und stattdessen auf Erfahrung und logisch sauberer Sprache basiert.

			Diese frühe und ununterbrochene Ausbildung einer alltagsnahen Rationalität reizt gerade einen Deutschen, der an eine ganz andere philosophische Tradition gewöhnt ist, zu Spekulationen über die dafür verantwortlichen Faktoren. Das Vertrauen in die eigenen Sinne spricht für ein emanzipiertes Selbstbewusstsein, wie es im frühen Aufstieg der Mittelklasse zum Ausdruck kommt, die im Unterhaus ihre Interessen vertrat. Dass diese Zweite Kammer des Parlaments bereits unter ElisabethI. die politische Initiative erlangte, ist dem Umstand zu verdanken, dass sich schon bald nach dem ersten vollständigen Parlament von 1295, das später als model parliament bezeichnet wurde, der niedere Adel, die sogenannte gentry, mit den Vertretern der Städte zu eben dieser unteren Kammer zusammenschloss und ihnen dadurch zur Macht verhalf. Während die gentry die Fläche repräsentierte, vertraten die Abgesandten der Städte die Interessen des aufstrebenden Bürgertums und damit des Kapitals.

			Man könnte diesen Akt pragmatischer Vernunft selbst schon als Beweis für Common Sense ansehen; dann müsste man nach dessen Wurzeln noch tiefer graben. Vielleicht hat die englische Rationalität etwas damit zu tun, dass auf der Insel schon früh die Viehzucht gegenüber dem Ackerbau Vorrang erlangte. Das verstärkte sich noch, als nach der großen Pest von 1348/49, die über ein Drittel der Bevölkerung hinwegraffte, wegen der gesunkenen Nachfrage nach Brotgetreide große Flächen Ackerland in Schafweiden umgewandelt wurden, was den Grundstein für eine florierende Wollwirtschaft legte. Ackerbauern sind von den Kapriolen des Wetters abhängig und neigen daher zu irrationalen Weltbildern. Für sie ist eine Rekordernte ebenso verhängnisvoll wie eine Missernte. Im ersten Fall sinken die Preise, im zweiten hat man nichts zu verkaufen. Mit Viehzucht lässt sich viel rationaler wirtschaften, erst recht mit der Wolle. Man kann sie lagern, weiterverarbeiten und mit ihr auf dem Markt spekulieren. Wenn die frühe Wollwirtschaft der materielle Wurzelboden der englischen Rationalität war, dann ist es nur angemessen, dass der Lordkanzler, der dem Oberhaus vorsitzt, dort noch heute auf einem Wollsack thront. 

			Resümee

			Der Humor, das Gentleman-Ideal, der Landschaftsgarten, die Vorliebe für Pittoreskes, die frühe Emanzipation der Mittelschicht und die Ausbildung einer Rationalität mit Bodenhaftung, genannt Common Sense– dies alles sind Dinge, die seit Langem mit England bzw. Großbritannien verbunden werden. Für freiheitshungrige Deutsche war »Britannien« im 18.Jahrhundert das bewunderte und beneidete Vorbild. »O Britannien, von deiner Freiheit einen Hut voll«– dieser Ausruf Christian Friedrich Daniel Schubarts, eines Zeitgenossen Schillers, der seine Aufmüpfigkeit mit zehn Jahren Festungshaft auf dem Hohenasperg in Württemberg büßen musste, ist der Titel einer 1992 erschienenen Anthologie von Berichten deutscher Englandreisender aus dem 18.Jahrhundert. Noch heute bringen die meisten Deutschen allem Britischen und den Briten selbst ein größeres Interesse entgegen als diese ihrerseits den Deutschen. Während der deutsche Blick auf Großbritannien lange Zeit aufwärts gerichtet und außer mit Bewunderung auch mit Neid eingefärbt war, sahen die Briten auf die Deutschen eher von oben herab. Der Code des Gentlemans verbot ihnen zwar, ihr Überlegenheitsgefühl durch arrogante Überheblichkeit zum Ausdruck zu bringen, doch dass sie sich überlegen fühlten und mehrheitlich heute noch fühlen, ist offensichtlich. Mit dem Brexit verliert die Europäische Union ein Mitglied, das nie mit ganzem Herzen dabei war. Für die Liberalität Europas wäre die weitere Mitgliedschaft Großbritanniens ein enormer Gewinn, ihre Halbherzigkeit aber weiterhin ein ständiges Ärgernis. Selbstkritische Briten sehen in dieser Verweigerung von Kooperation im großen Ganzen eine nationale Untugend und bezeichnen sie als bloody-mindedness, Sturheit. Es ist eine Haltung, die weitgehend dem hier skizzierten Psychogramm entspricht. Ein großes Ganzes, das die Deutschen in der Kunst als etwas Erhabenes empfinden, stößt bei Briten auf Misstrauen und Ablehnung. Für das andauernde starke Interesse der Deutschen an England hat der Verfasser dieses Beitrages ein persönliches Indiz, das nicht repräsentativ, aber dennoch aufschlussreich ist. Er schrieb je ein Buch über das typisch Englische, das typisch Amerikanische und das typisch Deutsche. Das Buch Typisch englisch. Wie die Briten wurden, was sie sind wurde selbst noch in der 7.Auflage fast doppelt so stark nachgefragt wie die beiden anderen zusammen. Großbritannien ist, wie man daraus schließen kann, noch immer ein Land, auf das Deutsche mit Neugier und vielleicht sogar mit Neid und Bewunderung schauen.

		


		
			Richard Stinshoff


			Das Vereinigte Königreich und Europa 

			1	Ein kompliziertes Verhältnis

			»We have our own dream and our own task. We are with Europe, but not of it. We are linked, but not comprised. We are interested and associated, but not absorbed.«1 So hatte Winston Churchill bereits 1930 das Verhältnis des Vereinigten Königreichs zu der von ihm skizzierten Vision eines als »Vereinigte Staaten von Europa« supranational politisch geeinten Kontinents charakterisiert. Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges wiederholte er diese Auffassung in seiner berühmt gewordenen Rede in der Züricher Universität im September 1946 und beim Gründungskongress des Europarats in Den Haag im Mai 1948. So konnte die britische Zurückhaltung gegenüber dem Schuman-Plan (1950) zur Vergemeinschaftung der Kohle- und Stahlproduktion und den Ergebnissen der die Römischen Verträge vorbereitenden Konferenz von Messina (1955) kaum überraschen. Allzu groß war in beiden großen Parteien Großbritanniens die Abneigung gegenüber zwischenstaatlichen Organisationsformen, die die bereits im 17.Jahrhundert der Krone abgetrotzte Souveränität des nationalen Parlaments in Westminster zu beeinträchtigen drohten. Entsprechend lehnte Großbritannien, obwohl explizit dazu eingeladen, auch seine Beteiligung an den supranationalen europäischen Gemeinschaften EGKS (1951) und EWG/EURATOM (1957) ab. Zwar revidierte das Vereinigte Königreich unter dem Eindruck seiner sich dramatisch verändernden weltwirtschaftlichen Position nur wenig später diese ablehnende Haltung. Aber zwei Versuche (1961 und 1967), sich den europäischen Gemeinschaften anzuschließen, scheiterten am Widerstand des französischen Präsidenten de Gaulle, und so gelang der britische Beitritt erst 1973.

			Man kann das Brexit-Referendum vom 23.Juni 2016 als vorläufig letzten Ausdruck eines immer kompliziert gebliebenen Verhältnisses Großbritanniens zu den Europäischen Gemeinschaften bzw. der EU ansehen. Und bislang deutet nichts darauf hin, dass es künftig einfacher oder klarer werden wird. Dafür stellen sich in der derzeitigen Situation des seit dem Referendum über die Parteigrenzen hinweg erbittert geführten Streits über die Austrittsmodalitäten und die zukünftigen Beziehungen zur Europäischen Union alte und neue Fragen umso nachdrücklicher:

			Woher rührt der Ruf des Vereinigten Königreiches, eines geografisch wie historisch europäischen Staates, dem Europa der übrigen 27EU-Mitglieder ein notorisch unbequemer Partner zu sein? Wie gerechtfertigt ist dieser Ruf angesichts der mehr als 40-jährigen Geschichte seiner nunmehr zu Ende gehenden Mitgliedschaft? Was hat zu der fatalen Brexit-Entscheidung geführt? Sind es die seit Langem von der Massenpresse gegenüber der EU geschürten Vorbehalte und Zukunftsängste wirtschaftlich und sozial abgehängter Teile der Bevölkerung? Oder ist es das von konservativen Politikern und Massenmedien sowie revisionistischen Historikern gern propagierte nostalgische Schwelgen in einer längst verlorenen imperialen Größe und Weltgeltung, die von der Regierung May in der Formel vom »Global Britain« als Alternative zur EU-Mitgliedschaft aufgewärmt wird? Oder eine Kombination von beidem? 2014 waren die Briten noch immer mehrheitlich (59Prozent)2 der Meinung, das Empire sei etwas, worauf man stolz sein könne, während nur etwa 21Prozent glaubten, das Land habe Vorteile von seiner EU-Mitgliedschaft.3 Und auch ein Jahr später hatten 65Prozent ein skeptisches Bild der EU.4 Unser Blick auf die Entwicklung der oft schwierigen und turbulenten Beziehungen zu Europa soll nicht zuletzt den Zusammenhang zwischen dieser Nostalgie und dem seit Jahrzehnten überwiegenden Mangel an Unterstützung für die europäische Einigung in der Bevölkerung verstehen helfen.

			2	Missing the bus: Verspäteter Eintritt

			Wenige Monate nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs skizzierte ein hoher Beamter des Außenministeriums in einem Memorandum für die gerade ins Amt gekommene Regierung des Labour-Premierministers Clement Attlee die künftige Rolle und die Möglichkeiten des Vereinigten Königreiches in der Weltpolitik. Zwei Punkte darin erscheinen auch heute noch bemerkenswert: zum einen das Festhalten am Weltmachtstatus als eine der drei Siegermächte, und zum anderen die Einsicht, dass man geschwächt durch die verheerenden infrastrukturellen und finanziellen Folgen des Krieges dafür die Unterstützung weiterer westeuropäischer Staaten benötigen würde. Daraus erwuchs der »Grand Design« genannte strategische Plan des Außenministers Bevin, durch intergouvernementale5 wirtschaftliche und politische Kooperation der westeuropäischen Demokratien unter britischer Führung ein Gegengewicht zu den beiden Großmächten USA und UdSSR herzustellen. Churchill, nunmehr Oppositionsführer, lieferte auf der Jahreskonferenz der Konservativen Partei (Tories) 1948 gleichsam die ideologische Rechtfertigung für diesen ungebrochenen Anspruch auf eine globale Rolle seines Landes. Er verwies darauf, dass Großbritannien– einzig in der Welt– allen drei Kreisen freier und demokratischer Nationen gleichermaßen verbunden sei: dem Commonwealth, der englischsprachigen Welt, insbesondere in einer special relationship den USA, und einem zukünftig als vereint vorzustellenden Europa. Deshalb könne man sich keinem dieser drei Kreise ausschließlich zuordnen. Dieses Paradigma einer britischen Sonderrolle ist bis heute als Denkschema britischer Außenpolitik wirksam geblieben.

			Doch auch wirtschafts- und industriepolitisch erschien der Labour-Partei und der sie tragenden Gewerkschaften der erste Schritt zur europäischen Integration, ein supranationales Management des 1945 verstaatlichten britischen Montansektors nicht sinnvoll. Zum einen war das Land im Bereich von Kohle und Stahl autark und zum anderen wurde die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) als supranationales Kartell angesehen, das im Interesse der Eigentümer agierte. Dies aber würde einem wesentlichen Element des Nachkriegskonsenses über die Herstellung einer »sozialen Demokratie«, nämlich der aktiven Rolle des Staates in Kernbereichen der Wirtschaft zur Garantie von Vollbeschäftigung zuwiderlaufen. »The Durham miners won’t wear it!«,6 kommentierte der stellvertretende Premierminister Herbert Morrison.

			Die wirtschaftliche und politische Entwicklung der Nachkriegsjahre kam derartigen Vorstellungen allerdings kaum entgegen. So erholten sich die sechs Gründungsmitglieder der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) deutlich schneller von den kriegsbedingten Verwerfungen, und ihre Volkswirtschaften wuchsen deutlich kräftiger und nachhaltiger. Daneben hatte das auf Druck der USA erfolgte Einlenken Großbritanniens in der durch die ägyptische Verstaatlichung des Suezkanals heraufbeschworenen Krise (1956) deutlich gemacht, dass die Tage seiner einstigen imperialen Weltmachtrolle gezählt waren. Aber auch die Rolle als Mittler zwischen der Alten und der Neuen Welt schien in Gefahr. »Britain has lost an empire and not yet found a role«, bemerkte Dean Acheson, 1949 bis 1953 US-Außenminister der Regierung Truman, 1962 rückblickend.7 In dieser Situation brachte die konservative Regierung unter Harold Macmillan zunächst eine Freihandelszone für Industriegüter ins Gespräch, die alle Mitglieder der OEEC8 einschließlich der EWG umfassen sollte. Dieser Plan scheiterte nicht zuletzt am Widerstand Frankreichs. Daraufhin betrieb Macmillan mit den Unterstützern seines ursprünglichen Plans in der OEEC die Einrichtung einer europäischen Freihandelszone auf intergouvernementaler Basis, die 1960 als EFTA (European Free Trade Association) gleichsam in Konkurrenz zur EWG gegründet wurde. Doch auch dieser Erfolg konnte nicht verhindern, dass Großbritannien den Zugang zu den am schnellsten und stärksten wachsenden Märkten Europas zu verlieren drohte, während seine industriellen Produkte zunehmend mit denen aus den entwickelten Mitgliedsstaaten des Commonwealth konkurrieren mussten.

			Aus der pragmatischen Einsicht, dass die Konkurrenz von EWG und EFTA sowohl Großbritannien als letztlich auch das gesamte westliche Bündnis (NATO) politisch schwächte, entschloss sich Macmillan 1961 zur Aufnahme von Beitrittsverhandlungen. Diese scheiterten jedoch 1963 am Veto des französischen Präsidenten de Gaulle, der die Briten als »Trojanisches Pferd« der Amerikaner ansah und eine angloamerikanische Dominanz Europas unter allen Umständen verhindern wollte. Die ab 1964 amtierende Labour-Regierung Harold Wilsons hatte angesichts der rapide abnehmenden Konkurrenzfähigkeit der britischen Industrie mit massiven Zahlungsbilanzproblemen und entsprechendem Abwertungsdruck auf das britische Pfund zu kämpfen. Obwohl die Labour-Partei, deren linker Flügel die EWG als »Kapitalistenklub« ablehnte, über der Beitrittsfrage gespalten war, stellte Wilson in dieser Situation einen zweiten Antrag, der erneut am Widerstand de Gaulles scheiterte.

			Erst nach dessen Rücktritt 1969 wurden die Beitrittsverhandlungen fortgesetzt und 1971, nunmehr wieder von einer konservativen Regierung unter Macmillans ehemaligem Europaminister Edward Heath als Premier, erfolgreich abgeschlossen. Bei den Abstimmungen im Parlament über den Beitritt im Oktober 1971 und über die den erforderlichen gesetzlichen Rahmen schaffende European Communities Bill im Juli 1972 stimmte die Labour-Partei mehrheitlich dagegen. Schon auf dem Parteitag 1962 hatte ihr damaliger Vorsitzender Hugh Gaitskell warnend ausgerufen, ein solcher Schritt bedeute das Ende einer tausendjährigen Geschichte als unabhängiger Staat. Aber auch bei den Konservativen gab es etliche Gegenstimmen und Enthaltungen. Doch Edward Heath erreichte die notwendigen Mehrheiten, und so wurde das Vereinigte Königreich zum 1.Januar 1973 zusammen mit Dänemark und Irland Mitglied der Europäischen Gemeinschaften (EG)9.

			3	Der neue Partner: widerspenstig und konstruktiv

			Wie in der einschlägigen Fachliteratur gern betont wird, trat Großbritannien den EG zu einem denkbar ungünstigen Zeitpunkt bei: Der lange Nachkriegsboom fand mit der zweimaligen Verdoppelung des Ölpreises seitens der Organisation erdölexportierender Länder (OPEC) 1972 und 1973 ein abruptes Ende. Dies war der Beginn einer lang anhaltenden Phase niedrigen oder gar negativen Wirtschaftswachstums sowie rasant steigender Inflation und Arbeitslosigkeit in den westlichen Industriestaaten. Häufige und namentlich auf den Britischen Inseln erbittert geführte Arbeitskämpfe waren eine der Folgen. Vor diesem Hintergrund waren bereits in den Beitrittsverhandlungen eine Reihe von Interessenskonflikten zutage getreten, die zwar zunächst beigelegt werden konnten, aber in der Zukunft immer wieder aufbrechen sollten: Neben der Landwirtschafts- und Fischereipolitik der EG waren dies vor allem die als zu hoch empfundenen Beiträge zum EG-Haushalt sowie die Begrenzung der Wechselkursschwankungen als Einstieg in eine gemeinsame Währung, auf die sich die sechs Gründungsmitglieder bereits 1969 geeinigt hatten.

			Schon bald nach dem Beitritt wurde die Regierung Heath Anfang 1974 durch einen Konflikt mit den Bergarbeitern in der verstaatlichten Kohleindustrie buchstäblich aus dem Amt gestreikt. Harold Wilson, der erneut eine Labour-Regierung bilden konnte, hatte im Wahlprogramm der über der britischen EG-Mitgliedschaft gespaltenen Labour-Partei eine Neuverhandlung der Beitrittsbedingungen angekündigt. Das Ergebnis sollte der britischen Bevölkerung in einem konsultativen Referendum vorgelegt werden. Dieser Schachzug Wilsons war ein verfassungspolitisches Novum, das auf eine Änderung der nicht kodifizierten Verfassung des Landes aufgrund tagespolitischer Opportunität hinauslief. Die meisten britischen Forderungen in den Verhandlungen waren, da unstrittig, eher symbolischer Natur, zum Beispiel die Möglichkeit der Ausnahme von Grundnahrungsmitteln von der Mehrwertsteuer. So konnte bei dem Gipfeltreffen der EG-Regierungschefs in Dublin im März 1975 (seitdem Europäischer Rat genannt) schließlich auch ein vorläufiger Kompromiss für das strittige Problem des britischen Nettobeitrags zum EG-Haushalt gefunden werden. Andere Fragen wie die der Zollbefreiung für bestimmte Produkte aus Commonwealth-Ländern hatten sich bereits durch das sogenannte Lomé-Abkommen der EG mit zahlreichen Entwicklungsländern vom Februar 1975 weitgehend erledigt.

			Letztlich hatte Wilson in den Worten von Sir Roy Denman, des federführenden Beamten im Handelsministerium und späteren EU-Botschafters in Washington, »the minimum of gain for the maximum of irritation«10 erreicht. Gleichwohl konnte er sich als erster von etlichen weiteren Regierungschefs zum britischen Sankt Georg stilisieren, der ausländischen Drachen erfolgreich Paroli geboten hatte, und Parlament und Bevölkerung den Verbleib in der EG zu den ausgehandelten Bedingungen empfehlen. Die Labour-Abgeordneten allerdings votierten mehrheitlich dagegen, und es waren die Tories unter Margaret Thatcher als Oppositionsführerin, die der Regierungsempfehlung zur rettenden eindrucksvollen Mehrheit verhalfen. Entsprechend entschieden sich im Referendum mehr als zwei Drittel der abstimmenden Britinnen und Briten für einen Verbleib in der EG. 

			Die Frage des britischen Nettobeitrags zum EG-Haushalt sollte sich in der Ära Thatcher zu einem zentralen Streitpunkt entwickeln, der die Sitzungen des Europäischen Rates für Jahre dominierte. Denn auch die schon von Wilsons Nachfolger Callaghan kritisierte Kompromissregelung aus denNachverhandlungen verhinderte nicht, dass Großbritannien nach dem Ende einer Übergangsfrist weit mehr zum EG-Haushalt beitragen würde, als es seiner Wirtschaftsleistung entsprach. Einer der Gründe dafür war der kleine, aber vergleichsweise effiziente britische Agrarsektor, der nur geringe Rückflüsse aus den Mitteln des gemeinsamen europäischen Agrarhaushalts, dem mit Abstand größten Haushaltsposten, zur Folge hatte. Auch die Zuweisungen aus dem auf Initiative von Edward Heath eingerichteten Fonds für regionale Entwicklung EFRE verringerten diese Differenz nicht wesentlich. Schließlich gelang es Margaret Thatcher, mitihrer Blockade der EG-Haushaltsplanung 1984 den sogenannten Britenrabatt (von zwei Dritteln der Differenz zwischen Zahlungen und Rückflüssen) durchzusetzen, der bis heute gilt.

			Doch die streitbare Premierministerin konnte auch anders: Mit ihrer tatkräftigen Unterstützung wurde im Dezember 1985 vom Europäischen Rat die Einheitliche Europäische Akte (EEA) verabschiedet. Die EEA war das Ergebnis einer seit Mitte der 1970er-Jahre anhaltenden Diskussion um die Weiterentwicklung des Binnenmarktes und die dafür notwendige institutionelle Reform der EG, etwa die Einführung von Mehrheitsentscheidungen im Ministerrat. Wesentliches Ziel war die Verwirklichung des Binnenmarktes, definiert als »Raum ohne Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital gemäß den Bestimmungen dieses Vertrags gewährleistet ist« (Art. 8a EEA), bis zum 31.Dezember 1992. Für diese konsequente Harmonisierung und Liberalisierung war Thatcher bereit, in bestimmten Bereichen eine begrenzte Vertiefung der Integration hinzunehmen. Grundsätzlich lehnte sie allerdings ein Mehr an supranationalen Kompetenzen etwa der europäischen Kommission und des europäischen Parlaments als unvereinbar mit der britischen Parlamentssouveränität ab.

			In diesem Punkt befand sie sich im Widerspruch zu dem seit 1985 amtierenden Kommissionspräsidenten Jacques Delors, dessen Kandidatur und zweite Amtszeit sie gleichwohl unterstützt hatte. Für Thatcher war der Binnenmarkt der Endpunkt der Integration, für Delors ein weiterer Schritt auf dem Weg zu ihrer Vertiefung. Wenige Tage nach der Entscheidung über seine zweite Amtszeit prognostizierte er gegenüber dem Europäischen Parlament, dass innerhalb der nächsten zehn Jahre bis zu 80Prozent der wirtschaftsrelevanten und vielleicht auch der Steuer- und Sozialgesetzgebung der Mitgliedsstaaten von der EG ausgehen werde. Diese Prognose und seine bei der Jahrestagung des Dachverbandes der britischen Gewerkschaften TUC am 8.September 1988 begeistert aufgenommene Versicherung, dass ein gemeinsamer Binnenmarkt nur mit einer gemeinsamen Sozialpolitik zu realisieren sei, veranlassten Thatcher nur zwölf Tage später zu ihrer berühmt gewordenen Rede vor dem Europakolleg in Brügge: Mit der Feststellung, man habe in Großbritannien die Grenzen staatlicher Intervention nicht zurückgedrängt, um sie sich von Brüssel erneut auferlegen zu lassen, markierte sie dort die Grundüberzeugung einer wachsenden Zahl von Europaskeptikern in ihrer Partei. Anstelle stärkerer überstaatlicher Integration als Instrument eines dauerhaft friedlichen Zusammenlebens setzte sie auf das– historisch gesehen sehr britische– Konzept eines Europas der auf freiwilliger intergouvernementaler Zusammenarbeit basierenden Interessenbalance souveräner Nationalstaaten. Entsprechend lehnte sie alle im Bericht der Delors-Kommission vom April 1989 konkretisierten Schritte hin zu einer gemeinsamen Währung zur Flankierung des Binnenmarktes ab. Diese Haltung trug wenig später mit zu ihrem Rücktritt bei, erzwungen von der eigenen Parlamentsfraktion, die mehrheitlich befürchtete, durch die wachsende Europaskepsis ihrer Vorsitzenden europapolitisch ins Abseits zu geraten.

			Als Bilanz der ersten Jahre der britischen EG-Mitgliedschaft lässt sich eine grundlegende Ambivalenz festhalten: Unabhängig davon, welche Partei die Regierung stellte, engagierte sich das Land konstruktiv in der EG, wo es um Liberalisierung, Deregulierung oder verstärkte intergouvernementale Zusammenarbeit ging. So trieb Großbritannien unter anderem– nicht zuletzt in seinem Selbstverständnis als transatlantischer Brückenkopf – die Koordinierung von außen- und sicherheitspolitischen Initiativen im Rahmen der (durch die EEA institutionalisierten) Europäischen politischen Zusammenarbeit (EPZ) voran. Aber wo mehr Supranationalität gefragt war, wurden die Briten zu Bremsern. Bereits 1976 hatte die von Labour geführte Regierung Callaghan nur widerwillig der Einführung von Direktwahlen zum Europäischen Parlament zugestimmt und sich 1979 geweigert, dem Wechselkursmechanismus des Europäischen Währungssystem EWS beizutreten. Dieses Muster wiederholte sich unter Margaret Thatcher: Sie lehnte die Einführung einer gemeinsamen Währung und einer europäischen Zentralbank genauso ab wie die von den übrigen Staats- und Regierungschefs als Antwort auf die Auflösung der Nachkriegsordnung in Europa angestrebte Vertiefung der Integration. 

			Sowohl bei den Konservativen als auch bei Labour bestanden also grundsätzliche Vorbehalte gegenüber einer supranationalen Weiterentwicklung der EG. Lediglich die Liberal Democrats, 1988 aus einem Zusammenschluss der alten Liberal Party und der 1981 wegen massiven Linksrucks von der Labour-Partei abgespaltenen Social Democratic Party hervorgegangen, hatte sich von Anfang an konstant und uneingeschränkt proeuropäisch positioniert. 

			4	Maastricht: ein Wendepunkt und die Folgen

			Europa in Gestalt der EG/EU verlangte den beiden großen britischen Parteien von Anfang an schmerzhafte innen- und außenpolitische Kompromisse ab. Schmerzhaft insofern, als sowohl die Labour-Partei als auch die Konservative Partei sich dem Beitritt und danach jedem weitergehenden Integrationsschritt zunächst verweigerten, um sich dann dem Druck der Verhältnisse doch zu beugen. Die Folge war eine Zunahme der europapolitischen Polarisierung innerhalb beider Parteien, die in der konservativen Parlamentsfraktion mit der Debatte über die Ratifizierung des Vertrages von Maastricht eine neue Qualität erreichte. Dieser Vertrag setzte die mit der EEA begonnene Weiterentwicklung der europäischen Gemeinschaften EWG, EKGS und EURATOM zu einer Wirtschafts- und Währungsunion fort. Gleichzeitig schuf er einen als Europäische Union (EU) firmierenden »Staatenverbund«11, der in bestimmten Politikfeldern supranational agieren kann.

			John Major, Nachfolger der zunehmend europaskeptischen Margaret Thatcher, hatte kurz nach seinem Amtsantritt in einer programmatischen Rede vor dem central council der Konservativen Partei im März 1991 versprochen: »I want to place Britain at the heart of Europe.«12 Denn nur dort seien zentrale nationale Interessen zu verteidigen. Entsprechend nachdrücklich hatte er diese in den Verhandlungen in Maastricht vertreten: Das Land beteiligte sich weder an der Währungsunion, noch übernahm es die Regelungen zur europäischen Sozialpolitik. Auch hatte er durchgesetzt, dass zwei der drei Säulen der künftigen Europäischen Union, nämlich die nunmehr als Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) institutionalisierte EPZ und die Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres (ZJIP) auf intergouvernementaler Basis erfolgten. Und schließlich hatte er die Einführung einer Subsidiaritätsklausel unterstützt. Diese postuliert, dass die EU dort, wo sie nicht ausschließlich zuständig ist, nur tätig wird, soweit die angestrebten Ziele nicht hinreichend auf der Ebene der Mitgliedsstaaten erreicht werden können. So behauptete er nach seiner Rückkehr »Spiel, Satz und Sieg«13 für Großbritannien. Doch seine proeuropäischen Kritiker in der Konservativen Partei hielten ihm vor, dass das Verhandlungsergebnis ein Europa der zwei Geschwindigkeiten zementiere, wobei Großbritannien ins Abseits zu geraten drohe. Die konservativen Europaskeptiker dagegen kritisierten den Vertrag als einen weiteren Schritt zu einem föderalen europäischen Staatswesen. Sie bezogen sich dabei auf Äußerungen von Kommissionspräsident Delors, der Maastricht als wichtigen Schritt zu einem föderalen Europa sah, und auf Margaret Thatchers öffentlich geäußerte Kritik am Vertrag als »a treaty too far«14.

			Nach der Unterzeichnung des Maastrichter Vertrages im Februar 1992 hatte Major die Ratifizierung im britischen Parlament bis nach der Unterhauswahl im April hinausgezögert. Die Wahl gewann er entgegen allen Vorhersagen. Doch dann wurde die Ratifizierung angesichts des negativen dänischen Referendums Anfang Juni erneut vertagt. Hinzu kam, dass das britische Pfund, das im Oktober 1990 zu einem überhöhten Kurs dem europäischen Wechselkursband beigetreten war,15 zunehmend unter Abwertungsdruck geriet. Schließlich musste am sogenannten Black Wednesday (16.September 1992) der Wechselkurs wieder freigeben werden. Zuvor waren allerdings innerhalb eines Tages etwa acht Milliarden Pfund zur Kursstützung »verbrannt« worden.

			Die Ratifizierungsdebatte, die sich von Anfang November 1992 bis Ende Juli 1993 hinzog, stand also unter keinem guten Stern. Sie war gekennzeichnet durch erbitterte, bis ins Kabinett hineinreichende Auseinandersetzungen zwischen den pro- und antieuropäischen Flügeln der Konservativen Partei. Am Ende konnte sich die Regierung nur mithilfe eines Vertrauensvotums gegen die Rebellion der mittlerweile auf mehr als fünfzig backbenchers16 angewachsenen Gruppe von Europaskeptikern in der konservativen Parlamentsfraktion durchsetzen. Diese hätten bei Verweigerung der Gefolgschaft, die zu einer Abstimmungsniederlage und anschließenden Neuwahlen geführt hätte, um ihr Mandat fürchten müssen, denn die Labour-Partei lag zu diesem Zeitpunkt in Meinungsumfragen 20Punkte in Führung. »Turkeys don’t vote for Christmas« kommentierte ein amerikanisches Blatt das Ergebnis der Vertrauensabstimmung.17 Doch auch der Premierminister sollte sich von dieser Machtprobe nicht mehr erholen. Seine knappe Parlamentsmehrheit schmolz durch Nachwahlverluste dahin, und ab Ende 1996 hielt er sich nur noch durch die Unterstützung der nordirischen Unionisten im Amt.

			Die Maastricht-Debatte markierte einen entscheidenden europapolitischen Wendepunkt: Die konservativen Europaskeptiker, unterstützt von Thinktanks wie der von Thatchers Brügge-Rede inspirierten Bruges Group, hatten sich zu einem nicht mehr zu ignorierenden innerparteilichen Machtfaktor entwickelt. Europa drohte sich für die Tories zu einem ähnlich explosiven Thema zu entwickeln wie die Auseinandersetzungen um die Einführung des Freihandels mit der Aufhebung der Corn Laws 1846 oder um die Errichtung einer Schutzzollmauer um das Empire zu Beginn des 20.Jahrhunderts. Beide Kontroversen hatten die Partei gespalten und jeweils für viele Jahre zum Verlust ihrer Regierungsfähigkeit geführt.

			In der Labour-Partei war eine umgekehrte Entwicklung zu beobachten: Unter dem Eindruck von vier Wahlniederlagen in Folge und der offensiv gewerkschaftsfeindlichen Regulierung der Arbeitsbeziehungen in der Ära Thatcher hatte sie sich von den radikal antieuropäischen Positionen der frühen 1980er-Jahre verabschiedet. So versuchte die Partei in der Ratifizierungsdebatte vergeblich, die Übernahme der dem Maastricht-Vertrag als Protokoll angehängten sozialpolitischen und arbeitsrechtlichen Regelungen für Großbritannien zu erreichen. Dies sollte erst nach der programmatischen Erneuerung der Labour-Partei als »New Labour« und ihrem triumphalen Wahlsieg von 1997 unter Tony Blair gelingen. Kurz danach stimmte der frischgebackene Premierminister in der Sitzung der Staats- und Regierungschefs am 19.Juni 1997 der Aufnahme des Sozialprotokolls in den Vertrag von Amsterdam zu, der entsprechend der Maastricht-Revisionsklausel von einer Regierungskonferenz der EU-Mitglieder ausgehandelt worden war. Dabei stand für Blair wohl weniger der Schutz von Arbeitnehmerrechten im Vordergrund, sondern eher die Förderung von Beschäftigung und Arbeitsmarktflexibilität. Zudem verfügte Finanzminister Gordon Brown die Unabhängigkeit der Bank of England (Zentralbank des Vereinigten Königreichs) in geldpolitischen Entscheidungen– eine wichtige Voraussetzung für die Beteiligung an der gemeinsamen Währung. All dies sollte den EU-Partnern eine europapolitische Wende hin zu mehr Kooperationsbereitschaft Großbritanniens signalisieren, um nunmehr eine führende Rolle als »a leading partner in shaping Europe’s future«18 einzunehmen.

			Der europapolitische Tenor von New Labour unterschied sich jedoch kaum von dem der Vorgängerregierung. Schon das Wahlprogramm sah die EU als eine Allianz unabhängiger Staaten, die im Hinblick auf Ziele zusammenarbeiten, die sie allein nicht erreichen können. In diesem Sinne unterstützte Blair aktiv das Konzept der »variablen Geometrie« in der EU. So behielt er sich für Großbritannien (ähnlich wie Irland und Dänemark) Ausnahmen von etlichen Bereichen des Schengener Abkommens vor, das nur unter dieser Voraussetzung in den Vertrag von Amsterdam aufgenommen werden konnte. Die Beteiligung an der gemeinsamen Währung hielt er zwar für sinnvoll, knüpfte sie aber an die Bedingung eines Referendums. Sein Finanzminister Brown formulierte fünf wirtschaftliche Bedingungen,19 die der Regierung einen breiten politischen Interpretationsspielraum bei der Entscheidung für oder gegen eine Beitrittsempfehlung ließen. Angesichts der anhaltend geringen Neigung der britischen Bevölkerung zur Aufgabe des britischen Pfundes betrieb jedoch keine der Labour-Regierungen von 1997 bis 2010 ernsthaft diesen Schritt. 

			Zu den zentralen europapolitischen Zielen der Ära Blair zählte dagegen die bereits während der britischen Präsidentschaft des Europäischen Rates 1998 vorangetriebene Osterweiterung, die 2004 in die Aufnahme von zehn neuen Mitgliedsstaaten mündete. Welche Grundlinien einer derart erweiterten EU ihm dabei vorschwebten, formulierte er im Oktober 2000 in einer Grundsatzrede vor der polnischen Börse in Warschau: »We want a union of nations, not a federal superstate […] a balance between the community and the intergovernmental.«20 So solle den Herausforderungen der Globalisierung begegnet sowie die Verteidigung der EU im Rahmen der transatlantischen Allianz (NATO) effektiver organisiert werden. Wie diese Balance zu verstehen war, zeigte sich bei der Erarbeitung eines europäischen Verfassungsvertrages 2002/03. Dabei bemühte sich Großbritannien recht erfolgreich, die Kompetenzen der Mitgliedsstaaten und ihre Souveränitätsrechte zu stärken, und eine Vertiefung der Integration zu verhindern. Das Scheitern des Verfassungsvertrages aufgrund ablehnender Referenden in Frankreich und den Niederlanden erübrigte ein von Blair aus innenpolitischer Opportunität zugestandenes britisches Referendum. Gordon Brown, Nachfolger Blairs ab 2007, konnte dann 2008 ohne Volksbefragung in beiden Häusern des Parlaments Zustimmung zum neu ausgehandelten Vertrag von Lissabon erreichen, mit dem die in den Verträgen von Amsterdam und Nizza nur unzureichend gelösten institutionellen Probleme der EU-Architektur bereinigt wurden.

			Ungeachtet der seit dem Beginn der New-Labour-Ära sehr viel europafreundlicheren Rhetorik erschien auch am Ende dieser zweiten Phase der britischen EU-Mitgliedschaft das Bild des Vereinigten Königreichs als reluctant European, eines zögerlichen bzw. widerwilligen Europäers, nahezu unverändert: In den Regierungskonferenzen zum Maastricht-Vertrag wie auch zu den Folgeverträgen (Amsterdam, Nizza, Lissabon) versuchten die Briten, intergouvernementale Elemente wie die gemeinsame Außen-, Sicherheits-, und Verteidigungspolitik zu stärken und die supranationalen möglichst zu begrenzen. Gleichzeitig wuchs in der britischen Bevölkerung seit Beginn der 1990er-Jahre die europaskeptische Stimmung, nicht zuletzt angeheizt von einer zunehmend europafeindlichen Massenpresse. Vor allem die von dem australischen Medienmogul Rupert Murdoch kontrollierten Blätter und Sender inszenierten sich immer aggressiver als Hüter britischer Identität und Souveränität, die es gegenüber einer vermeintlich übermächtigen Brüsseler EU-Bürokratie zu verteidigen gelte. Ein Anzeichen dafür war der rasche Aufstieg der United Kingdom Independence Party (UKIP) als rechtspopulistischer Konkurrenz der Europaskeptiker in der Konservativen Partei. Bei den Wahlen zum Europäischen Parlament wuchs ihr Stimmenanteil von 7Prozent 1999 (3Sitze) auf 15,6Prozent 2004 (12Sitze) und 16,5Prozent 2009 (13Sitze).

			5	Brexit– der lange Weg zum dornigen Abschied 

			In seiner ersten Rede als Vorsitzender vor dem Parteitag der Konservativen Partei 2006 hatte David Cameron ein Ende des »banging on about Europe«21 in Partei und Parlamentsfraktion verlangt. Stattdessen sollten sich die Konservativen auf die politische Mitte konzentrieren und sich fit für die Übernahme der Regierung machen. Gleichwohl versprach er seiner Partei ein Referendum über den Lissabon-Vertrag abzuhalten. Doch nach dessen Inkrafttreten erklärte er im Wahlkampf und nach seinem Wahlsieg 2010, der die Bildung einer Koalitionsregierung mit den proeuropäischen Liberaldemokraten ermöglichte, der Vertrag könne nicht mehr nachverhandelt werden. Daraufhin setzten die Europaskeptiker in der Partei Anfang 2011 einen European Union (Amendment) Act durch. Dieser legte fest, dass jede substanzielle Änderung von EU-Vertragsbeständen oder jede weitere Übertragung von Zuständigkeiten auf die EU der Zustimmung der Bevölkerung in einem Referendum bedarf. Wenige Monate später präsentierte der konservative Hinterbänkler und Parlamentsneuling David Nuttall im Unterhaus ein Volksbegehren, das ein Referendum über die Neuverhandlung der britischen Mitgliedschaft bzw. den Austritt des Landes aus der EU forderte. In der Debatte stimmten trotz Fraktionszwangs 81Tory-Hinterbänkler für eine entsprechende (allerdings unverbindliche) Entschließung. Zwar wurde diese mit großer Mehrheit abgelehnt, aber der Graben, der sich innerhalb der Konservativen in der Europafrage aufgetan hatte, erschien von da an unüberbrückbar.

			Cameron trug dem in den folgenden Monaten stetig steigenden parteiinternen Druck Rechnung, als er Anfang 2013 in einer Grundsatzrede in der Londoner Niederlassung des Medienkonzerns Bloomberg eine Kehrtwende ankündigte.22 Er werde die Beziehungen Großbritanniens zur EU nach der nächsten Wahl neu aushandeln und das Ergebnis bis spätestens Ende 2017 der Wahlbevölkerung in einem in-out-Referendum zur Entscheidung vorlegen. Damit stand das EU-Thema endgültig im Zentrum der innenpolitischen Agenda und wachsender öffentlicher Aufmerksamkeit.23 Dies zeigte sich bereits bei den Wahlen zum Europäischen Parlament im Mai 2014, als die rechtspopulistische UKIP mit Abstand stärkste Partei wurde (24Sitze, 27,5Prozent), vor Labour (20Sitze, 25,4Prozent) und den Konservativen (19Sitze, 23,9Prozent). Wie schon zuvor hatte UKIP erfolgreich die angebliche Verdrängung von Einheimischen auf dem Arbeitsmarkt und die Belastung der britischen Sozialsysteme durch Zuwanderer insbesondere aus den EU-Mitgliedsstaaten in Ost- und Südosteuropa zu einem zentralen Thema ihrer Kampagne gemacht.

			Das Ergebnis der Unterhauswahl von 2015 sorgte für weitere Überraschungen: Im Gegensatz zu fast allen Prognosen, die ein hung parliament voraussagten, in dem keine Partei die absolute Mehrheit der Sitze erreichen würde, erzielte die Konservative Partei mit 331Sitzen eine knappe absolute Mehrheit; trotz leichter Stimmengewinne verlor die Labour-Partei 26Sitze (232), darunter in ihren ehemaligen Hochburgen in den schottischen Lowlands alle bis auf einen; die Liberaldemokraten als bisheriger Koalitionspartner verloren 49 von 57Sitzen, und damit schwand ihr Einfluss im Unterhaus. Die nachdrücklich für den unbedingten Verbleib Schottlands in der EU eintretende Scottish National Party (SNP) gewann trotz des im Jahr zuvor verlorenen Unabhängigkeitsreferendums 50Sitze hinzu (insgesamt56) und erhielt bis auf drei alle schottischen Unterhaussitze; UKIP wurde drittstärkste Partei nach Stimmen, erhielt aber (aufgrund der Effekte des Mehrheitswahlrechts) nur einen Sitz. Im Ergebnis waren nunmehr die europafreundlichen Stimmen im politischen Spektrum deutlich geschwächt, zumal in der Labour-Partei nach dem Rücktritt des proeuropäischen Vorsitzenden und Wahlverlierers Ed Miliband mit Jeremy Corbyn ein europaskeptischer Außenseiter folgte.

			Cameron machte sich zügig an die Einlösung seines Wahlversprechens: Kurz nach der Wahl brachte er den Entwurf für ein »European Union Referendum«-Gesetz ein, das im Dezember in Kraft trat. Die mit der Durchführung beauftragte unabhängige Electoral Commission legte die Referendumsfrage wie folgt fest: »Should the United Kingdom remain a member of the European Union or leave the European Union?« Noch im November übersandte Cameron der EU seine Reformforderungen:24

			
					keine Diskriminierung Großbritanniens und der anderen EU-Mitglieder außerhalb der Eurozone auf dem gemeinsamen Binnenmarkt;

					Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit der EU durch Verringerung der Regelungsdichte für den gemeinsamen Markt;

					Ausnahme Großbritanniens von dem in der Präambel der Römischen Verträge von 1957 postulierten Ziel einer ever closer union; Blockaderecht der Parlamente der Mitgliedsstaaten gegenüber EU-Gesetzgebung; konsequentere Anwendung des Subsidiaritätsprinzips;

					Kontrolle der Zuwanderung aus EU-Ländern.

			

			Die Verhandlungen mit der EU im Februar 2016 mündeten allenfalls in Teilerfolgen für das Vereinigte Königreich:

			
					Regulierungen für die Eurozone sollten auf diese beschränkt bleiben, aber, falls erforderlich, sollten ihr weitergehende Integrationsschritte nicht verwehrt werden;

					ein suspensives Veto von EU-Gesetzen sollte möglich sein, wenn 55Prozent der nationalen Parlamente dies wünschen; 

					der Lissabon-Vertrag sollte bei nächster Gelegenheit so geändert werden, dass das Vereinigte Königreich vom Ziel der ever closer union ausgenommen wird;

					EU-Zuwanderer sollten erst nach vier Jahren Aufenthalt im Land Sozialleistungen beanspruchen können; diese Regelung sollte allerdings nur mit Zustimmung von EU-Kommission und Ministerrat angewandt werden können und auf sieben Jahre begrenzt bleiben. Eine generelle Kontrolle der Einwanderung war allerdings schon im Vorfeld der Gespräche unter Bezug auf die in der EEA garantierte Freizügigkeit abgelehnt worden.

			

			Dennoch glaubte Cameron, mit dem Ergebnis »the best of both worlds« erreicht zu haben, um für den Verbleib werben zu können: für die Mitgliedschaft in der EU, aber außerhalb des Euro und des Schengen-Abkommens.25 Den Termin für die Abstimmung setzte er auf den 23.Juni fest. Die schlichte Referendumsfrage allerdings sorgte für einen wenig differenzierten Wahlkampf, in dem das Ergebnis der Verhandlungen mit der EU kaum eine Rolle spielte. Die Befürworter und Gegner eines EU-Austritts organisierten sich vor allem in zwei parteiübergreifenden Kampagnen: »Britain Stronger in Europe« und »Vote Leave, Take Control«. Gekennzeichnet von zahlreichen Verzerrungen, Falschbehauptungen und persönlichen Angriffen verlief die äußerst polarisierende öffentliche Debatte quer durch die Parteien und erreichte mit der tödlichen Attacke auf die Labour-Abgeordnete Jo Cox wenige Tage vor der Abstimmung ihren absoluten Tiefpunkt.

			Das fast alle Beobachter innerhalb und außerhalb des Landes überraschende Ergebnis von 51,9Prozent (bei einer Beteiligung von 72,2Prozent) für den Brexit ließ mehrere gesellschaftliche Bruchlinien hervortreten:26

			
					regional: Schottland, Nordirland und große Teile von London votierten mit deutlicher Mehrheit gegen den Austritt, Wales und das übrige England mit deutlicher Mehrheit dafür (siehe Karte);

					demografisch: die 18- bis 25-Jährigen stimmten mit mehr als 70Prozent für den Verbleib, allerdings bei geringerer Wahlbeteiligung (64Prozent), die über 55-Jährigen mit 60Prozent und mehr für den Brexit (Beteiligung von 74Prozent);

					sozial: Die Abstimmenden mit den niedrigsten Schulabschlüssen und beruflichen Qualifikationen stimmten mit deutlicher Mehrheit für den Austritt, ebenso die ökonomisch marginalisierten Teile der Bevölkerung.

			

			Neben dem Aufbegehren der durch den ökonomischen und gesellschaftlichen Wandel Benachteiligten und Verunsicherten gegen die politischen und gesellschaftlichen Eliten wird das Brexit-Votum auch als Rebellion der geografisch und kulturell bodenständiger verankerten und sozialkonservativeren »somewheres« gegen die gegenüber sozialem Wandel offeneren und eher transnational orientierten metropolitanen »anywheres«27 gedeutet.

			
				
					[image: ]
				

			

			Die unmittelbaren Folgen für die beiden großen politischen Parteien waren einschneidend: In der Labour-Partei sprachen vier Fünftel der Parlamentsfraktion ihrem Vorsitzenden Jeremy Corbyn das Misstrauen aus, unter anderem weil er sich nicht hinreichend für den Verbleib in der EU engagiert habe. Den anschließenden Machtkampf um seinen Verbleib im Parteivorsitz konnte er zwar für sich entscheiden. Als Opposition war und ist die Partei allerdings geschwächt, wenngleich sie in der unerwartet angesetzten Parlamentswahl von Juni 2017, nicht zuletzt aufgrund des überraschenden Erfolges von Corbyn als Wahlkämpfer, deutlich hinzugewinnen konnte. In der tief gespaltenen Tory-Partei setzte sich nach dem Rücktritt David Camerons als Vorsitzender und Premierminister Theresa May als Nachfolgerin durch. Hatte sie sich in der Brexit-Kampagne noch für den Verbleib in der EU eingesetzt, so kündigte May nunmehr an, das Referendumsergebnis respektieren und ein klaren, sauberen EU-Austritt organisieren zu wollen. Sie kleidete dies in die stereotype, bei allen nur denkbaren Gelegenheiten wiederholte Formel »Brexit means Brexit«, was ihr in der Öffentlichkeit und in den Medien den Spitznamen »Maybot« eintrug. Nachdem der britische Supreme Court im Januar 2017 den verfassungspolitischen Streit zwischen Regierung und Parlament um die Notwendigkeit einer parlamentarischen Beteiligung an dem Austrittsprozess zugunsten des Parlaments in Westminster entschieden hatte, stimmte dieses mit großer Mehrheit dem Gesetz zur Einleitung des Austrittsverfahrens nach Artikel50 des Vertrages von Lissabon zu. Ende März 2017 ließ die Premierministerin den britischen EU-Botschafter in Brüssel das förmliche Austrittgesuch überreichen. Doch nun sollten die eigentlichen Probleme für Theresa May erst beginnen.

			Im April 2017 setzte sie Neuwahlen zum Unterhaus durch, um die knappe Mehrheit ihrer Partei vor Beginn der Verhandlungen mit der EU über die Modalitäten des Brexits zu stärken. Entgegen allen Voraussagen eines komfortablen Wahlsieges verlor ihre Regierung die absolute Mehrheit der Sitze und war seither auf die Unterstützung der Democratic Unionist Party (DUP) der nordirischen Unionisten angewiesen. Kurz nach diesem Wahldebakel Anfang Juni begannen die Verhandlungen mit der EU, die sich als äußerst zäh und schwierig erwiesen; offenbar hatte die EU kein Interesse daran, den Austritt eines Mitglieds einfach und reibungslos zu gestalten. In der britischen Regierung, in der Parlamentsfraktion der Tories und in den übrigen Parteien brach ein erbitterter Streit um die bestmöglichen Szenarien des bevorstehenden Austritts und der Zeit danach aus, bei dem die Premierministerin immer stärker unter Druck geriet. Vor allem die Anhänger eines kompromisslos harten no-deal-Brexits, das heißt eines Austritts ohne künftiges Handelsabkommen mit der EU, agierten wohlorganisiert in einer fraktionsinternen Gruppierung, der »European Research Group«, unter Führung des taktisch gewieften backbenchers Jacob Rees-Mogg.

			Angesichts dieser seit Ende 2017 täglich in Presse, Fernsehen und sozialen Medien zu verfolgenden Auseinandersetzungen zwischen »crash-out-now Brextremists, … Binos (‚Brexit in name only‘)…[und] stay-ins«28 wurden die Warnsignale aus der Wirtschaft immer alarmierender und die Frustration und Verunsicherung der Öffentlichkeit immer spürbarer. Von zahlreichen Demonstrationen unterstützt forderte ein ständig wachsender, vielstimmiger Chor innerhalb und außerhalb des Parlaments immer nachdrücklicher ein weiteres Referendum über das Ergebnis der Verhandlungen mit der EU.

			Dann, nach beinahe anderthalb Jahren, einigten sich die britische Regierung und der Europäische Rat am 25.November 2018 auf ein fast 600Seiten umfassendes Austrittsabkommen und eine politische Absichtserklärung über die zukünftigen Beziehungen des Vereinigten Königreichs zur Europäischen Union29. Die zentralen Punkte des Austrittsabkommens, über die man sich bereits im Dezember 2017 im Grundsatz in einer gemeinsamen Erklärung verständigt hatte, betreffen:

			
					eine (einmal um bis zu zwei Jahre verlängerbare) Übergangsphase nach dem förmlichen Austritt bis zum 31.Dezember 2020, um Reibungsverluste bis zum Inkrafttreten eines zukünftigen umfassenden Handelsabkommens zu vermeiden. Während dieser Zeit verbleibt das Vereinigte Königreich mit allen Pflichten, aber ohne Mitspracherechte in der EU;

					die Gewährleistung der Rechte britischer Bürger in der EU und von EU-Bürgern im Vereinigten Königreich zum Zeitpunkt des Austritts;

					die von Großbritannien im Zusammenhang mit dem Austritt zu schulternden finanziellen Verpflichtungen, die einhellig auf etwa 40 bis 50Milliarden Euro geschätzt werden;

					eine Garantie des zukünftigen Verhältnisses Nordirlands zur Republik Irland auf der Grundlage des Karfreitagsabkommens von 1998, das heißt die Vermeidung einer »harten«, durch Grenzkontrollen zu überwachenden EU-Außengrenze auf der irischen Insel. Denn eine »harte« Grenze, so wird von allen Seiten befürchtet, könnte leicht zu einem Wiederaufflammen des Nordirlandkonflikts führen. Um dies zu verhindern, einigte man sich auf einen sogenannten backstop. Demnach verbleibt das Vereinigte Königreich in einer Zollunion mit der EU; für Nordirland gelten darüber hinaus die regulatorischen Bestimmungen des EU-Binnenmarkts, bis eine Einigung über ein neues Handelsabkommen erzielt wird, das eine gleichwertige Regelung für Nordirland enthält. Ein solches soll so schnell wie möglich ausgehandelt werden; die backstop-Regelung soll nur vorübergehend, nicht aber auf Dauer in Kraft sein;

					ein Schlichtungsverfahren mit paritätisch besetztem Schiedsgericht für mögliche Auslegungskonflikte– ähnlich wie bei internationalen Handelsabkommen–, wobei eine einseitige Aufkündigung des Abkommens nicht vorgesehen ist. 

			

			Damit, so hätte man glauben können, stand dem EU-Austritt Großbritanniens, der gemäß Artikel50 des Lissabon Vertrages zwei Jahre nach Einreichen des Austrittsersuchens erfolgt, am 29.März 2019 nichts mehr im Weg. Doch weit gefehlt: Das britische Parlament, das den Modalitäten des britischen EU-Austritts und der zukünftigen Handelsbeziehungen zustimmen muss, bevor sie in Kraft treten können,30 lehnte den deal am 15.Januar sowie am 12. und am 29.März 2019 insgesamt dreimal ab, ohne sich mehrheitlich auf eine Alternative einigen zu können. Wie schon über das gesamte Jahr 2018 hinweg erwies sich insbesondere die backstop-Regelung als entscheidender Stolperstein, bei dem sich die Regierung nach wie vor in einem kaum auflösbaren Dilemma befindet: Einerseits lehnt sie wie auch die sie parlamentarisch unterstützende DUP alles ab, was den Frieden sowie die größtmögliche Durchlässigkeit der Grenze zur Republik Irland und den darauf beruhenden wirtschaftlichen Aufschwung Nordirlands gefährden könnte. Andererseits lehnen die DUP wie auch die Brextremists unter den Tories die backstop-Regelung kategorisch ab, denn sie befürchten, bei einem De-facto-Verbleib Nordirlands in der Zollunion und im Binnenmarkt werde die Verankerung Nordirlands im Vereinigten Königreich gefährdet. Zudem befürchten vor allem die überzeugten Brextremists, das Vereinigte Königreich werde über den backstop möglicherweise dauerhaft an die EU gebunden und daher keine Handelsabkommen mit anderen Staaten abschließen können. Um dies auszuräumen, wurde von EU-Seite inzwischen mehrfach schriftlich versichert, das in der politischen Absichtserklärung skizzierte Abkommen über die künftigen Beziehungen bis zum Ende der Übergangsphase abschließend auszuhandeln.

			Nach einer ersten kurzen Verschiebung des Austrittstermins bis zum 12.April verlängerte der Europäischen Rat in einer dramatischen Nachtsitzung am 11.April 2019 auf abermalige Bitte der britischen Premierministerin die Frist bis zum Austritt erneut, und zwar nunmehr bis längstens zum 31.Oktober 2019. Allerdings musste Theresa May zugestehen, dass Großbritannien an den Wahlen zum Europäischen Parlament am 23.Mai teilnehmen wird, sofern das Parlament dem Austrittsabkommen nicht doch noch vorher zustimmt. Diese von den meisten Akteuren und Beobachtern für widersinnig gehaltene Bedingung soll verhindern, dass die Wahlen gegebenenfalls mit dem Argument angefochten werden, in einem EU-Mitgliedsstaat hätten EU-Bürger ihr Wahlrecht nicht ausüben können.

			6	Die Zukunft: Que sera, sera?

			Derzeit (Anfang September 2019) lässt sich also kaum voraussagen, wann der Austritt Großbritanniens aus allen EU-Bindungen einschließlich der Zollunion tatsächlich stattfinden wird. Genauso offen erscheint, auf welcher Grundlage er vollzogen werden soll, wenn er denn überhaupt zustande kommt: auf der Basis des ausgehandelten Austrittsabkommens, eines anderen Abkommens oder völlig ohne Abkommen, also als von vielen gefürchteter, aber von radikalen Brextremists sowohl unter den Tories wie auch in der Labour-Partei erhoffter no-deal-Brexit? Ebenso wenig lässt sich voraussagen, welche Regeln für das Vereinigte Königreich im Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr mit der EU zukünftig gelten werden: Wird es ein neues Handelsabkommen geben und woran könnte es sich orientieren? An den in der politischen Absichtserklärung vom 25.November 2018 formulierten Zielen und Prinzipien? An der sogenannten Norwegen-Option, also einer Mitgliedschaft im Europäischen Wirtschaftsraum bei gleichzeitiger Rückkehr in die Europäische Freihandelszone EFTA? Oder der Kanada-Option, also dem Freihandelsabkommen zwischen der EU und Kanada, das 2017 nach sieben Jahren Verhandlungsdauer vorläufig in Kraft trat? Im Fall eines no-deal-Brexits ohne Handelsabkommen würden die Regeln der Welthandelsorganisation (WTO) gelten, nach denen Großbritannien für die EU künftig eines unter vielen sogenannten Drittländern wäre, aber im Sinne des Konzepts von Global Britain nach Belieben eigene Handelsabkommen mit jedem Staat der Erde abschließen könnte. Oder wird es doch noch ein erneutes Referendum geben, wie dies immer wieder, zum Beispiel Ende März 2019 in einer mindestens 700000Teilnehmerinnen und Teilnehmer mobilisierenden Demonstration in London, mit der Hoffnung auf den Verbleib in der EU gefordert wurde?

			Die chaotischen Debatten und Abstimmungen der letzten Monate im Parlament sowie die Massendemonstrationen in London sowohl gegen als auch für den EU-Austritt im Jahr 2018 und verstärkt seit Jahresbeginn 2019 deuten nach wie vor auf eine tiefe Spaltung des Landes hin, wobei sich zu fast gleichen Teilen Befürworter und Gegner des EU-Austritts gegenüberstehen. Nach der Verschiebung des Brexits auf den 31.Oktober 2019 versuchte die Premierministerin, mit der Labour-Partei zu einem fraktionsübergreifenden Kompromiss und damit zur Auflösung des parlamentarischen Patts zu kommen, jedoch ohne Ergebnisse. Daraufhin trat Theresa May am 24.Juli als Premierministerin zurück. Ihr Nachfolger, Boris Johnson, versucht seitdem, den Austritt des Vereinigten Königreichs, gegebenenfalls auch im Wege eines no-deal-Brexits, zu erreichen, hat dafür aber keine Mehrheit im Unterhaus. Das oft bewunderte Westminster-Modell mit seiner Verbindung von demokratischer Repräsentativität und effizientem Regierungshandeln scheint sein Konfliktlösungspotenzial erschöpft zu haben. 

			Wie geht es weiter? Die Zeit drängt, denn Großbritannien wird am 31.Oktober 2019 automatisch ohne Abkommen die EU verlassen, sollte sich im Parlament in den Wochen davor keine Mehrheit für eine wie immer geartete vertragliche Einigung über die zukünftigen Beziehungen zur EU finden. Für dieses worst case scenario hat die Chefin der schottischen Regionalregierung, Nicola Sturgeon, schon vorsorglich gedroht, sich für ein erneutes Referendum über den Verbleib Schottlands im Vereinigten Königreich stark zu machen. Wird der Brexit gar zum Anfang vom Ende des Vereinigten Königreichs in seiner derzeitigen Form? 

			Fazit: Zurzeit ist alles im Fluss, doch das Verhältnis Großbritanniens zu Europa wird in Zukunft wohl noch komplizierter werden, denn wie schon Charles Dickens ironisch-resignierend feststellte: »we live in a singular world …«31
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			Kai Oppermann


				Der Falklandkonflikt

			Die Falklandinseln, die in Argentinien als »Islas Malwinas« bezeichnet werden, sind eine dünn besiedelte Inselgruppe im südlichen Atlantik, etwa 400Kilometer vor der argentinischen Küste. Seit mehr als 150Jahren besteht zwischen Argentinien und Großbritannien ein Konflikt um die Souveränität über die Inseln. Der argentinische Souveränitätsanspruch beruht darauf, dass die Inselgruppe nach dem Rückzug der spanischen Kolonialmacht in die rechtmäßige Verwaltung Argentiniens übergegangen sei. Dieses Recht habe Großbritannien im Jahr 1833 durch die Errichtung eines Flottenstützpunktes gewaltsam verletzt. Der Anspruch Großbritanniens auf die Inseln, die heute ein britisches Überseegebiet sind, gründet auf dem Selbstbestimmungsrecht der heute dort lebenden Menschen, die überwiegend Nachfahren britischer Siedler sind. So haben sich zuletzt im Jahr2013 in einem Referendum 99,8Prozent der Falkländerinnen und Falkländer für den Verbleib bei Großbritannien ausgesprochen.

			In das weltweite Bewusstsein gelangte der Konflikt am 2.April 1982, als das argentinische Militärregime unter General Galtieri die Inseln besetzte. Dabei ging das Regime davon aus, dass Großbritannien auf die Invasion nicht militärisch reagieren würde. Dies war allerdings eine Fehleinschätzung. Stattdessen entsandte die britische Regierung unter Premierministerin Thatcher wenige Tage später, mit logistischer und militärischer Unterstützung der USA, einen Marineverband in den Südatlantik. Die argentinische Invasion wurde zudem in einer Resolution der Vereinten Nationen verurteilt. Letztlich zwang die militärische Überlegenheit Großbritanniens Argentinien am 14.Juni 1982 zur Kapitulation, sodass die britische Souveränität über die Inseln wiederhergestellt wurde. Mehr als 900Menschen fielen der militärischen Auseinandersetzung zum Opfer, darunter etwa 650Angehörige der argentinischen und 250Angehörige der britischen Streitkräfte.

			Allerdings bleibt der Konflikt bis heute ungelöst und hat sich in den vergangenen Jahren angesichts der Entdeckung von Ölvorkommen vor den Inseln wieder verschärft. In Argentinien trug die fehlgeschlagene Invasion zunächst zum Fall des Militärregimes im Jahr 1983 bei. Das Gefühl einer historischen Ungerechtigkeit besteht im Land jedoch fort. Der bislang letzte Versuch Argentiniens, Großbritannien zu erneuten Verhandlungen über die Inseln zu bewegen, stammt aus dem Jahr 2016. In Großbritannien hat der Falklandkrieg maßgeblich zum Image der bis dahin unpopulären Premierministerin Thatcher als »Eiserne Lady« beigetragen. Zudem gilt der Krieg als Paradebeispiel für die Bedeutung der special relationship zwischen Großbritannien und den USA. Vor allem bleibt der Krieg nach den wirtschaftlichen Krisen des Landes in den späten 1970er-Jahren im britischen kollektiven Gedächtnis weithin als Wendepunkt in Erinnerung, der den weltpolitischen Anspruch Großbritanniens erneuerte.

		


		
			Kai Oppermann


			Großbritannien in der Weltpolitik

			Die schwierige Position Großbritanniens in der Weltpolitik wurde niemals besser auf den Punkt gebracht als in einer berühmten Rede des damaligen amerikanischen Außenministers Dean Acheson am 5.Dezember 1962. Damals befand Acheson, wenig schmeichelhaft für die Briten, Großbritannien habe ein Weltreich verloren, seine neue Rolle in der internationalen Politik aber noch nicht gefunden. Insbesondere werde Großbritannien, so Acheson, nicht länger in der Lage sein, unabhängig von Europa eine eigenständige weltpolitische Rolle zu spielen.

			Die Aktualität dieser Einschätzung 56Jahre nach Dean Achesons Rede ist bemerkenswert. Zwar hatte Großbritannien die Bestandsaufnahme des amerikanischen Außenministers mit seinem ersten Antrag auf Mitgliedschaft in den Europäischen Gemeinschaften (EG) im Jahr 1961 zumindest implizit vorweggenommen und schien seine Position in der Weltpolitik nach dem Beitritt zur EG im Jahr 1973 als Bestandteil eines europäischen Staatenverbundes ausfüllen zu wollen. Allerdings hat die Entscheidung der britischen Bürgerinnen und Bürger für den Austritt des Landes aus der Europäischen Union (EU) im Referendum vom 23.Juni 2016 einer solchen europäischen Orientierung Großbritanniens vorerst weitgehend den Boden entzogen. Damit steht Großbritannien im Jahr 2019 erneut vor ähnlichen Herausforderungen, seine weltpolitische Rolle zu definieren, wie sie Acheson bereits 1962 beschrieben hat.

			Vor diesem Hintergrund ist die These dieses Beitrags, dass der Austritt Großbritanniens aus der EU (Brexit) einerseits zur Folge hat, dass das Land seine weltpolitische Rolle verstärkt global definiert, dass andererseits aber die Fähigkeit Großbritanniens, eine solche globale Rolle einzunehmen, durch den Brexit infrage gestellt wird. Dieser Widerspruch steht im Zentrum einer tiefen außenpolitischen Identitätskrise, in der sich Großbritannien seit der Entscheidung zum EU-Austritt befindet.

			Im nachfolgenden Abschnitt werden zunächst die Implikationen des Brexit-Referendums für das Selbstverständnis Großbritanniens in der Weltpolitik diskutiert. Daran anschließend werden die wichtigsten Machtressourcen untersucht, die Großbritannien auf internationaler Bühne in die Waagschale legen kann. Gegenstand der letzten beiden Abschnitte sind mit den britischen Sonderbeziehungen zu den USA und dem Commonwealth die beiden Arenen, die bereits Winston Churchill als die wichtigsten Pfeiler der weltpolitischen Ambitionen Großbritanniens außerhalb Europas ausgemacht hatte. 

			1	Die Folgen des Brexits für das Selbstverständnis Großbritanniens in der Weltpolitik

			Weder Kritiker noch Befürworter des Austritts Großbritanniens aus der EU werden sich der Feststellung entziehen können, dass sich das Land seit dem EU-Referendum in einer Phase großer Umbrüche und Unsicherheiten befindet. Dies gilt nicht zuletzt für Großbritanniens Position in der internationalen Politik. Mehr als 40Jahre lang war die Mitgliedschaft in der EU ein Eckpfeiler der britischen Außenpolitik. Wie sehr der Austritt aus der EU diese Grundfesten der außenpolitischen Orientierung des Landes erschüttert, zeigt bereits ein Blick auf Winston Churchills berühmte Metapher von den drei sich überlappenden Kreisen des britischen Einflusses in der Welt. Demnach beruht Großbritanniens herausgehobene Stellung in der internationalen Politik auf der einzigartigen Position des Landes an der Schnittstelle dieser Kreise, des Commonwealth, der special relationship zu den USA und eines vereinigten Europas. Es seien gerade die Synergien zwischen den Kreisen, die Großbritannien besondere Einflusschancen in der internationalen Arena eröffneten. Diese Metapher bemühte Churchill nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs, um die Weltmachtansprüche Großbritanniens in der Nachkriegsordnung zu untermauern. Sie ist bis heute ein zentraler Referenzpunkt in der öffentlichen Debatte über Großbritanniens Rolle in der Welt. Die Absicht von Premierminister Tony Blair in den 1990er-Jahren, Großbritannien als »Brücke« zwischen der EU und den Vereinigten Staaten zu positionieren, ist hierfür ein prägnantes Beispiel.

			Mit der Entscheidung, aus der EU auszutreten, ist nun einer von Churchills drei Kreisen weggebrochen. Während Churchill selbst diesen wohl noch als nachgeordnet betrachtet hat, galt Beobachtern der jüngeren britischen Außenpolitik die Mitgliedschaft in der EU vielfach als der wichtigste der drei Kreise. Noch im Jahr 2013 war die britische Regierung unter Premierminister David Cameron bei einer Analyse der Kompetenzverteilung zwischen Großbritannien und der EU zu dem Schluss gekommen, es sei stark im britischen Interesse, die eigenen außenpolitischen Ziele durch die EU zu verfolgen. Der Austritt aus der EU entwertet insoweit weite Teile des strategischen Denkens über britische Außenpolitik und verlangt eine fundamentale Neuausrichtung der internationalen Rolle Großbritanniens. Es ist keine Übertreibung, den Brexit diesbezüglich als eine der folgenschwersten Zäsuren seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs zu bezeichnen, vergleichbar nur mit dem Ende des Britischen Empires und dem EG-Beitritt Großbritanniens.

			In einer solchen Phase des Umbruchs wird von der britischen Regierung innerhalb des Landes und in der internationalen Arena erwartet, dass sie mit Blick auf Großbritanniens künftige Rolle in der Weltpolitik Orientierung bietet. Dem begegnet die Regierung seit dem Referendum mit einem Narrativ, das die globale Orientierung des Landes auch und gerade für die Zeit nach dem EU-Austritt betont. Auf diese Weise versuchte die Regierung Theresa May, ein Signal zu setzen, das in der Innenpolitik und in der internationalen Arena aufkommende Zweifel zerstreuen soll, ob Großbritannien nach dem Brexit willens und in der Lage bleibt, seinem Status als weltpolitischer Akteur gerecht zu werden. Insbesondere trat die Regierung Deutungen des Referendumsergebnisses entgegen, die darin den Beginn einer isolationistischen Kehrtwende in der britischen Außenpolitik sehen.

			Ganz im Gegensatz dazu ist die britische Regierung bestrebt, das Referendum als Ausdruck der globalen und internationalistischen Tradition des Landes zu interpretieren. Der Brexit ermögliche es Großbritannien, an diese Tradition anzuknüpfen und seinen weltpolitischen Einfluss zu stärken. Beispielhaft hierfür steht eine Rede von Premierministerin May am 17.Januar 2017, in der sie ihre Vision für Großbritannien nach dem EU-Austritt skizzierte:

			»Die britischen Wählerinnen und Wähler stimmten für Veränderung. […] Sie stimmten dafür, die Europäische Union zu verlassen und sich der Welt zuzuwenden. […] Der 23.Juni war nicht der Moment, an dem Großbritannien entschieden hat, sich aus der Welt zurückzuziehen. Es war der Moment an dem wir uns entschlossen haben, ein wahrlich globales Großbritannien zu schaffen.«1 

			In die gleiche Richtung zielten zahlreiche Bekenntnisse der britischen Regierung seit dem Referendum zu den internationalen Verpflichtungen Großbritanniens, etwa im Rahmen der NATO, des Kampfes gegen den internationalen Terrorismus oder der Vereinten Nationen. Die britische Regierung hält also auch nach dem Brexit an dem Selbstverständnis Großbritanniens als Land mit globalen Interessen und weltweitem Einfluss fest, bzw. deutet sie die Entscheidung zum EU-Austritt als Ausdruck dieses Selbstverständnisses. Im nachfolgenden Abschnitt werden die Fähigkeiten und Ressourcen Großbritanniens hinterfragt, ein solches Selbstverständnis in der internationalen Politik umzusetzen.

			2	Großmacht Großbritannien?

			Zur Beschreibung des britischen Einflusses in der Welt wird in Großbritannien gern eine Metapher aus dem Boxsport bemüht, die in diesem Kontext durch eine Rede des damaligen Außenministers Douglas Hurd aus dem Jahr 1993 bekannt wurde. Großbritannien sei in der Lage, in der Weltpolitik »to punch above our weight«, also in einer höheren Gewichtsklasse zu konkurrieren, als dies von einem Staat der Größe des Vereinigten Königreichs zu erwarten sei. Dementsprechend wird Großbritannien auch wahlweise als Großmacht, Führungsmacht oder Schlüsselmacht in der internationalen Politik beschrieben. Spätestens seit der Rede Douglas Hurds gehört die Frage, ob das Land tatsächlich in der Lage ist, einen besonderen Einfluss in der Weltpolitik auszuüben, in Großbritannien zum Standardrepertoire kritischer Selbstreflexionen zur britischen Außenpolitik. Dabei stehen vier Machtressourcen im Mittelpunkt, auf die Großbritannien zurückgreifen kann: militärische Macht, wirtschaftliche Macht, institutionelle Macht und sogenannte weiche Machtressourcen (soft power). 

			Militärische Stärke ist nach wie vor ein wesentliches Kriterium für den Rang und Status eines Landes in der internationalen Politik. Sie verleiht diplomatischen Aktivitäten Nachdruck, unterstützt die internationale Projektion nationaler Interessen, dient der Abschreckung und stärkt die Stimme und Reputation eines Staates in internationalen Bündnissen. Für Großbritannien ist die Verfügbarkeit über ein starkes Militär ein Kernbestandteil des eigenen Selbstverständnisses als einflussmächtiger weltpolitischer Akteur und der Akzeptanz einer solchen Rolle auf internationaler Ebene.

			Es besteht kein Zweifel, dass Großbritannien immer noch eine der größten Militärmächte weltweit ist und in Europa, neben Frankreich, die mit Abstand stärksten Streitkräfte besitzt. Großbritannien ist eines der wenigen NATO-Mitglieder, die die Zielvorgabe des Bündnisses erreichen, zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts für die Verteidigung auszugeben. Damit ist der britische Verteidigungshaushalt der fünftgrößte in der Welt und nach den USA der zweitgrößte in der NATO. Großbritannien gibt mehr für die Verteidigung aus als jeder EU-Mitgliedsstaat. Die britischen Streitkräfte sind professionell, technologisch gut ausgestattet und schnell für internationale Kampfeinsätze mobilisierbar. Insbesondere legt die britische Streitkräfteplanung großen Wert auf die Interoperabilität der eigenen Truppen mit US-Streitkräften, sodass Großbritannien aus Sicht der Vereinigten Staaten ein besonders wertvoller Verbündeter bei multilateralen Militärinterventionen ist. Nicht zuletzt ist das Vereinigte Königreich eine Nuklearmacht, die über U-Boot-gestützte ballistische Atomraketen verfügt.

			Allerdings konstatieren Beobachter bereits seit Längerem eine Überbelastung der britischen Streitkräfte in internationalen Einsätzen, beispielsweise im Irakkrieg und in Afghanistan, sowie eine wachsende Diskrepanz zwischen steigenden Anforderungen einerseits und mangelnden Investitionen andererseits. Insbesondere die im Zuge der internationalen Finanzkrise unter Premierminister David Cameron umgesetzte Sparpolitik machte zahlreiche Abstriche bei den militärpolitischen Ambitionen Großbritanniens unausweichlich. So wurde der britische Verteidigungshaushalt in der Legislaturperiode von 2010 bis 2015 um 19Prozent gekürzt. Beispielsweise sah ein Strategiepapier zur britischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik aus dem Jahr 2010 vielfache Abstriche von geplanten militärischen Beschaffungsprogrammen vor, von denen zahlreiche Kritiker eine Verringerung der britischen Verteidigungskapazität befürchten. 

			Aus Sicht der internationalen Bündnispartner Großbritanniens, allen voran der USA, stellten diese Einschnitte zunehmend den Willen und die Fähigkeit des Landes infrage, seinen Verpflichtungen als führendes Mitglied der westlichen Allianz gerecht zu werden. Schon lange vor dem Brexit-Referendum entstand daher in der internationalen Arena der Eindruck, Großbritannien habe begonnen, sich von seiner Rolle als weltpolitischer Akteur zurückzuziehen. Der gescheiterte Versuch Premierminister Camerons im Jahr2013, sich die notwendige parlamentarische Zustimmung für ein militärisches Vorgehen gegen das Assad-Regime in Syrien einzuholen, ebenso wie das geringe Profil Großbritanniens bei den internationalen Bemühungen um eine diplomatische Lösung der Ukraine-Krise (»Minsk-Prozess«) schienen einen solchen Eindruck zu bestätigen.

			Seit dem EU-Referendum hat die Regierung unter Premierministerin May durch verschiedene verteidigungspolitische Weichenstellungen versucht, der Wahrnehmung eines schleichenden Niedergangs der britischen Militärmacht entgegenzuwirken. Besondere Signalwirkung ging dabei erstens von der Entscheidung im Juli2016 aus, die nukleare Abschreckung Großbritanniens beizubehalten und zu erneuern. Diese Maßnahme war innenpolitisch umstritten und war noch unter der von David Cameron geführten Koalitionsregierung (2010–15) am Widerstand des kleineren Koalitionspartners, den Liberaldemokraten, gescheitert. Zweitens kündigte die Regierung May an, den Trend zurückgehender Verteidigungsausgaben umzukehren. Bis 2021 soll der Verteidigungshaushalt inflationsbereinigt jedes Jahr um 0,5Prozent wachsen. Damit würde Großbritannien auch weiterhin die entsprechenden Zielvorgaben der NATO erfüllen. Die zusätzlichen Ausgaben sollen unter anderem erreichen, dass der Umfang der britischen Eingreiftruppen bis 2025 wieder auf 50000 Soldaten vergrößert werden kann. Symbolträchtig sind zudem die Entscheidungen, an der Beschaffung von neuen F35-Kampfflugzeugen und der Inbetriebnahme von zwei Flugzeugträgern festzuhalten.

			Diese Erörterungen des britischen Verteidigungshaushalts verdeutlichen bereits den engen Zusammenhang zwischen militärischer Macht und wirtschaftlicher Stärke. Längerfristig wird ein Land seine militärische Macht nur in dem Maße aufrechterhalten können, wie es die dafür erforderlichen wirtschaftlichen Ressourcen hat. Ökonomische Stärke vergrößert die Bandbreite außenpolitischer Einflusschancen eines Staates und verbessert damit dessen Möglichkeiten, seine Interessen weltweit zur Geltung zu bringen. Wirtschaftliche Sanktionen, internationale Handelsabkommen, Währungspolitik und Entwicklungshilfe sind Beispiele für außenpolitische Instrumente, die in einem direkten Zusammenhang zur ökonomischen Leistungsfähigkeit eines Landes stehen. Auch das internationale Ansehen von Staaten und ihr Gewicht in internationalen Organisationen, beispielsweise im Internationalen Währungsfonds, sind teilweise durch deren Wirtschaftskraft bedingt. Es ist daher folgerichtig, dass die wirtschaftliche Kapazität eines Staates neben seinen militärischen Fähigkeiten als weiterer klassischer Indikator für dessen Macht und Status in der Weltpolitik herangezogen wird.

			Mit Blick auf ökonomische Indikatoren ist in einer längeren historischen Betrachtung zunächst festzustellen, dass sich die internationale Position Großbritanniens, nicht zuletzt als direkte Konsequenz des wirtschaftlichen Aufstiegs anderer Mächte außerhalb Europas, deutlich verschlechtert hat. Lag beispielsweise der britische Anteil an den weltweiten Warenexporten in den 1950er-Jahren noch bei um die neun Prozent, so betrug dieser Wert im Jahr 2015 nur noch 2,9Prozent. Gleichwohl bleibt Großbritannien eine der führenden Wirtschaftsnationen. Gemessen am Bruttoinlandsprodukt hat das Land die fünftgrößte Volkswirtschaft der Welt. In der Liste der stärksten Exportländer liegt Großbritannien an zehnter Stelle, seine Handelsbilanz ist jedoch seit Ende der 1990er-Jahre negativ. In den vergangenen Jahren lag das britische Wirtschaftswachstum über dem OECD-Durchschnitt, und Großbritannien zieht mehr ausländische Direktinvestitionen an als jeder EU-Mitgliedsstaat.

			Allerdings birgt der Austritt Großbritanniens aus der EU erhebliche wirtschaftliche Risiken. Dies offenbart vor allem ein Blick auf die Handelsbeziehungen des Landes. So ist der Anteil der Exporte in die EU an den Gesamtexporten Großbritanniens zwar rückläufig, er beträgt jedoch immer noch etwa 48Prozent. Ein »harter Brexit«, wie er von der Regierung May in den Verhandlungen mit der EU über ein Austrittsabkommen angestrebt wurde, umfasst auch den Austritt Großbritanniens aus dem europäischen Binnenmarkt und könnte daher zumindest für einen Teil dieser Exporte Einfuhrzölle, Grenzkontrollen und andere nicht tarifäre Handelshemmnisse mit sich bringen. Inwieweit es dazu kommt, hängt nicht zuletzt davon ab, ob das ausgehandelte Austrittsabkommen, trotz innenpolitischer Widerstände in Großbritannien, zur rechtlichen Grundlage eines geordneten Austritts Großbritanniens aus der EU wird und welchen Verlauf die anschließenden Verhandlungen zwischen der EU und Großbritannien über ihre Handelsbeziehungen nach dem Brexit nehmen. Zudem verliert Großbritannien im Falle eines »harten« Brexits seinen Zugang zu den zahlreichen Freihandelsabkommen, die die EU weltweit geschlossen hat. Die meisten Beobachter gehen davon aus, dass dies deutliche Handelseinbußen für das Vereinigte Königreich zur Folge haben wird. Die weit verbreitete Einschätzung ist daher, dass die wirtschaftlichen Aussichten Großbritanniens durch den Austritt aus der EU negativ sind. Dies zeigt sich beispielsweise in geringeren Wachstumsprognosen der OECD und in Herabstufungen der Kreditfähigkeit Großbritanniens durch mehrere Kreditratingagenturen. Zudem hat das britische Pfund seit dem EU-Referendum gegenüber dem US-Dollar knapp 15Prozent seines Wertes eingebüßt. Letzteres ist für Großbritanniens Rolle auf der internationalen Bühne besonders symbolträchtig, da ein starkes Pfund traditionell eng mit dem britischen Selbstverständnis als globale Macht verbunden ist.

			Eine dritte Machtressource Großbritanniens ist seine institutionelle Macht in der internationalen Arena, also der Einfluss des Landes in und durch internationale Organisationen. Angesichts der zunehmenden Institutionalisierung der internationalen Politik ist es für die Machtposition eines Staates zentral, in den entsprechenden Arenen und Prozessen eigene Interessen wirksam vertreten zu können. Die Verteilung von Einflusschancen steht dabei häufig in engem Zusammenhang mit den militärischen und ökonomischen Machtpositionen der beteiligten Staaten und trägt ihrerseits zur Verfestigung dieser Machtpositionen bei.

			An vorderster Stelle in Bezug auf die institutionelle Macht Großbritanniens steht der Status des Landes als eines der fünf ständigen Mitglieder des UN-Sicherheitsrats. Damit verfügt Großbritannien, ebenso wie die USA, Russland, China und Frankreich, im wichtigsten sicherheitspolitischen Entscheidungsgremium der internationalen Gemeinschaft ein Veto über existenzielle Fragen von Krieg und Frieden. Dies spiegelt Großbritanniens Prestige als Siegermacht des Zweiten Weltkriegs und ist heute der sichtbarste Ausdruck des britischen Anspruchs auf eine Großmachtrolle. Im Zuge von Reformvorschlägen, den Sicherheitsrat angesichts der internationalen Machtverschiebungen seit Gründung der Vereinten Nationen repräsentativer zu machen, wird die Legitimität der besonderen Stellung Großbritanniens in dem Gremium allerdings von einigen Akteuren auf der internationalen Ebene in Zweifel gezogen. In der NATO zeigt sich die, nach den USA, führende Rolle Großbritanniens nicht zuletzt darin, dass das Land seit über 60Jahren die wichtige Position des Deputy Supreme Allied Commander in Europa (DSACEUR), also des stellvertretenden Oberbefehlshabers, besetzt. Seit der Brexit-Entscheidung hat die britische Regierung wiederholt deutlich gemacht, dass der EU-Austritt das Engagement des Landes in der NATO in keiner Weise beeinträchtigen werde. Allerdings deutet ein französischer Vorstoß, die Position des DSACEUR nach dem Brexit an ein EU-Mitglied zu vergeben, bereits auf die Schwierigkeiten für Großbritannien hin, seinen Einfluss in der NATO zu wahren.

		Im Bereich der internationalen Wirtschafts- und Finanzpolitik kann Großbritannien ebenfalls auf starke institutionelle Einflussmöglichkeiten zurückgreifen. So ist das Land Mitglied der G7 und G20, die den führenden Wirtschaftsnationen vor allem als Koordinationsforen dienen. Im Internationalen Währungsfonds, dessen Hauptaufgabe darin besteht, die internationale Zusammenarbeit in der Währungspolitik zu fördern und der Hilfsprogramme für Länder mit Zahlungsbilanzschwierigkeiten bereitstellt, verfügt Großbritannien über das fünftgrößte Stimmgewicht. Gleiches gilt für die Weltbank, die in erster Linie Entwicklungsprojekte und Kredite für Staaten des Globalen Südens organisiert. Da die institutionelle Macht Großbritanniens in diesen Organisationen an seine Wirtschaftskraft gekoppelt ist, würde eine wirtschaftliche Schwächung des Landes infolge des EU-Austritts unmittelbar zu verringerten Einflusschancen Großbritanniens auf die internationale Wirtschafts- und Finanzarchitektur führen.

			Die am wenigsten greifbare, aber gleichwohl wichtige Dimension der internationalen Machtposition Großbritanniens betrifft schließlich die »weichen« Machtressourcen des Landes. Damit werden die internationale Attraktivität und Anziehungskraft kultureller und politischer Werte einer Gesellschaft umschrieben, die für ein Land auf internationaler Bühne eine Art Reservoir guten Willens eröffnen und es ihm erleichtern, andere Akteure von eigenen Standpunkten zu überzeugen. Auch wenn Versuche, solche weichen Machtfaktoren zu messen, mit Vorsicht zu genießen sind, ist doch bemerkenswert, dass Großbritannien in entsprechenden Rankings, beispielsweise im »Soft Power 30Index«, weltweit meistens den ersten oder zweiten Platz einnimmt. Dies liegt sicherlich zu einem guten Teil am Status der englischen Sprache als Weltsprache. In engem Zusammenhang damit sind die globale Verbreitung und Reputation der BBC sowie die kulturellen und gesellschaftlichen Aktivitäten des British Council, einer mit dem deutschen Goethe-Institut vergleichbaren Einrichtung zur Förderung des interkulturellen Austauschs, in mehr als 100Ländern zu nennen. Auch der weltweite Wiedererkennungswert des Königshauses und berühmter Kulturgüter, von Stonehenge bis zu den Werken Shakespeares, sowie der Erfolg der britischen Film- und Unterhaltungsbranche– man denke nur an James Bond, Harry Potter, die Beatles und die Rolling Stones– tragen zum positiven Image Großbritanniens bei. Insbesondere in den 1990er-Jahren entstand unter dem Slogan »Cool Britannia« ein regelrechter Hype um die britische Popkultur. Zwar ist diese soft power nicht unmittelbar vom Austritt Großbritanniens aus der EU betroffen. Sollte sich jedoch in der internationalen Gemeinschaft eine Wahrnehmung durchsetzen, die das Brexit-Referendum als Abkehr vom Bild eines weltoffenen, modernen, vielfältigen und toleranten Landes deutet, würde auch die kulturelle und politische Anziehungskraft des Landes in Mitleidenschaft gezogen.

			Im Ergebnis verfügt Großbritannien somit tatsächlich über eine Reihe von Machtmitteln, die es von vielen anderen Ländern vergleichbarer Größe abheben und die es ihm ermöglichen, eine herausgehobene Position in der Weltpolitik zu reklamieren. Dies gilt besonders für die militärische Macht Großbritanniens, den Einfluss des Landes in internationalen Organisationen sowie eine Reihe »weicher« Machtressourcen. Allerdings birgt der Brexit erhebliche Risiken insbesondere für die wirtschaftliche Stärke Großbritanniens und damit indirekt für dessen internationalen Status insgesamt. Vor diesem Hintergrund werden in den beiden nachfolgenden Abschnitten zwei Arenen vorgestellt, die für eine Bewertung der weltpolitischen Rolle Großbritanniens zentral sind: die Sonderbeziehungen des Landes zu den USA sowie das Commonwealth of Nations.

			3	Die Sonderbeziehungen Großbritanniens zu den USA

			Die Idee einer special relationship zwischen Großbritannien und den USA geht, wie so vieles in der britischen Außenpolitik, auf Winston Churchill zurück. Es war dessen viel zitierte Rede über den »Eisernen Vorhang«, der sich über Europa herabgesenkt habe, die auch den Ausdruck der »Sonderbeziehungen« in eine breitere Öffentlichkeit getragen hat. Mit dem Begriff sollen in der Regel sowohl die besonderen historischen und kulturellen Verbindungen zwischen Großbritannien und den USA als auch die enge Zusammenarbeit der beiden Länder vor allem in der Verteidigungspolitik und auf den Gebieten der Nachrichtendienste und Nuklearwaffen beschrieben werden. Allerdings wird kontrovers diskutiert, ob und inwieweit solche Beschreibungen (noch) zutreffend sind. Während die eine Seite in der Debatte vielfach das Ende der special relationship diagnostiziert hat, stellt die andere Seite die Stabilität und Anpassungsfähigkeit der Sonderbeziehungen heraus.

			Ungeachtet dieser Kontroversen hat die special relationship zumindest aus britischer Sicht eine reale Bedeutung. Sie ist ein Kernbestandteil der außenpolitischen Identität Großbritanniens und eines der wichtigsten Fundamente des britischen Selbstverständnisses als weltpolitischer Akteur. Demgegenüber wird die Vorstellung exklusiver Sonderbeziehungen zwischen den beiden Ländern auf amerikanischer Seite schon seit den Tagen Churchills zurückhaltender beurteilt. Umso mehr begriffen es die meisten britischen Regierungen seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs als außenpolitische Priorität, den Sonderstatus der Beziehungen zu den USA herauszustellen und zu bewahren. In diesem Sinne gilt es als Maxime der britischen Außenpolitik, Großbritannien gerade in sicherheitspolitischen Fragen eng an der Seite der Vereinigten Staaten zu positionieren. Als entscheidenden Lackmustest der Verlässlichkeit Großbritanniens als Partner der USA und als ultimativen Nachweis des Mehrwerts der Sonderbeziehungen für die Vereinigten Staaten sehen britische Regierungen die Beteiligung des Landes an US-geführten Militäroperationen. Dies gilt vielfach als Preis, den Großbritannien für die special relationsip zu zahlen habe.

		Das britische Interesse, die Sonderbeziehungen zu den USA aufrechtzuerhalten, folgt dabei drei miteinander verbundenen Erwägungen. Erstens betrachtet Großbritannien die special relationship als diplomatisches Mittel, um Einfluss auf die amerikanische Außenpolitik zu gewinnen. Aus britischer Sicht beruhen die Sonderbeziehungen auf einer impliziten Abmachung, nach der Großbritannien sich den USA als verlässlicher Allianzpartner anbietet und dafür im Austausch privilegierten Zugang zu amerikanischen Entscheidungsträgern gewinnt, um die Außenpolitik der Vereinigten Staaten im Sinne britischer Interessen zu beeinflussen. Trotz des seit Ende des Zweiten Weltkriegs immer größer werdenden Machtgefälles zwischen den beiden Ländern verspricht sich Großbritannien von der Kultivierung der special relationship somit eine gewisse Teilhabe an amerikanischen Machtressourcen. Diese Strategie wird im Englischen häufig als »power by proxy« beschrieben und hat sich als eine Grundkonstante der britischen Außenpolitik etabliert.

			Zweitens gehört es zu den zentralen Erwartungen Großbritanniens an die special relationship, dass sich die USA solidarisch verhalten, wenn grundsätzliche nationale Interessen des Landes auf dem Spiel stehen. Nach britischem Verständnis beinhalten die Sonderbeziehungen eine Norm der Gegenseitigkeit, die auch den USA als stärkerem Partner eine Verpflichtung zu loyalem Handeln gegenüber dem schwächeren Partner auferlegt. Insbesondere in internationalen Krisen baut Großbritannien somit auf die Solidarität und Hilfe der USA. Beispielhaft hierfür ist der Falklandkrieg aus dem Jahr 1982, in dem Großbritannien die logistische und diplomatische Unterstützung der Vereinigten Staaten erhielt (siehe Beitrag zum Falklandkonflikt in diesem Band). Ohne diese Unterstützung wäre es Großbritannien kaum möglich gewesen, die argentinische Invasion der Falklandinseln zurückzuschlagen und den britischen Souveränitätsanspruch über die Inselgruppe aufrechtzuerhalten.

			Drittens sieht Großbritannien seine Sonderbeziehungen zu den USA als Multiplikator des eigenen Einflusses in der internationalen Arena und damit als Voraussetzung für den Status und das Prestige des Landes als weltpolitischer Akteur. Sie dienen der internationalen Machtprojektion Großbritanniens und schrecken potenzielle Bedrohungen britischer Interessen ab. Hierfür ist vor allem der einzigartige Zugang Großbritanniens zu amerikanischer Militär- und Nukleartechnologie von Bedeutung, den die USA keinem anderen Land gewährt. Im weiteren Sinne profitiert das weltpolitische Gewicht Großbritanniens von seinem Ruf als engster Verbündeter der USA und damit von der auf internationaler Bühne antizipierten Unterstützung britischer Interessen durch amerikanische Macht.

			Allerdings ist nicht unumstritten, inwieweit sich die Erwartungen Großbritanniens an die special relationship tatsächlich erfüllt haben. Nicht zuletzt im Lichte der Beteiligung Großbritanniens am Irakkrieg 2003 haben sich in den letzten Jahren die Stimmen gemehrt, die für das Land eine negative Bilanz ziehen. Auf der einen Seite seien die politischen, militärischen und wirtschaftlichen Kosten der Aufrechterhaltung der Sonderbeziehungen, gerade mit Blick auf die Beteiligung an US-geführten Militärinterventionen, erheblich. Auf der anderen Seite werde der Nutzen, der diesen Kosten gegenübersteht, in Anbetracht des wachsenden Machtungleichgewichts zwischen Großbritannien und den USA immer fraglicher. Problematisch für die britische Rolle in der special relationship sei insbesondere, dass Großbritannien dem Fortbestand der Sonderbeziehungen ein ungleich größeres Gewicht beimisst als umgekehrt die Vereinigten Staaten.

			Diese Konstellation wird sich durch den Brexit weiter verschärfen. Einerseits schätzten die USA die engen Beziehungen zu Großbritannien bisher unter anderem aufgrund der Möglichkeit, indirekt Einfluss auf die Entwicklung der EU zu gewinnen. Dieses Kalkül verliert jedoch durch den Brexit und den Verlust britischer Mitsprache innerhalb der EU seine Grundlage. Andererseits wird Großbritannien für seine weltpolitischen Ambitionen nach dem Austritt aus der EU stärker als zuvor auf die special relationship angewiesen sein. Sofern Großbritannien an seinen Sonderbeziehungen zu den USA festhalten will, wird es nach dem Brexit also noch mehr zur Aufrechterhaltung dieser investieren müssen als in der Vergangenheit. Erste Anzeichen hierfür waren die diplomatischen Bemühungen der Regierung May nach dem EU-Referendum, beispielsweise beim Besuch der Premierministerin in Washington im Januar 2017, die Vereinigten Staaten davon zu überzeugen, dass Großbritannien weiterhin den Willen und die Fähigkeit aufbringen wird, der engste und wichtigste Verbündete Amerikas zu bleiben.

			4	Das Commonwealth of Nations

			Eine weitere Stütze des Selbstverständnisses Großbritanniens als weltpolitischer Akteur ist das Commonwealth of Nations. Dabei handelt es sich um eine Staatengruppe, die aus dem Britischen Empire hervorgegangen ist und heute 52Mitglieder umfasst (siehe die Karte zum Commonwealth). Neben Großbritannien selbst sind dies, bis auf wenige Ausnahmen, ehemalige britische Kolonien. Das Commonwealth will die internationale Verständigung und den Weltfrieden fördern und dient den Mitgliedern als Konsultations- und Kooperationsforum in politischen, wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Fragen. Die Gruppe hat sich dabei auf zentrale Grundwerte wie Demokratie, Menschenrechte und Bekämpfung der Rassendiskriminierung verpflichtet. Die Zusammenarbeit erfolgt nach dem Prinzip der wechselseitigen Achtung der Souveränität und Unabhängigkeit der Mitgliedsstaaten. Die Aktivitäten des Commonwealth werden von einem Sekretariat mit Sitz in London koordiniert, in das jedes Mitglied einen Vertreter entsendet und das von einem Generalsekretär geführt wird. Alle zwei Jahre findet, jeweils in einem anderen Mitgliedsstaat, eine Konferenz der Staats- und Regierungschefs statt. Der Vorsitz des Commonwealth rotiert und wird immer vom Regierungschef des Landes übernommen, das die Gipfelkonferenz ausrichtet. Das Oberhaupt des Commonwealth ist die britische Monarchin. Mit diesem Amt sind allerdings nur symbolische Funktionen verbunden.

			Die Bedeutung der Staatengruppe für Großbritanniens Rolle in der Weltpolitik ist schwer zu fassen. Während Winston Churchill darin noch den wichtigsten der drei Kreise britischen Einflusses in der Welt sah, hat das Commonwealth seither an Beachtung verloren. Vielfach wird die Gruppe als belanglose Debattierrunde und aus der Zeit gefallener Klub belächelt, der sentimental auf das britische Weltreich zurückblickt. Gleichwohl erfüllt das Commonwealth nach wie vor eine Reihe von Funktionen, die für die weltpolitische Position Großbritanniens nicht unerheblich sind. In den letzten Jahren ist sogar eine Art Renaissance der britischen Wertschätzung für die Staatengruppe zu beobachten. So hat vor allem die Regierung Cameron die Bedeutung dieses Forums für Großbritannien hervorgehoben. Es sei ein Verdienst der Regierung, so der damalige Außenminister William Hague im Jahr 2011, »das Commonwealth zurück ins Zentrum der britischen Außenpolitik gerückt zu haben«.2

			Insbesondere bietet das Commonwealth dem Vereinigten Königreich ein zusätzliches Reservoir weicher Machtressourcen und diplomatischer Einflusskanäle. In dieser Hinsicht ist das Commonwealth schon wegen seiner weltweiten Ausbreitung nicht zu vernachlässigen. Fast ein Drittel der Weltbevölkerung lebt in einem der Mitgliedsstaaten der Gruppe. In vielen Staaten des Commonwealth sind britische Rechts- und Verfassungstraditionen tief verankert und die englische Sprache und Kultur fest verwurzelt. Damit ist das Commonwealth für Großbritannien ein einzigartiges Netzwerk diplomatischer und zivilgesellschaftlicher Kontakte. Dieses Netzwerk dient beispielsweise der Förderung von Menschenrechten und demokratischer Prinzipien, aber auch der Abstimmung in weltpolitischen Fragen, beispielsweise den internationalen Klimaverhandlungen. Das Commonwealth engagiert sich bei der Wahlbeobachtung in seinen Mitgliedsstaaten und unterstützt die Arbeit von deren Parlamenten. Zudem nutzen die Mitglieder das Commonwealth zur Pflege gemeinsamer Traditionen und zur Stärkung einer geteilten gesellschaftlichen Identität. Dazu tragen Veranstaltungen wie der jährliche Commonwealth Day oder die alle vier Jahre stattfindenden Commonwealth Games, eine Sportveranstaltung mit Teilnehmern aus allen Commonwealth-Ländern, bei.

			In wirtschaftlicher Hinsicht unterstützt das Commonwealth Großbritanniens Handels- und Investitionsbeziehungen. Dies hat an Relevanz gewonnen, weil viele Mitgliedsstaaten in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten ein starkes Wirtschaftswachstum verzeichnen konnten. So hat sich das Bruttoinlandsprodukt der Commonwealth-Staaten insgesamt in den letzten 20Jahren mehr als verdoppelt. Die wachsende Mittelschicht und deren zunehmende Kaufkraft in zahlreichen Ländern der Gruppe ist für britische Exporte ein interessanter Zukunftsmarkt. Vor diesem Hintergrund dienen die Gipfelkonferenzen des Commonwealth als Forum, um wirtschaftliche Kontakte zu intensivieren und entsprechende Verträge und Vereinbarungen zu schließen. In engem Zusammenhang hierzu sind die Länder des Commonwealth ein Schwerpunkt britischer Entwicklungshilfe. Großbritannien ist nur eines von sechs Ländern weltweit, das der Zielvorgabe der Vereinten Nationen entspricht, mindestens 0,7Prozent des Bruttoinlandsprodukts für die internationale Entwicklungszusammenarbeit aufzubringen. Mehr als die Hälfte der Länder, die Großbritannien auf diese Weise unterstützt, sind Mitglieder des Commonwealth.

			Vieles spricht dafür, dass sich der Bedeutungsgewinn des Commonwealth für die britische Außenpolitik nach dem EU-Austritt des Landes fortsetzt oder sogar beschleunigt. Dies gilt vor allem deshalb, weil Großbritannien nach dem Brexit– es sei denn, es verbleibt in der Zollunion– nicht mehr an die gemeinsame Handelspolitik der EU gebunden sein wird und daher eigene Handelsabkommen mit den Ländern des Commonwealth schließen kann. Solche Abkommen werden eine Priorität der britischen Regierung sein, um die Handelseinbußen, die als Folge des Austritts aus dem europäischen Binnenmarkt zu erwarten sind, zumindest perspektivisch aufzufangen. In diesem Sinne wird beispielsweise der Ausbau der britischen Beziehungen zu Indien als dem bevölkerungsreichsten Land des Commonwealth, die schon die Regierung Cameron zu einer neuen special relationship aufwerten wollte, eine herausgehobene Rolle spielen. Auch gegenüber Australien und Neuseeland hat die britische Regierung bereits ihr Interesse an Verhandlungen über umfassende Freihandelsabkommen deutlich gemacht.

			Derartige Avancen Großbritanniens sind allerdings nicht auf das Commonwealth beschränkt, sondern erstrecken sich ebenso auf andere aufstrebende Wirtschaftsmächte außerhalb Europas. Besonders wichtig sind hier die Beziehungen Großbritanniens zu China, die beide Staaten zu einer strategischen Partnerschaft ausbauen wollen. China ist mittlerweile der sechstgrößte Exportmarkt für Großbritannien und eine bedeutende Quelle ausländischer Direktinvestitionen. Für die Zukunft erwartete die Regierung May daher eine »goldene Ära« in den britisch-chinesischen Beziehungen. Es bleibt jedoch abzuwarten, wie sich der Brexit, der in China eher zurückhaltend kommentiert wurde, diesbezüglich auswirkt.

			5	Ausblick: Großbritanniens Stellung in der Weltpolitik nach dem Brexit

			Die künftige Rolle Großbritanniens in der Weltpolitik nach dessen EU-Austritt ist unsicher. Das Land befindet sich inmitten eines beispiellosen politischen, konstitutionellen und wirtschaftlichen Umbruchs, dessen Folgen für die britische Außenpolitik noch nicht absehbar sind. Die Bandbreite möglicher Szenarien reicht von einem Rückzug Großbritanniens aus der Weltpolitik und einer isolationistischen Wende in der britischen Außenpolitik bis zu einem Großbritannien, das seine internationalistische Tradition fortführt und dabei verstärkt auf außereuropäische Arenen seines weltweiten Einflusses setzt. Die britische Regierung unter Premierministerin Theresa May hat sich diesbezüglich klar für das zweite Szenario und eine globale Zukunft Großbritanniens ausgesprochen. Die Entscheidung für den EU-Austritt sei Ausdruck des britischen Selbstverständnisses als weltpolitischer Akteur und ermögliche es dem Land, seinen Einfluss in der internationalen Arena zu stärken. 

			Zu diesem Zweck kann Großbritannien auf wichtige Machtressourcen zurückgreifen, die dem Land nach wie vor eine herausgehobene Stellung auf internationaler Bühne zuweisen. Besonders bedeutend sind dabei die starke Militärmacht Großbritanniens, seine Position als führende Wirtschaftsnation, sein institutioneller Einfluss in internationalen Organisationen sowie eine Vielzahl »weicher« Machtfaktoren. Allerdings birgt der britische Austritt aus der EU zahlreiche Risiken für die internationale Machtposition Großbritanniens. Diese Risiken betreffen vor allem die wirtschaftliche Position des Landes, erstrecken sich jedoch längerfristig auch auf die übrigen Machtressourcen. Es erscheint daher zumindest fraglich, ob Großbritannien auch in Zukunft in der Lage sein wird, seinem Selbstverständnis als weltpolitischer Akteur gerecht zu werden. Die schwierige Suche Großbritanniens nach seiner Rolle in der Weltpolitik geht mehr als 50Jahre nach Dean Achesons berühmter Rede in eine neue Runde.
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